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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/688: Klimakampf und Kohlefront - Verschleierungstaktik ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - Presseerklärung vom 17. Januar 2020



Gestern hat uns die Nachricht erreicht, dass die deutsche
Bundesregierung entschieden hat, dass der Hambacher Forst nicht gerodet
werden soll. Dies ist eine Erklärung des Hambacher Forst Presseteams:

Wir interpretieren das als Teil einer politischen Strategie mit dem
Ziel, die Waldbesetzung zu delegitimieren. In den folgenden Punkten
wollen wir klarstellen, dass das ein Angriff auf die
Klimagerechtigkeitsbewegung ist. Mike aus dem Hambacher Forst sagt: "Ich
kann nicht akzeptieren, dass der Hambacher Forst als Vorwand benutzt
wird, die andauernde ökozidale und imperialistische Politik des
deutschen Staates zu verschleiern".

Der Hambacher Forst ist nicht, wie die Regierung sagt, gerettet. Der
neue vorgeschlagene Plan von RWE würde aus dem Wald eine Insel
machen in der Grube, gegen die wir seit langem kämpfen. Das Ökosystem
des 12.000 Jahre alten Waldes stirbt, weil immer noch Grundwasser
abgepumpt wird. Wenn RWE den Plan umsetzt und um den Wald herum baggert,
wird sich die Situation drastisch verschlimmern. Wenn die Abbruchkante,
welche jetzt noch etwa 50 Meter vom Wald entfernt ist, nicht vorher
einstürzt, wird der Wald verdursten. Ausserdem muss das Ökosystem Wald
mit der Aussenwelt verbunden sein. Das gilt besonders für den Hambacher
Forst, welcher nur ein Zehntel seiner ursprünglichen Größe hat. Wir
brauchen nicht auszuführen, wie wahnwitzig es ist, dass RWE 2,6
Milliarden Euro gezahlt bekommt für die Zerstörung von Dörfern und
Lebensräumen.

Unser Protest richtet sich nicht nur gegen die Zerstörung des Waldes, es
geht auch darum, jetzt mit der Kohle aufzuhören, und es gibt viele
weitere Gründe, warum die Besetzung im Hambacher Forst ein
Kristallisationspunkt in der Klimagerechtigkeitsbewegung und der
radikalen Linken ist. Der Kampf im Hambacher Forst ist ein Symbol im
Kampf gegen den Klimawandel, deswegen fordern wir den sofortigen
Kohleausstieg.

Der neue Vorschlag ist sogar noch fataler als der der Kohlekommission.
Er torpediert das Klimaabkommen von Paris. Das endgültige Ausstiegsdatum
2045 ist völlig inakzeptabel. Es ist auch viel zu spät, wenn RWE die
Kraftwerke in NRW erst 2038 abstellt, während die Energiefirma Uniper
die Genehmigung bekommen hat, Blutkohle aus Kolumbien und Russland zu
verbrennen in dem neuen Kraftwerk Datteln4.

Aktivistin Nika sagt: "Wir brauchen nicht den Wechsel von Braunkohle zu
Blutkohle. Wir brauchen einen radikalen Systemwechsel jetzt".

Der Kampf um eine bessere Zukunft für uns alle war schon immer
solidarisch mit denen, die direkt betroffen sind. Wir werden die
Entscheidung nicht akzeptieren, dass die Dörfer bei Garzweiler 2
abgerissen werden. Wie wir für den Hambacher Forst kämpfen, so
solidarisch sind wir mit denen, die um ihren eigenen Lebensraum kämpfen.
Sei es im Rheinland, Russland, Kolumbien oder sonstwo. Kapitalismus löst
keine Probleme, er erschafft nur neue. Der Druck auf den Hambacher Forst
mag reduziert sein, aber er steigt woanders. Das ist ganz klar ein
Versuch, ein Symbol zu befrieden und auszuhöhlen. Wir schlagen deshalb
vor, die subversive Energie über den Hambacher Forst hinauszutragen.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/687: Klimakampf und Kohlefront - zu langsam, der Start ... (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - Statement vom 16.01.2020

Beschlossener Kohleausstiegspfad ist zu zögerlich für ein
Energiewende-Land; Ausbaupfade für Erneuerbare Energien bis 2030 lassen
weiter auf sich warten



Berlin - Statement von Dr. Simone Peter, Präsidentin des Bundesverbands
Erneuerbare Energie (BEE), zum heute bekannt gewordenen Kohleausstiegsplan
der Bundesregierung:

"Nach langem Warten liegen die Eckpunkte für den Kohleausstieg nun endlich
vor. Ein verlässlicher Rechtsrahmen für den Ausstieg aus der
klimaschädlichen Stein- und Braunkohle war überfällig. Leider bleibt dieser
hinter den Empfehlungen der Kommission Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung (Kohlekommission) zurück. Dennoch sendet er ein deutliches
Signal an Betreiber und Investoren: Das Zeitalter der Kohleverstromung in
Deutschland ist vorbei.

Mit Blick auf die Klimaschutzziele, die Modernisierung der
Energiewirtschaft und des Industriestandortes Deutschland sind die jetzt
festgelegten Schritte jedoch zu zaghaft. Das ist ein zögerliches Signal für
ein Energiewende-Land, das dem Klimaschutz gemäß dem Paris-Abkommen ebenso
verpflichtet ist.

Mit diesem Ausstiegsplan werden die notwendigen Treibhausgasreduktionen zur
Erreichung der deutschen Klimaschutzziele verfehlt. Das ist bereits heute
absehbar. Auch aufgrund des Klimaschutzgesetzes und der darin enthaltenen
Treibhausgasminderungsziele, deren Erreichung jährlich zu überprüfen ist,
ist erkennbar, dass der heutige Kompromiss nachverhandelt werden muss.
Braunkohleverstromung wird im Jahr 2035 und darüber hinaus nicht mehr
rentabel sein. Der Strommarkt wird durch die Effekte aus dem Europäischen
Emissionshandel marktseitig dafür sorgen, dass der Ausstieg schneller
erfolgen wird. Die Politik gaukelt den Arbeitnehmern in den betroffenen
Regionen falsche Tatsachen vor.

Wichtig ist es jetzt, dass das von der Kohlekommission nochmals bekräftige
Ziel der Bundesregierung, Erneuerbare Energien in der Stromversorgung bis
2030 auf 65 Prozent zu steigern, jetzt rasch mit einem verlässlichen
Ausbaupfad unterlegt wird. Ohne ambitioniertere Ausbaupfade für Wind-,
Solar- und Bioenergie, Wasserkraft und Geothermie, die kurzfristige
Beseitigung der Deckel bei Photovoltaik, Offshore-Wind und flexibilisierter
Biomasse sowie die Vermeidung neuer Hürden, wie pauschale
Abstandsregelungen bei der Windkraft, droht eine Ökostromlücke in der
Stromversorgung.

Gerade auch für die vom Strukturwandel betroffenen Regionen bietet die
Investition in saubere Technologien - von Erneuerbare-Energien-Anlagen über
Speicher bis zu PtX-Anlagen - eine nachhaltige Perspektive, denn die
notwendige Infrastruktur ist vorhanden. Mittel aus dem
Strukturstärkungsgesetz sollten hierfür gezielt eingesetzt werden. Hier
bietet sich die Chance, mit bestmöglicher Beteiligung und Teilhabe der
Bürgerinnen und Bürger, Modellregionen der Energiewende zu schaffen."

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de
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KOHLEALARM/686: Klimakampf und Kohlefront - Profiteure der Not ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Zu wenig Klimaschutz, zu viel Entschädigung an Konzerne

Neue Kohleabbaugebiete in der Lausitz aber nicht mehr begründbar



Cottbus/Berlin - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA bewertet den heute
veröffentlichten Abschaltplan der Braunkohlenkraftwerke als
klimapolitisches Einknicken der Bundesregierung vor den
Kraftwerksbetreibern. Der Plan beendet jedoch die Diskussion um neue
Abbaugebiete in der Lausitz. Für die Tagebauen Welzow-Süd II und
Nochten-Sonderfeld gibt es keinen Bedarf an Kohle mehr.

"Der zwischen Regierung und Konzernen ausgehandelte Abschaltplan tritt das
Ergebnis der Kohlekommission mit Füßen. Während der Kommissionsbericht Wert
auf einen stetigen Abbau der Kraftwerkskapazitäten legt, sollen jetzt fast
alle Braunkohlekraftwerke kurz vor 2030 oder kurz vor 2039 abgeschaltet
werden. Das bedeutet einen massiven Mehrausstoß von Treibhausgasen."
kritisiert René Schuster von der GRÜNEN LIGA.

Schuster kritisiert auch die Zahlung von Entschädigungen an die
Kraftwerksbetreiber: "Es ist völlig unklar, wofür der EPH-Konzern
Milliardenentschädigungen bekommen soll. Schon vor jeder Diskussion um den
Kohleausstieg war klar, dass die älteren Lausitzer Kraftwerksblöcke im Jahr
2030 vom Netz sein werden. Dafür Entschädigungen an die Milliardäre Kellner
und K?etinsk� zu zahlen ist reine Verschwendung von Steuergeldern."

Da der Abschaltplan jedoch einen maximalen Kohlebedarf der Lausitzer
Kraftwerke bis 2038 festschreibt, sollte die Diskussion um neue
Abbaugebiete nun endlich beendet sein. René Schuster dazu:

"Mit dem vorgelegten Abschaltplan lässt sich weder der Tagebau Welzow-Süd
II noch der Aufschluss des Sonderfeldes Mühlrose begründen. Das Auslaufen
der Tagebaue Welzow und Nochten ohne diese neuen Abbaugebiete muss jetzt
endlich konkret geregelt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/685: Klimakampf und Kohlefront - faule Kompromisse ... (ClientEarth)

ClientEarth - Pressestatment vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg: 

Jurist*innen von ClientEarth reagieren auf Pläne der Bundesregierung



Berlin - Rechtlich fragwürdig, kurzsichtig und ein klimapolitischer Flop:
Die Jurist*innen von ClientEarth reagieren auf die Pläne der
Bundesregierung zum Kohleausstieg.

Die Bundesregierung hat heute Details zum geplanten Kohleausstieg
veröffentlicht. Die Jurist*innen von ClientEarth - Anwälte der Erde sind
von den Inhalten schockiert und verurteilen die Pläne aufs Schärfste.

Prof. Dr. Hermann Ott, Leiter von ClientEarth Deutschland, sagte hierzu:
"Die Bundesregierung ignoriert sämtliche Warnungen. Diese Pläne für einen
Kohleausstieg kommen wie aus einem Paralleluniversum, während Australien
brennt und die Ozeane sich aufheizen."

"Im Jahr 2038 könnte Deutschland immer noch eine Leistung von beinahe 6 GW
aus Kohle erzeugen - dabei ist ein kompletter Kohleausstieg bis 2030 der
einzige Weg, um die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels zu vermeiden
und um das Pariser Abkommen einzuhalten."

"Die Regierung hat außerdem anscheinend kein Interesse, das Zuhause der
Menschen rund um den gigantischen Tagebau Garzweiler zu retten. Dessen
Betreiber RWE beharrt weiterhin auf einer Erweiterung. Dagegen werden sich
die Anwohner*innen nun vor Gericht wehren müssen - und die Chancen auf
Erfolg stehen hierbei angesichts des fortschreitenden Klimawandels gut."

"Und als ob das noch nicht genug wäre, wurden den Energiekonzernen, die für
die nächsten 18 Jahre weiter freudig Deutschland und den ganzen Planeten
mit ihrer klimaschädlichen Kohle verdrecken wollen, auch noch staatliche
Entschädigungssummen in Milliardenhöhe versprochen."

"Das ist nicht nur unmoralisch sondern womöglich unrechtmäßig: Die
Entschädigungszahlungen sind noch keine beschlossene Sache, denn die
Europäischen Kommission wird sie anhand strenger Kriterien auf verbotene
Beihilfe prüfen."

"Diese Pläne der Bundesregierung sind ein absoluter Fehlschlag, ein aus
juristischer Perspektive erschreckend kurzsichtiger Schachzug und eine
Beleidigung für all diejenigen, die die verheerenden Auswirkungen des
Klimawandels bereits zu spüren bekommen. Dies darf nicht der politische
Fahrplan sein, der in den nächsten Monaten umgesetzt wird."

ClientEarth hat ein juristisches Gutachten und ein Statement über die
Rechtmäßigkeit von Entschädigungszahlungen für Energiekonzerne im Rahmen
des Kohleausstiegs veröffentlicht.

Die gemeinnützige Umweltrechtsorganisation unterstützt auch die betroffenen
Anwohner*innen rund um den Tagebau Garzweiler dabei, ihre Dörfer vor der
Zerstörung zu retten.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de
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KOHLEALARM/684: Klimakampf und Kohlefront - zögerlich ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg kein stetiger Pfad, sondern Irrweg



Zur Bekanntgabe der Einigung zur Stilllegung von Braunkohlekraftwerken
erklärt Stefanie Langkamp, Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz
Deutschland:

"Für den Klimaschutz ist der heute bekannt gewordene Abschaltpfad für die
klimaschädliche Braunkohle eine Katastrophe. Statt Braunkohlekraftwerke
stetig vom Netz zu nehmen, fährt die Bundesregierung den Kohlekompromiss
vor die Wand. In vielen Jahren werden Kraftwerke erst zum spätest möglichen
Zeitpunkt vom Netz genommen. Fast die Hälfte der Kraftwerkskapazitäten
sollen erst 2035 oder später stillgelegt werden. Nach 2022 und Anfang der
30er-Jahre passiert erst mal lange nichts, viele der dreckigsten Kraftwerke
gehen besonders spät vom Netz. Das ist kein stetiger Abschaltpfad, sondern
ein Irrweg. Viel zu lange verursachen die Braunkohlekraftwerke weiteren
Klimaschaden.

Katastrophal ist der Kohleausstieg auch mit Blick auf die
Tagebaubetroffenen. Zwar erkennt die Bundesregierung endlich an, dass der
Hambacher Wald erhalten werden soll, trotzdem will sie weiter Dörfer für
den Kohleausstieg zerstören. Ein solcher Kohleausstieg wird die Situation
nicht befrieden die Bundesregierung kann sich auf weitere Proteste
einstellen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/683: Klimakampf und Kohlefront - ganz oder gar nicht ... (Antje Grothus)

Statement von Antje Grothus zur Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg:

Gesellschafts- und klimapolitische Bankrotterklärung



Buir-Berlin, 16.01.2020. "Die Bundesregierung hat es nicht geschafft den
Minimalkompromiss der Kohlekommission umzusetzen. Das ist sowohl
gesellschafts- wie auch klimapolitisch eine Bankrotterklärung. Die
gesellschaftlichen Konflikte um die Kohle in den Regionen und die
Klimakrise werden dadurch seitens der politisch Verantwortlichen weiter
angeheizt.

Ministerpräsident Armin Laschet hat in den nächtlichen Verhandlungen die
Heimat von Menschen am Tagebau Garzweiler ohne Not auf dem Altar der
Braunkohleverstromung geopfert. Mit der Behauptung, der Tagebau Garzweiler
sei notwendig für die Versorgungssicherheit, zieht Laschet sich aus der
Verantwortung, die er als Landesvater für die Dörfer in NRW hat. Damit hat
er die Chance vertan, den Konflikt um Wald und Dörfer zu befrieden,
eskaliert die Situation und geht auf Konfrontationskurs mit den vom
Kohleabbau betroffenen Bürger*innen und der Klimabewegung.

Wir werden jetzt mit aller Kraft weiter für den Erhalt der Dörfer und gegen
die Inbetriebnahme von Datteln 4 kämpfen. Wenn der Hambacher Wald wie von
RWE geplant zu einer Halbinsel gebaggert wird, ist er nicht dauerhaft
überlebensfähig. Der Wald darf nicht in Besitz von RWE bleiben, sondern
sollte an die Kommunen oder eine Stiftung übergehen. Solange Wald und
Dörfer nicht sicher sind, werden die Proteste weitergehen."

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 16.01.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/682: Klimakampf und Kohlefront - keine Zeit zum Durchatmen ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement vom 16.01.2020

Erhalt des Hambacher Forsts ist ein Erfolg der Klimabewegung +++ Ende
Gelände betrachtet Kohlepolitik als unzureichend +++
Entschädigungszahlungen vergolden Kohleausstieg



"Den Erhalt des Hambacher Forstes sehen wir als einen Erfolg der
Klimagerechtigkeitsbewegung. Hier sehen wir, was wir bewirken können,
wenn wir uns organisieren, protestieren und zivilen Ungehorsam leisten.

Insgesamt sind die heute bekanntgegebenen Maßnahmen allerdings völlig
unzureichend. Dass Garzweiler wie geplant weiter betrieben werden soll
und weitere Dörfer abgebaggert werden, steht im krassen Gegensatz zur
Realität der Klimakrise. Es darf nicht bei Symbolpolitik bleiben!
Wir brauchen eine sofortige Abkehr vom Kohlestrom.

Hinzu kommen Entschädigungszahlungen, die den Konzernen den
Kohleausstieg vergolden. Dieses Geld sollte in einen sozial gerechten
Strukturwandel und erneuerbare Infrastruktur fließen.

Es gibt noch viel zu tun und deshalb wird unser Widerstand weitergehen,
solidarisch an der Seite der Dörfer und mit den Menschen im Hambacher
Forst."

Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/681: Klimakampf und Kohlefront - keine halben Sachen ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg: Sechs weitere Dörfer sollen in NRW zerstört werden,
Pariser Klimaziele unerreichbar



Heute hat das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum Kohleausstieg
verkündet. Diese sieht vor, dass der Tagebau Garzweiler in NRW komplett
ausgekohlt wird. Damit sollen sechs weitere Dörfer vernichtet werden, in
denen noch hunderte Menschen leben. Die Einhaltung der Pariser Klimaziele
ist mit dem Beschluss unmöglich. Die Einigung zwischen Regierung und
Konzernen wird damit zur Schreckensnachricht für die Betroffenen in den
Kohlerevieren.

"Ich bin wütend und fassunglos, dieses Ergebnis ist eine Katastrophe für
uns Menschen in den Dörfern. Die Bundesregierung zerstört das Klima und
Ministerpräsident Laschet will unsere Dörfer vernichten. Aber wir leben
hier und wollen hier bleiben!" so Britta Kox, aus dem bedrohten Dorf
Berverath. "Uns wurde vor einem Jahr von Ministerpräsident Laschet
persönlich ein Dialog versprochen, wir haben nie wieder ein Wort gehört.
Das Gesetz wurde auf Bundesebene mit den Konzernen ausgehandelt, die
Betroffenen wurden wieder komplett ignoriert."

"Wir haben keine Wahl, als weiter für den Erhalt unserer Dörfer zu kämpfen.
Wir haben mit der Klimabewegung starke Verbündete, die schon den Erhalt des
Hambacher Forsts erkämpft haben - und wir werden noch weitere Unterstützung
bekommen. Wir bitten alle Menschen: Helft uns, unsere Dörfer zu retten und
steht an unserer Seite, damit alle Dörfer bleiben!", so David Dresen aus
dem ebenfalls bedrohten Dorf Kuckum.

Für den 8. März lädt Alle Dörfer Bleiben! zu einem Protest-Spaziergang in
den akut von der Abbaggerung bedrohten Dörfern am Tagebau Garzweiler ein.
Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen.

https://twitter.com/AlleDoerfer

www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/680: Klimakampf und Kohlefront - nicht später, sondern sofort ... (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Bundesregierung und Ministerpräsidenten torpedieren Kohle-Kompromiss



Düsseldorf | Die in der vergangenen Nacht ausgearbeitete Planung von Bund
und Ländern zum Kohleausstieg stößt beim nordrhein-westfälischen
Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) auf
heftige Kritik. Der heute verkündete Umsetzungplan zum im Januar 2019
vorgeschlagenen Kompromiss der Kohle-Kommission sieht die Abschaltung von
2,8 Gigawatt Braunkohlekraftwerken anstelle von empfohlenen 3,1 Gigawatt
vor. Zudem sollen entgegen der Abstimmungen der Kohlekommission die
Abschaltungen teilweise nicht dort stattfinden, wo Wald und Dörfer bei
Hambach und Garzweiler bedroht sind. Stattdessen sollen bis zu 0,6 der 2,8
Gigawatt beim Tagebau Inden abgeschaltet werden. Bei der Steinkohle soll
nach den vorliegenden Erklärungen der Bundesregierung die Leistung im Netz
nicht reduziert, sondern entgegen der Empfehlungen des Kohlekompromisses
sogar durch die Inbetriebnahme des Kraftwerks Datteln 4 erhöht werden.

"Bei der Braunkohle weniger zu machen als empfohlen und dazu noch an der
falschen Stelle und bei der Steinkohle sogar Zubau der Kraftwerksleistung
anstelle Rückbau beerdigt den mühsam ausgehandelten Kohlekompromiss", sagte
der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Offenbar
hatten die beteiligten Politiker nie die Absicht, den Kompromiss 1:1
umzusetzen."

Mit der beabsichtigten Inbetriebnahme des Steinkohlenkraftwerks Datteln 4
ginge bis 2022 zusätzlich 1 Gigawatt an Kraftwerksleistung neu ans Netz.
"Dass die Bundesregierung jetzt zugunsten des Kraftwerksschwarzbaus Datteln
4 vom Kohlekompromiss abweichen will, ist ein klimaschutzpolitisches
Desaster und ein schlimmes Signal gegen die Energiewende", so Krämerkämper.
Gleichzeitig kündigte Krämerkämper weiteren heftigen Widerstand gegen
diesen Kohlemeiler an.

Auch wenn der BUND begrüßt, dass Bund und Länder den juristisch erkämpften
Rodungsstopp im Hambacher Wald nunmehr auch politisch bestätigen und den
Braunkohlentagebau Hambach entsprechend verkleinern wollen, sorgt die
geplante Zerstörung der Garzweiler-Dörfer für Empörung bei den
Umweltschützern.

"Was die Sozialdemokraten 1995 beschlossen haben, will
CDU-Ministerpräsident Armin Laschet nun vollenden", sagte 
BUND-Geschäftsleiter Dirk Jansen. "Das Abbaggern von fünf weiteren Dörfern ist
in keiner Weise begründbar. Es bleibt vollkommen unverständlich, warum
Laschet mit Unterstützung der Bundesregierung die Abschaltungen von
Kraftwerken vom Tagebau Garzweiler zum Tagebau Inden verlagert, die Dörfer
opfern und hunderte Menschen in die Verzweiflung treiben will." Eine
Umsetzung der Empfehlungen der Kohle-Kommission würde dagegen den Hambacher
Wald und alle Dörfer retten. "Die heutige Kohle-Einigung wird die Region
leider nicht befrieden", so Jansen. "Laschet und Co. haben eine große
Chance verpasst und werden mit weiteren Protesten rechnen müssen."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/679: Klimakampf und Kohlefront - daneben gegriffen ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 16. Januar 2020

Einigung zum Kohle-Ausstieg ist ein klimapolitischer Skandal 



"Anlässlich der heutigen Pressekonferenz von Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier, Bundesumweltministerin Svenja Schulze und
Bundesfinanzminister Olaf Scholz zum Kohleausstieg erklärt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die sogenannte Einigung ist ein energie- und klimapolitischer Skandal. Die
Bundesregierung hat in substanziellen Punkten den Kohle-Kompromiss
missachtet. An Stelle von 3 Gigawatt sollen bis 2022 nur 2,8 Gigawatt
Braunkohle stillgelegt werden. Es fehlt ein stetiger Abschaltpfad. Zwischen
2022 und 2025 sind keine Stilllegungen geplant, das Gros wird auf die Zeit
nach 2030 verschoben. Einmal mehr zeigt sich, dass die Bundesregierung die
Tragweite der Klimakrise nicht verstanden hat - oder eiskalt ignoriert.

Die Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks Datteln 4 hat der 
nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet heute noch einmal bestätigt -
eine klimapolitische Blamage für die Bundesregierung und ein klarer Bruch
mit dem Kohle-Kompromiss. Der gesellschaftliche Großkonflikt wird so nicht
entspannt, sondern angefacht. Geeint hat die Klimabewegung den Hambacher
Wald gerettet. Diesen Protest werden wir jetzt zum Kraftwerk Datteln 4 und
in die Dörfer tragen."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Im Entwurf des Strukturstärkungsgesetzes gibt es keine Verknüpfung mit der
Einhaltung eines Abschaltpfades für Kohlekraftwerke. Dies ist aber zentral,
um größtmöglichen Nutzen für den Klimaschutz zu erzielen. Auch ist die
Vereinbarkeit mit den Nachhaltigkeitszielen kein übergeordnetes, sondern
ein alternatives Prüfkriterium für alle Projekte der 
Strukturwandel-Förderung.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net
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KOHLEALARM/678: Klimakampf und Kohlefront - das Gesetz ist gefragt ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Kohleausstieg notfalls ordnungsrechtlich durchsetzen



Anlässlich des Spitzentreffens zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel und
den Ministerpräsidenten der Braunkohle-Länder zum Kohleausstiegsgesetz und
den Strukturhilfen in den Regionen heute Abend erklärt Stefanie Langkamp,
Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Der Kohleausstieg darf nicht länger verzögert werden. Wenn die
Braunkohlebetreiber nicht zu einer Einigung bereit sind, sollte die
Bundesregierung nun zügig den Ausstieg per Gesetz vorbereiten, wie von der
Kohlekommission empfohlen. Sonst bleiben dringende Fortschritte beim
Klimaschutz und die notwendige Planungssicherheit für Regionen,
Beschäftigte und Tagebaubetroffene aus. Strukturhilfen und die Abschaltung
von Kohlekraftwerken dürfen nicht durch eine Blockade der Betreiber weiter
aufgeschoben werden.

2020 muss das Jahr werden, in dem die Bundesregierung angesichts der
Klimakrise endlich angemessen handelt. Deswegen müssen Kohlekraftwerke
zügig vom Netz gehen und stetig klimaschädliche Emissionen reduziert
werden. Zu einem sozialverträglichen Kohleausstieg gehört auch, dass nicht
nur der Hambacher Wald gerettet wird, sondern garantiert werden kann, dass
kein weiteres Dorf mehr dem Braunkohleabbau zum Opfer fällt. Die
Bundesregierung sollte deshalb im Sinne der Kohlekommission gegenüber dem
Betreiber RWE auf einer frühen Abschaltung von 3,1 Gigawatt an den
Standorten Niederaußem und Neurath beharren.?

Aus dem Abschlussbericht der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", S. 64:

"Die Kommission geht davon aus, dass in den Verhandlungen mit den
Betreibern von Braunkohlekraftwerken die gesamte Planung bis 2030
einvernehmlich geregelt wird. Für den Fall, dass eine einvernehmliche
Lösung mit den Betreibern von Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni
2020 erfolgt ist, empfiehlt die Kommission, eine ordnungsrechtliche Lösung
mit Entschädigungszahlungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse
entsprechend dem oben genannten Reduktionspfad umzusetzen. So wird aus
Gründen der Versorgungssicherheit eine planbare Entwicklung
sichergestellt."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/677: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

Kohleausstieg: Konzernforderungen blockieren Strukturmittel



Cottbus - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA kritisiert vor dem heutigen Treffen der
Bundesregierung mit den Kohlekraftwerksbetreibern, dass überzogene
Entschädigungsforderungen der Konzerne bisher auch die Strukturwandelhilfen
für die Kohleregionen blockieren.

"Die Strukturhilfen hängen seit Monaten in der Luft, weil nur um die
einvernehmlichen Lösung mit den Kohlekonzernen verhandelt wurde, ohne
parallel einen verordneten Kohleausstieg vorzubereiten. So konnte jede
überzogene Entschädigungsforderung der Konzerne auch das
Strukturstärkungsgesetz blockieren. Die Kohleregionen wurden trotz
gefeierter Kommissions-Einigung zur politischen Geisel der Konzerne
gemacht." sagt René Schuster, Bundesvorsitzender des Umweltnetzwerkes GRÜNE
LIGA und selbst Lausitzer.

In den Empfehlungen der Kohlekommission heißt es ausdrücklich:

"Für den Fall, dass eine einvernehmliche Lösung mit den Betreibern von
Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni 2020 erfolgt ist, empfiehlt
die Kommission eine ordnungsrechtliche Lösung mit Entschädigungszahlungen
im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse entsprechend des oben genannten
Reduktionspfades umzusetzen."

Das ist ohne Verzögerungen des Ausstiegspfades nur umsetzbar, wenn die
ordnungsrechtlichen Lösung gesetzlich geregelt ist und am 1. Juli 2020 in
Kraft treten kann. Dies hätte nicht zuletzt ein Inkrafttreten des an den
Kohleausstieg gekoppelten Strukturstärkungsgesetzes auch unabhängig vom
Verhandlungsstand mit den Kraftwerksbetreibern ermöglicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/676: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand nach Gesetz und Regeln ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 10. Januar 2020

GRÜNE LIGA pachtet Grundstück im Tagebauvorfeld bis 2037



Cottbus, 10.01.020. Die GRÜNE LIGA hat ein privates Grundstück im Vorfeld
des Tagebaues Nochten bis 2037 zur Nutzung übertragen bekommen und plant in
den nächsten Monaten dort Bildungs- und Kulturveranstaltungen.

"Die Grundeigentümer aus der Region wollen ihren Wald nicht an die LEAG
verkaufen und ihn stattdessen für gemeinnützige Zwecke nutzen lassen. Wir
werden in den nächsten Monaten Kunstaktionen und Bildungsveranstaltungen
auf diesem Gelände durchführen." erläutert René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Schuster weiter: "Wir gehen davon aus, dass der schrittweise Ausstieg aus
der Braunkohle eine Verkleinerung des Abbaufeldes und eine dauerhafte
Erhaltung dieses Waldes ermöglicht. Mehr Abstand zwischen der Grube und den
Dörfern Rohne und Mulkwitz wird seit Jahren von der örtlichen
Bürgerinitiative gefordert - das neu gestartete Planverfahren zum Tagebau
Nochten wird darüber entscheiden müssen."

Das Waldstück von etwa einem halben Hektar liegt in der Nähe der Ortschaft
Rohne. Die Nutzung für Naturschutz, Bildungs- und Kulturveranstaltungen
wurde in dem im Dezember 2019 abgeschlossenen Pachtvertrag festgeschrieben,
der bis 2037 läuft.

Im Jahr 2017 beschloss der Regionale Planungsverband 
Oberlausitz-Niederschlesien, das Verfahren zum Braunkohlenplan Tagebau Nochten neu zu
eröffnen, um den Erhalt von Rohne und Mulkwitz auch planerisch
festzuschreiben. Ein solches Verfahren ist jedoch ergebnisoffen zu führen
und nicht an das Revierkonzept der LEAG gebunden. Das Bündnis
"Strukturwandel jetzt - kein Nochten II" hatte dementsprechend die
Forderung aufgestellt, genug Abstand zu den Dörfern einzuhalten, um deren
Lebensqualität zu erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/4412: Hanau - Reihe "Wort & Klang", zum 200. Geburtstag von Herman Melville, 13.02.2020

Stadt Hanau

"Billy Budd" in der Reihe "Wort & Klang"

Philipp Krause würdigt den 200. Geburtstag von Herman Melville



Mit einer Lesung aus "Billy Budd" wird am Donnerstag, 13. Februar, die
beliebte Veranstaltungsreihe "Wort & Klang" im Kulturforum
fortgesetzt. Philip Krause, der bereits einen Auftritt in dieser
Saison der Veranstaltungsreihe hatte, zelebriert damit den 200.
Geburtstag des amerikanischen Schriftstellers Herman Melville. Dessen
bekanntestes Werk ist "Moby Dick", das aber auch erst nach dem Tod des
Autors weltweit Anerkennung erhielt. "Billy Budd", eine Seenovelle,
ist das letzte Prosawerk Melvilles. Das Manuskript wurde vor seinem
Tod nicht mehr vollendet und gibt dadurch der Nachwelt bis heute noch
einige Rätsel auf.

Philip Krause ist freier Schauspieler, Sprecher und Pädagoge und
bekannt für seine Arbeit für die Deutsche Blinden-Hörbücherei, für die
er zahlreiche Kinder- und Jugendhörbücher aufgenommen hat.

Die Eintrittskarten kosten 10 Euro und können im Kulturforum oder im
Buchladen am Freiheitsplatz erworben werden. Die Abendkasse ist am
Abend der Veranstaltung ab 19 Uhr geöffnet. Die Lesung findet um 19:30
Uhr im 2. Stock des Kulturforums im Lesecafé statt. Getränke stehen
bereit. Das Kulturforum ist barrierefrei und kann mit dem Aufzug aus
dem Parkhaus erreicht werden.

"Wort & Klang" steht unter der künstlerischen Leitung von Benjamin
Baumann und lädt regelmäßig zu einmaligen Lesungen, Konzerten und
Lesungen mit musikalischer Unterstützung in das Lesecafé des
Kulturforums ein. Bekannte Schauspielerinnen und Schauspieler, aber
auch neue Gesichter, treten jeweils immer donnerstags im Wechsel auf
und machen Literatur auf besondere Weise erlebbar.

Weitere Infos zu den Veranstaltungen können per E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de angefragt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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ATTAC/2028: Goldene Klobürste für Vattenfall und Uniper

Gemeinsame Presseankündigung

Kampagnenbündnis "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen"
Berlin, 17. Januar 2020


Proteste
gegen Vattenfall und Uniper vor dem Handelsblatt-Energie-Gipfel

Verleihung der "Goldenen Klobürste" für Konzerne, die mit
Entschädigungsklagen die demokratische Energiepolitik und den
Klimaschutz unterlaufen



• Dienstag, 21. Januar 2020, 14 Uhr

• Vor dem InterContinental Hotel, Budapester Straße 2, 10787 Berlin

Mit der Verleihung des Negativpreises "Die Goldene Klobürste"
protestieren handels-, umwelt- und energiepolitische Organisationen am
Dienstag in Berlin gegen die Energiekonzerne Vattenfall und Uniper. Die
Aktion findet vor den Türen des Handelsblatt-Energie-Gipfels statt, bei
dem Magnus Hall (CEO Vattenfall) sowie Andreas Schierenbeck
(Vorstandsvorsitzender Uniper) als Referenten auftreten. An der Aktion
beteiligt sind Attac, der BUND, Greenpeace, die NaturFreunde, das
Netzwerk Gerechter Welthandel, das Plenum des Berliner Energietisches
und PowerShift.

Auf Basis des Energiecharta-Vertrags, der internationalen Investoren
auch Sonderklagerechte gegen Staaten gewährt, verklagt Vattenfall
derzeit die deutsche Bundesregierung vor einem internationalen
Schiedsgericht. Der Konzern fordert Entschädigung wegen des
Atomausstiegs, der 2011 beschlossen wurde.

Jürgen Knirsch von Greenpeace: "Immer wieder nutzt Vattenfall private
Schiedsgerichte, um seine Konzerninteressen durchzusetzen. Mehr als
sechs Milliarden Euro will der Konzern dafür, dass Deutschland nach
langen Debatten eine demokratische Entscheidung gegen die gesundheits-
und umweltgefährdende Atomenergie getroffen hat. Und das, obwohl das
Bundesverfassungsgericht Vattenfall bereits 2016 Schadensersatz
zugestanden hat. Wir finden, dafür hat Vattenfall die 'Goldene
Klobürste' verdient!"

Ebenfalls auf Basis des Energiecharta-Vertrags hat Uniper angedroht, die
Niederlande auf Entschädigung für den kürzlich beschlossenen
Kohleausstieg zu verklagen, welcher eine Abschaltung aller
Kohlekraftwerke bis spätestens 2030 vorsieht.

Bettina Müller von PowerShift: "Schon lange ist klar, dass ein möglichst
schneller Ausstieg aus der Kohleverstromung unabdingbar ist, um die
Klimakrise abzumildern. Dennoch eröffnete Uniper noch 2016 ein neues
Kohlekraftwerk in den Niederlanden - und will nun die Steuerzahler*innen
für diese klimaschädliche Fehlinvestition zur Kasse bitten. Damit
torpediert der Konzern die Energiewende und unterläuft demokratische
Entscheidungen."

Der Negativpreis "Die Goldene Klobürste" wurde entwickelt, um die
Kampagne "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!" zu
unterstützen. Die Klobürste symbolisiert die Forderung, Konzerne für
Verstöße gegen Menschenrechte und Umweltschutz zur Verantwortung zu
ziehen, statt ihre Rechte auszuweiten und ihnen Sonderklagerechte vor
internationalen Schiedsgerichten zu gewähren. Für den Preis nominiert
wurden Unternehmen, die sich durch besonders schlechtes Verhalten
gegenüber der Bevölkerung, dem Klima- oder Umweltschutz ausgezeichnet
haben. Magnus Hall und Andreas Schierenbeck wurden eingeladen, die
Preise am Dienstag entgegenzunehmen.




Weitere Informationen:

Kampagnenseite "Die Goldene Klobürste":

www.goldentoiletbrush.org/?lang=de

Kampagnenseite "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!":

www.stopisds.org

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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TREFF/329: Herten - Orientalische Nacht, Von Frauen und nur für Frauen, 14.03.2020

Stadt Herten

Orientalische Nacht in der FBW

"Von Frauen und nur für Frauen"



Herten. Die Orientalische Nacht gehört seit Jahren fest zum Programm
der Frauenkulturtage in Herten. Und auch in diesem Jahr findet diese
beliebte Veranstaltung "von Frauen und nur für Frauen" wieder statt.
Am Samstag, 14. März, um 20 Uhr bieten Nadhiyah und ihre Tänzerinnen
den Zuschauerinnen in der Freizeit- und Begegnungsstätte Westerholt
einen Einblick in die Welt des Orientalischen Tanzes. Karten sind ab
sofort erhältlich.

"Mit fesselnder Musik, bunten, kunstvollen und fantasiereichen
Kostümen sowie einfallsreichen und packenden Choreografien erwartet
die Zuschauerinnen eine bunte Reise für die Sinne zwischen Orient und
Okzident", so Iris Walter von der FBW. Die Aufführungen der einzelnen
Gruppen zeigen eine große Bandbreite und bieten einige Überraschungen.
Ein kleiner Basar mit orientalischen Stoffen, Tanzkleidern, Schmuck
und Utensilien lädt zudem zum Stöbern ein.

Karten können ab sofort in der FBW, Kuhstraße 49, 45701 Herten oder
telefonisch unter 02366 303-303, erworben werden.

Der Eintritt kostet für die Abendvorstellung 7 Euro, inklusive einem
kleinen Häppchen-Buffet. Einlass ist bereits ab 19.30 Uhr, Beginn ist
um 20 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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LESUNG/6585: Braunschweig - Johannes Böhme, Das Unglück schreitet schnell, 22.01.2020

Stadt Braunschweig

Johannes Böhme liest aus seinem Debütroman "Das Unglück schreitet
schnell"



Braunschweig. Johannes Böhme liest am Mittwoch, 22. Januar,
um 19 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, 38102
Braunschweig, aus seinem Debütroman: "Das Unglück schreitet schnell".
Moderiert wird die Lesung von Buchhändler Stefan Hallensleben.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen unter der Telefonnummer
70189317.

Johannes Böhme macht sich auf die Suche nach der Wahrheit in seiner
Familiengeschichte. Lange nach dem Tod seiner Großmutter liest er die
Liebesbriefe die ein gewisser Hermann Bartens, ihr erster Ehemann, ihr
aus dem 2. Weltkrieg geschrieben hat. Der letzte Brief stammt aus
Stalingrad im Januar 1943. Ab da blieb Hermann Bartens verschollen.

Johannes Böhme, geboren 1987, lebt in Hamburg und Amsterdam, er
studierte in Maastricht, Berkeley und Cambridge Politikwissenschaften
und Ideengeschichte. Seit 2016 arbeitet er als freier Journalist für
"brand eins", "Die Zeit" und das "Süddeutsche Zeitung Magazin". 2018
gewann er den Axel-Springer-Preis (Bronze) und den Katholischen
Medienpreis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8866: Und morgen, den 18. Januar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 18.01.2020 bis zum 19.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8866 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Mittags blinzelt der Sonnenschein,

kommender Regen und Winde.

Wo könnte Jean, der Frosch, nur sein?

Ob ich ihn heute wohl finde?
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SPANIEN/039: Spaniens neue Regierung - Politischer Spagat zwischen allen Stühlen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Spaniens neue Regierung: Politischer Spagat zwischen allen 
Stühlen

Von Bernardo Jairo Gomez Garcia, Neue Debatte, 16. Januar 2020



Pedro Sánchez (PSOE) ist vom Parlament im zweiten Wahlgang mit
einfacher Mehrheit zum Ministerpräsidenten Spaniens gewählt worden.
Ein äußerst vorsichtiger Optimismus bahnt sich jetzt seinen Weg.

Die konservative Partido Popular (PP) und die sozialdemokratische PSOE
(Partido Socialista Obrero Español) prägten seit dem Ende der
Franco-Diktatur und den ersten freien demokratischen Wahlen 1978 die
Politik Spaniens. Damit ist es vorbei. Das Zweiparteiensystem,
bipartidismo genannt, gehört der Vergangenheit an. Die PSOE und die
Linken von Unidos Podemos bilden eine Koalitionsregierung. Eine
Mehrheit haben sie aber nicht, sie werden geduldet. Zusammen bringen
sie es auf 155 Mandate, 21 zu wenig für eine Mehrheit.

Für beide Akteure war es ein schwer erkämpfter Sieg auf dem Weg zur
Regierungsverantwortung, den sie weitaus billiger hätten haben können.
Der Preis, den sie zahlen mussten, ist nicht nur der erlittene
Stimmenverlust bei den Neuwahlen im November 2019. Viel schwerer wiegt
der Wahlerfolg der neofranquistischen, ultrarechten Partei Vox unter
ihrem Chef Santiago Abascal Conde. Sie konnte weitere Mandate gewinnen
und besetzt nun 52 der 350 Sitze im Parlament.


Alte Lasten

Wer die Parlamentsdebatten zur Wahl von Pedro Sánchez verfolgte, der
konnte hören und sehen, dass Spanien ein innerlich zerrissenes Land
ist. Das nach außen mühsam vermittelte Bild von Einheit kann getrost
als Mythos ad acta gelegt werden.

Die sprachlich-ethnischen Unterschiede, die nicht aufgearbeiteten
Verbrechen während des Franco-Regimes, der Terror der baskischen
Untergrundorganisation ETA und des Staates, der Neoliberalismus und
die mit diesem verbundene signifikante soziale Schieflage und die
unzähligen Korruptionsskandale [1], in die Vertreter der bisherigen
Regierungen und deren Parteien verwickelt waren oder sind, haben kreuz
und quer durch die Gesellschaft tiefe Gräben gezogen.

Die neue linksgerichtete Regierung unter Ministerpräsident Sánchez
steht vor einer Herkulesaufgabe, die, wenn überhaupt, kurzfristig
nicht zu bewältigen sein wird. Von Anfang an wird die Regierung aus
den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Richtungen unter Beschuss
stehen und gleichzeitig erheblichen Druck aus den eigenen Reihen
auszuhalten haben.


Gift und Galle

Im Vorfeld der Neuwahlen hatten sich Vertreter von Banken,
Energieunternehmen und Medienkonzernen vehement gegen eine
Koalitionsregierung unter Beteiligung von Unidos Podemos
ausgesprochen. Mit Begriffen und Namen wie Kommunismus, Enteignung,
Anarchie oder Venezuela, Kuba, Chávez und Castro wurden den Linken
Fanale des Weltuntergangs zugeschrieben.

In Zusammenhang mit der Art der Parteienfinanzierung wurde Podemos
sogar mit dem Iran in Verbindung gebracht. Dabei hatte Podemos schon
mehrmals vor Gericht bewiesen, dass man sich ausschließlich durch
Spenden und Mikrokredite von Mitgliedern und Sympathisanten
finanziert. Das hat den Vorteil, dass sich die Partei, zumindest
finanziell, nicht von Wirtschaft und Kapital unter Druck setzen lässt.

Die Vertreter der Vox dagegen, die in den Sitzungen des Parlaments
Gift und Galle in Richtung Podemos und PSOE versprühten, ließen selbst
unerwähnt, dass ihre Wahlkampagne zum EU-Parlament im Jahr 2014 mit
iranischen Geldern finanziert [2] wurde, sie also selbst gegen
bestehendes, spanisches Wahlrecht verstießen.

Kurzum: Für die finanziellen und gesellschaftlichen Eliten Spaniens
und für die Rechten der Vox, war und ist Podemos mit Pablo Iglesias
[3] an der Spitze die Inkarnation des Bösen.

Und die PSOE, sie ist aus Sicht der Eliten vom violetten Teufel
besessen. Anders können sie sich die Bereitschaft zu einer Koalition
mit Unidos Podemos nicht erklären. Auch deswegen nicht, weil sich
beide Parteien zu einem Dialog mit der Regierung Kataloniens über die
Unabhängigkeitsfrage bereit erklärt haben und somit den bisherigen Weg
der Konfrontation mit Hilfe von Polizei und Justiz, der die
Unteilbarkeit der Nation durchsetzen sollte, verlassen. Das gilt in
konservativen und franquistischen Kreisen als Verrat an Spanien.


Die dunkle Seite

Pablo Casado Blanco, seit Juli 2018 Vorsitzender der Partido Popular,
läuft Gefahr, mit seiner PP komplett auf die dunkle Seite gezogen zu
werden. In den Reihen der Konservativen tut man so, als ob die weit
über 500 aufgedeckten Korruptionsfälle, in die Mitglieder der PP
landesweit verstrickt waren, überhaupt nicht existent seien. Zudem
wetteifert die PP mit Vox um erzkonservative und franquistische Wähler
und merkt in den eigenen Reihen anscheinend nicht, dass kaum noch
Unterschiede zu den von Hass erfüllten Reden und Positionen der Vox
festzustellen sind.

Begründen lässt sich die Haltung der spanischen Eliten und das Agieren
der PP zum Teil mit dem Trauma, dass das einstige Weltreich Spanien
nur noch eine bescheidende Rolle auf dem internationalen Parkett
einnimmt. Der Niedergang zog sich aber über Jahrhunderte hin.


Der Niedergang der Weltmacht

Nach der endgültigen Vertreibung der Mauren von der Iberischen
Halbinsel und der Entdeckung Amerikas, entwickelte sich Spanien zu
einem Weltreich, das auf seinem Höhepunkt weite Teile Europas, den
nordamerikanischen und den südamerikanischen Kontinent beherrschte und
in Asien die Philippinen kontrollierte. Dazu kamen weitere Gebiete in
Afrika, die Spanien während der Berliner Afrikakonferenz Ende des 19.
Jahrhunderts zugesprochen bekam.

Durch die Erbfolgekriege um die spanische Krone gingen Gebiete
verloren, so zum Beispiel Gibraltar an das britische Empire. Hinzu
kamen die Unabhängigkeitskämpfe in Lateinamerika, in deren Verlauf
sich die heutigen lateinamerikanischen Länder vom "Mutterland" Spanien
lösten. Die USA verdrängten Spanien Ende des 19. Jahrhunderts aus Kuba
und von den Philippinen. Übrig blieben nur noch die Kolonien in
Afrika, die Teile des heutigen Marokko, Mauretaniens und Äquatorial
Guineas umfassten.

Der Tod von Diktator Franco und der berühmte "Grüne Marsch", der vom
marokkanischen König Hassan II entfesselt wurde, markierte das Ende
Spaniens als Kolonialmacht.

Nun droht in Katalonien durch die Unabhängigkeitsbewegung die
Abspaltung eines auch wirtschaftlich bedeutsamen Teils vom Kernland.
Aus spanisch-konservativer Sicht ist das eine Katastrophe, die eine
Kettenreaktion auslösen könnte. Seit Jahren scharren baskische und
galizische Unabhängigkeitsbefürworter mit den Füßen. Lieber heute als
morgen möchten sie sich von Spanien und der verhassten
Zentralregierung in Madrid loszusagen. Sollte das passieren, wäre es
für die Eliten und Konservativen die Apokalypse.


Politischer Spagat

Nein, PSOE und Podemos werden es nicht leicht haben. Der Wind weht
scharf von allen Seiten. Hüben und drüben erwartet die Basis, dass die
Versprechungen, die vor den Wahlen gemacht wurden, in die Tat
umgesetzt werden.

Unter anderem geht es um die tatsächliche Gleichstellung von Mann und
Frau, die Abschaffung des umstrittenen "Knebelgesetzes" [4], mit dem
die Meinungs- und Versammlungsfreiheit beschnitten wird, und die
tatsächliche Aufnahme eines Dialogs mit der katalanischen Führung. Von
zentraler Bedeutung dürfte zudem die Umsetzung einer
klimafreundlichen, ökologischen Politik und die Wiederherstellung
menschenwürdiger Lebensverhältnisse für Rentner sein.

Es ist eine lange und doch unvollständige Liste offener Baustellen. Um
die abzuarbeiten, wird die neue Regierung zu einem Spagat zwischen
allen Stühlen gezwungen, der, sollte er misslingen, sie selbst
zerreißt, aber auch das Land auf eine harte Probe stellen wird.


Über den Autor

Bernardo Jairo Gomez Garcia: Seit 1967 lebt der im spanischen Granada
geborene Bernardo Jairo Gomez Garcia in Deutschland. Sein Vater stammt
aus Kolumbien, seine Mutter aus Spanien. Schon vor seinen Ausbildungen
zum Trockenbaumonteur und Kfz-Lackierer entdeckte Gomez seine
Leidenschaft für die Kunst. Er studierte an einer privaten
Kunsthochschule Airbrushdesign und wechselte aus der Fabrikhalle ans
Lehrerpult. Rund 14 Jahre war Gomez als Spanischlehrer in der
Erwachsenenbildung tätig. Seine Interessen gelten der Politik,
Geschichte, Literatur und Malerei. Für Neue Debatte schreibt Jairo
Gomez über die politischen Entwicklungen in Spanien und Lateinamerika
und wirft einen kritischen Blick auf die gesellschaftlichen
Veränderungen in Deutschland und Europa.


Anmerkungen:

[1] https://neue-debatte.com/2017/07/30/caso-guertel-mariano-rajoy-und-die-korruption-in-spanien/

[2] https://www.heise.de/tp/features/Iranische-MEK-hat-auch-Gruendung-der-Ultrarechten-spanischen-VOX-Partei-finanziert-4284211.html

[3] https://neue-debatte.com/2016/11/20/todesursache-energiearmut-pablo-iglesias-ueber-feinde-und-soziale-macht/

[4] https://neue-debatte.com/2018/01/14/mund-halten-spaniens-kampf-gegen-die-meinungsfreiheit-in-der-demokratie/


Der Artikel "Spaniens neue Regierung: Politischer Spagat
zwischen allen Stühlen" wurde erstveröffentlicht im Meinungsmagazin
Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2020/01/09/spaniens-neue-regierung-politischer-spagat-zwischen-allen-stuehlen/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AGRAR/1735: EU-Agrarförderung - Stabiles Agrarbudget ist Basis für eine "grünere Agrarpolitik" (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Stabiles Agrarbudget ist Basis für eine "grünere Agrarpolitik"

DBV-Fachforum zur künftigen EU-Agrarförderung



Anlässlich des DBV-Fachforums zur EU-Agrarförderung in den 2020er
Jahren fordert der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV),
Joachim Rukwied, die Bundesregierung erneut auf, sich an den
Koalitionsvertrag zu halten und sich in Brüssel für ein stabiles
Agrarbudget einzusetzen: "Wir sagen ja zum Green Deal und wir sagen ja
zu Eco-Schemes. Aber das ist nur mit einem stabilen Agrarbudget
möglich." Die neue GAP müsse grüner werden und sie "wird grüner
werden", führte Rukwied weiter aus. Nur so könne eine
gesellschaftliche Akzeptanz erreicht werden. "Wir stellen uns dem
gesellschaftlichen Anliegen, mit der GAP-Förderung künftig mehr umwelt-
 und klimawirksame Leistungen zu erbringen." Eine "grünere" und
zugleich weiterhin "gemeinsame" GAP könne zudem nur gelingen, wenn
neue Elemente wie zum Beispiel einjährige Maßnahmen der Eco-Schemes in
der 1. Säule mit EU-weit einheitlichen Vorgaben hinterlegt werden. Das
betreffe insbesondere die dafür zu verwendenden Finanzmittel.

Mit Blick auf die im Jahr 2020 anstehenden wichtigen agrarpolitischen
Entscheidungen legt der Deutsche Bauernverband zur Grünen Woche
Vorschläge zur Grünen Architektur und zu den Eco-Schemes in der GAP
vor. Im Ergebnis intensiver Beratungen mit den Landesbauernverbänden
richten sich die Eckpunkte an die EU sowie die nationale Politik und
sind damit als Bausteine für den künftigen GAP-Strategieplan in
Deutschland gedacht. Die fünf Kernbotschaften des DBV und weitere
Details [1].
www.bauernverband.de/dbv-positionen/positionen-beschluesse/position/dbv-positionspapier-gruene-architektur-und-eco-schemes.

Mehr als 100 Vertreter aus Landwirtschaft, Politik, Verwaltung, Umwelt-
 und Naturschutz, Wissenschaft und Presse diskutierten traditionell
einen Tag vor der Eröffnung der Grünen Woche u. a. zu der
Fragestellung, wie die EU-Agrarförderung angesichts von Neuerungen wie
"Umsetzungsmodell", "Nationalen Strategieplänen" und "Grüner
Architektur" sowie auch den Ideen des "European New Green Deals" in
den 2020er Jahren aussehen wird. Unstrittig brachte das Fachforum
dabei die Forderung hervor, dass die anstehenden Verhandlungen von EU,
Bund und Ländern im Ergebnis zu einer einfacheren, effektiveren und
moderneren EU-Agrarförderung führen müssen. Für die Landwirte geht es
neben ihrer wirtschaftlichen Existenz mit der EU-Agrarförderung
schließlich stets darum, Wettbewerbsfähigkeit, Umwelt- und
Klimaambitionen, Qualitätsziele und gesellschaftliche Akzeptanz
praktikabel und unbürokratisch zu kombinieren. Ein "gesundes Augenmaß"
ist hierfür künftig ebenso gefragt wie der "Blick für
landwirtschaftliche Realitäten".


Verweis:

[1] www.bauernverband.de/dbv-positionen/positionen-beschluesse/position/dbv-positionspapier-gruene-architektur-und-eco-schemes.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/404: Reisende im Auftrag der Stadt - Monographie zu Göttingens Boten und Gesandten im Mittelalter (idw)

Georg-August-Universität Göttingen - 16.01.2020

Reisende im Auftrag der Stadt: Monographie der Universität Göttingen zu
Göttingens Boten und Gesandten im Mittelalter



Sie hielten Kontakt zur weiten Welt und waren fortlaufend in Gefahr - sie
mussten über eine eiserne Konstitution verfügen und wurden nach Meilen
bezahlt: die Göttinger Stadtboten im Mittelalter. Dr. Dieter Neitzert vom
Institut für Historische Landesforschung der Universität Göttingen hat
diese erforscht. Mit seinem nun erschienen Buch "Göttinger Boten und
Gesandte. Reichweite und Intensität städtischer Kommunikation zwischen
1400 und 1450" dokumentiert er erstmals einen wichtigen Zeitraum in der
Kommunikationsgeschichte der Stadt Göttingen.

Boten und Gesandte verbanden die Stadt Göttingen mit den benachbarten
Städten und Adligen, dem Landesherrn und dem König. Die gering bezahlten
Boten liefen auch weite Strecken meist zu Fuß. Die berittenen Gesandten
und Ratsbeauftragte waren in der Regel befugt, die Stadt bei auswärtigen
Verhandlungen rechtskräftig zu vertreten, zum Beispiel bei Fragen der
Hanse. Neitzert analysiert zahlreiche Fragen aus der Alltagsgeschichte und
stellt zugleich ein Stück administrativen Alltags dar.

Wichtig war das Zeichen der Boten, nämlich das auf der Brust getragene
Wappen, das sie als von der Stadt geschützte Personen auswies. Dies
schützte sie zwar häufig, aber nicht immer, wie der Göttinger Bote Tile
Quentin erleben musste, als er 1440 im Auftrag des Göttinger Rates durch
Moringen reiste. Dort warfen ihn die Moringer in einen Wassergraben und
wollten ihn ertränken. "Angesichts der vielen Tausend Botengänge der Stadt
gab es aber erstaunlich wenige Zwischenfälle", erläutert Neitzert, "auch
wenn Boten sich auf ihren Wegen einmal verletzten oder selten an
Erschöpfung starben."

Neitzert hat im Zeitraum zwischen 1401 und 1450 über 13.000 Botenläufe und
mehr als 1000 Botenritte untersucht. "Die Stadtrechnungen aus der ersten
Hälfte des 15. Jahrhunderts erlauben eine recht genaue Darstellung des
Nachrichtenverkehrs; die hieraus erstellten Karten zeigen die Ausdehnung
des städtischen Kommunikationsraums", sagt der Historiker. Die Zielorte
städtischer Nachrichten und die Herkunft fremder Boten veranschaulichen
die Stellung der Stadt zwischen noch bestehender Abhängigkeit vom
Landesherrn und sich entwickelnder Autonomie. Neitzert hat damit das
politische, personale und kommunikative Netzwerk Göttingens exemplarisch
beschrieben. Die Monographie bildet daher einen überaus gewichtigen
Baustein für die Geschichte der Stadt Göttingen im Mittelalter.


Originalpublikation:

Dieter Neitzert.

Göttinger Boten und Gesandte. Reichweite und Intensität städtischer
Kommunikation zwischen 1400 und 1450.

Göttinger Forschungen zur Landesgeschichte Band 22 Bielefeld,

Verlag für Regionalgeschichte 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRFUNK/507: Deutschlandfunk Kultur - "Von Päckchen, Paketen und der Post", 19.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Von Päckchen, Paketen und der Post

Von Annette Bäßler

Kakadu für Frühaufsteher

Sonntag, 19. Januar 2020, 7.30 - 8.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit etwa 100 Jahren befördert die Post Päckchen und Pakete, so wie
wir es heute kennen. In einem Jahr können das gern mal 1,5 Milliarden
Pakete in Deutschland werden, die da von A nach Z transportiert und an
der richtigen Adresse abgegeben werden müssen. Beeindruckend! Wie
funktioniert das eigentlich? Wir klären auch: Was war davor? Transport
per Postkutsche oder Kurier - nicht für jedermann und jederfrau,
sondern nur für Könige und Co.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KONZERT/321: "Beethoven-Experiment" mit der Maus an neun Orten in Deutschland, 20.-26.1.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Januar
2020

ARD Woche der Musik

"Beethoven-Experiment" mit der Maus an neun Orten in Deutschland



Das Land feiert 250 Jahre Beethoven, und die Maus ist mit dabei. Mit
dem "Beethoven-Experiment" bringt die ARD das Werk von Ludwig van
Beethoven auch jungen Musikfans näher und widmet sich eine Woche lang
dem großen Komponisten. Als Botschafterin für die Veranstaltungsreihe
der ARD-Landesrundfunkanstalten ist die Namensgeberin der "Sendung mit
der Maus" an neun Orten im Bundesgebiet im Einsatz. Ihre Auftritte
führt sie unter anderem von Berlin nach Berchtesgaden und von der
Hamburger Elbphilharmonie nach Saarbrücken. Organisiert werden die
Konzerte und Workshops von den Education-Abteilungen der ARD-Sender.

Begleitend zum Projekt gibt es bei der "Sendung mit der Maus" eine
Themenseite auf ihrer Homepage (die-maus.de). Auch in den sozialen
Netzwerken kann jeder der Maus durch die "ARD Woche der Musik" vom 20.
bis 26. Januar folgen - unter @DieMaus und #beethovenexperiment.
Ausgewählte Highlights werden auf den sozialen Plattformen der Maus
(@DieMaus) abgebildet.


Stationen der Maus in der "ARD Woche der Musik":

- Montag, 20. Januar | Berlin, Paul Klee Grundschule

mit Musiker*innen des Rundfunksinfonie-Orchesters Berlin und dem
Ensemble Olivinn

- Dienstag, 21. Januar | Radeburg, Grundschule

mit Musiker*innen des MDR-Sinfonieorchesters

- Dienstag, 21. Januar | Ulm, SWR Studio und St. Anna-Stift Ulm

mit Musiker*innen des SWR Symphonieorchesters

- Mittwoch, 22. Januar | Frankfurt (Main), Hessischer Rundfunk

mit der hr-Big Band

- Donnerstag, 23. Januar | Berchtesgaden, Gymnasium
Berchtesgaden

mit 35 Schüler*innen aus Berchtesgaden und München, die sich
musikalisch mit dem Klimawandel auseinandersetzen

- Donnerstag, 23. Januar | Lindhorst, Magister-Nothold-Grundschule und
Barsinghausen, Ernst-Reuter-Schule (Niedersachsen)

mit Musiker*innen der NDR Radiophilharmonie, Jörg Schade
(Schauspieler) und Jeannette Wernecke (Sopran)

- Freitag, 24. Januar | Köln, WDR Funkhaus

mit dem WDR Sinfonieorchester

- Samstag, 25. Januar | Hamburg, Elbphilharmonie (Plaza und Großer
Saal)

mit dem NDR Elbphilharmonie Orchester

- Sonntag, 26. Januar | Saarbrücken, Saarländischer Rundfunk
(Funkhaus)

zum SR-Familienkonzert

Vor dem offiziellen Start der "ARD Woche der Musik" zeigt das WDR
Fernsehen "Das Konzert mit der Maus" (Sonntag, 19. Januar, 8.00 Uhr
WDR Fernsehen und die-maus.de): Zusammen mit dem WDR Sinfonieorchester
und dem Moderator Johannes Büchs feiert die Maus Ludwig van Beethoven -
 mit Götterfunken und der Titelmelodie der "Sendung mit der Maus".
Ausschnitte aus dem Konzert mit der Maus sind auch in "Triff Ludwig
van Beethoven" am 19. Januar um 19.25 Uhr im KiKA zu sehen. Musik
steht auch im Mittelpunkt der Lach- und Sachgeschichten an diesem
Sonntag im Ersten (9.30 Uhr) und im KiKA (11.30 Uhr).

Das Beethoven-Jubiläumsjahr ist eines der größten Kulturereignisse,
bei dem der WDR national und international die federführende
Rundfunkanstalt ist. Über die vielen Programmhighlights im
Beethoven-Jubiläumsjahr informieren wir Sie weiterhin kontinuierlich,
auch im Netz unter beethoven.wdr.de.


Maus-Mission für das #beethovenexperiment / Die ARD Woche der Musik
vom 20. bis 26. Januar 2020 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/10/20191025_beethovenexperiment.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. Januar 20203

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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LESUNG/1940: Unna - Leseschnecke Willma stellt Bilderbücher für kleine Kinder vor, 22.01.2020

Kreisstadt Unna

Lustige und spannende Geschichten mit Willma



Kreisstadt Unna. Die pfiffige Leseschnecke Willma war wieder
erfolgreich! Sie hat für die nächste Vorlesestunde am Mittwoch, 22.
Januar 2020, in der zib-Bibliothek tolle Bilderbücher für Kinder ab 4
Jahren entdeckt und in ihre Tasche gepackt. Die Bücher bringt Willma
zum Vorlesen mit. Da gibt es lustige oder auch spannende Geschichten.

Die Veranstaltung im Zentrum für Information und Bildung ist
kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Um 16 Uhr geht es los!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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THEATER - PUPPENTHEATER/307: Bocholt - Puppenspiele 2020 beginnen mit "Schneewittchen", 26.01.2020

Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Bocholter Puppenspiele 2020 beginnen mit "Schneewittchen und die
sieben Zwerge"

26. Januar 2020 // 11 Uhr und 15 Uhr // Kulturort Alte Molkerei



Bocholt (PID). Zum Auftakt der diesjährigen Puppenspiele gastiert am
Sonntag, 26. Januar 2020, das Lille Kartofler Figurentheater in der
Alten Molkerei, Werther Straße 16, in Bocholt. Puppenspieler Matthias
Kuchta zeigt um 11:00 Uhr und um 15:00 Uhr das Stück "Schneewittchen
und die sieben Zwerge" für Kinder ab vier Jahren.

Die Interpretation des Grimm'schen Märchens "Schneewittchen und die
sieben Zwerge" erzählt die Geschichte der Königstochter
Schneewittchen. Schneewittchen hat eine gemeine und böse Stiefmutter,
die um jeden Preis die schönste im ganzen Land sein möchte. Die
Stiefmutter schickt Schneewittchen mit dem Jäger in den Wald, damit
das bildschöne Mädchen verschwindet. Der Jäger lässt Schneewittchen
laufen. Voller Furcht rennt sie durch den Wald bis sie irgendwann bei
den sieben Zwergen ankommt...

Die Eintrittskarten sind bei der Tourist-Info, Nordstraße 14, und dem
Theaterbüro, Meckenemstr. 10, in Bocholt erhältlich. Restkarten sind
auch an der Tageskasse - 30 Minuten vor Beginn - erhältlich.

Der Eintritt beträgt 4,00 Euro.

Weitere Aufführungen der Bocholter Puppenspiele 2020:

Donnerstag, 26. März 2020, 16:00 Uhr, Grundschulverbund Liebfrauen
(TSO Barlo), Barloer Ringstraße 19, 46399 Bocholt-Barlo, "Voll drauf"
Donnerstag, 14. Mai 2020, 15:00 Uhr, Medienzentrum Bocholt, Raum
FUTURA 1, Hindenburgstraße 5, 46395 Bocholt, "Eliot und Isabella und
das Geheimnis des Leuchtturms"

In diesem Jahr werden weitere Puppenspiele im Herbst angeboten. Die
genaueren Informationen dazu werden noch bekanntgegeben.

Das Puppenspiel wird vom Fachbereich Kultur und Bildung der Stadt
Bocholt in Zusammenarbeit mit dem Stadttheater Bocholt e. V. und dem
Freien Kulturort Alte Molkerei e. V. durchgeführt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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GLEICHHEIT/6999: Russische Regierung tritt nach Putins Rede zur Lage der Nation zurück

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Russische Regierung tritt nach Putins Rede zur Lage der Nation
zurück

Von Clara Weiss

17. Januar 2020



Nur wenige Stunden, nachdem der russische Präsident Putin am Mittwoch seine
jährliche Rede zur Lage der Nation vor der Föderationsversammlung gehalten
hatte, kündigte Premierminister Dimitri Medwedew den sofortigen Rücktritt
seiner Regierung an. Gestern wurde der fast unbekannte Michail Mischustin
mit großer Mehrheit von der Duma zum neuen Premier gewählt. Putin hatte ihn
nominiert und alle Minister des zurückgetretenen Kabinetts gebeten, im Amt
zu bleiben, bis er in der nächsten Woche ihre Nachfolger ausgewählt hat.

Der unerwartete Rücktritt der gesamten russischen Regierung findet vor dem
Hintergrund wachsender sozialer Konflikte und einer Eskalation der
Spannungen zwischen den USA und dem Iran statt, in die der ganze
Südkaukasus und Russland selbst hineingezogen werden könnten. Vor allem das
globale Wiederaufleben des Klassenkampfs erschüttert die Oligarchie, die in
den letzten Jahren massive Angriffe auf die Arbeiterklasse durchgeführt und
sich stark bereichert hat.

Putins Rede zur Lage der Nation im Vorfeld der Rücktrittsankündigung war
geprägt von verzweifelten Versuchen, Lösungen für eine soziale Krise zu
versprechen, für die der Kreml und die Oligarchie direkt verantwortlich
sind.

Putin bezeichnete die Erhöhung der Einkommen als oberste Priorität der
Regierung, versprach eine Reihe von Maßnahmen, durch die vor allem arme
Familien mehr staatliche Unterstützung erhalten sollen, um den lang
anhaltenden Bevölkerungsrückgang umzukehren. Er schlug für Familien mit
mehreren Kindern eine monatliche Zahlung von 5.500 Rubel (80 Euro) für
jedes Kind zwischen drei und sieben Jahren vor. Er forderte außerdem, dass
Schulen ab dem 1. September kostenlose Mahlzeiten für Kinder von der ersten
bis zur vierten Klasse anbieten müssen.

Weiter erklärte Putin, die Gehälter für Ärzte, Lehrer und Beamte müssten so
gezahlt werden, wie es seine Dekrete vom Mai 2012 vorsähen. In den letzten
Jahren gab es mehrere Proteste von Lehrern, Ärzten und vor allem
Sanitätern, von denen viele Löhne erhalten, die nahe an der offiziellen
Armutsgrenze von nur rund 150 Euro im Monat liegen. Putin ging auch auf den
akuten Mangel an Medikamenten für schwere Krankheiten wie Krebs und
Schizophrenie ein, der im letzten Jahr Tausende Menschen in Russland betraf
und für Wut und Empörung sorgte. Er versprach, der Staat werde die
Zahlungen für mehrere Medikamente übernehmen und forderte die Regierung
auf, den Import wichtiger, nicht in Russland registrierter Medikamente zu
organisieren.

Putin schlug außerdem eine Reihe von Verfassungsänderungen vor, darunter
eine geringfügige formelle Ausweitung der Befugnisse des Parlaments. Unter
anderem soll die Nominierung des Premierministers durch den Präsidenten in
der Duma bestätigt werden und der Staatsrat, dem Putin derzeit vorsitzt,
mehr Einfluss erhalten. Die angeregten Änderungen sollen offenbar
sicherstellen, dass Putin, der seit zwei Jahrzehnten eine führende Rolle in
der russischen Politik spielt, diese auch nach dem Ende seiner letzten
Amtszeit 2024 fortsetzen kann.

Putin betonte, Russland müsse eine "Präsidialrepublik" bleiben, in der die
militärischen und politischen Machtbefugnisse faktisch beim Präsidenten
liegen. Er schlug vor, die Anforderung für eine Präsidentschaftskandidatur
zu erhöhen. Statt wie bisher zehn Jahre dauerhaftem Wohnsitz in Russland
soll ein Kandidat künftig 25 Jahre vorweisen. Das richtet sich eindeutig
gegen Mitglieder der liberalen Opposition, von denen viele längere Zeit im
Westen gelebt haben oder es immer noch tun. Putin sprach sich außerdem
dafür aus, sowohl die Präsidentschaftskandidatur als auch alle
Regierungsämter auf föderaler oder regionaler Ebene für ausländische
Staatsbürger zu sperren. Obwohl er selbst seit vier Amtszeiten Präsident
ist, schlug er außerdem vor, die Zahl der Amtszeiten eines Präsidenten auf
zwei zu beschränken.

Er kündigte ein landesweites Referendum über diese geplanten
Verfassungsänderungen an. Laut Medienberichten wird ein entsprechender
Entwurf bereits im Sommer 2020 vorgelegt.

Grund für die scharfe politische Krise in der russischen Oligarchie sind
die wachsenden Klassenspannungen und die eskalierende Kriegskrise im Nahen
Osten.

Die Regierungsumbildung zielt auch darauf ab, die große Wut in der
Bevölkerung über die umfassende Sparpolitik abzulenken und gleichzeitig
dafür zu sorgen, dass der Kurs fortgesetzt werden kann.

In den Jahren 2018 und 2019 setzte die Regierung Medwedew mit voller
Unterstützung Putins eine Rentenreform durch. Dieser dramatischste Angriff
auf den Lebensstandard der Arbeiterklasse seit den 1990er Jahren wird von
90 Prozent der Bevölkerung abgelehnt. Das Rentenalter für Männer wurde von
60 auf 65 Jahre erhöht, für Frauen von 55 auf 60 Jahre. (Siehe: "Russische
Duma treibt trotz überwältigender Opposition der Bevölkerung Rentenreform
voran" [1])

Die Rentenreform wurde von vielen als offener Plünderungszug des Staates
gesehen und war ein wichtiger Grund für den dramatischen Rückgang der
Popularität der Regierung und von Putin selbst. Laut dem
Meinungsforschungsinstitut WTsIOM hatten im November 2019 nur 30,9 Prozent
der Russen Vertrauen in Putin, im Jahr 2014 waren es noch 70 Prozent. Die
gleiche Umfrage zeigt, dass nur 22,5 Prozent der Bevölkerung Medwedew
vertrauen. Andere führende Politiker, darunter Verteidigungsminister Sergei
Schoihu und Außenminister Sergei Lawrow, genießen nur das Vertrauen von
13,1 bzw. 11,2 Prozent der Bevölkerung.

Im Vorfeld des Angriffs auf die Renten gingen bereits die Realeinkommen
zurück, die Armut wächst und weitere Austeritätsmaßnahmen sind geplant. Die
Reallöhne der großen Mehrheit der Russen sind in den letzten fünf Jahren
dauerhaft gesunken. Laut einem Bericht der Nesawissimaja Gaseta
liegen sie heute um 6,4 Prozent unter dem Niveau von 2013. Die Preise für
die meisten Produkte sind von 2015 bis 2019 um 50 bis 80 Prozent gestiegen.
Einer von acht Russen lebt heute von weniger als umgerechnet 150 Euro im
Monat. Die tatsächliche Zahl ist vermutlich noch deutlich höher. Laut der
Zeitung Wedomosti stufen sich 27 Prozent der 18- bis 30-Jährigen, 34
Prozent der 31- bis 40-Jährigen und 38 Prozent der über 60-Jährigen als
"extrem arm" ein.

Die russische Regierung hat in den letzten Jahren weitreichende
Sparmaßnahmen umgesetzt. Die Arbeiterklasse und die unteren Mittelschichten
mussten die Last der Wirtschaftskrise tragen, die sich durch die Sanktionen
der USA und der EU nach der Ukraine-Krise Anfang 2014 dramatisch verschärft
hat. Seit 2012 wurden die Ausgaben für das Gesundheitswesen um 16 Prozent
gekürzt, für das Bildungswesen um 14 Prozent. Etwa 80 Prozent der Schulen
in Russland befinden sich in unsicheren und schlecht gewarteten Gebäuden.
Hunderte von Krankenhäusern wurden in den letzten Jahren geschlossen,
sodass große Teile der Bevölkerung, vor allem auf dem Land, keinen direkten
Zugang zu medizinischer Versorgung haben.

Gleichzeitig haben die führenden Oligarchen, die allesamt enge Beziehungen
zur Regierung und vor allem zu Putin haben, ihren Reichtum massiv
vergrößert. Laut Bloomberg konnte allein Wladimir Potanin, der
reichste Mann Russlands, sein persönliches Vermögen innerhalb eines Jahres
um 8,5 Milliarden Dollar erhöhen. Wagit Alekperow, der Präsident des
größten privaten Ölkonzerns Lukoil, konnte sein Vermögen um 6,2 Milliarden
auf 22,3 Milliarden Dollar steigern. Insgesamt haben die reichsten Russen
ihr Gesamtvermögen um 21 Prozent auf 51 Milliarden Dollar erhöht.

Obwohl russische Ökonomen sehen, dass die Wirtschaft in eine Rezession
abstürzt, die Fertigungsindustrie im letzten Quartal 2019 kaum Wachstum
aufwies und die Ölförderung zurückging, war Russland letztes Jahr der am
besten aufgestellte Kapitalmarkt. Die an der Moskauer Börse registrierten
Unternehmen konnten ihre Dividendenzahlungen von 1,8 Billionen Rubel im
Jahr 2018 auf 2,7 Billionen im Jahr 2019 erhöhen.

Michail Mischustin war seit 2010 Leiter der russischen Steuerbehörde und
hat durch seine frühere Position als Chef des
Kapitalverwaltungsunternehmens UGF Capital Beziehungen zu Vertretern des
internationalen Finanzkapitals. Dass Putin ihn zum Premierminister ernennt,
macht deutlich, dass die neue Regierung die sozialen Angriffe auf die
Arbeiterklasse fortsetzen und verschärfen wird.

Abgesehen von diesen zunehmenden Klassenspannungen und Aussichten auf eine
weitere Verschärfung der Wirtschaftskrise fühlt sich die Oligarchie dadurch
bedrängt, dass der US-Imperialismus seinen Kriegskurs verschärft. Auf die
Ermordung des iranischen Generals Qassem Soleimani zu Beginn des Jahres
reagierte der Kreml angesichts seiner engen Beziehungen zu Soleimani
überraschend verhalten. Er heizte damit die andauernden Debatten über die
außenpolitische Orientierung Russlands weiter an. Ein drohender Krieg
zwischen den USA und dem Iran könnte Russland direkt involvieren und den
Südkaukasus erfassen.


Anmerkung:
[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/25/russ-a25.html
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Strategien für soziale Bewegungen

von Elisabeth Voß



Für den 18. bis 20. Oktober 2019 hatte die Bewegungsstiftung zu
einer Strategiekonferenz nach Berlin eingeladen.


Der Tagungsort REFO Moabit ist eine selbstverwaltete, politisch
engagierte christliche Gemeinschaft unter dem Dach der evangelischen
Kirche.

Dieses Modellprojekt stellte einen passenden Rahmen dar, um angesichts
der ernsthaften Bedrohungen durch Klimawandel, Festung Europa und
Rechtsruck zusammen zu kommen. Der Stiftung ging es um "wirksame
strategische Ansätze im politischen Handeln und die Bündelung unserer
Kräfte", mit dem Ziel, "soziale Bewegungen zu stärken". Dabei war es
ihr wichtig, "einen möglichst herrschaftsarmen und achtsamen - sowie
fehlerfreundlichen Raum während der Konferenz zu schaffen."

Die Veranstalter*innen hatten unterschiedliche Formate des Austauschs
vorbereitet. Die Konferenz begann am Freitagabend mit einem Podium,
auf dem vier Aktivist*innen ihre Erfahrungen darlegten.

Abenaa Adomako von der Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland
berichtete, wie wichtig es sei, vor dem Hintergrund einer dominanten
kolonialen Geschichtsschreibung die Erforschung in die eigenen Hände
zu nehmen und die eigene Geschichte selbst zu erzählen. Im Rahmen des
Black History Month würden sie beispielsweise auf die vielen Schwarzen
hinweisen, die bedeutende Erfindungen gemacht hätten und trotzdem
vollkommen unbekannt seien. Maximilian Reimers von Fridays for Future
betonte, dass die Klimakrise alles zerstören würde, dass jede
Herrschaft und Ungerechtigkeit schlimmer würde, und dass alle davon
betroffen wären. Darum sei es wichtig, die Probleme gemeinsam
anzugehen. Ähnlich argumentierte Alassane Dicko aus Mali, von
Afrique-Europe-Interact, indem er dazu aufforderte, sich zu engagieren
und sich ohne Vorurteile zu begegnen. Er berichtete von Kämpfen um
Bewegungsfreiheit und von der Zusammenarbeit mit Landwirt*innen. Maren
Kleinfeld vom Hausprojekt Zelle 79 in Cottbus und von der Kampagne
#WannWennNichtJetzt, einer Marktplatz-Tour gegen den Rechtsruck in
Ostdeutschland, konnte ermutigend berichten, dass ihnen eine
tatsächliche Vernetzung gelungen sei und die immer gleiche Macht der
weißen Männer sich aufgelockert habe.

Am Samstag stellten sich vormittags verschiedene politische Gruppen
und Initiativen, wie beispielsweise afrique-europe-interact,
LobbyControl, Extinction Rebellion und Seebrücke an Tischen vor, die
in zwei Runden von Interessierten besucht werden konnten. Den
Nachmittag gestaltete überwiegend das neue Netzwerk "In welcher
Gesellschaft wollen wir leben?!", an dem ich auch beteiligt bin. In
zwei Runden kamen an jeweils etwa 20 Tischen Aktive aus verschiedenen
Bewegungen zusammen, um sich über Verknüpfungen auszutauschen,
beispielsweise von Klima und Migration, Grundeinkommen und Degrowth,
oder Sozialökologischer Transformation und Gerechtigkeit. In fünf
anschließenden größeren Gesprächskreisen oder Fish Bowls wurden
umfassendere Themen ausgetauscht.

Darüber hinaus gab es die Möglichkeit, kollegiale Beratung anzufragen
oder anzubieten, sowie eigene Räume für Treffen von FLTI*- und
BPoC-Menschen. (FLTI*=Frauen*, Lesben*, Trans*, Inter*-Menschen,
BPoC=Black and People of Colour). Aus beiden Gruppen gab es die
Rückmeldung, dass es wichtig sei, solche eigenen Räume zu haben, dass
dies aber noch lange nicht ausreiche, und dass es eine ständige
Herausforderung sei, gesellschaftliche Machtverhältnisse auch in den
eigenen Strukturen zu dekonstruieren. Der Sonntagvormittag diente der
Vernetzung und möglichst konkreten Verabredungen. Nach einigen
kleineren Austauschrunden gab es die Gelegenheit, den Dabeigebliebenen
kurz aktuelle Ideen und Projekte vorzustellen, für die
Mitstreiter*innen gesucht werden. Neu war für mich zum Beispiel die
Umweltgewerkschaft, besonders gefreut habe ich mich über eine
Initiative vom Karlahof in Brandenburg zur Stadt-Land-Vernetzung, und
selbst eingebracht habe ich unter anderem das Weltsozialforum
Transformatorische Ökonomien 2020 in Barcelona und eine ganz neue
Initiative von einigen Leuten von Attac, zur Unterstützung bedrohter
linker Projekte in einem rechten Umfeld.


Was bleibt?

Mit 200 Teilnehmenden war die Konferenz gut besucht, aber nicht
restlos ausgebucht. Ich hatte den Eindruck, dass sich manche*r nur
mühsam die Konferenzzeit genommen hatte, viele gingen abends gleich
nach dem Ende des Programms, und zum Schluss hin bröckelte die
Teilnahme deutlich ab.

Die für Samstagabend geplante Party fand nicht, oder nur sehr
reduziert statt. Persönliche Begegnungen gab es eher zwischendrin in
den Pausen, die wie oft bei solchen Anlässen gefühlt viel zu kurz
waren. Insgesamt hatte ich den Eindruck, immer ein wenig gehetzt zu
sein - irgendwer sprach von einem "Speed-Dating-Gefühl" - von einer
Kleingruppe zur nächsten, schnell mal zu zweit oder zu viert
austauschen, dann wieder eine größere Runde, aber bevor es in die
Tiefe geht, war schon die nächste Frage in neuer Konstellation dran.
So gab es viele Begegnungen, die auch durchaus interessant waren, aber
eine Strategieentwicklung, die diesen Namen verdienen würde, habe ich
in der Kürze der Zeit nicht erlebt.

Trotzdem war es für mich keine verschwendete Zeit, denn es war schön,
Leute wieder zu treffen, die ich lange nicht gesehen hatte, und auch
neue kennen zu lernen. Gefreut habe ich mich über das neue Buch zu
fünf Jahre Alarm Phone, und dass Azizou Chehou und Moctar Dan Yaye vom
Alarme Phone Sahara berichtet haben. Die Atmosphäre der Konferenz habe
ich insgesamt als sehr freundlich und von gegenseitigem Wohlwollen
getragen erlebt, was ja nicht selbstverständlich ist. Dazu beigetragen
hat sicher auch die leckere Verpflegung durch die Aktionsküche Fläming
Kitchen, ein ausdrücklich nicht-kollektives, aber engagiertes
Kochprojekt um den Gründer Wam Kat.

Eine Frage, die mich immer wieder beschäftigt, und die ich auch in die
Vorbereitung der Utopiekonferenz mitnehme, die das Leipziger
Konzeptwerk Neue Ökonomie als eine Art Fortsetzung für den Herbst 2020
plant: Reicht es aus, sich darauf zu verständigen, dass wir gemeinsam
gegen die großen Bedrohungen Klimawandel, Festung Europa und
Rechtsruck vorgehen möchten? Wer genau ist dieses "wir"? Ist eher
Vertrauen nötig, dass es sich beim gemeinsamen Gehen
herauskristallisieren wird, oder empfiehlt es sich, das zu Beginn der
Zusammenarbeit genauer zu fassen? Wie können "wir" gleichzeitig die
Offenheit bewahren, alle mitzunehmen und uns um einen möglichst
inklusiven Umgang untereinander bemühen, und trotzdem nicht in
Beliebigkeit verfallen? Brauchen "wir" einen breiten inhaltlichen
Konsens über das Gemeinsame, und zu dessen Verdeutlichung auch rote
Linien, die ausdrücken, was nicht dazu gehört, oder wird sich das
schon finden?

Eine klare politische Positionierung gab es am Schluss der Konferenz,
als wir mit einer kleinen, filmisch dokumentierten Geste der
Solidarität unsere Verbundenheit mit den Menschen in Rojava zum
Ausdruck brachten, die unter den Angriffen der Türkei zu leiden haben.

Ob die Idee der Bewegungsstiftung aufgeht, wie viele Anregungen in den
verschiedenen Initiativen wirksam werden, und ob sich infolge der
Konferenz wirklich unterschiedliche Stränge sozialer Bewegungen
zusammenfinden und sich gegenseitig unterstützen, das lässt sich jetzt
noch nicht einschätzen. Auf jeden Fall war es interessant und
inspirierend, in so verdichteter Form einer Vielzahl von
Aktivist*innen aus unterschiedlichen thematischen Zusammenhängen zu
begegnen.


MEHR INFOS:

www.bewegungskonferenz.de und 

http://welch-gesellschaft.org/
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Handke allein im Krieg

von Daniela Dahn



Die bisweilen hasserfüllte Debatte um Peter Handke hat vor allem eins
offenbart: das unaufgearbeitete Geschichtsbild des vermeidbar
gewesenen Krieges auf dem Balkan. Handkes einsame Parteinahme für
einen Fortbestand Jugoslawiens und einen gerechten Umgang mit den als
"Tätervolk" denunzierten Serben hat aufgestaute Emotionen aufwallen
lassen. Aggressionen, die der demütigende Kotau vor einem politisch
motivierten Trugbild auslöst. Die angeblichen Gründe, die das
Bombardieren rechtfertigen sollten, waren genauso erlogen wie später
die behaupteten Massenvernichtungswaffen im Irak. Dennoch ist es den
Verantwortlichen gelungen, diesen Krieg ohne UN-Mandat, der
völkerrechtlich ein Angriffskrieg war, als gerechten, ja berechtigten
Krieg in die jüngste Historie eingehen zu lassen. Als ein Krieg, in
dem, verkürzt gesagt, die nach Freiheit strebenden Teile des
zerfallenden Jugoslawiens vor den nationalistischen, völkermordenden
Serben und ihrem Despoten Milošević geschützt werden
mussten. Und die meisten Juristen und Intellektuellen haben sich
dieses Zerrbild gefallen lassen.

Da hat Handke gestört, weniger mit seinen ganz ihm eigenen Antworten
als mit seinen Fragen vor Ort und vor dem Weltgewissen. Fragen, die
all die vermeintlich Einsichtigen unterlassen hatten. Seine
publizistische Hinrichtung erfolgte damals vor journalistischen
Standgerichten und wurde nun unter nobeler Beleuchtung zum zweiten Mal
exekutiert.

Derweil hatten sich die Gründe für Fragen nicht erledigt: Der
norwegische Nestor der Friedensforschung, Johan Galtung, nannte als
wirklichen Kriegsgrund die Disziplinierung des "Fremdkörpers" Serbien
als letztes mit Russland und China verbundenes Land in Europa, das
sich der neoliberalen Vereinnahmung widersetzte. Jugoslawien stand
auch Anfang der 90er Jahre noch für den Versuch eines dritten Weges,
der dann schneller zerbombt war als analysiert. Es gehe, so zitierte
Die Zeit am 8. März 1996 einen Mitarbeiter des Auswärtigen
Amtes, um den Kampf der Marktwirtschaft gegen die Kommandowirtschaft.
(Also um die Systemfrage.) "Wir sollten uns deshalb Veränderungen der
heute bestehenden Grenzen im östlichen Europa nicht kategorisch
entgegenstellen."

Als Beleg für Miloševićs nationalistisches Streben nach
einem Großserbien galt ab sofort seine Rede im Juni 1989 auf dem
Amselfeld, aus der nun abschreckende Zitate kursieren. Nach dem Krieg
hat der Ermittler Greg Ehrlich eine US-Regierungsniederschrift der
Rede veröffentlicht, die alle jene Zitate als frei erfunden auswies.
Dafür enthielt sie nun die weggelassenen Passagen, in denen es um die
notwendige Verständigung zwischen den Völkern ging. Plötzlich klang
die Rede recht vernünftig, interessierte aber niemanden mehr.

Noch bevor der Bürgerkrieg ausbrach, plädierten im Bundestag
Abgeordnete aller Fraktionen (außer der PDS) für eine schnelle
Anerkennung Kroatiens und Sloweniens und damit für den Zerfall
Jugoslawiens. Keiner von ihnen fragte, ob derartige Abspaltungen ohne
Referendum von der jugoslawischen Verfassung vorgesehen seien. Das
Selbstbestimmungsrecht der schon unter Hitler verbündeten,
katholischen Kroaten wurde anerkannt, nicht aber das der damals zur
Vernichtung im KZ Jasenovac freigegebenen, orthodoxen Krajina-Serben,
die jetzt ebenfalls autonomes Gebiet beanspruchten. Erst nach diesen
Signalen doppelten Standards ging die jugoslawische Bundesarmee
äußerst gewaltsam gegen die Abtrünnigen vor, zunächst in Dubrovnik,
dann in Vukovar. Der Präsident der Teilrepublik Bosnien-Herzegowinas,
Izetbegović, warnte, sein Land werde in den Bürgerkrieg
hineingezogen, wenn die EU die Abspaltungen anerkenne. Doch Ende 1991
erfüllte der damalige Außenminister Genscher als europäischer
Vorreiter Slowenien und Kroatien den auch westlichen Wunsch.

Absehbar folgte die Unabhängigkeitserklärung Bosnien-Herzegowinas, die
der Westen 1992 ebenfalls schnell anerkannte. Zwei Tage später begann
die erbarmungslose Belagerung Sarajevos durch serbische Truppen. Im
Süden Europas setzten nicht mehr für möglich gehaltene Vertreibungen
und Morde der so neu verfeindeten Volksgruppen ein. Die CIA
verbreitete, dass 70 Prozent der Kriegsverbrechen von Serben
ausgegangen seien. Die NATO ergriff einseitig Partei und bombardierte
militärische Ziele und Infrastruktur der bosnischen Serben.

Der angeheizte Bürgerkrieg gipfelte schließlich in den Massakern von
Srebrenica. Wo immer die Mütter der Opfer heute demonstrieren, steht
alles Recht der Welt auf der Seite ihres Schmerzes. Wer immer was
davon erzählt, ihre Söhne erweckt keine Deutung zum Leben. Allerdings
sollte auch niemand den Eindruck erwecken, sie seien durch
dichterisches Erzählen umgekommen. Und verschweigen, dass die
Ermittlungen, einschließlich derer in Den Haag, immer noch umstritten
sind. Philip Corwin, höchster UN-Vertreter in Bosnien bis 1995,
schrieb in seinem Buch "Dubious Mandate": "Was in Srebrenica geschah,
war nicht ein einziges, großes Massaker von Serben an Moslems, sondern
eine Serie von sehr blutigen Angriffen und Gegenangriffen über eine
Zeitspanne von drei Jahren, die im Juli 1995 ihren Höhepunkt
erreichte." Der US-Medienanalyst Edward S. Herman sprach davon, dass
die einseitige Schuldzuschreibung des 'Massaker von Srebrenica' "der
größte Propagandatriumph" sei, der aus den Balkankriegen
hervorgegangen ist.

Für eine Gleichschaltung der öffentlichen Meinung war gesorgt. Die
Buchautoren Mira Beham und Jörg Becker haben 31 PR-Agenturen erfasst,
die für alle nichtserbischen Kriegsparteien tätig waren. Allein
Kroatien zahlte mehr als fünf Millionen Dollar an US-Agenturen.
Propaganda-Ziele waren: Darstellung der Serben als Unterdrücker und
Aggressoren, wobei sie mit den Nazis gleichzusetzen und entsprechend
emotional geladene Begriffe zu etablieren sind; Darstellung der
Kroaten und Bosnier als unschuldige Opfer, wobei die Eroberung der
serbischen Krajina als legal hinzustellen ist; Völkermordanklage gegen
Jugoslawien und Milošević in Den Haag, günstige
Verhandlungsergebnisse für die albanische Seite in Rambouillet und
Sezession Montenegros.

Besonders hervorgetan hat sich die PR-Agentur Ruder Finn aus
Washington, D. C. Ihr Direktor James Harff prahlte im französischen
Fernsehen, wie professionell sie einen Artikel aus dem New York
Newsday über serbische Lager aufgegriffen hätten: "Es gehört nicht
zu unserer Arbeit, den Wahrheitsgehalt von Informationen zu prüfen.
Unsere Aufgabe ist es, uns dienliche Informationen schneller zu
verbreiten. Wir überlisteten drei große jüdische Organisationen und
schlugen vor, dass diese eine Annonce in der New York Times
veröffentlichen und eine Demonstration vor der UNO organisieren. Das
war ein großartiger Coup. Als die jüdischen Organisationen in das
Spiel auf Seiten der muslimischen Bosnier eingriffen, konnten wir
sofort in der öffentlichen Meinung die Serben mit den Nazis
gleichsetzen. Niemand verstand, was in Jugoslawien los war. Mit
einem einzigen Schlag konnten wir die einfache Story von den guten und
den bösen Jungs präsentieren, die sich ganz von allein weiterspielte.
Niemand konnte sich mehr dagegen wenden, ohne des Revisionismus
angeklagt zu werden. Wir hatten hundert Prozent Erfolg."

Durch derartige Manipulationen versteht bis heute so gut wie niemand,
was in Jugoslawien los war. Wer auch nur den Hauch einer Ahnung haben
wollte, musste sich schon selbst auf den Weg machen. Er habe in das
Land der "allgemein sogenannten 'Aggressoren'" wollen, schrieb Peter
Handke in der "winterlichen Reise", weil es ihm am wenigsten bekannt
war und am meisten betroffen von den "Verspiegelungen" der Medien. Am
Anfang war er als zweifelnder Augenzeuge allein im Krieg. "Wer war der
erste Aggressor?" fragte er eigenwillig. Zum Glück gibt es so etwas
noch, eigenen Willen. Viele waren es nicht, die später folgten, ohne
Dienstauftrag und Reisekostenabrechnung. Allen voran Eckart Spoo, der
Gründer dieser Zeitung.

Eins wurde klar: So grausam die Kämpfe in Srebrenica in jedem Fall
waren, sie hatten keinen ursächlichen Zusammenhang zu dem vier Jahre
später geführten Krieg um die Abtrennung des Kosovo. Dazwischen lag
das Friedensabkommen von Dayton, das im November 1995 den
Bosnien-Krieg beilegte. Doch war die Zerschlagung Jugoslawiens noch
nicht vollendet. Seit Entstehen der kosovarischen UÇK 1996 wurde diese
Kampfgruppe eng vom BND betreut, der eine seiner größten
Regionalvertretungen in Tirana einrichtete. Nein, ganz allein stand
Handke nicht. So sendete das ARD-Magazin Monitor am 9. Juni
1998 ein Interview mit einem MAD-Mitarbeiter, der die Lieferung von
Waffen im Wert von zwei Millionen Mark an die Albaner als "von ganz
oben" erwünscht bezeichnete. Trotz des UN-Waffenembargos rüsteten auch
die USA die albanische UÇK mit illegal nächtlich eingeflogenen Waffen
auf.

Ein Bericht des Auswärtigen Amtes vom November 1998 erklärte den
Konflikt nachträglich so: Seit Ende 1995 wurden mindestens 200.000
serbische Vertriebene aus Kroatien und Bosnien auf Jugoslawien
verteilt, 10.000 auch im Kosovo, weniger als anderswo. Dies werteten
die Kosovo-Albaner in ihren Medien als erneuten Versuch der
Kolonialisierung. Seit April 1998 häuften sich Anschläge der UÇK auf
Polizeistationen. Da mancherorts die Polizei floh und auch
Verwaltungsämter und Post ihre Arbeit einstellten, konnten die
Freischärler die dortige serbische Zivilbevölkerung angreifen und
"befreite Gebiete" ausrufen. Erst da begannen die jugoslawische Armee
und paramilitärische Einheiten mit exzessiver Gewalt zurückzuschlagen.
"Politisch aktive albanische Volkszugehörige werden nicht wegen ihrer
ethnischen Zugehörigkeit, sondern als 'Separatisten' verfolgt", so der
Bericht.

Noch zwei Tage vor Beginn des NATO-Krieges hieß es im Lagebericht der
Bundeswehr: "Tendenzen zu ethnischen Säuberungen sind weiterhin nicht
zu erkennen." Das bestätigten auch die OSZE-Beobachter vor Ort. Ende
1998 habe es keine größeren Kämpfe zwischen den Parteien mehr gegeben,
sondern einzelne Überfälle und Feuergefechte, für die man sich
gegenseitig verantwortlich machte. Eindeutig auch die im Kosovo
eingesetzte US-Diplomatin Norma Brown: "Jeder wusste, dass es erst zu
einer humanitären Krise kommen würde, wenn die NATO bombardiert."

Und es war keine "unbestreitbare Tatsache, dass die Belgrader Führung,
und nur sie, die diplomatischen Bemühungen hat scheitern lassen", wie
Kanzler Schröder den Abbruch der Friedensgespräche im März 1999 in
Rambouillet kommentierte. Dem politischen Teil des Abkommens hatte
Milošević im Gegensatz zu den Kosovaren zugestimmt.
Woraufhin der serbischen Seite in letzter Minute als unverhandelbares
Diktat die militärische NATO-Besatzung ganz Jugoslawiens vorgelegt
wurde. Nie durfte hierzulande auch nur ein erklärender Satz des
"Despoten" zu hören sein. "Es war unvorstellbar für uns", sagte
Milošević in einem UPI-Interview vom 30. April 1999,
"dass unsere Ablehnung des Teils des Abkommens, über den mit uns nicht
einmal verhandelt worden war, als Ausrede benutzt würde, um uns zu
bombardieren."

In dem Interview räumte er auch Verfehlungen ein: "Wir sind keine
Engel. Aber wir sind auch nicht die Teufel, die zu sein ihr uns
auserkoren habt. Unsere regulären Streitkräfte sind überaus
diszipliniert. Anders verhält es sich mit den irregulären
paramilitärischen Einheiten. Es sind schlimme Dinge passiert. Wir
haben solche irregulären, selbsternannten Führer verhaftet. Einige von
ihnen sind bereits angeklagt und zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt
worden."

Mit Sicherheit ist es längst nicht immer so rechtsstaatlich
zugegangen. Milošević wollte die staatliche Unabhängigkeit
des Kosovo um jeden Preis vermeiden. Also mit Gewalt. Aber nicht mit
Völkermord. Dieser ihm (und Handke gleich mit) auch in der jüngsten
Debatte mit nicht weiter zu erklärender Selbstverständlichkeit zur
Last gelegte Vorwurf ist falsch. Die noch während des Krieges
veröffentlichte Anklageschrift des Haager Tribunals legte der
Regierung unter Slobodan Milošević zum Ärger so mancher
Politiker keinen Völkermord zur Last. Als Chefanklägerin Carla del
Ponte von Le Monde gefragt wurde, warum dieser Anklagepunkt
fehle, musste sie zugeben: "Weil es keine Beweise dafür gibt." Damit
war die Legitimation des Angriffs, der sich auf "Verhinderung eines
Völkermordes" berief, schon Wochen vor Ende des Bombardements
entfallen.

Die Mahnung des damaligen UN-Generalsekretärs Kofi Annan, Serben und
Albaner trügen gleichermaßen Verantwortung für den Konflikt, wurde in
den Wind geschlagen. Die UNO war entmachtet. Die NATO fungierte als
Luftwaffe der UÇK. Achtundsiebzig Tage lang wurde eine europäische
Hauptstadt und das zugehörige Restland mit "Luftschlägen" traktiert.
Etwa 1200 Zivilisten starben. Zerstört wurden 235 Fabriken, 61
Brücken, 476 Bildungsstätten, 113 Gesundheitseinrichtungen und 36
sakrale Kulturdenkmäler. 50.000 Wohnungen wurden beschädigt. Dann war
das Kosovo abgetrennt. Es ist mit dem ungefragt errichteten,
international größten US-Militärstützpunkt Camp Bondsteel zu einem aus
eigener Kraft nicht lebensfähigen NATO-Protektorat geworden.

Doch das Kriegsziel, Milošević zu stürzen, war nicht
erreicht. Nach diesem Angriffskrieg scharten sich die national
gesinnten Serben um ihren Präsidenten. Aus der Wahl im Herbst 2000
ging er als unangefochtener Sieger hervor. Was für ein
hinterfragenswerter Vorgang für Autoren und Historiker. Der Sturz
begann wenige Tage darauf nach dem gut vorbereiteten Drehbuch der
Nichtregierungsorganisation Otpor (Widerstand). Aus dem ganzen Land
trafen Anhänger der Opposition in Belgrad ein, um "sich dem großen
Stimmenraub zu widersetzen, den die Bundeswahlkommission auf Anordnung
Slobodan Miloševićs begangen hat". Die aufgebrachte Menge
zündete das Parlament an, und die Polizei lief zu ihr über. Noch am
selben Abend wandte sich der von der damaligen US-Außenministerin
Albright und ihrem deutschen Kollegen Fischer vorausgesuchte
Koštunica als neuer Präsident über das Fernsehen an die Bürger.
Milošević wurde verhaftet. Die Beweisaufnahme in seinem
Prozess dauerte vier Jahre. Vierzig Stunden vor deren Ende ist er
(vermutlich wegen der Einnahme falscher Tabletten) gestorben. Der
britische Chefankläger Geoffrey Nice schien erleichtert: "Das Ende der
Verhandlungen wäre eine Katastrophe geworden. Ein Urteil, das keinen
Bestand gehabt hätte", hieß es in der von Arte ausgestrahlten
Dokumentation: "Milošević". Auf einen Abschlussbericht des
Gerichts wartete man vergeblich.

Auch auf das Urteil gegen die Wahlkommission. Viele hundert Zeugen
wurden sieben Jahre lang vernommen. In dieser Zeit wurden vier Richter
ausgetauscht, da sie nicht bereit waren, ohne Beweise einen
Schuldspruch zu fällen. Im Februar 2008 erging schließlich ein
rechtskräftiges Urteil gegen alle Mitglieder der Wahlkommission, wie
mir Juristen in Belgrad berichteten. Freispruch. Fälschung der Wahl
vom 24. September 2000 war nicht nachzuweisen. Die war nach
überstandenem Angriffskrieg zum Sieg auch nicht nötig.
Milošević ist nicht als Diktator gestorben, sondern als
demokratisch gewählter Präsident. Das ist noch kein Qualitätsmerkmal,
wie man weiß. Ein Mann, der Unrecht getan hat und dem Unrecht getan
wurde. Ein Geschehen von wohl shakespeareschen Dimensionen.

Eigentlich ein Pflichtprogramm für jeden Dramatiker. Doch das bis
heute toxische Feindbild hat ein Kontaktverbot hinterlassen. Solch
"Schlächter vom Balkan" ist des Zuredens und Zuhörens nicht wert.
Daran haben sich bis auf Handke unabgesprochen alle deutschsprachigen
Literaten und Journalisten gehalten. Die Vermutung, dass da etwas zu
verstehen sein könnte, galt schon als Verrat. An der wortlos
vereinbarten Verspiegelung. Ein Verrat, der mit Hass bestraft
wird. Und dem nicht minder zerstörerischen Selbsthass.

 * 

Quelle:

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Zweiundzwanzigster Jahrgang, Nr. 25 vom 28. Dezember 2019, S. 885-889

Redaktion: Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Tel. 030/44 717 309, Fax 030/44 717 451

E-Mail: redaktion@ossietzky.net

Internet: www.ossietzky.net oder www.sopos.org/ossietzky

 

Ossietzky wurde 1997 von Eckart Spoo begründet und erscheint zweiwöchentlich.

Einzelheft 2,80 Euro, Jahresabo 58,- Euro

(Ausland 94,- Euro) für 25 Hefte frei Haus.



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2456: Die Mythen der alten BRD

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Mythen der alten BRD

von Paul B. Kleiser



Zwei Neuerscheinungen beschäftigen sich mit einer Reihe von
offiziellen Narrativen, wie sie von der Politik in der Nachkriegszeit
erfunden wurden und bis heute, sogar von Linken, nachgebetet werden.
Eine Erzählung betrifft die angebliche Erfolgsstory der "sozialen
Marktwirtschaft" - im Gegensatz zur freudlosen "Kommandowirtschaft"
der DDR. In der zweiten geht es um die ach so demokratische "zweite
deutsche Demokratie", in der lange Zeit Pläne kursierten, im Falle
eines Notstandes das Parlament durch eine starke Exekutive zu
entmachten.


Ulrike Herrmann

 Deutschland, ein Wirtschaftsmärchen.

 Warum es kein Wunder ist, dass wir reich

 geworden sind

 Frankfurt am Main: Westend, 2019, 320 S., 24 Euro


Die bei der Taz beschäftigte Wirtschaftsjournalistin Ulrike
Herrmann dekonstruiert in ihrem neuen Buch Deutschland, ein
Wirtschaftsmärchen eine Reihe von häufig gehörten Behauptungen,
die bei genauerer Betrachtung wie ein Luftballon zerplatzen. Dazu
gehören die Mythen vom (durch die D-Mark geschaffenen) deutschen
"Wirtschaftswunder" und der "sozialen Marktwirtschaft", die die alte
BRD zum Erfolgsmodell gemacht hätten. Der Vater dieses Erfolges soll
der "talentierte Selbstdarsteller" Ludwig Erhard gewesen sein. Auch
die souveräne Bundesbank habe beim Erfolg entscheidend mitgewirkt.


Ludwig Erhard - ein Selbstdarsteller

Kein Minister hat im Nachkriegsdeutschland solche Ehrungen erfahren
wie Ludwig Erhard. Insgesamt sammelte er 23 Ehrendoktorwürden ein. Und
viele Deutsche - rechte wie linke - schrieben ihm die Einführung der
D-Mark und das Wirtschaftswunder zu ("Vater der Währungsreform und
Erfinder der sozialen Marktwirtschaft"). Darunter befindet sich selbst
Sahra Wagenknecht.

Erhard kam aus "gutbürgerlichem Hause", die Eltern besaßen ein
Fachgeschäft für Weißwäsche, das jedoch in den 20er Jahren pleite
ging. Erhard besuchte die Handelsschule und schrieb später eine
Dissertation bei Franz Oppenheimer. Im Urteil des Zweitgutachters
Fritz Schmidt heißt es: "Ihr fehlt alles, klare Definitionen,
stringente Argumentation und vollständige Quellenangaben."

Trotzdem wurde er 1928 wissenschaftlicher Assistent beim Institut für
Wirtschaftsbeobachtung der deutschen Fertigwaren (IWF), das vom
liberalen Politiker Wilhelm Vershofen gegründet worden war. Ab 1933
rückte Erhard in die Geschäftsleitung des Instituts auf. Erhard
kooperierte eng mit dem Naziregime, was er später zu verbergen und
verleugnen suchte. Er behauptete, seine Habilitation sei am Naziregime
gescheitert, dabei hatte er sie gar nicht abgegeben. Das Bayerische
Kultusministerium lehnte eine Berufung zum Professor ab, denn es fehle
"ein umfangreiches wissenschaftliches Werk".

Ab 1938 arbeitete er dann für das IWF in den "Anschlussgebieten":
zuerst in Österreich, dann im Sudetenland, in Böhmen und Mähren,
danach in Lothringen und im "Warthegau". Er kollaborierte eng mit
Josef Bürckel, dem Gauleiter zunächst von Wien, dann von Lothringen.
Es ging um die "Verwertung des volksfeindlichen Vermögens" (Eigentum
von Juden und unliebsamen Politikern, Erhard war also bestens über die
Arisierungen informiert). Der Massenmord an den Polen hieß bei ihm
"Evakuierung der sogenannten polnischen Intelligenz". Seine
Anschauungen waren klar rassistisch: "Das polnische Volk hat weder die
Gestaltungskraft noch den Gestaltungswillen, die es zu wahrhaft
kultureller Leistung befähigt."


Mit Hilfe der Lüge

Gegen Ende des Krieges wurde er mit einem Gutachten beauftragt, was
nach Kriegsende mit den horrenden Staatsschulden geschehen solle. Nach
vielem Hin und Her kam er zum Schluss, dass der Staat die Schulden
nicht würde zurückzahlen können und sie somit annulliert werden
müssten.

Nach dem Krieg tat er so, als habe er in enger Verbindung mit dem
Leipziger Oberbürgermeister Carl Goerdeler gestanden, der als
Widerstandskämpfer und Mitwisser des Attentats vom 20. Juli 1944 von
Roland Freisler zum Tode verurteilt und am 2. Februar 1945 in
Plötzensee hingerichtet worden war. Dummerweise wurde der Briefwechsel
von Goerdeler später gefunden; damit konnten die diesbezüglichen Lügen
von Erhard entlarvt werden.

Aufgrund seines angeblichen Widerstands machten ihn die Amerikaner im
Oktober 1945 zum bayerischen Wirtschaftsminister. An dieser Aufgabe
scheiterte er jedoch grandios, weil die Korruption blühte und sich
Nazi-Seilschaften ausbreiteten. Außerdem verschwanden wichtige
Materialien im Wert von mehreren Millionen Mark. Zu geordneter
Amtsführung war Erhard nicht in der Lage; nach der Wahl vom Dezember
1946 wurde der erste Untersuchungsausschuss nach dem Krieg mit dem
Auftrag betraut, Erhards Amtsführung zu durchleuchten. Der Ausschuss
kam zur Ansicht, dass er für dieses Amt "völlig ungeeignet" sei.

1949 wurde Erhard zwar Wirtschaftsminister, doch die Grundzüge der
Wirtschaftspolitik wurden von Adenauer formuliert; die Sozialpolitik
wurde maßgeblich von Hans Katzer, dem Vorsitzenden der "Christlichen
Arbeitnehmerschaft", bestimmt. Tendenziell folgten beide der
katholischen Soziallehre.

Die großen Projekte waren damals die Europäische Zahlungsunion, die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und vor allem die große
Rentenreform. Erhard war ein Gegner all dieser Projekte, hatte aber
keinerlei Alternativen vorzuschlagen.

Adenauer hielt Erhard für faul, gedanklich träge und unerträglich
selbstverliebt. Erhard hielt sich für ein Genie, obwohl er nur Phrasen
drosch. Er veröffentlichte das Buch Wohlstand für alle - das
Motto der 50er und 60er Jahre. Vor allem von ausländischen
Gesprächspartnern (de Gaulle) wurde er nicht für voll genommen.

Als naiver Liberaler glaubte er an die Magie des Marktes, der von
allein Wohlstand schaffe, wenn nur der Staat für geordneten Wettbewerb
sorge. Der Wettbewerb sorge auch für sozialen Ausgleich, eine eigene
Sozialpolitik sei daher überflüssig. Tendenziell vertreten heute die
Neoliberalen diese Position, teilweise auch Friedrich Merz.

Die Wirtschaftspolitik wurde damals jedoch von der "Deutschland-AG"
bestimmt: Zu ihr gehörten die beiden Bankiers Robert Pferdmenges und
Hermann Josef Abs, sodann vor allem Fritz Berg, der Chef des BDI. Doch
Erhard hatte seine (protestantische) Unterstützergruppe und hielt vor
allem zahlreiche gut bezahlte Vorträge, Aktenstudium lag ihn fern.
Außerdem war er ein guter Wahlkämpfer und Selbstdarsteller. Seiner
Bestellung zum Nachfolger als Kanzler widersetzte sich Adenauer
heftig.

Am 16. Oktober 1963 wurde Erhard als Kanzler vereidigt. Der Einbruch
der Konjunktur 1966/67 zeigte dann, dass er außer Abwarten nichts
vorzuschlagen hatte. Die Rezession führte dazu, dass die SPD (mit der
FDP!) 1966 die Regierung in Düsseldorf übernahm (und erst 2005 wieder
abgeben musste). Erhard wurde gestürzt und unter dem früheren
Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, Kurt Georg Kiesinger, eine
Koalition aus CDU und SPD gebildet; die (nunmehr keynesianische)
Wirtschaftspolitik wurde von Karl Schiller und Franz Josef Strauß
gemacht.

"Erhard war ein naiver Ökonom, ein Opportunist und ein NS-Profiteur,
der sich hinterher eine Widerstandslegende zusammengedichtet hat.
Große Leistungen hat er nicht vollbracht, aber er besaß die Gabe und
die Chuzpe, sich selbst in Szene zu setzen. Diese Erkenntnisse sind
nicht neu und historisch bestens dokumentiert - doch seltsamerweise
dringen sie bis heute kaum an die Öffentlichkeit", so das Fazit von
Ulrike Herrmann.


Martin Diebel

 Die Stunde der Exekutive.

 Das Bundesinnenministerium und die Notstandsgesetze

 1949-1968

 Göttingen: Wallstein, 2019, 216 S., 22 Euro


Ein wesentliches, massenwirksames Thema der Mobilisierungen von 1968
war der Kampf gegen die Notstandsgesetze. Damit sollten
Vorbehaltsrechte der Alliierten abgelöst werden. In Die Stunde der
Exekutive enthüllt Martin Diebel in einer quellengesättigten
Arbeit, wie hohe Beamte im Innenministerium (häufig mit brauner
Vergangenheit) an einem Instrumentarium arbeiteten, um im Falle eines
Notstands Essentials der Verfassung wie das Streikrecht, die
Pressefreiheit oder die juristische Überprüfbarkeit von politischen
Entscheidungen in die Tonne treten zu können. Der Staat sollte in der
Lage sein, "Banden entflohener Häftlinge" oder natürlich
"KPD-Untergrundkämpfer" oder "Spionage- und Sabotagetrupps des Ostens"
ohne Gerichtsbeschluss zu internieren. Man phantasierte sogar über die
Möglichkeiten eines deutsch-deutschen Bürgerkriegs.

Ein Problem stellte für die hohen Beamten der Bundesgerichtshof dar,
weil dessen Richter dazu tendierten, das Konzept "verfassungsmäßige
Ordnung" mit der "freiheitlich-demokratischen Grundordnung
gleichzusetzen", die ja von Grundrechten ausgeht, die auch im Falle
eines Notstands gewahrt sein müssen.


"Notstand der Demokratie"

Im Gefolge des Nazi-Kronjuristen Carl Schmitt und seiner
Freund-Feind-Theorie gingen die hohen Beamten davon aus, dass zum
Beispiel "bei einem Kriegsausbruch zum Wochenende" (als Beispiel wurde
der Überfall der Wehrmacht auf Polen 1939 bemüht, was die Gesinnung
der "Amtsträger" deutlich zum Ausdruck bringt) oder "bei einem
Umsturzversuch in den Parlamentsferien" oder aber bei einem direkten
"Bombenangriff auf den Regierungssitz" nur eine Art diktatorisches
Machtzentrum Ruhe und Ordnung wiederherstellen könne. Man müsse den
Vorrang demokratischer Freiheiten "per Notverordnung zugunsten
staatlicher Sicherheit umgehen" können, heißt es in dem Dokument.
Dabei wurde - und dies war ein besonders Anliegen von Innenminister
Gerhard Schröder (CDU) - nicht zwischen einem inneren und äußeren
Notstand (etwa Krieg) unterschieden. Kurz zuvor hatte Bundeskanzler
Adenauer noch behauptet, die Notstandsverfassung solle ausschließlich
auf den Kriegsfall beschränkt werden.

Eine undichte Stelle im Ministerium führte dazu, dass die Stasi das
Dokument zugespielt bekam und veröffentlichte. Schweren Herzens musste
man die Echtheit bestätigen. Für die Vereinigung deutscher
Wissenschaftler schrieb der Jurist Helmut Ridder eine vernichtende
Analyse der Vorlage. Der entstehenden Ablehnungsfront schlossen sich
zahlreiche Wissenschaftler und Intellektuelle an. Darunter war auch
die IG Metall mit ihrem damaligen Vorsitzenden Otto Brenner, die vor
allem die geplante Aussetzung des Streikrechts heftig bekämpfte.
Dadurch konnten dem später von der ersten Großen Koalition
verabschiedeten Notstandsrecht die schlimmsten Zähne gezogen werden.
Aber die Geschichte der Notstandsverfassung stellt ein Lehrstück
darüber dar, was von niemandem kontrollierte hohe Beamte so alles an
demokratiefeindlichen Entwürfen in ihren Schubladen haben können.
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MELDUNG/1047: Podcast der Humboldt-Universität - Die Renaissance des Notizbuchs (idw)

Humboldt-Universität zu Berlin - 16.01.2020

HU-Podcast: Die Renaissance des Notizbuchs

Vom Almanach zu Wikipedia: Wie wir Wissen sammeln und ordnen untersucht
Anke te Heesen, Wissenschaftshistorikern der HU

Unendliche Weiten, faszinierende Welten - der Wissenschaftspodcast der HU



Das Revival des Notizbuchs bedeutet nicht Rückkehr, sondern
Weltläufigkeit. Zu dieser Erkenntnis kommen Prof. Dr. Anke te Heesen,
Alrun Schmidtke und Mathias Grote im Gespräch mit Radiojournalistin Cora
Knoblauch. Im neuen Wissenschaftspodcast der HU sprechen sie über medialen
Pluralismus und Konzentrationsökonomie, über digitale Smartboards und den
klassischen Füllfederhalter.

Die Wissenschaftshistorikerin Anke te Heesen forscht an der
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) unter anderem zur Geschichte von
Enzyklopädien und zur Buch- und Sammlungsgeschichte. Derzeit beschäftigt sie
sich vor allem mit der Geschichte des Forschungsinterviews.

Für dieses Gespräch hat sie zwei Mitarbeitende ihres Instituts eingeladen:
Gemeinsam mit Alrun Schmidtke und Mathias Grote denken die drei
Forschenden in dieser Podcast-Folge über analoge und digitale
Enzyklopädien nach, die Demokratisierung von Wissen und die Schwierigkeit
für junge Studierende, zwischen Fakten und Fake News zu unterscheiden.
Außerdem erklärt das Team um Anke te Heesen, warum wir alte und neue
Medien nicht gegeneinander ausspielen sollten.

Mehr zu diesem Thema hören Sie im neuen Wissenschaftspodcast der HU.


Weitere Informationen

Der HU-Wissenschaftspodcast "Unendliche Weiten, faszinierende Welten"
bringt die Hörerinnen und Hörer in Kontakt mit den Forschenden der HU. Die
Radiojournalistin Cora Knoblauch führt die Gespräche an den Orten, die für
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wichtig sind und an denen sie
anschaulich machen können, worum es ihnen mit ihrer Forschung geht.

Der nächste Wissenschaftspodcast erscheint am 12. Februar 2020.
Gesprächspartnerin von Cora Knoblauch ist dann Dr. Elke Greifender,
Professorin für Information Behaviour, über das Thema, wie Menschen mit
Informationstechnologien umgehen.

Sie finden die Podcasts der Humboldt-Universität auch auf Spotify und
Apple Podcasts.

Weitere Informationen unter:

https://hu.berlin/podcampus

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:
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Humboldt-Universität zu Berlin, 16.01.2020
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FILM/1696: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Neben der Spur – Erlöse mich", am 20.01.2020 (ZDF)

Neben der Spur – Erlöse mich

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 20. Januar 2020, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Interview mit Anna Bederke



Neben der Spur – Erlöse
Der Fernsehfilm der Woche
Montag, 20. Januar 2020, 20.15 Uhr

Regie: Josef Rusnak
Buch: Mathias Klaschka frei nach dem Roman von Michael Robotham
Kamera: Ralf Noack
Musik: Christoph Zirngibl
Ton: Thomas Thutewohl
Szenenbild: Marcus A. Berndt
Casting: Rebecca Gerling
Kostüm: Helmut Ignaz Meyer
Maske: Heiko Wengler-Rust, Margit Braxmann
Schnitt: Dirk Grau
Produktion: Network Movie Film- und Fernsehproduktion GmbH, Hamburg
Produzentin: Jutta Lieck-Klenke
Producerin: Lydia-Maria Emrich
Herstellungsleiter: Roger Daute
Produktionsleiter: Vanessa Eggers
Redaktion: Daniel Blum
Länge: 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Dr. Johannes "Joe" Jessen – Ulrich Noethen
Vincent Ruiz – Juergen Maurer
Milena Lorenz – Anna Bederke
Anna Bartholomé – Marie Leuenberger
Adrian Köhler – Johannes Krisch
Nora Jessen – Petra van de Voort
Gregor Römer – Gerhard Liebmann
Kadir Egger – Kailas Mahadevan
Charlotte Jessen – Lilly Liefers
Dr. Sternberg – Rüdiger Vogler
Zoe Lorenz – Anna Shirin Habedank
Hasim Klaudiusz – Eray Egilmez
Kevin Beck – Christian Kahrmann
und andere


Inhalt

Psychiater Joe Jessen muss sich nicht nur mit der Tatsache auseinandersetzen, dass er jüngst einen Menschen erschossen hat. Auch die Trennung von seiner Frau Nora und seine Parkinson-Erkrankung machen ihm schwer zu schaffen. Als dann noch seine Praxis von einem Einbrecher verwüstet wird, scheint Joes mühsam aufrecht erhaltene Fassade endgültig zu bröckeln.

Bei dem Einbruch wurde die Patientenakte von Milena Lorenz, deren Ehemann David vor einem halben Jahr spurlos verschwand, gestohlen. Sie wird von dem Spielhallen-Besitzer Hasim Klaudiusz gezwungen, Davids Spielschulden als Prostituierte abzuarbeiten. Als der Fahrer des Spielhallenbesitzers ermordet wird, gerät Milena Lorenz ins Visier von Kommissar Vincent Ruiz. Joe Jessen glaubt nicht daran, dass sie fähig ist, einen Mord zu begehen. Als aber weitere Menschen in Milenas Umfeld sterben, kommen auch ihm Zweifel. Von einem Kinderpsychiater, der Milena vor vielen Jahren behandelte, erfährt Joe Unglaubliches. Dann überschlagen sich die Ereignisse, und Joe muss sowohl sein kriminalistisches Talent als auch sein Können als Psychiater unter Beweis stellen, um eine Tragödie zu verhindern.

 * 

Interview mit Anna Bederke

Sie spielen nur in sehr ausgewählten TV-Projekten. Was macht für Sie den Reiz von "Neben der Spur" aus?

Beim Fernsehen wird oft anders gearbeitet als bei Kinoproduktionen. Es ist meistens eine andere Art, sich Inhalten und Figuren zu nähern. Mich interessieren in Geschichten hauptsächlich die Menschen und nicht in erster Linie der Plot, und Milena Lorenz war eine Figur, die ich kennenlernen wollte.

Was macht die Figur der Milena Lorenz so geheimnisvoll?

Geheimnisvoll, ich weiß gar nicht. Das, was Menschen von sich zeigen und was man glaubt, über sie zu wissen, ist ja immer nur ein kleiner Teil im Verhältnis zu all dem, was im Verborgenen bleibt. Das vermeintlich Rätselhafte entschlüsselt sich dem Zuschauer ja im Laufe der Geschichte. Und es lässt sich nachvollziehen, warum Milena so ist, wie sie ist, und so entscheidet, wie sie es tut. Jedenfalls ging es mir so. Sie ist traumatisiert und versucht bei all den verstörenden Dingen in der äußeren Welt, irgendwie die Kontrolle zu behalten.

Besonders spannungsgeladen ist das Verhältnis von Milena Lorenz zu ihrem Psychiater Joe Jessen, gespielt von Ulrich Noethen. Wie haben Sie beide diese Beziehung entwickelt?

Das meiste hat sich tatsächlich einfach intuitiv aus der Situation heraus ergeben. Weniger durch analysieren, sondern übers Spielen und Ausprobieren.

Sie sind Hamburgerin, die Reihe "Neben der Spur" spielt in der Hansestadt. Ist das Hamburg, das die Kamera eingefangen hat, das, welches Sie kennen?

Ralf Noack ist ein wunderbarer Kameramann mit einem feinen Gespür für Atmosphäre. Ich mag seine Ästhetik sehr – nicht zuletzt, weil sie die zurückhaltende, nordische Melancholie so gut porträtiert. Seine Kamera ist unaufdringlich, unhysterisch, sie schaut mit einem gewissen Abstand drauf, ohne oberflächlich zu sein.

Sie haben sich bei den Dreharbeiten am Fuß verletzt. Wie geht man damit am Set um? Konnten Sie weiterdrehen?

Ja, ich hatte meinen Zeh am Mittelfußgelenk gebrochen. Hört sich harmlos an, aber laufen geht dann erstmal nicht mehr, und man ist plötzlich sehr abhängig von anderen. So etwas ist für alle eine Herausforderung: Über Nacht musste ein Körperdouble her – sie war einen Kopf kleiner, hatte eine andere Statur. Kostüme mussten geändert, Kompromisse gefunden werden. Da zeigt es sich umso mehr, wie wichtig es ist, ein gutes Team zu haben, in dem man sich aufeinander verlassen kann, damit jeder seine Arbeit bestmöglich machen kann.

Das Interview führte Dagmar Landgrebe.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Januar 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MELDUNG/443: BR trauert um Schauspieler Ferdinand Schmidt-Modrow (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Bayerischer Rundfunk

BR trauert um Schauspieler Ferdinand Schmidt-Modrow



Nach seinem Tod mit nur 34 Jahren trauert der Bayerische Rundfunk um
Ferdinand Schmidt-Modrow. Wie die Familie dem BR bestätigte, ist der
beliebte Schauspieler am 15. Januar 2020 völlig unerwartet verstorben.
Todesursache war eine nicht erkannte Vorerkrankung. Der BR war dem in
Aichach geborenen Schauspieler eng verbunden. Dieser wirkte in
zahlreichen und vielfältigen BR-Projekten mit, zuletzt unter anderem
als ein prägendes Gesicht in der Familienserie "Dahoam is Dahoam". In
Gedenken an Ferdinand Schmidt-Modrow ändert das BR Fernsehen sein
Programm.

Der Bayerische Rundfunk hat Ferdinand Schmidt-Modrows
Schauspielkarriere von früh auf begleitet. Bereits 2005 wirkte er in
der vom BR-koproduzierten Kinokomödie "Grenzverkehr" mit, ab 2007 in
der Trilogie "Beste Zeit", "Beste Gegend" und "Beste Chance" von
Marcus H. Rosenmüller. Seine Rolle in "Beste Zeit" brachte ihm eine
Nominierung für den Förderpreis Deutscher Film in der Kategorie Bester
Nachwuchsschauspieler ein.

Auch für preisgekrönte BR-Produktionen wie die Serie "Servus Baby" und
den Fernsehfilm "Meister des Todes" stand Schmidt-Modrow vor der
Kamera. Zu seinen weiteren BR-Projekten zählen TV-Filme wie "Der
blinde Fleck" und "Falsche Siebziger" und die Serie "Akte Lansing".

Seit 2017 war er in der prägenden Rolle des Pfarrers Simon Brandl im
BR-Serienklassiker "Dahoam is Dahoam" zu sehen. Seine Erfahrung als
Theaterdarsteller konnte Ferdinand Schmidt-Modrow in mehreren
Komödienstadel-Produktionen im BR Fernsehen unter Beweis stellen,
zuletzt in der im Oktober 2019 ausgestrahlten Folge "Ein Bayer in der
Unterwelt".

"Ich bin tief berührt und erschüttert von Ferdinand Schmidt-Modrows
 Tod. Er war ein unglaubliches Ausnahmetalent und ein bayerischer
 Schauspieler, wie man ihn sich nur wünschen kann: ein wunderbarer
 Komödiant, aber auch im dramatischen Fach zu Hause. Mit seinem
 Facettenreichtum, seiner Sensibilität und seiner Energie hat er
 sich seine Rollen erobert und war auch menschlich ein Geschenk. Wir
 werden ihn in der großen Familie des Bayerischen Rundfunks
 furchtbar vermissen."

 Bettina Ricklefs, BR-Programmbereichsleiterin Spiel-Film-Serie


"Die Nachricht macht uns fassungslos und tief traurig. Mit seiner
 freundlichen, herzlichen Art war Ferdinand Schmidt-Modrow bei allen
 am Set sehr beliebt und stets ein Garant für positive Energie und
 gute Laune. In seiner Rolle als Pfarrer Simon Brandl hat er 'Dahoam
 is Dahoam' eine unverwechselbare Note gegeben. Wir werden Ferdinand
 niemals vergessen und ihn in unseren Herzen behalten. In Gedanken
 sind wir bei seiner Familie und wünschen allen Hinterbliebenen viel
 Kraft und Zusammenhalt."

 Daniela Boehm, Redakteurin 'Dahoam is Dahoam'



Zum Tod von Ferdinand Schmidt Modrow - Programmänderungen im
 BR Fernsehen:

Montag, 20. Januar 2020, 22.45 Uhr

Beste Zeit

Film (D 2007) von Marcus H. Rosenmüller mit Anna Maria Sturm, Rosalie
Thomass, Ferdinand Schmidt-Modrow, Johanna Bittenbinder, Andreas
Giebel, Stefan Murr u.v.a.

Sonntag, 26. Januar 2020, 20.15 Uhr

Der Komödienstadel: 1001 Nacht in Tegernbrunn

(D 2014) Mit Ferdinand Schmidt-Modrow, Conny Glogger, Susanne Wiesner,
Harald Helfrich u.v.a

Laufend im Programm:

Montag bis Donnerstag, 19.30 Uhr

Dahoam is Dahoam

Die beliebte BR-Familienserie mit Ferdinand Schmidt-Modrow, Senta
Auth, Harry Blank, Tommy Schwimmer, Carina Dengler u.v.a.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Januar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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SERIE/956: ZDF - Event-Miniserie in sechs Teilen "Die verlorene Tochter", am 27.01., 29.01. und 30.01.2020 (ZDF)

Die verlorene Tochter

Sechteilige Event-Miniserie

Montag, 27., Mittwoch, 29. und Donnerstag, 30. Januar 2020, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Facetten des Vergessens

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Producers Note

– Statement des Drehbuchautors Christian Jeltsch

– Statement des Regisseurs Kai Wessel

– Interview mit Henriette Confurius

– Drei Fragen an Götz Schubert, Claudia Michelsen, Christian Berkel, Rick Okon, Max von der Groeben, Nina Gummich



Facetten des Vergessens
Von Axel Laustroer, HR Fernsehfilm/Serie II

Geschichten, die davon handeln, dass ein Mensch verschwindet, gibt es einige. In der Regel wird dieser Mensch dann gesucht und – je nach Genre lebend oder tot – gefunden. 
Christian Jeltsch hat für "Die verlorene Tochter" einen Ansatz gewählt, der uns von Anfang an fasziniert und gefesselt hat: Ein Teenager aus gutem Hause verschwindet, aber die Suche ist kein Thema – zehn Jahre später setzt die Handlung wieder ein und zeigt uns, wie sich die Hinterbliebenen mit dem Verlust arrangiert haben: Manche haben das Mädchen vergessen, einige versuchen noch immer zu vergessen, andere mussten vergessen, um selbst weiter leben zu können, wieder andere können nicht vergessen – aber das Leben ging weiter, für jeden, irgendwie.

Doch dann, zehn Jahre später, werden alte Narben wieder aufgerissen, denn die junge Frau steht plötzlich vor der Tür – und kann sich nicht erinnern, was in und vor dieser Nacht geschehen ist. Getrieben von der Frage, was geschah, sucht sie Hilfe, Unterstützung, Zuwendung und Geborgenheit. Doch gleichzeitig muss sie, immer darauf angewiesen zu glauben, was man ihr über sie selbst erzählt, jedem misstrauen, auf den sie trifft.

Mit den Büchern von Christian Jeltsch ist es Regisseur Kai Wessel gelungen, ein herausragendes Ensemble von Schauspielern zu gewinnen: Claudia Michelsen, Christian Berkel, Götz Schubert, Rick Okon, Max von der Groeben, Nina Gummich, Hildegard Schmahl und allen voran Henriette Confurius als "Die verlorene Tochter". So ist mit den Produzenten Michael Polle und Uwe Urbas von X Filme Creative Pool eine große, dynastische und dramatische Geschichte entstanden— eine Geschichte über die Bedeutung von Familie, von deutschem Leben in der Provinz, von der Suche nach Wahrheit, Liebe, Glück und von Flucht – auch vor der eigenen Erinnerung.

 * 

Die verlorene Tochter
Sechsteilige Event-Miniserie
Montag, 27., Mittwoch, 29. und Donnerstag, 30. Januar 2020, 20.15 Uhr (jeweils 2 x ca. 45 Min)

Idee und Drehbuch: Christian Jeltsch
Regie: Kai Wessel
Kamera: Alexander Fischerkoesen
Schnitt: Tina Freitag
Musik: Martin Todsharow
Kostüm: Wiebke Kratz
Szenenbild: Dominik Kremerskothen
Herstellungsleitung: Ulli Neumann
Produktion: X FILME Creative Pool, Berlin
Produzenten: Michael Polle und Uwe Urbas
Redaktion: Axel Laustroer
Länge: 6 x 43'30 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Isa von Gems – Henriette Confurius
Peter Wolff – Götz Schubert
Heinrich von Gems – Christian Berkel
Sigrid von Gems – Claudia Michelsen
Philip von Gems – Rick Okon
Lore von Gems – Hildegard Schmahl
Robert Wolff – Max von der Groeben
Jenny Wolff – Nina Gummich

in weiteren Rollen:
Veronica Barclay – Emily Cox
Martin Cassdorff – Christian Beermann
Polizist Martin Helbig – Frederic Linkemann
Mehmet Eren – Hadi Khanjanpour
Polizistin Kathrin – Petra Hartung
Rebecca Hammann – Marie Leuenberger
Bürgermeister Harald Helbig – Michael Schiller
Marc Wolff – Max Woelky
Greta Döhring – Julia Jäger
Melzner – Fritz Roth
Sven Fallax – Alexander Wüst
Jules Girot – Jules Armana
Uschi Cassdorff – Carina Wiese
Kirsten Bentow – Carolina Vera
Ronny Gerber – Roland Wolf
Patrick Wolff – Milo Eisenblätter
Celia von Gems Úna Lir
Alter Pfarrer – Christian Steyer
Schuldirektorin – Susann Toni Wagner
Französin Céline – Petya Alabozova
Heilsarmist – Hans Brückner
Leo Messsmer – Jef Bayonne
Manager Goodman – Clayton Nemrow
Richard von Gems – Dieter Schaad
und andere


Kurzinhalt

Zehn Jahre ist es her, dass Isa in der schwülen Sommernacht des Schulfestes spurlos verschwand. Es gab keine Zeugen, keine Hinweise, nichts. Zehn Jahre voll von Gerüchten, Ahnungen, Ängsten und offenen Fragen. Isas Großvater starb vor Gram, als ihn die Nachricht vom Verschwinden der geliebten Enkelin erreichte, und stellte damit die Brauerei-Familie von Gems vor einen zweiten Schicksalsschlag.

Isas Verschwinden hat den Ort verändert, denn jeder in Lotheim war berührt von der Tragödie. Und jeder ist berührt, als Isa plötzlich und vollkommen unerwartet wieder auftaucht – ohne Erinnerung an das, was passiert ist. Neue Gerüchte tauchen auf: Kann sich Isa wirklich nicht erinnern? War vielleicht alles inszeniert? War sie wirklich der Engel, als der sie in den letzten Jahren galt? Und ist es überhaupt Isa, die da zurückgekommen ist? Immer mehr verbreitet sich in Lotheim die Annahme, dass Isa nichts von dem vergessen hat, was wirklich passiert ist. Und das treibt die Unruhe im Ort und in der Familie in eine neue Dimension.

"Die verlorene Tochter" erzählt im großen Bogen ein geheimnisvolles Familiendrama vor dem Hintergrund eines scheinbaren Verbrechens. In den einzelnen Episoden aber erzählt diese Geschichte von vernarbten Wunden, von Familie, von deutschem Leben und von der Suche nach Erinnerung und Vergessen, nach Wahrheit und Glück. Und sie erzählt von Flucht – auch vor der eigenen Familie.


Teil 1: "Geister"

Vor zehn Jahren wurde Isa von Gems, Tochter der Brauerei Dynastie, auf dem Sommerfest des Lotheimer Gymnasiums zuletzt gesehen – danach ist sie spurlos verschwunden. Es gab keinen Abschiedsbrief und keine Lösegeldforderung, keinen in der Nähe gemeldeten Unfall und keine Leiche. Isa war einfach fort. Ein Schock für ihre Familie und ihre Freunde, aber das Leben ging weiter, es musste weitergehen – bis heute. Denn Peter Wolff ist der festen Überzeugung, Isa gesehen zu haben: nachts in Lotheim, vor der Brauerei der Familie von Gems. Wolff hatte damals die Ermittlungen geleitet, wurde über den nicht aufgeklärten Fall alkoholsüchtig, verlor seinen Job und arbeitet heute im Sicherheitsdienst der Brauerei.

Isas Vater Heinrich von Gems ist entsetzt über diese Nachricht: Ausgerechnet jetzt, wo sein ältester Sohn Philip Nachwuchs bekommen hat und diese neue Generation helfen kann, die durch Isas Verschwinden entstandenen Wunden in der Familie endgültig vernarben zu lassen, soll erneut alles in Frage gestellt werden? Das kann nicht sein! Isa ist tot!

Isas Mutter Sigrid hingegen schöpft Hoffnung: Wenn ihr Kind wirklich am Leben und zurückgekommen ist, dann gibt es den Hauch einer Chance, dass alles wieder so werden kann wie früher – zumindest fast alles. Denn niemand ahnt, dass Sigrid von Gems gute Gründe hat, sich selbst am Verschwinden ihrer Tochter die Schuld zu geben.


Teil 2: "Zweifel"

In Lotheim verbreitet sich die Nachricht wie ein Lauffeuer: Die aus den Flammen gerettete junge Frau scheint tatsächlich die vor zehn Jahren spurlos verschwundene Isa von Gems zu sein. Allerdings macht sie bei der Polizei weder Angaben zu ihrer Person, noch zu ihrem Verbleib in den letzten Jahren – sie behauptet, ihr Gedächtnis verloren zu haben. Aber kann man ihr wirklich Glauben schenken? Und falls es nicht stimmt, warum lügt sie?

Im Gegensatz zu Heinrich von Gems, der auf einen DNA-Test besteht, ist Sigrid sicher, dass es sich um ihre Tochter handelt, und lädt sie ein, mit auf das Familienanwesen zu kommen. Großmutter Lore von Gems heißt die totgeglaubte Enkelin von Herzen willkommen – ganz im Gegensatz zu Philip: Sollte es sich bei der Frau wirklich um seine Schwester handeln, torpediert ihre Rückkehr seine Pläne, die Brauerei hinter dem Rücken seines Vaters zu verkaufen.

Peter Wolff sieht seine Chance gekommen, endlich den alten Fall lösen zu können und damit sein Leben wieder in die richtigen Bahnen zu lenken. Robert, sein Sohn, hat derweil ein ganz anderes Problem: Er war damals mit Isa zusammen und wollte in der schicksalhaften Nacht mit ihr durchbrennen – heute ist er mit Jenny, Isas damaliger besten Freundin verheiratet.


Teil 3: "Lügen"

Der DNA-Test beweist es eindeutig: Die junge Frau ist tatsächlich Isa. Ihr Vater ist erschüttert: In wenigen Tagen hätte er sie für tot erklären lassen. Kann es eine erneute Annäherung geben?

Jenny Wolff versucht durch Fotos und den Besuch der Schule Isas Erinnerungen zu wecken – und ahnt, dass bei ihrem Mann alte Gefühle wach werden. Peter Wolff bekommt derweil von Lore von Gems einen Auftrag: Er soll herausfinden, wo Isa all die Jahre gewesen ist.

Isa selbst merkt, dass sie die ganze Situation mehr und mehr belastet. Sie hört Stimmen und meint, von ihrem jüngeren Ich vor Lotheim und der Familie von Gems gewarnt zu werden. Sie weiß, dass sie erst Ruhe finden kann, wenn sie herausfindet, was in der Sommernacht vor zehn Jahren wirklich passiert ist. Dass es in Lotheim Menschen gibt, die genau daran absolut kein Interesse haben, wird klar, als ein Anschlag auf Isas Leben verübt wird.


Teil 4: "Das Irrenhaus, das man Familie nennt"

Nur knapp ist Isa von Gems dem Anschlag auf ihr Leben entkommen. Sie fragt sich mehr und mehr, was für ein Mensch sie gewesen sein muss, dass man sie dermaßen hassen kann.

Philip bekommt Panik: Die Rückkehr seiner Schwester droht den Verkauf von Gemser Bräu an die Amerikaner platzen zu lassen. In dem Versuch, sich abzulenken, wird er rückfällig und nimmt wieder Drogen. Aber ist das die einzige Gefahr für ihn, die von Isa ausgeht?

Peter Wolff glaubt, dass Isa die letzten Jahre in Frankreich gewesen sein muss. Lore von Gems finanziert ihm die Reise für seine Recherche. Unterdessen merkt Wolffs Sohn Robert, dass in ihm alte Gefühle für Isa wach werden. Er ahnt nicht, dass seine Frau dies schon längst erkannt hat und einen eigenen Plan verfolgt. Auch Isa spürt, dass sie mehr als nur Freundschaft für Robert empfindet. Ausgerechnet jetzt bricht Sigrid ihr Schweigen und gesteht Isa, dass und warum sie sich die Schuld an ihrem Verschwinden gibt – und erfährt Überraschendes. Peter Wolff hat unterdessen in Frankreich herausgefunden, dass Isa, die hier als Charlotte bekannt ist, einen Verlobten hat, und erfährt eine erstaunliche Geschichte.


Teil 5: "Die Wahrheit und nichts …"

Erste Erinnerungen an die Vergangenheit sprechen dafür, dass Isa missbraucht wurde. Geschockt und überfordert sucht sie Rat und Trost bei Robert Wolff, dem Einzigen in Lotheim, dem sie traut. Roberts Vater Peter hat herausgefunden, dass Isa nach einem schweren Unfall mit anschließender Amnesie von Leo Messmer in Frankreich als seine Tochter großgezogen wurde. Für Lore von Gems ist der Auftrag damit erledigt. Doch Peter Wolff will die ganze Wahrheit erfahren.

Philip spielt mit offenem Visier und sagt seinem Vater den Kampf um die Brauerei an. Heinrich fühlt sich auf der sicheren Seite, ahnt aber nicht, dass Philip noch ein Ass im Ärmel hat. Sigrid von Gems verzweifelt an ihrer Situation: Durch Isas Rückkehr bekommt ihr Bild von der Familie mehr und mehr Risse. Alles scheint plötzlich auseinanderzubrechen, und sie begreift, wie einsam sie sich in dieser verlogenen Familie fühlt.

Überzeugt davon, dass die Wahrheit über die Geschehnisse in der schicksalhaften Nacht vor zehn Jahren mit dem angeblichen Missbrauch zusammenhängen muss, fasst Isa einen gefährlichen Plan. Auf dem Jour Fixe von Sigrid von Gems, zu dem sich neben der gesamten Familie auch die führenden Köpfe der Stadt Lotheim einfinden, kommt es zum Eklat.


Teil 6: "Scherbenhaufen"

Heinrich von Gems kann nicht glauben, dass er nichts vom Missbrauch Isas mitbekommen hat – aber der Selbstmord des Bankdirektors Cassdorff ist ein eindeutiges Schuldeingeständnis.

Ausgerechnet jetzt kommt Mark Wolff, Roberts Bruder, von Frankfurt nach Lotheim: Er hatte damals in der Nacht des Schulfests fotografiert und hält damit ein entscheidendes Puzzleteil über die wahren Geschehnisse in jener Nacht in den Händen.

Als Isa klar wird, was damals wirklich passiert sein muss, stellt sie die Familie zur Rede – und setzt damit eine Kettenreaktion in Gang, die zeigt, dass Glück und Trauer zwei Seiten derselben Medaille sind.

 * 

Producers Note
Von den Produzenten Michael Polle und Uwe Urbas, X Filme Creative Pool

Was macht es mit einer Familie, wenn die tot geglaubte Tochter plötzlich zurückkehrt? Welche Geheimnisse müssen bewahrt werden, und welche Abgründe werden sich auftun, wenn Isa dem Mysterium ihres Verschwindens auf die Spur kommen will? Es waren diese Ausgangsfragen, die Autor Christian Jeltsch und uns zu Beginn der Entwicklung zur Serie "Die verlorene Tochter" maßgeblich interessierten.

Die Gegend um den Edersee in Nordhessen, zu der Christian Jeltsch und ich, Michael Polle, einen persönlichen Bezug haben, war von Anfang an die Bühne und das Schulfest der Ausgangspunkt unserer Narration. Diese geheimnisvolle Nacht wollten wir ins Zentrum setzen und für dieses Ereignis eine besondere Erzählform finden. Dabei wollten wir bewusst mit der ein oder anderen Konvention brechen und die Zuschauer herausfordern.

Christian Jeltsch hat hierfür eine besondere Erzählform gewählt. Zu Beginn jeder Folge tauchen wir in die Nacht des Verschwindens ein. Alle Figuren erleben diese Nacht in jeder Episode aus unterschiedlichen Perspektiven. Nach und nach, Folge um Folge, setzt sich das Puzzle für den Zuschauer zusammen. Wie im echten Leben ist oftmals nicht alles so, wie es scheint. Und genau diese Art der Erzählung, diese sehr genaue Beobachtung der Figuren und Ereignisse ist es, was für uns den Reiz an dieser Arbeit ausgemacht hat.

Wir hoffen sehr, dass wir die Menschen im besten Sinn mit der Geschichte fesseln können und dass sie ebenso wie wir große Freude daran haben, mit unseren Figuren nach Lotheim zu reisen.

 * 

Vom Zustand einer Familie
Statement des Drehbuchautors Christian Jeltsch

"Das Schicksal des Staates hängt vom Zustand der Familie ab!" Das schrieb der Theologe und Literaturhistoriker Alexandre Vinet um 1820.

"Die verlorene Tochter" erzählt vom Zustand einer Familie, der Brauerfamilie von Gems. Tabus, Geheimnisse und Traditionen bestimmen das Familienleben. Isa von Gems ist sechzehn, als sie dieser diktatorischen Enge entkommen will. Sie bezahlt es mit ihrem Leben. So scheint es. Doch jetzt, zehn Jahre später, taucht sie wieder auf.

Von dieser Wiederkehr zu erzählen, war für mich der große Reiz. Vom Aufbrechen seelischer Wunden, die vernarbt zu sein schienen, von der Sprachlosigkeit, die Verbrechen erst möglich macht, von Menschen, die der Wahrheit nicht mehr entkommen, von dem Bild einer Familie, das längst zur Lüge geworden ist.

Diese Geschichte dann in die richtige Landschaft zu setzen, war eine weitere Herausforderung. Gefunden habe ich diese Landschaft schließlich in meiner eigenen Vergangenheit: Am hessischen Edersee, der passend zu der Geschichte im Herbst alle Lieblichkeit verliert und sein raues, ehrliches Gesicht zeigt.

Wenn also der Zustand der Familie wirklich so großen Einfluss auf das Schicksal des Staates hat, dann sollte es der Zustand der Familie von Gems am Ende der Geschichte sein. Die schmerzhafte Wahrheit ist enthüllt und bietet die Chance zu gesunden.

 * 

"Ein Fest für Schauspieler und Regie"
Statement des Regisseurs Kai Wessel

Eine Kleinstadt. Nähe. Enge. Gegenwart. Vergangenheit. Rückzugsort und Bollwerk gegen gewalttätige Natur, angestaute Wassermassen des Edersees, Einsamkeit und drohende Zukunft. Ein Mikrokosmos des menschlichen Daseins, zusammengeballt auf einen zu erschaffenden, fiktiven Ort. Ein Fest für Schauspieler und Regie.

Als mir Uwe Urbas und Michael Polle die Bücher zu "Die verlorene Tochter" zum Lesen gaben, war ich begeistert: Die Bücher von Christian Jeltsch sind spannend und ergreifend, hervorragend gebaut und eine exzellente Vorlage für eine moderne Mini-Serie. Mit dichten, immer wieder überraschenden Handlungssträngen und vor allem der Möglichkeit menschliche Dramen zu erzählen.

Isa von Gems geht auf die Suche nach ihrer eigenen Vergangenheit: Wer bin ich, wer war ich, wo komme ich her und: Was ist geschehen? Durch ihre Suche nach dem eigenen Ich, nimmt sie alte Freunde und Familie mit. Auch sie müssen unfreiwillig auf die Suche gehen. Alte Narben brechen auf, Verdrängtes kommt äußerst unliebsam wieder hoch. Die Suche nach der Wahrheit gerät zu einer Reise in den Schmerz.

Mit unserem exzellenten Schauspielerensemble durfte ich auf eine Reise gehen und diesen Mikrokosmos erfinden. Das scheinbar Böse ist nicht per se böse, es hat seine Gründe dafür. Wir wollten die Untiefen des Lebens ausloten und dabei glaubwürdige und kantige Menschen erschaffen, die sich im Geflecht aus Leidenschaft, Pragmatismus und Pflichtgefühl verstrickt haben – ohne zu bewerten. Der Mikrokosmos Lotheim wurde für uns zum Nabel der Welt.

 * 

"Eine sehr schöne und kreative Arbeit"
Interview mit Henriette Confurius

Isa hat im Grunde drei Leben: Vor ihrem Verschwinden, ihr Leben weit weg von Lotheim und die Rückkehr in ihr altes Leben. Wie haben Sie diese drei Phasen erlebt? Wieso entschließt sich Isa, nach Lotheim zurückzukehren?

Eigentlich ist es ja nur ein Leben. Drei Phasen, ja. Und jede Phase hat ein Eigenleben, in dem ein Alltag stattfindet. Also Normalität und Gewohnheiten mit Gefühlen und Begegnungen. Isas Leben ist in Teile zerrissen, und sie versucht diese Teile wieder zusammenzufügen. Sie hat ein Bedürfnis nach Wahrheit und das Gefühl sich selbst und dieser Wahrheit verpflichtet zu sein. Deswegen kehrt sie nach Lotheim zurück.

Was macht für Sie die Qualität des Drehbuchs von Christian Jeltsch aus?

Ich muss ja das Geschriebene sprechen, denken und verstehen können, und das war für mich bei diesem Buch tatsächlich traumwandlerisch leicht. Ich habe schnell ein klares Gefühl für meine Rolle gefunden.

Wie war die Zusammenarbeit – sowohl mit Regisseur Kai Wessel als auch mit Ihren Schauspielkollegen?

Ich durfte im Film "Nebel im August" schon einmal mit Kai Wessel arbeiten. Noch einmal zusammenzuarbeiten ist natürlich ein Vertrauensbeweis. Für beide. Dieses Vertrauen erleichtert die Sprache in der Arbeit. Ich hatte nie die Befürchtung, nicht verstanden zu werden, und ich glaube, dass das auch umgekehrt so war.

Auch mit den Kollegen war es eine sehr spannende Zusammenarbeit. Die Figuren, die Christian Jeltsch in seinem Drehbuch erzählt, sind sehr komplex. Es war spannend, die einzelnen Beziehungen zu den vielen verschiedenen Figuren zu erarbeiten. Das war eine sehr schöne und kreative Arbeit und hat viel Spaß gemacht.

Was war das Besondere für Sie an der Arbeit für diese sechsteilige Event-Serie?

Die Herausforderung, eine Rolle über sechs Episoden zu entwickeln, neue Erzählweisen zu erproben, über eine längere Zeit zusammenzuarbeiten und dabei das Ziel nicht aus den Augen zu lassen, das ist natürlich neu und extrem spannend.

Das Interview führte Regine Baschny.

 * 

Drei Fragen an Götz Schubert, Claudia Michelsen, Christian Berkel, Rick Okon, Max von der Groeben, Nina Gummich

Wie gelingt es Ihrer Figur nach dem Verschwinden von Isa zurück ins eigene Leben zu finden?

Götz Schubert (Rolle: Peter Wolff): Es gelingt ihm nicht. Im Gegenteil, er zerbricht daran. Die ganze Katastrophe wirkt sich auch auf seine privaten Beziehungen und Verhältnisse aus. Der Ex-Kriminalist in ihm glaubt, die Probleme in seinem Leben mit der Aufklärung des Falles lösen zu können, so und nicht anders. Da er erfolglos bleibt, klammert er sich krampfhaft an die Tatsache, dass nichts bewiesen und immer noch alles möglich ist. Aber die Hoffnung schwindet. Zehn Jahre sind eine lange Zeit.

Claudia Michelsen (Rolle: Sigrid von Gems): Ich glaube, die Geburt eines weiteren Kindes gibt ihr einen neuen Lebensinhalt. Vielleicht ganz natürlich, aber auch nur scheinbar, da man die Vergangenheit mit sich und in sich trägt und nicht loswerden kann. Eine Mutter hat für immer eine ganz besondere Verbindung zu dem Kind, das sie ja unter ihrem Herzen getragen hat. Für mich findet sie nur unter der ständigen Last ihrer Geschichte, ihrer Schuld, scheinbar in ein Lebenskonstrukt zurück, das aber nicht das ihre ist.

Christian Berkel (Rolle: Heinrich von Gems): Den Verlust seiner Tochter hat er in einer Mischung aus Schicksalsergebenheit und Fatalismus mühsam überwunden. Diese Verdrängung nimmt er nicht einmal partiell wahr und verwechselt den so geschaffenen Status quo mit der Wirklichkeit.

Max von der Groeben (Rolle: Robert Wolff): Er konzentriert sich auf sein eigenes Leben und darauf, seine Träume zu verwirklichen. Diese sind, eine eigene Familie zu haben und einen anständigen Job, der ihm und seiner Familie finanzielle Sicherheit und Unabhängigkeit gewährt. Dies gelingt ihm auch sehr gut, weshalb er grade zu Beginn der Serie recht solide mit beiden Beinen im Leben steht.

Rick Okon (Rolle: Philip von Gems): Philip hat durch das Verschwinden seiner Schwester große Probleme, zurück in den Alltag zu finden. Er gerät auf die schiefe Bahn, wird drogensüchtig. Erst durch seine spätere Frau Veronica lernt Philip das Leben wieder zu lieben. Er zieht gemeinsam mit ihr zurück nach Lotheim und ist nach dieser schwierigen Zeit endlich bereit, die Nachfolge seines Vaters anzutreten. Durch die Geburt seiner Tochter scheint sein Glück perfekt.

Nina Gummich (Rolle: Jenny Wolff): Jenny findet nach dem Verschwinden von Isa in ihr Leben zurück, indem sie sich ein neues kreiert. Sie löscht Isa aus ihrer Erinnerung, schneidet sie aus Fotoalben einfach aus, redet nicht mehr über sie. Als wäre sie nie da gewesen. Außerdem bindet sie sich schnell an jemanden, der von nun an ihren Lebensmittelpunkt darstellt: Robert.

Wie geht man aus Ihrer Sicht damit um, wenn nach zehn Jahren der verloren geglaubte Mensch wieder auftaucht und verheilte Narben wieder aufreißen?

Götz Schubert: Wenn ein Mensch stirbt, ist der Verlust schmerzlich. Der Abschied ist endgültig. Trotzdem stellen wir Fragen nach dem Warum, ohne letztlich eine Antwort zu erwarten, denn die gibt es nicht. Wir lernen mangels Alternativen, das Endgültige zu akzeptieren. Aber sind wir auch in der Lage, mit gärender Ungewissheit zu leben? Das braucht sicher viel Zeit, aber selbst die heilt nicht alle Wunden. Trauer, Wut, Zorn, Ohnmacht, Verzweiflung bleiben.

Taucht der Verschwundene wieder auf, erhofft sich jeder Antworten in erster Linie für sich selbst. Das Wiederauftauchen könnte also ein Neuanfang sein, vorausgesetzt, es ist möglich, sich zu besinnen, inne zu halten, sich zu bekennen, aufzuarbeiten und aus Fehlern zu lernen.

Claudia Michelsen: Da kann ich keine Regel aufstellen oder wüsste nicht, wie man damit umgehen sollte. Jeder Mensch ist verschieden, jede Lebensgeschichte eine andere. Hier geht es ja auch gerade darum, dass jeder mit Isa seine eigene Geschichte, seine eigene Wahrheit hat.

Christian Berkel: Die Nachricht von Isas Rückkehr ist zunächst ein Schock, der ihn paralysiert. Die verdrängte Realität greift nach ihm, und er weiß nicht wie er damit umgehen soll. Er hat Isas Tod akzeptiert. Die Vorstellung, dass die letzten zehn Jahre seines Lebens eine Lüge waren, führen bei ihm im Anfang zu einer radikalen Verweigerungshaltung, die ebenso wie die drohende Aufklärung das gesamte Gebäude gefährdet, dass er glaubt für sich und seine Familie errichtet zu haben.

Max von der Groeben: Das ist natürlich keine leicht zu beantwortende Frage, zumal die Umstände des Verschwindens auch sehr entscheidend sein können. Generell jedoch ist es bestimmt hilfreich, der wiederkehrenden Person sowie sich selbst zunächst Zeit zu geben mit der neuen Situation umzugehen. Zum anderen hilft es immer, miteinander zu sprechen und sich auszutauschen.

Rick Okon: Das ist schwer zu beantworten. Jeder geht damit persönlich ganz anders um. So auch unsere Figuren in der Serie. Einige sind mit der Situation völlig überfordert, für andere ist es das größte Glück. Für manchen ist es die Chance, die Vergangenheit und somit auch die davon maßgeblich beeinflusste Gegenwart aufzuklären. Manch andere wiederum haben daran kein Interesse und sind froh, endlich halbwegs mit der damaligen Tragödie klarzukommen.

Was bedeutet Familie für Ihre Figur?

Götz Schubert: In Zeiten des Erfolges, war alles selbstverständlich, auch die Familie. Wolf wusste das nicht zu schätzen. Er war der Meinung, er kommt auch gut ohne klar. Als er sie dringend brauchte, hatte er sie bereits verloren. Um seine Schuld zu begleichen, kämpft er scheinbar auf einem Ersatzschauplatz, der für ihn aber das Zentrum ist. Tief verstrickt bleibt er ein Zerrissener. Seinem Sohn ruft er hinterher, er soll es besser machen. Die Einsicht hat Wolf gewonnen, aber leben wird er sie nicht mehr können.

Claudia Michelsen: Familie im besten, wunderbaren Sinne bleibt ein unerfüllter Traum für sie. Hier hat Familie eher mit Pflicht und Disziplin zu tun. Es gibt Regeln, an die man sich zu halten und denen man sich zu unterwerfen hat. Deswegen ihr beständiges Fernweh. Sie darf hier nicht Mutter und Ehefrau sein, wie sie es möchte. Ich denke aber, sie hat sich, bevor Isa zurückkehrt, eingerichtet in diesem Konstrukt, und es tut nicht mehr weh, weil man an der Oberfläche ganz gut Tag für Tag leben kann. Durch Isas Rückkehr werden alle wieder an ihre eigenen Wahrheiten erinnert und müssen sich damit auseinandersetzen. Und das ist ja meistens schmerzhaft, aber am Ende heilsamer.

Christian Berkel: Er fühlt sich seiner Familie zutiefst verbunden, will aber zugleich mit der Zeit und seine eigenen Wege gehen. Diese Verpflichtung und sein innerer Widerstand bringen ihn in eine konfliktreiche Spannung zwischen seiner Frau und seiner Mutter.

Max von der Groeben: Familie ist für meine Figur das zentrale Gerüst im Leben. Da seine Familie in den vergangenen zehn Jahren immer mehr zerfallen ist, war es für ihn besonders wichtig, eine eigene zu gründen.

Rick Okon: Die Familie ist ein wichtiger Teil seines Lebens. Mit der Geburt seiner Tochter beginnt für ihn und seine Frau ein neuer Lebensabschnitt. Gerade in der Umgebung dieser Kleinstadt ist die Familie ein starker Bezugspunkt. Hinzu kommt das schwierige Verhältnis zu seinem Vater und die durchaus besondere Verbindung zu seiner Schwester Isa. Diese Beziehungen innerhalb der Familie haben Philip sehr geprägt und sind auch ausschlaggebend für sein Denken und Handeln – in jeglicher Hinsicht.

Nina Gummich: Familie bedeutet Jenny alles. Sicherheit, Stabilität, Halt. Vielleicht sogar den Sinn im Leben überhaupt. Familie bedeutet aber auch Arbeit, Koordination, Überforderung – mit der sie auf keinen Fall alleine dastehen will.

Die Fragen stellte Regine Baschny.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FEATURE/1380: Deutschlandfunk Kultur - Die Zukunft der Demokratie, 20.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die Zukunft der Demokratie

Mehr Teilhabe von unten wagen

Von Gabi Schlag und Benno Wenz

Zeitfragen. Feature

Montag, 20. Januar 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die parlamentarische Demokratie ist eine Erfolgsgeschichte. Mit
Gerechtigkeitsdefiziten. Und Ermüdungserscheinungen. Kann mehr
Teilhabe der Bürgerschaft da Abhilfe schaffen? Politaktivistinnen sind
davon überzeugt und möchten deshalb Bürgerräte einsetzen. Wer
mitredet, soll durch Losverfahren bestimmt werden. Dabei geht es nicht
nur ums Diskutieren, sondern um ernsthafte Eingriffe in die Politik.
Aber sind die Ausgelosten in der Lage, die komplexe Welt zu verstehen
und über ihre Rolle als Privatperson hinauszuwachsen? Garantiert das
Los demokratische Gleichheit? Wissenschaftler haben in einem
Demokratieexperiment untersucht, wie der Austausch zwischen den
Bürgern, die so unterschiedliche Erfahrungen und Kenntnisse
mitbringen, am besten funktioniert.

 * 
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HÖRSPIEL/2031: Deutschlandfunk - "Die Ruhe weg haben" von Michael Reitz, 19.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die Ruhe weg haben

Lob des Phlegmas in unruhigen Zeiten

Von Michael Reitz

Deutschlandfunk 2020

Freistil

Sonntag, 19. Januar 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Könnte Phlegmatismus eine Reaktion auf die Überforderungen des
modernen Alltags sein? Phlegmatiker gelten in der öffentlichen
Wahrnehmung als Zeitgenossen, die nichts auf die Reihe bekommen und
mit Faulheit und Tatenlosigkeit ihre Umwelt nerven. Doch so einfach
ist es nicht. Der Phlegmatiker zaudert zwar des Öfteren und ist schwer
zu motivieren. Doch seine Neigung nicht alles so ernst zu nehmen, erst
einmal abzuwarten und nichts zu überstürzen, kann auch sympathisch
sein. Fehlt nicht angesichts der immer stärker werdenden Hektik in
unserem Leben, dem Aktions- und Entscheidungszwang und der Angst etwas
zu verpassen, eine Alternative? Nämlich eine Anleitung, wie man zum
Phlegmatiker wird? Denn als solcher könnte man lernen, die Dinge nicht
immer ändern zu wollen, sondern ihnen ihren Lauf zu lassen.

 * 
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MUSIK/3105: NEW MUSIC 2020 - Die Hotlist (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.1.2020

NEW MUSIC 2020 - Die Hotlist

Die jungen ARD-Programme und Deutschlandfunk Nova präsentieren die
wichtigsten neuen Musik-Acts für 2020



Wer wird die Musikwelt 2020 aufmischen? Wer wird den Durchbruch in den
Mainstream schaffen? Wer wird neue Hoffnungsträgerin oder
Hoffnungsträger? Die jungen Programme der ARD und Deutschlandfunk Nova
präsentieren auf www.newmusicaward.de die 16 Acts, die dieses Jahr
prägen werden. Seien es große deutsche Rap-Hoffnungen wie OG Keemo
oder Mainstream-Anwärter wie Apache 207, frische kreative Kräfte wie
Alli Neumann, Bülow und Majan oder hochspannende Impulsgeber wie
Provinz oder wavvyboi. "NEW MUSIC 2020 - Die Hotlist" der jungen
Programme der ARD und Deutschlandfunk Nova vereint die wichtigsten
neuen Namen der deutschen Musikwelt.

"NEW MUSIC 2020" ist eine Gemeinschaftsproduktion von PULS (BR),
Bremen NEXT (Radio Bremen), DASDING (SWR), 1LIVE (WDR), Fritz (rbb),
MDR SPUTNIK, N-JOY (NDR), UNSERDING (SR), YOU FM (hr) sowie
Deutschlandfunk Nova. Die Redaktionen stellen das ganze Jahr über neue
Künstlerinnen und Künstler in ihren Programmen vor. Im Herbst 2020
verleihen sie gemeinsam zum 13. Mal den NEW MUSIC AWARD.

Zu den Gewinnern gehörten in den vergangenen Jahren Acts wie
Kraftklub, die KYTES, Bonaparte, Majan und die Leoniden. Die
Künstlerinnen und Künstler der NEW-MUSIC-2020-Liste werden im Laufe
der folgenden Wochen und Monate in den jungen Programmen der ARD
gespielt und vorgestellt, um Nachwuchsmusik in Deutschland mit großer
Power und ganz gezielt zu fördern.


NEW MUSIC 2020: Die junge Spitze Musikdeutschlands

Eine der wunderbarsten Eigenschaften von Popmusik ist, dass sie sich
ständig neu erfindet. Die 16 Acts, die 2020 das Zeug haben, der
deutschen Musikwelt ihren neuen, ganz eigenen Stempel aufzudrücken,
werden nun mit der Hotlist der jungen Programme der ARD und
Deutschlandfunk Nova benannt. Die Redaktionen haben getagt und rund
100 weitere Experten befragt - Künstlerinnen und Künstler,
Produzentinnen und Produzenten genauso wie Fachleute aus Booking und
Plattenfirmen-Scouting. Das Ergebnis ist beispielhaft für die
vielseitige, an allen Ecken pulsierende, deutsche Musikszene. Vorhang
auf für die NEW MUSIC 2020.


Internationales Format aus Deutschland

Noch nicht einmal volljährig war die in Berlin geborene Bülow, als ihr
Track "Not A Love Song" im Netz "explodierte". Es folgten erste
Auszeichnungen sowie Shows in Asien und Nordamerika (unter anderem im
Vorprogramm von Lauv), so dass Bülow schon jetzt, mit ihren gerade
einmal 20 Jahren, bereit ist für den ganz großen Wurf. Auch der
Münchner Badchieff hat trotz seiner noch kurzen Geschichte bereits
internationales Sound-Format mit seinem Mix aus R'n'B, Pop und Hip
Hop. Während Singer-/Songwriter und Pop-Hoffnung ELI in Köln begonnen
hat, in Berlin lebt, aber seine (bereits für Werbekampagnen genutzten)
Songs längst in Los Angeles oder Stockholm schreibt. Das Debütalbum
soll dieses Jahr erscheinen.

Mia Morgan aus Hessen beackert derweil im Dunstkreis von Drangsal, die
Nerven oder Mine die dunklere Seite des Pop. Ebenso wie sich
Multiinstrumentalist Simon Vogt aka wavvyboi dem Düsterpop und -R'n'B
verschrieben hat und wahrscheinlich bald deutlich mehr Menschen als
seine ohnehin schon leidenschaftlichen Fangruppen erreicht. Oder
Provinz: Die für ihre furiosen Live-Auftritte gefeierte Band aus
Ravensburg bildet eine regelrecht hymnische Alternative zum
Mainstream.


Neue Impulse aus jeder Szene

Völlig anders ist der Ansatz der beiden Chiemgauer Sonnenkinder
Bruckner. Smarte deutsche Popmusik mit Tiefe und 60.000
Tour-Kilometern allein 2019 auf der Habenseite. Seit Monaten
veröffentlichen die Brüder einen starken Popsong nach dem anderen.
Während der New-Music-Award-Gewinner 2019 Majan aus der Nähe von
Stuttgart so faszinierend mit Pop, Soul und Hip-Hop jongliert, dass
sein Name bald ohne die Referenzen Cro und Max Herre auskommen wird.

Hilft Schauspielerfahrung im Popbusiness? "4 Blocks"-Star Emilio macht
jetzt astreine Popmusik, plant eine Tour und das Debütalbum für 2020
und könnte bald ganz vorne mitspielen. Pop-Frischling Nina Chuba hat
neben ihrer hinreißenden Stimme und emotionalen Songs ebenfalls
bereits Schauspielerfahrung. Und spätestens seit ihrem Duett "Zeit
steht" mit Trettmann ist Alli Neumann ein Name in der deutschen
Musikwelt. Auch sie stand schon vor der Kamera, aber vor allem macht
sie: Musik. 2020 kommt ihr Debütalbum, eine Tour und wahrscheinlich
der entscheidende Schritt auf die ganz großen Bühnen.


Große Potenziale, keine Grenzen

Keine NEW MUSIC 2020-Liste ohne Hip Hop. Und dessen größte Hoffnung
ist OG Keemo aus Mannheim. Dunkler Sound, drastische Texte ohne
Klischees und ungewöhnlich viele Emotionen machen ihn zum
Szene-Liebling. Sein neues Album Geist ist ein Meilenstein der
jüngeren deutschen Rap-Geschichte. Eine ganz andere Ecke des Genres
beackern die 102 Boyz, die mit ihrem zornigen Party-Sound
wahrscheinlich niemals Botschafter ihres Heimatortes Leer in
Ostfriesland werden, aber live und auf ihren Tracks bereits für Furore
sorgen.

Elias aus Düsseldorf feiert den US-Sound der 2000er und erzählt mit
deutschen Texten seine ganz eigene Geschichten. Jamule aus Essen ist
einer der gehyptesten Shootingstars im Deutschrap-Game und wird nach
langem Brodeln endlich sein Debütalbum "LSD" veröffentlichen. Und
selbst wenn viele sagen, Apache 207 aus Ludwigshafen habe den
Durchbruch schon geschafft: Er steht immer noch am Anfang eines viel
größeren Weges, der 2020 die nächste Stufe erreichen wird.


Alle Künstlerinnen und Künstler in alphabetischer Reihenfolge:

102 Boyz (Leer, Niedersachsen), Apache 207 (Ludwigshafen,
Rheinland-Pfalz), Badchieff (München, Bayern), Bruckner (Regensburg,
Bayern), Bülow (Berlin), Nina Chuba (Hamburg), ELI (Köln, NRW), Elias
(Düsseldorf, NRW), Emilio (Berlin), Jamule (Essen, NRW), Majan
(Schorndorf, Baden-Württemberg), Mia Morgan (Kassel, Hessen), Alli
Neumann (Flensburg, Schleswig-Holstein), OG Keemo (Mannheim, Baden-
Württemberg), Provinz (Ravensburg, Baden-Württemberg), Wavvyboi
(Liechtenstein)

Ausführliche Informationen zu den Acts finden sich unter
www.newmusicaward.de.

Weitere Informationen zu NEW MUSIC 2020 und dem NEW MUSIC AWARD,
Bilder und Videos gibt es unter www.newmusicaward.de sowie auf den
Webseiten der beteiligten jungen Programme.

 * 
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MIKROBIOLOGIE/033: Wovon sich der Tuberkulose-Erreger ernährt (idw)

Forschungszentrum Jülich - 14.01.2020

Wovon sich der Tuberkulose-Erreger ernährt



Jülich, 14. Januar 2020 - Bestimmte weiße Blutkörperchen, die Makrophagen,
fressen als Teil der angeborenen Immunabwehr körperfremde Proteine und
Mikroorganismen. Doch anders als andere Krankheitserreger können
gefressene Tuberkulose-Bakterien im Inneren der Makrophagen überleben.
Dabei spielen verschiedene Aspekte eine Rolle. Wissenschaftler des
Forschungszentrums Jülich und der Universität Surrey in Großbritannien
haben nun ermittelt, wie sich die einverleibten Erreger ernähren. Dabei
haben die Forscher auch einen vielversprechenden Angriffspunkt für neue
Medikamente aufgespürt.




[image: Aufnahme: © NIAID, Public Domain]

Elektronenmikroskopische Aufnahme des Tuberkuloseerregers

Aufnahme: © NIAID, Public Domain
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Ablauf der neu entwickelten Isotopen Markierungsmethodik
Cell Reports, DOI https://doi.org/10.1016/j.celrep.2019.11.037, CC By-NC-ND 4.0



Allein 2018 starben nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation WHO 1,6
Millionen Menschen an Tuberkulose. Verursacht meist vom Erreger
Mycobacterium tuberculosis, steht die Tuberkulose auf dem ersten Platz in
der Statistik der tödlichen Infektionskrankheiten. Das Rätsel, wie der
Erreger in menschlichen Makrophagen überleben und sich vermehren kann,
treibt viele Forscher weltweit an. Wissenschaftler der Universität Surrey
in Guildford und des Forschungszentrums Jülich haben nun einen speziellen
Aspekt dieses Rätsels untersucht: Woher stammt der lebensnotwendige
Stickstoff, von dem sich das Bakterium im Inneren der Makrophagen ernährt?

Über ihre Ergebnisse berichten die Forscher im Fachjournal "Cell Reports".
Demnach ernährt sich der Erreger von verschiedenen Aminosäuren des
Makrophagen, seinem Wirt. Die wichtigste Nahrungsquelle ist dabei
Glutamin, doch auch Glutamat, Aspartat, Alanin, Glycin und Valin. Dagegen
hat das Bakterium keinen Zugang zum Serin des Makrophagen - einen
Nährstoff, den es ebenfalls zum Überleben benötigt. Diesen muss es deshalb
selbst herstellen.

Somit haben die Wissenschaftler einen Angriffspunkt für neue Medikamente
entdeckt: Substanzen, die die bakterieneigene Produktion des Serins
lahmlegen, sollten den Tuberkulose-Erreger wirkungsvoll bekämpfen können.
Konkret könnte ein solcher Wirkstoff etwa die Phosphoserin-Transaminase
blockieren, ein Enzym, auf das der Erreger bei der Serinherstellung
angewiesen ist.

Zu diesen Erkenntnissen gelangten die Wissenschaftler, indem sie den
Stickstoff-Stoffwechsel des Tuberkulose-Bakteriums detailliert
analysierten. Der Grund dafür: Will der Erreger selbst das
lebensnotwendige Serin produzieren, benötigt er die "Bausteine" dafür -
insbesondere Stickstoff, den er aus den verfügbaren Aminosäuren des
Makrophagen erhält. Für seine Analyse entwickelte das britisch-deutsche
Forscherteam eine spezielle Methode. Sie verknüpft geschickt
experimentelle Untersuchungen und Computersimulationen. Bei den
Experimenten fütterten die Wissenschaftler die infizierten Makrophagen mit
verschiedenen Aminosäuren. Bei jeweils einer davon ersetzten sie gleichsam
normalgewichtige Stickstoffatome - Stickstoff-Isotope mit der Massenzahl
14 (14N) - durch schwerere Stickstoffatome - Massenzahl 15 (15N).

Mithilfe der Massenspektrometrie stellten sie später fest, in welchen
Mengenverhältnissen und in welchen Stoffwechselprodukten des Bakteriums
die 15N-Isotope aufzufinden sind. Diese experimentellen Ergebnisse der
britischen Forscher bildeten die Basis für die Computersimulationen in
Jülich. "Wir haben ein Computermodell des Stickstoff-Stoffwechsels
entwickelt, das die Wege der Aminosäuren ermittelt, die vom Erreger
aufgenommen werden, und auch die Aktivität des Stoffwechsels beschreibt",
erläutert Katharina Nöh vom Jülicher Institut für Bio- und
Geowissenschaften. Sie leitet das Team "Modellierung von biochemischen
Netzwerken und Zellen", das in den letzten Jahren bereits wesentlich zum
Verständnis des Kohlenstoff-Stoffwechsels des Tuberkulose-Erregers
beigetragen hat.


Originalpublikation:

Intracellular Mycobacterium tuberculosis Exploits Multiple Host Nitrogen
Sources during Growth in Human Macrophages.

Borah et al., Cell Reports 29, 3580-3591, 2019

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.11.037

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2020/fachmeldungen/2020-01-14-tuberkulose.html 

(Vollständige Pressemitteilung mit weiteren Informationen und Bildmaterial)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich - 14.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1181: Die richtige Wahl bei Diagnose und Therapie treffen (idw)

Universität Augsburg - 15.01.2020

Die richtige Wahl bei Diagnose und Therapie treffen



Klinische Entscheidungskompetenz oder clinical reasoning nennt man das
komplexe Set von Fähigkeiten und Fertigkeiten, das es braucht, um im
klinischen Alltag eine Diagnose zu erstellen und einen Therapieplan für
und mit Patientinnen und Patienten zu entwickeln. Knapp 1 Million Euro
stellt die EU einem internationalen Forschungsteam zur Verfügung, das an
der Universität Augsburg koordiniert wird. Ziel ist es, einen Lehrplan für
Studierende und Lehrende im Gesundheitsbereich zu entwickeln, der sowohl
den Erwerb als auch die Vermittlung klinischer Entscheidungskompetenz in
den Blick nimmt.

Jede zehnte Entscheidung ist falsch

Laut Weltgesundheitsorganisation WHO liegt die Zahl der Fehler und
unerwünschten Effekte im Gesundheitswesen in der Europäischen Union bei
circa zehn Prozent. Falsche Entscheidungen bei der Diagnose und Behandlung
von Krankheiten tragen wesentlich zu dieser Fehlerquote bei. Die Folgen
können schwerwiegend sein: Sie gefährden die Sicherheit von Patientinnen
und Patienten und führen zu höheren Kosten im Gesundheitswesen. "Obwohl
die Kompetenz, klinische Entscheidungen zu treffen, so wichtig für ein gut
funktionierendes Gesundheitssystem ist, wissen wir noch viel zu wenig
darüber, wie diese Kompetenz in der Ausbildung für Gesundheitsberufe
richtig gelehrt und geprüft werden kann. Das gilt auch für das
Medizinstudium in Deutschland und Europa", erklärt Privatdozentin Dr. Inga
Hege von der Medizinischen Fakultät der Universität Augsburg. Gemeinsam
mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus ganz Europa hat sie
deshalb ein Forschungsprojekt gestartet, das diesen Mangel beheben soll.

Beide Seiten in den Blick nehmen

"Wir möchten sowohl Lehrpläne für die Studierenden entwickeln, als auch
die Lehrenden fortbilden", so Hege weiter. Das Thema sei ebenso schwer zu
lernen wie zu unterrichten, da es um viele unbewusste Fähigkeiten und
Fertigkeiten ginge. Deshalb haben sich die Projektverantwortlichen
vorgenommen, sowohl ein Curriculum für die Studierenden zu erarbeiten, als
auch einen Train-the-trainer Kurs, der die Lehrenden dabei unterstützt,
Klinische Entscheidungsfindung zu unterrichten. Dabei möchten sie moderne
und innovative Lehr- und Prüfungskonzepte mit einer Kombination von
Online- und Präsenzunterricht einsetzen, das sogenannte blended learning.
"Die Förderung des Forschungsprojekts durch die EU zeigt, wie wichtig das
Thema klinische Entscheidungsfindung für alle Gesundheitsberufe ist,"
betont die Gründungsdekanin der Medizinischen Fakultät, Prof. Dr. Martina
Kadmon. "Ich bin schon gespannt auf die Ergebnisse des Projekts, die auch
für uns in Augsburg wichtig und hilfreich bei der weiteren Ausgestaltung
unseres Medizinstudiengangs sein werden."

Europaweites Netzwerk

"Wir achten auch darauf, dass unser Curriculum leicht in verschiedenste,
bereits vorhandene Studienprogramme eingebaut werden kann", so Hege
weiter. Schließlich sei es ein großes Anliegen des Forschungsverbunds, die
Ergebnisse international in die unterschiedlichen Ausbildungs- und
Studiengänge der Gesundheitsberufe einzuspeisen. Die Projektpartner aus
ganz Europa machen eine gezielte Bedarfsanalyse, um die aktuelle Situation
an den Europäischen Universitäten besser zu verstehen. Darauf aufbauend
werden Lernziele formuliert und geeignete Lern- und Prüfungsmethoden
ausgewählt. Sowohl das Curriculum als auch die Angebote für die Lehrenden
werden an allen Partneruniversitäten mit Unterstützung von
Industriepartnern umgesetzt und ausgewertet. Für das Projekt gibt es knapp
1 Million Euro von den Erasmus+ Wissensallianzen 2019, die unter anderem
die Entwicklung innovativer und multidisziplinärer Unterrichts- und
Lernkonzepte in Kooperation von Hochschuleinrichtungen und Unternehmen
fördern.


Das Forschungsprojekt:

DID-ACT. Developing, implementing, and disseminating an adaptive clinical
reasoning curriculum for healthcare students and educators

Förderung: Erasmus+ Wissensallianzen 2019

Budget: 998.908 Euro

Laufzeit: Januar 2020 bis Dezember 2022 (Drei Jahre)

Projektkoordination: Universität Augsburg, Deutschland (PD Dr. med. Inga
Hege)

Partner: Universität Bern, Schweiz (Prof. Dr. Sören Huwendiek);
Universität Örebro, Schweden (Dr. Samuel Edelbring); Instruct gGmbH,
Deutschland (Martin Adler); Digital Education Holdings Ltd., Malta (Dr.
Nils Thiessen); Universität Maribor, Slowenien (Monika Sobocan);
Jagiellonen Universität, Polen (Dr. habil Andrzej Kononowicz)

Erasmus+ Wissensallianzen 2019 im Internet: 

https://eacea.ec.europa.eu/erasmus-plus/erasmus-plus-%E2%80%93-leitaktion%C2%A02-%E2%80%93-wissensallianzen_de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg - 15.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1505: Gut gegen Stress - Mineralstoff Kalium (AOK Hessen)

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 16. Januar 2020

Gut gegen Stress: Mineralstoff Kalium



Bad Homburg - Der menschliche Körper braucht Nährstoffe wie
Kohlenhydrate, Fette und Vitamine. Auch Mineralstoffe halten den
Körper gesund. So reguliert Kalium den Wasserhaushalt und sorgt für
eine gesunde Muskel- und Nervenfunktion. Dadurch wirkt Kalium auch
natürlich gegen Stress, weiß die AOK Hessen.

Kalium gehört neben Kalzium, Natrium und Magnesium zu den wichtigsten
Elektroyten des Körpers. Elektrolyte sind geladene Teilchen (Ionen),
die für den Wasserhaushalt zuständig sind und ihn regulieren.
Allerdings wirkt Kalium auch noch auf andere Weise. So leitet es
Impulse an Nerven- und Muskelzellen weiter und ist am
Eiweißstoffwechsel beteiligt. Außerdem kontrolliert es den
Flüssigkeitshaushalt in den Zellen und reguliert den
Säure-Basen-Haushalt.

Ohne Mineralstoffe kann ein Mensch nicht überleben. Allerdings ist der
Körper nicht in der Lage, sie selber herzustellen, weshalb sie über
die Ernährung zugeführt werden müssen. Der tägliche Kaliumbedarf von
Erwachsenen liegt laut der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE)
bei 4.000 mg. Mit einer ausgewogenen Ernährung ist das leicht zu
erreichen.

Bei gesunden Menschen ist ein Kaliummangel eher selten. Er kann
entstehen, wenn durch die Nahrungsaufnahme zu wenig Kalium dem Körper
zugeführt wird, oder der Körper zu viel des Minerals ausscheidet.
Folgende Symptome sollten Anlass geben, den Kaliumwert des Blutes
testen zu lassen:


	Muskelschwäche mit verminderten Reflexen und

	Lähmungserscheinungen

	Verstopfung und Blähungen

	Schlafstörungen und Müdigkeit

	Kopfschmerzen

	Herzrhythmusstörungen



Ein Kaliummangel kann schnell wieder ausgeglichen werden, indem
kaliumreiche Lebensmittel verzehrt werden. Dafür muss die Ernährung
nicht umgestellt werden. Die Kaliumzufuhr zu erhöhen, bis sich der
Wert wieder normalisiert hat, ist ausreichend.

Mögliche Ursachen für einen Kaliummangel sind:


	starker Durchfall und Erbrechen

	regelmäßige Einnahme von Abführmitteln oder Entwässerungstabletten

	starke körperliche Belastung

	überhöhter Salzkonsum

	Alkoholmissbrauch

	einseitige Diäten

	Magersucht, Bulimie

	Herzerkrankungen

	Diabetes mellitus

	Nierenschwäche



Ein Kaliumüberschuss wiederum ist auch nicht gesund. Deshalb sollten
Kaliumpräparate nur auf ärztliche Anweisung eingenommen werden. Ein
Kaliumüberschuss hat ähnliche Symptome wie ein Kaliummangel. So kann
er zu Muskelschwäche führen. Typisch sind zusätzlich allerdings
Empfindungsstörungen, wie ein Kribbeln in den Armen oder Beinen. Das
Gefühl, eine pelzige Zunge zu haben, kann ebenfalls ein Warnsymptom
sein. Liegt ein schwerwiegender Kaliumüberschuss vor, kann es zu
Herzrhythmusstörungen kommen, die lebensbedrohliche Komplikationen,
wie Kammerflimmern oder Herzstillstand auslösen können. Ein solcher
Überschuss ist allerdings selten. Eine Beratung zur Einnahme von
Kaliumpräparaten ist aber trotzdem von Nöten.

Ein ausgewogener Kaliumhaushalt wirkt sich positiv auf Körper und
Psyche aus. Denn Kalium sorgt für eine gesunde Funktion von
Nervensystem und Muskeln. Kalium senkt erwiesenermaßen den Blutdruck
und verringert das Schlaganfallrisiko. Nervosität und Kopfschmerzen,
die oft zusammen mit einem hohen Blutdruck auftreten, werden durch
ausreichende Kaliumzufuhr minimiert. So gesehen wirkt es als
natürlicher Stresskiller und hilft beim Entspannen.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091-7920

E-Mail: service@he.aok.de

Internet: www.aok.de/hessen
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FORSCHUNG/4129: Immunsystem - Eine Frage der Zeit (idw)

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 15.01.2020

Immunsystem - Eine Frage der Zeit



Äußerlich praktisch gleich aussehende Immunzellen der Niere können aus
völlig verschiedenen Quellen stammen, wie LMU-Forscher zeigen. Welche
Herkunft vorherrscht, hängt vom Alter ab.

Das angeborene Immunsystem ist der erste Schutzwall des Körpers vor
Infektionen und Tumoren. Seine Aufgabe ist es, eine erste unspezifische
Immunantwort anzustoßen und die Zellen des adaptiven Immunsystems durch
Präsentation körperfremder Moleküle - sogenannter Antigene - zu
aktivieren. Dendritische Zellen, Makrophagen und Monozyten sind wichtige
Zellen des angeborenen Immunsystems und kommen in der Niere, einem
wichtigen Entgiftungsorgan des Körpers, sehr häufig vor. Durch eine
fehlgeleitete Immunreaktion können die Nieren geschädigt werden. Wie viele
Subtypen von Dendritischen Zellen und Makrophagen in der Niere existieren,
und ob Subtypen unterschiedliche Funktionen besitzen, ist immer noch
umstritten. LMU-Wissenschaftler um Barbara Schraml vom Biomedizinischen
Centrum der LMU haben nun in der Maus nachgewiesen, dass es in der Niere
mehrere Subpopulationen dendritischer Zellen gibt - und dass die Herkunft
dieser Populationen vom Alter des Tieres abhängt. Über ihre Ergebnisse
berichten die Wissenschaftler im Fachmagazin Journal of the American
Society for Nephrology.

Mithilfe fluoreszierender Marker verfolgten die Wissenschaftler das
Schicksal dendritischer Vorläuferzellen und konnten so rekonstruieren,
dass die dendritischen Zellen in der Niere der Maus aus mindestens drei
verschiedenen Quellen stammen. "Abgesehen von der Herkunft unterscheiden
sich die Zellen phänotypisch kaum", sagt Schraml. "Aber wir konnten nun
erstmals zeigen, dass die Herkunft der dendritischen Zellen vom Alter der
Maus abhängt: In Nieren neugeborener Mäuse stammen sie aus dem Dottersack,
später von hämatopoetischen Stammzellen, die wir noch nicht näher
eingrenzen konnten, und im erwachsenen Tier von dendritischen
Vorläuferzellen. Wir denken, dass die unterschiedlichen Populationen auch
unterschiedliche Funktionen haben, aber dazu werden zukünftig noch weitere
Studien notwendig sein."

Besonders interessant waren für die Wissenschaftler die dendritischen
Zellen im erwachsenen Tier: "Diese Zellen sind sehr eigenartig, weil sie
phänotypisch wie Makrophagen aussehen - Makrophagen entstehen aber während
der Entwicklung aus Dottersack-Vorläuferzellen und können sehr langlebig
sein. Unsere dendritischen Zellen dagegen entstehen erst später aus
dendritischen Vorläuferzellen aus dem Knochenmark", sagt Schraml. Um zu
verstehen, wie sich diese Zellen bei Nierenschäden verhalten, untersuchten
die Wissenschaftler deren Reaktion sowohl auf toxische Nierenschäden als
auch auf Nierenschäden infolge von Sauerstoffmangel. Dabei konnten sie
zeigen, dass die Zellen auf den Nierenschaden reagieren, indem sie zum
einen Gene herunterregulieren, die an der Antigenpräsentation beteiligt
sind. Zum anderen werden Gene für Botenstoffe modifiziert, die andere
Immunzellen anlocken. "Das heißt, sie scheinen ihre Funktion anzupassen.
Wir glauben, dass sie eventuell die Fähigkeit verlieren, T-Zellen zu
aktivieren, und gleichzeitig andere Immunzellen in die Niere rekrutieren.
Das könnte darauf hindeuten, dass die Zellen wichtige Regulatoren der
Pathologie des Nierenschadens sind", sagt Schraml.

In vielen therapeutischen Ansätzen wird versucht, Immunzellen gezielt zu
manipulieren. Die Wissenschaftler sind überzeugt, dass ein besseres
Verständnis der altersabhängigen Herkunft der dendritischen Zellen dabei
hilfreich sein könnte: "Es ist vorstellbar, dass Populationen
unterschiedlicher Herkunft auch unterschiedlich reagieren", sagt Schraml.
"Dies könnte man eventuell gezielt nutzen."

Originalpublikation:

The kidney contains ontogenetically distinct dendritic cell and macrophage
subtypes throughout development that differ in their inflammatory
properties

Natallia Salei, Stephan Rambichler, Johanna Salvermoser, Nikos E.
Papaioannou, Ronja Schuchert, Dalia Pakalniškytê, Na Li, Julian A.
Marschner, Julia Lichtnekert, Christopher Stremmel, Filippo M.
Cernilogar, Melanie Salvermoser, Barbara Walzog, Tobias Straub, Gunnar
Schotta, Hans-Joachim Anders, Christian Schulz, Barbara U. Schraml

Journal of American Society for Nephrology 2019

https://jasn.asnjournals.org/content/early/2020/01/12/ASN.2019040419

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 15.01.2020
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KASSEN/1908: Krankenkassen-Auskunft mit wenigen Klicks (Patienterechte und Datenschutz)

Patientenrechte und Datenschutz e.V. - 16. Januar 2020

Krankenkassen-Auskunft mit wenigen Klicks 

Datenschützerverein stellt "Anfrage-Generator" im Internet bereit



Eine Krankenkasse hat mehr kritische Daten über Bürgerinnen und
Bürger, als jede andere Institution: Krankheiten, Therapien,
Einkommen, Arbeitsplätze, Anschriften. "Nach gegenwärtigem Stand haben
Krankenkassen einen viel besseren Zugriff auf Informationen über
Versicherte, als die Versicherten selbst." erklärt Dr. Bernhard
Scheffold, Vorsitzender des Vereins Patientenrechte und Datenschutz
e.V. " Um das zu ändern, hat nun ein Team datenschutzbewusster
Softwarespezialisten einen Anfrage-Generator entwickelt, mit dem
gesetzlich Versicherte einfach erfahren können, was ihre Krankenkasse
über sie gespeichert hat." Der Anfrage-Generator gestattet es, mit
wenigen Klicks eine rechtskonforme Anfrage an die eigene Krankenkasse
zu stellen. Er ist unter http://kassenauskunft.de erreichbar.

Über das reine Auskunftsrecht (Artikel 15 DSGVO) hinaus kann eine
versicherte Person auch Berichtigung falscher Daten (Artikel 16 DSGVO)
und Löschung von Daten (Artikel 17 DSGVO) verlangen. Diese Rechte
wollen die Datenschützer stärken, um die Entwicklung der
Selbstbestimmung über Patientendaten zu fördern.

"Nur wenige Versicherte kennen ihre Rechte" bedauert Scheffold, "und
die Gesetzgebung ist auf dem Weg, diese Rechte immer weiter zu
beschneiden. Schon jetzt werden im Gesundheitsbereich vielfach
kritische Daten verarbeitet, ohne dass die Versicherten im Einzelfall
zustimmen oder auch nur widersprechen könnten."

Besonders kritisch sehen Datenschützer das neueste Gesetz von
Gesundheitsminister Jens Spahn: Das "Digitale-Versorgung-Gesetz" sieht
die Weitergabe aller Behandlungsdaten der Krankenkassen an eine
zentrale Forschungsstelle vor. Diese ist beim Spitzenverband der
Krankenkassen angesiedelt. Eine Widerspruchsmöglichkeit gegen diese
Datenweitergabe gibt es nicht. Dabei können medizinische Daten einem
Patienten erheblich schaden, wenn sie in die falschen Hände geraten.
Auf diese Weise wandelt sich der Patient immer mehr von einer
selbstbestimmten Person zu einem Verwaltungsobjekt. Mithilfe des
Anfrage-Generators können sich Versicherte nun immerhin schnell und
einfach informieren, um welche ihrer Daten es bei den Initiativen von
Minister Spahn geht.

Der Anfrage-Generator ist Open Source, d.h. Quelltext kann im Internet
überprüft werden 

(https://github.com/PhilLehmann/gesundheitsdatenbefreier). 

Es handelt sich um ein Wordpress-Plugin ("Gesundheitsdatenbefreier"),
das auch andere Wordpress-Nutzer in ihren Blog einbinden können. Das
Entwicklerteam würde dies ausdrücklich begrüßen.

 * 

Der Verein Patientenrechte und Datenschutz e.V. ist ein
Zusammenschluss von Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen, der
sich für die Wahrung der Patientenrechte im Zeitalter der
Digitalisierung einsetzt.

Dazu analysieren wir die Risiken, die sich aus der elektronischen
Gesundheitskarte in Verbindung mit der geplanten digitalen Vernetzung
im Gesundheitswesen (sog. "Telematikinfrastruktur") sowie anderen
Formen der Speicherung, Übermittlung, Verarbeitung und Verwendung
sensibler Patientendaten ergeben. Hieraus entwickeln wir Ansätze zur
Minimierung dieser Risiken.

 * 

Quelle:

Patienterechte und Datenschutz e.V.

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Breisacherstraße 37, 79106 Freiburg

E-Mail: kontakt@patientenrechte-datenschutz.de

Internet: www.patientenrechte-datenschutz.de
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STUDIE/083: Darmkrebs-Operation - Auf die Erfahrung kommt es an (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 14.01.2020

Darmkrebs-Operation: Auf die Erfahrung kommt es an



Patienten mit Darmkrebs haben größere Überlebenschancen, wenn sie in
Kliniken mit hohen Fallzahlen operiert werden. Denn dort bekommt man
Komplikationen, die nach dem Eingriff auftreten können, besser in den
Griff.

Tumoren am Dickdarm, sogenannte kolorektale Karzinome, sind in Deutschland
die zweit- bis dritthäufigsten Tumoren bei Frauen und bei Männern. Die
operative Entfernung der Geschwulste ist ein zentraler Bestandteil der
Therapie.

"Für das Langzeitüberleben nach der Operation sind zwei Aspekte wichtig:
Erstens eine onkologisch korrekte Operation und zweitens die richtige
Behandlung, falls nach der Operation Komplikationen auftreten", sagt PD
Dr. Armin Wiegering, Leiter des Viszeralonkologischen Zentrums am
Universitätsklinikum Würzburg.

Dabei gibt es einen deutlichen Zusammenhang zwischen der Zahl der
Operationen, die pro Jahr in einem Krankenhaus durchgeführt werden, und
der Überlebenschance. Das hat Wiegerings Forschungsteam in einer Studie
gezeigt, deren Ergebnisse in BJS Open veröffentlicht sind, einem Journal
der britischen Gesellschaft für Chirurgie.

Sterberaten in kleinen Kliniken sind doppelt so hoch

Die Bilanz der Studie: In Krankenhäusern, die sehr wenige Operationen an
kolorektalen Karzinomen vornehmen (im Schnitt sechs pro Jahr), ist die
Sterberate nach dem Eingriff doppelt so hoch wie in Krankenhäuser mit
großen Fallzahlen (im Schnitt 50 pro Jahr).

Dieser Unterschied kommt nicht etwa daher, dass in kleineren Kliniken
öfter Komplikationen auftreten - denn das passiert laut Wiegering in allen
Krankenhäusern etwa gleich häufig. Vielmehr liegt der Unterschied darin,
dass die Patienten in kleinen Häusern öfter an den Komplikationen sterben.
"In großen Krankenhäusern dagegen ist eine ausreichende Infrastruktur
vorhanden, um die Patienten bei postoperativen Komplikationen zu retten",
so der Würzburger Mediziner.

Zahlen und Fakten zur Studie

In Deutschland werden aktuell mehr als die Hälfte der Patienten mit
Dickdarmkrebs in Krankenhäusern operiert, die nicht die von der Deutschen
Krebs-Gesellschaft (DKG) geforderten Mindestfallzahlen (50 pro Jahr)
erfüllen. Das Universitätsklinikum Würzburg gehört mit jährlich über 150
Fällen zu den Häusern mit sehr hohen Fallzahlen.

In die Studie wurden alle Fälle von kolorektalen Karzinomen einbezogen,
die von 2012 bis 2015 in Kliniken in Deutschland operiert wurden. Das
waren insgesamt 64.349 Patientinnen und Patienten. Quer über alle
Krankenhäuser hinweg starben davon 3,9 Prozent. In kleinen Häusern lag die
Rate bei 5,3 Prozent, in großen Kliniken nur bei 2,6 Prozent.

Studien für weitere Tumorerkrankungen geplant

"Wir konnten damit erstmals für Deutschland nachweisen, dass es einen
eindeutigen Zusammenhang zwischen der Anzahl an jährlich operierten
Patienten und dem Operationserfolg gibt", sagt Wiegering. Sein Team sei
überrascht gewesen, wie stark der Unterschied ist. "Dass die Sterblichkeit
in kleineren Kliniken doppelt so hoch ist, hatten wir nicht erwartet." Es
sei darum elementar, die Patienten in Krankenhäusern zu operieren, deren
medizinisches Personal über ausreichend Erfahrung verfügt.

Wiegerings Team will vergleichbare Analysen nun auch für Magenkarzinome,
Lebermetastasen und andere Tumorerkrankungen durchführen.

Originalpublikation:

Nationwide in-hospital mortality rate following rectum resection for
rectal cancer according to annual hospital volume in Germany, BJS Open,
10. Januar 2020

https://doi.org/10.1002/bjs5.50254

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 14.01.2020
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FORSCHUNG/839: Induziert - pluripotente Stammzellen für die Erforschung von HIV und angeborener Immunantwort (idw)

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 15.01.2020

Induziert - pluripotente Stammzellen für die Erforschung von HIV und angeborener Immunantwort



Wissenschaftlerinnen des Paul-Ehrlich-Instituts haben mit Forschenden aus
Deutschland und Frankreich induzierte pluripotente Stammzellen (iPSCs)
eines Gesunden, eines Patienten mit Aicardi-Goutières-Syndrom und eines
Patienten mit Renpenning-Syndrom erzeugt. Bei den genannten Krankheiten
spielen Proteine eine Rolle, die auch für die immunologische Erkennung des
Humanen Immundefizienz-Virus (HIV) wichtig sind. Mit iPSCs und
abgeleiteten Zelltypen lassen sich neue Erkenntnisse über die Syndrome
sowie das menschliche Immunsystem im Kampf gegen HIV gewinnen. Über die
Forschungsergebnisse berichtet Stem Cell Research in drei zwischen
Dezember 2019 und Januar 2020 erschienenen Beiträgen.

Die biologischen Prozesse im menschlichen Körper sind komplex -
entsprechend anspruchsvoll ist das Entschlüsseln krankheitsauslösender
Prozesse. Krankheiten, an denen das Immunsystem beteiligt ist, sind häufig
schwer zu erforschen. Eine wichtige Methode, um die Ursachen aufzuklären,
ist der Vergleich gesunder und kranker Zellen. Zu diesem Zweck haben
Forscherinnen und Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts, Bundesinstitut für
Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel, sogenannte induzierte
pluripotente Stammzelllinien (iPSCs) von einer gesunden Person sowie von
zwei Patienten mit zwei unterschiedlichen, genetisch bedingten Krankheiten
erzeugt. iPSCs sind Multitalente, weil sie sich in ganz unterschiedliche
Zelltypen weiterentwickeln können. Sie sind damit ein nützliches Werkzeug,
um zelluläre Prozesse bei Gesunden und Kranken zu untersuchen.

Der eine Patient, von dem die PEI-Forschenden um Dr. Renate König,
Leiterin des Fachgebiets "Zelluläre Aspekte von
Pathogen-Wirt-Interaktionen", iPSCs erzeugt haben, leidet unter dem Renpenning-Syndrom.
Dies ist eine seltene angeborene X-chromosomale Erkrankung, die mit
mentaler Retardierung, Mikrozephalie, Kleinwuchs und Hypogonadismus
einhergeht. Mutationen im Polyglutamin-Bindungsprotein 1 (PQBP1) sind die
Ursache für diese Erkrankung. Der zweite Patient leidet am
Aicardi-Goutières-Syndrom (AGS). AGS-Patienten zeigen variable klinische
Manifestationen einschließlich intrakranieller Verkalkung, Hirnatrophie,
Anomalien der weißen Hirnsubstanz sowie eine krankhafte Vermehrung der
weißen Blutkörperchen (Leukozytose) und eine Hochregulation der Bildung
von Typ-I-Interferonen. Die Typ-I-Interferone haben eine
immunstimulierende und u.a. antivirale Wirkung und gehören zu den
Zytokinen. Sieben Gene wurden mit dem AGS assoziiert, darunter das Gen für
den Restriktionsfaktor SAMHD1 (sterile alpha motif and histidine-aspartate
(HD)-domain-containing protein 1). Restriktionsfaktoren hemmen in
Körperzellen die Virusinfektion und -vermehrung (Replikation) und in
diesem Fall auch die Immunerkennung von HIV-1.

Warum interessieren sich die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
genau für diese beiden Erkrankungen? Bei beiden Erkrankungen ist das
Immunsystem beteiligt. Zudem sind SAMHD1 und PQBP1 nicht nur von Bedeutung
für die genannten Erkrankungen, sondern spielen auch eine wichtige Rolle
für die Immunerkennung von HIV, dem humanen Immundefizienz-Virus. HIV ist
ein Forschungsschwerpunkt der PEI-Arbeitsgruppe, die sich die Erforschung
der Interaktionen zwischen dem Erreger und den Wirtszellen zur Aufgabe
gemacht hat.

"Die induzierten pluripotenten Stammzellen wollen wir nutzen, um weiter
aufzuklären, wie HIV vom angeborenen Immunsystem erkannt wird.
Gleichzeitig erforschen wir die Ursachen dieser beiden Erkrankungen, deren
Schlüssel sich im angeborenen Immunsystem zu verbergen scheint", erläutert
König die Motivation für die Forschungsaktivitäten. Weitere Erkenntnisse
über das angeborene Immunsystem könnten auch nützlich sein für das Design
neuer Impfstoffe.

Der Text fasst die Ergebnisse aus drei Originalpublikationen zusammen:

Fuchs NV, Schieck M, Neuenkirch M, Tondera C, Schmitz H, des Portes V,
Germanaud D, Steinemann D, Göhring G, König R (2019).
Induced pluripotent stem cells (iPSCs) derived from a renpenning Syndrome
patient with c.459_462delAGAG mutation in PQBP1 (PEIi001-A) (2019).
Stem Cell Res. 2019 Dec;41:101592

Fuchs NV, Schieck M, Neuenkirch M, Tondera C, Schmitz H, Steinemann D,
Göhring G, König R (2019).

Induced pluripotent stem cell line (PEIi003-A) derived from an apparently
healthy male individual.

Stem Cell Res. 2019 Dec 4;42:101679

Fuchs NV, Schieck M, Neuenkirch M, Tondera C, Schmitz H,
Wendeburg L, Steinemann D, Elpers C, Rutsch F, König R.

Generation of three induced pluripotent cell lines (iPSCs) from an
Aicardi-Goutières syndrome (AGS) patient harboring a deletion in the
genomic locus of the sterile alpha motif and HD domain containing protein
1 (SAMHD1).

Stem Cell Res 2020 Jan 9; [epub ahead of print]

Originalpublikation:

DOI der drei Publikationen

Stem Cell Res.; .2019 Dec;41:101592 -

https://doi.org/10.1016/j.scr.2019.101592

Stem Cell Res. 2019 Dec 4;42:101679 -

https://doi.org/10.1016/j.scr.2019.101679

Stem Cell Res 2020 Jan 9; [epub ahead of print] -

https://doi.org/10.1016/j.scr.2019.101697

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pei.de/DE/newsroom/pm/jahr/2020/02-pluripotente-stammzellen-erforschung-hiv.html - Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430
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KREBS/1225: Bedarf an individueller Krebsinformation deulich getiegen (DKFZ)

Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft - 10. Januar 2020

Bedarf an individueller Krebsinformation deutlich gestiegen

Immer mehr Krebspatienten und Angehörige nutzen das Angebot des Krebsinformationsdienstes am Deutschen Krebsforschungzentrum. Das zeigt eine aktuelle Analyse der Anfragen



Moderne Krebstherapien werden immer wirksamer - und komplexer: Dies
könnte einer der Gründe dafür sein, dass sich immer mehr
Krebspatienten und Angehörige mit ihren Fragen an den
Krebsinformationsdienst wenden. Veränderte Mediennutzung und auch die
zunehmenden ambulanten Krebsbehandlungen könnten weitere Ursachen
sein. Das sind die Ergebnisse einer Analyse der Anfragen an den
Krebsinformationsdienst zwischen 1992 bis 2016. Seit über 30 Jahren
informieren Ärztinnen und Ärzte vom Krebsinformationsdienst des
Deutschen Krebsforschungszentrums rund um das Thema Krebs -
unabhängig, qualitätsgeprüft und kostenlos.

Neue, individuell angepasste Diagnostik- und Behandlungsverfahren
haben die Heilungschancen für Krebspatienten in den letzten Jahren
deutlich verbessert. Die komplexen Möglichkeiten der modernen
Krebsmedizin führten zu einem steigenden Informationsbedarf für
Betroffene und Angehörige. Gesundheitsinformationen sind im Internet
zwar in Hülle und Fülle verfügbar. Qualität und Seriosität sind
allerdings sehr heterogen, eine Einordnung oft schwierig. Hinzu kommt
ein neues Arzt-Patienten-Verhältnis, bei dem die Patienten eine
aktivere Rolle einnehmen. Angesichts dieser Veränderungen: Welche
Relevanz kommt dem Krebsinformationsdienst als Orientierungshilfe zu?
Das war die grundlegende Fragestellung der Analyse, die das Institut
für Journalistik und Kommunikationsforschung, Hochschule Musik,
Theater und Medien, Hannover auf der Basis von Daten des
Krebsinformationsdienstes am Deutschen Krebsforschungszentrum
durchgeführt hat.*

Dreimal mehr telefonische Anfragen

In die Analyse gingen alle 545.000 Anfragen von Patienten und
Angehörigen zwischen 1992 und 2016 ein. Wichtigstes Ergebnis: Die
individuellen Anfragen unter der Telefonnummer 0800-420 30 40 oder an
krebsinformationsdienst@dkfz.de haben sich im Beobachtungszeitraum
verdreifacht - auf etwa 34.000 Anfragen jährlich. Das bedeutet: Die
Ärztinnen und Ärzte im Telefondienst und E-Mail-Service beantworten
pro Tag etwa hundert individuelle Anfragen. Mit der Zunahme der
Erkrankungszahlen allein kann dieser Zuwachs nicht erklärt werden.
Mögliche weitere Gründe: Zum einem nimmt die Komplexität der
Behandlungen stetig zu, die zeitlichen Ressourcen der Ärzte für
umfangreiche Erklärungen dagegen aber ab. Zum anderen hat sich das
Selbstverständnis der Patienten geändert. Sie haben ein verstärktes
Interesse, sich an der therapeutischen Entscheidungsfindung zu
beteiligen, benötigen dafür aber mehr Wissen. Beide Entwicklungen
haben zur Folge, dass für viele Patienten ein hoher individueller
Informationsgrad immer wichtiger wird. Dr. Brigitte Schwikowski-Kukla,
Leiterin des Telefondienstes: "Mit unserem Angebot bedienen wir genau
diesen Bedarf der Patienten, denn wir informieren auf die jeweilige
Situation zugeschnitten, erklären verständlich und helfen, das
gewonnene Wissen zu bewerten und einzuordnen. Das wird meistens sehr
dankbar angenommen." Der Anteil der E-Mail-Anfragen liegt seit einigen
Jahren konstant bei 14 bis 18 Prozent. "Über das E-Mail-Formular auf
unserer Website www.krebsinformationsdienst.de kann sich jeder an uns
wenden und bekommt spätestens nach zwei Werktagen eine individuelle,
schriftliche Rückmeldung", erläutert Dr. Ursula Will, Leiterin des
E-Mail-Service.

Webauftritt als Aushängeschild - über zehn Millionen Besucher pro Jahr

Eine weitere Erklärung für die Verdreifachung der Anfragen könnte auch
der steigende Bekanntheitsgrad des Krebsinformationsdienstes sein.
Hier ist vor allem der kontinuierliche Ausbau der Internetseite
www.krebsinformationsdient.de zu nennen, die im Jahr 1999 online ging.
Bezahlbares Internet sowie der Ausbau der Netzversorgung, ermöglichten
es immer mehr Menschen, von zu Hause aus bequem auf die Seiten
zuzugreifen. Weitere Aspekte, die sich positiv auf die Nutzerzahlen
ausgewirkt haben: ein aufgestocktes Ärzteteam sowie die kostenfreie
Telefonnummer, unter der die Ärztinnen und Ärzte sieben Tage die Woche
zu erreichen sind - jeweils von 8 bis 20 Uhr.

Patienten vor Angehörigen 

Seit 2005 wenden sich konstant mehr Patientinnen und Patienten als
Angehörige an den Krebsinformationsdienst - davor war das Verhältnis
noch umgekehrt. Mögliche Ursache: Die Krebstherapie wird seit den
2000er Jahren verstärkt in den ambulanten Bereich verlagert. Viele
Patienten, die ohne den täglichen Arztkontakt im Krankenhaus mit ihrer
Erkrankung zu Hause leben, haben zunehmend das Bedürfnis, sich selbst
umfassend zu informieren. Hinzu kommen geänderte Familienstrukturen -
weg vom Mehrpersonenhaushalt und hin zum Singledasein - auch diese
Entwicklung könnte eine Rolle spielen.

Krebsarten im Fokus

Die meisten Anfragen bezogen sich auf Brustkrebs, gefolgt von
Prostatakrebs. Zum einen sind das die häufigsten Krebsarten bei Frauen
bzw. Männern, zum anderen weisen beide Krebsarten - je nach
Erkrankungssituation differenzierte und innovative Behandlungsregimen
auf. Eine informierte Entscheidung können Patienten nur treffen, wenn
sie sich zu Chancen und Risiken der Behandlungsoptionen eingehend
informiert haben - zum Beispiel beim Krebsinformationsdienst. Betrug
das durchschnittliche Alter im Jahr 2000 55 Jahre, so ist es über die
Jahre auf über 60 Jahre angestiegen, bei Patienten und Angehörigen
gleichermaßen. Grund hierfür könnte die demographische Entwicklung
verbunden mit dem medizinischen Fortschritt sein: Die Menschen werden
aufgrund besserer Behandlungsmöglichkeiten immer älter - auch mit
einer Krebserkrankung.


(*)Quelle: Rosset M. et al. Institut für Journalistik und
Kommunikationsforschung, Hochschule für Musik, Theater und Medien
Hannover, Hannover (2019). Langzeittrends beim Krebsinformationsdienst
(KID) des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ).
Bundesgesundheitsblatt.
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FORSCHUNG/1379: Ein Schlüssel zu neuen Medikamenten (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 15.01.2020

Ein Schlüssel zu neuen Medikamenten



Ein deutsch-amerikanisches Forschungsteam hat ein neues Konzept zur
Herstellung von Wirkstoffen gegen Krebs, Bakterien oder Viren vorgestellt:
Dreidimensionale metallhaltige Moleküle, die in alle Richtungen
Verbindungen mit anderen Molekülen, sogenannten Liganden, eingehen,
funktionieren wie Bausteine. Indem man sie mit weiteren Funktionen
ausstattet, kann man schneller zu neuen Medikamenten gelangen, hofft das
Team um Prof. Dr. Nils Metzler-Nolte von der Ruhr-Universität Bochum (RUB)
und Prof. Dr. Seth Cohen von der University of California in San Diego
(UCSD). Das Team berichtet in der Zeitschrift Chemical Science vom 15.
Januar 2020. Ihre Arbeit ist als "Pick of the week" hervorgehoben.

Neue Schlüssel für andere Schlösser

Das Besondere an den molekularen Bausteinen ist ihre dreidimensionale
Gestalt. Organische Verbindungen, auf denen Wirkstoffe heute meistens
beruhen, sind eher länglich oder flach. "Man kann sich diese Verbindungen
wie einen Schlüsselrohling vorstellen", erläutert Seth Cohen.
"Herkömmliche, flache Schlüssel passen in konventionelle Schlösser, aber
für andere Schlösser brauchen wir anders geformte Schlüssel."

Metallzentrum mit Liganden

Die einzigartige dreidimensionale Gestalt der neuen Bausteine beruht
darauf, dass sich in der Mitte ein Metallzentrum befindet, das in alle
drei Raumrichtungen Bindungen mit anderen Molekülen eingehen möchte und
kann. Das erlaubt es den Bausteinen, an wichtige Biomoleküle zu binden,
mit denen man Krankheiten behandeln kann.

Rohlinge anpassen

Bei der Auswahl der Metallverbindungen kam es den Forschern vor allem
darauf an, dass sie nicht zu groß sind, dass sie mit anderen Molekülen
wechselwirken können und dass sie die Möglichkeit zur weiteren
Funktionalisierung haben. "Denn die Verbindungen selbst sind keine
Wirkstoffe gegen Erkrankungen", unterstreicht Nils Metzler-Nolte. "Wir
stellen hier ein Konzept vor, mit dem man schneller und effizienter zu
Grundbausteinen für mögliche neue Medikamente kommen kann." Wie der
Schlüsselrohling braucht es eine Anpassung, um ins Schloss zu passen oder
eben ein Wirkstoff zu werden. "Wir hoffen, dass einige dieser Bausteine in
acht bis zehn Jahren Bestandteil neuer, vielleicht lebensrettender
Medikamente sein werden", so Seth Cohen.

Förderung

Seth Cohen war mit einem VIP-Grant der RUB Research School mehrfach zu
Gast in Bochum. "Das hat es uns ermöglicht, uns die Zeit zu nehmen,
gemeinsam Pläne zu schmieden", unterstreicht Nils Metzler-Nolte. "Wir
konnten unsere Leidenschaft und unsere Kenntnisse in anorganischer und
medizinscher Chemie auf neue und kreative Art zusammenbringen und nebenbei
auch noch eine persönliche Freundschaft entwickeln", so Seth Cohen zu der
erfolgreichen Zusammenarbeit. Mit-Autorin Anna Cordes wurde von der RUB
Research School mit einem Stipendium gefördert.

Die Arbeiten wurden darüber hinaus gefördert vom National Institute of
General Medical Sciences (Förderkennzeichen F32 GM125233), vom National
Institute of Allergy and Infectious Diseases (Förderkennzeichen R21
AI138934), vom Natural Sciences and Engineering Research Council of Canada
sowie von der National Science Foundation (Förderkennzeichen DGE-1650112).


Originalveröffentlichung

Christine N. Morrison, Kathleen E. Prosser, Ryjul W. Stokes, Anna Cordes,
Nils Metzler-Nolte, Seth M. Cohen: 

Expanding Medicinal Chemistry into 3D Space: Metallofragments as 3D scaffolds for fragment-based drug discovery

in: Chemical Science 2020, DOI: 10.1039/c9sc05586j

https://pubs.rsc.org/en/content/articlepdf/2020/sc/c9sc05586j?page=search
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KOMMENTAR/002: Die Entsorgungsgesellschaft - Alternativforschung ... (SB)



Kommentar zum Ergebnis der Abstimmung über die Widerspruchslösung im Deutschen Bundestag am 16. Januar 2020

Abstimmung zur Organspenderegelung eine Farce:
 
Doppelte Widerspruchslösung abgelehnt, Organspendekampagne dennoch erfolgreich

Große Erleichterung bei allen Menschen, die der 
Transplantationsmedizin kritisch gegenüberstehen: Organspenden 
bleiben in Deutschland auch zukünftig nur mit ausdrücklicher Zustimmung erlaubt.

Nach einer letzten, emotionsgeladenen Debatte wurde am 16. Januar 
2020 im Bundestag abgestimmt und entschieden, daß niemand als 
Organspender gelten soll, nur weil er nicht widersprochen hat. Trotz 
der an das Mitleid und die Moral der Abgeordneten appellierenden 
Argumentation des Gesundheitsministers Jens Spahn (CDU) und die auf 
die wirtschaftlichen und politischen Sachzwänge verweisende Rede des 
Gesundheitsexperten Karl Lauterbachs (SPD) ...

[...] Das Problem ist nicht die Organisation der Organspende. 
 Die ist in Deutschland nicht schlechter als anderswo. Und es ist 
 ja auch ganz klar, egal wie ich es organisiere - ich kann es gut 
 machen oder schlecht - wenn ich das Organ nicht habe, macht die 
 Organisation keinen Unterschied. [1]


... votierten 379 Abgeordnete gegen die von den beiden propagierte 
"Doppelte Widerspruchslösung", 292 Parlamentarier befürworteten 
diese und drei enthielten sich. Nach diesem nun abgelehnten 
Gesetzentwurf sollte künftig eine Organentnahme grundsätzlich 
zulässig sein, es sei denn, der Betroffene hätte zu Lebzeiten seinen 
Widerspruch erklärt. Ausnahmen sollten lediglich für Personen 
gelten, die außer Stande sind, Wesen, Bedeutung und Tragweite einer 
Organspende zu erkennen und ihren Willen danach auszurichten. 
Angehörigen sollte kein Entscheidungsrecht zukommen.

Von diesem Gesetzentwurf versprachen sich die Befürworter eine 
deutliche Erhöhung der Organspenden. Wie Karl Lauterbach in seiner 
Rede im Bundestag vor der Abstimmung am 16.1.2020 erläuterte, sei 
die Spendebereitschaft in Deutschland durchaus hoch: 85 Prozent der 
Menschen seien der Organspende positiv gegenüber eingestimmt. Jedoch 
hätten nur sehr wenige, weniger als ein Drittel, einen 
Organspenderausweis verfügbar. Dazu käme, daß in weniger als 20 
Prozent aller Fälle dieser Ausweis im Ernstfall eine Rolle spiele, 
in 80 Prozent der Fälle sei die Entscheidung eine Angelegenheit der 
Ärzte und der Angehörigen. Und mehr als die Hälfte stimme dann nicht 
zu. [2] 

Dieses große Potenzial sollte nach dem Willen des 
Gesundheitsministers mit der "Doppelten Widerspruchslösung" 
erschlossen werden. Laut einer Studie, so wurde behauptet, hätte 
sich die Anzahl der Organspenden in anderen Ländern, in denen die 
Widerspruchslösung bereits eingeführt worden sei, um 20 bis 30 Prozent 
erhöht. Daß dem nicht immer so ist, zeigt allerdings das Beispiel 
Bulgarien. Dort liegen die relativen Spendenzahlen trotz Einführung 
der Widerspruchslösung mit 7,3 Organspendern pro eine Millionen 
Einwohner noch immer um 2 Millionen niedriger als in Deutschland. 

Die USA hingegen, also das Land mit der fünfthöchsten 
Organspendezahl weltweit (32 Spender pro eine Millionen Einwohner), 
weist, obwohl das dortige System der deutschen Zustimmungslösung 
ähnelt, höhere Spendenzahlen auf als Frankreich oder Österreich, wo 
die Widerspruchslösung gilt. 

Im Vergleich mit Deutschland sind die Spenderzahlen der USA mehr als 
drei Mal so hoch. Wie kann das angehen? Wurde doch in der 
politischen Debatte immer wieder behauptet, daß sich mit einer 
Zustimmungslösung, also mit der Regelung, daß, wer Organspender 
werden will, dies zu Lebzeiten dokumentieren oder durch seine 
Angehörigen nach dem Tod entscheiden lassen muß, keine wesentliche 
Erhöhung der Spendebereitschaft bewirken läßt.

Ein möglicher Grund ist laut Wissenschaftlichem Dienst des 
 Bundestages die einfache und wirkungsvolle Eintragung als 
 Organspender/-in. Anders als in Deutschland kann man sich in den 
 USA in einem Organspenderegister eintragen oder die 
 Spendenbereitschaft im Führerschein vermerken lassen. Regelmäßige 
 Aufklärungskampagnen von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
 wie "Donate Life" wollen das Thema Organspende im Bewusstsein der 
 Gesellschaft verankern - mit Erfolg. 58 Prozent der 
 US-Amerikaner/-in haben sich als Organspender/-in registriert. 
 Den Krankenhäusern wird nicht nur mehr Personal für 
 Transplantationen zur Verfügung gestellt, sondern auch der 
 durchaus kritisch zu sehende finanzielle Anreiz gegeben, eine 
 Mindestzahl an Organtransplantationen durchzuführen: 
 Unterschreiten sie diesen Wert oder begehen medizinische Fehler, 
 zahlen die Krankenkassen weniger Geld. [...]


Entscheidend neben der Frage nach Zustimmung oder Widerspruch 
 erscheinen somit gut funktionierende Strukturen im Organspende- 
 und Transplantationssystem, die potentielle Organspender/-innen 
 erkennen, entscheidende Informationen bereitstellen und es 
 Menschen möglichst einfach machen, ihren Willen wirkungsvoll zu 
 dokumentieren. [3]


Bleibt also nun nach der Entscheidung des Bundestags für die 
"Erweiterte Zustimmungslösung" alles beim Alten?

Mitnichten. Der Schein trügt, denn die wesentlichen Ziele dieser 
langfristig und strategisch angelegten Kampagne zur Förderung der 
Organspende in Deutschland konnten durchgesetzt werden. Da dienten 
die heftig diskutierten Gesetzentwürfe und die medienwirksam
platzierte Abstimmung im Bundestag lediglich als Mittel zum Zweck.


	Der von Jens Spahn geforderten Einführung einer "Kultur der Organspende" in Deutschland wurde der Weg geebnet. Eineinhalb Jahre öffentliche Diskussion und mediale Aufmerksamkeit haben dazu geführt, daß das Thema Organspende den Bürger erreicht hat, und eine Reihe weiterer Maßnahmen wird, ähnlich wie in den USA, fortan dafür sorgen, daß das auch so bleibt. Die Abgabe einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende wird auch in den Ausweisstellen möglich sein, die zudem die Aufgabe erhalten, die Bürger künftig auf das Register und die Möglichkeit der Entscheidung hinzuweisen. Ferner werden Hausärzte in die Beratung zur Organ- und Gewebespende mit einbezogen. Vorgesehen ist, daß sie ihre Patienten bei Bedarf aktiv alle zwei Jahre ergebnisoffen über die Organ- und Gewebespenden beraten und sie zur Eintragung in das Register ermutigen sollen. Zudem wurde beschlossen, die Organ- und Gewebespende in der ärztlichen Ausbildung verstärkt zu thematisieren und die Aufklärungsunterlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) zur Organ- und Gewebespende alle vier Jahre zu evaluieren. [4]

	Die Infrastruktur für eine optimierte Organisation der Organspende wurde im Zuge der Kampagne mit dem am 1. April 2019 ohne große mediale Aufmerksamkeit in Kraft getretenen "Zweiten Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes - Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende" (GZSO) installiert und die entsprechenden Gelder freigesetzt.

	Und zudem wurde, da diese Maßnahme Bestandteil beider Gesetzesentwürfe war, die Einrichtung eines bundesweiten Onlineregisters beschlossen. In dieses sollen die Menschen selbst eintragen, ob sie sich als Organspender zur Verfügung stellen - mit der Möglichkeit, ihre Entscheidung ohne Weiteres zu ändern. Die Einführung dieser Registrierungsmöglichkeit, die für die Bürgerinnen und Bürger einfach und sicher erreichbar ist und gleichzeitig den Krankenhäusern im Bedarfsfall einen schnellen Zugriff gewährt, stand also niemals wirklich zur Debatte.



Und so erklärt sich auch die allgemeine fraktionsübergreifende 
Zufriedenheit mit dem Ergebnis der Abstimmung, obwohl die doppelte 
Widerspruchslösung abgelehnt wurde und sich die bisher bereits in 
Deutschland gültige, nun aber um die oben genannten Maßnahmen 
erweiterte Zustimmungslösung mit einer deutschlichen Mehrheit von 
432 Ja-Stimmen zu 200 Gegenstimmen und 37 Enthaltungen durchgesetzt 
hat. Denn das vorläufige Etappenziel der großangelegten 
Organspendekampagne zur Förderung der Spenderzahlen wurde erreicht. 

Die Euronews melden am 16.1.2020:

Spahn nahm seine Niederlage gelassen. "Dass wir so einen großen 
 Konsens im deutschen Bundestag, auch einen gesellschaftlichen 
 Konsens pro Organspende haben, das ist nicht selbstverständlich", 
 so Spahn nach der Abstimmung. [5]


Mit Blick auf die seit Jahren konsequent und nachhaltig politisch 
wie wirtschaftlich beförderte "Kultur der Organspende" in 
Deutschland, sollte allerdings folgende Frage erlaubt sein:

Wäre es in Anbetracht der zumeist unerwähnt und unbewertet 
gebliebenen Tatsache, daß Transplantationsempfänger in den meisten 
Fällen bei fortgesetzter Funktionserhaltung der transplantierten 
Organe und Gewebe durch pharmakologische und klinische Mittel 
unabsehbar dauerhaft begleitet werden müssen, nicht naheliegend, den 
Fokus auf die Finanzierung entsprechender Körperreparaturforschung 
ohne Transplantationsanwendungen zu legen, und darüber hinaus andere 
Heilverfahren nachhaltiger zu verfolgen, die alternativ in Betracht 
kämen?


Fußnoten:

[1] Rede von Karl Lauterbach (SPD) vor der Abstimmung über die 
doppelte Widerspruchslösung in der fraktionsoffenen Aussprache im 
Bundestag zu den Gesetzentwürfen über die Organspende am 16.1.2020.

[2] Phoenix: "Karl Lauterbach zur Organspende am 16.01.20"

https://www.youtube.com/watch?v=V2CaRTq_2jU

[3] Bundeszentrale für politische Bildung: "Organspenderegelungen in 
Europa"

https://www.bpb.de/dialog/netzdebatte/285361/organspenderegelungen-in-europa

[4] Schattenblick -> INFOPOOL -> PARLAMENT -> FAKTEN -> BUNDESTAG/8578

http://www.schattenblick.de/infopool/parl/fakten/pafb8578.html

[5] Zitat Euronews vom 16.1.2020

https://de.euronews.com/2020/01/16/sind-wir-bald-alle-automatisch-organspender?utm_source=newsletter&utm_medium=de&utm_content=sind-wir-bald-alle-automatisch-organspender&_ope=eyJndWlkIjoiOWQ4OTk0Y2M5NzY3MTVlYWZjYzBjZTE5N2VhYmFmOWYifQ%3D%3D
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/1042: Magdeburg - Rauchfrei, Angebot des Gesundheitsamtes; Gruppenkurs ab 21.01.2020

Landeshauptstadt Magdeburg

Rauchfrei - Ein Angebot des Gesundheits- und Veterinäramtes

Anmeldungen ab dem 7. Januar / Kursbeginn am 21. Januar



Das Gesundheits- und Veterinäramt Magdeburg möchte allen helfen, die
mit dem Rauchen aufhören wollen. Dazu beginnt am Dienstag, den 21.
Januar 2020 ein neuer Gruppenkurs nach dem Rauchfrei-Programm der
IFT-Gesundheitsförderung München.

Interessierte werden gebeten, sich ab dem 7. Januar 2020 für ein
kostenfreies Informationsgespräch in den Amtsräumen in der Lübecker
Straße 32 anzumelden.

Das verhaltensorientierte siebenwöchige Programm richtet sich an
Raucher*innen, die sich professionelle Unterstützung auf ihrem Weg in
ein rauchfreies Leben wünschen. Der Kurs beginnt am 20. Januar um
15.30 Uhr in den Räumlichkeiten des Gesundheits- und Veterinäramtes
Magdeburg.

Weitere Informationen gibt es telefonisch unter 0391/ 540 6072 bzw. -
6073 oder per E-Mail an Claudia.Bomke@ga.magdeburg.de. Auf diesen
Wegen können sich Interessierte auch vorab anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.01.20

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5176: Warner Music Medien Newsletter KW 03 (Warner Music)

Warner Music Medien Newsletter KW 03

Hamburg, 16. Januar 2020



Kinofans aufgepasst: Am 06.02. läuft weltweit der mit Spannung
erwartete Kino-Blockbuster und "Suicide Squad"-Spinn-Off "Birds Of
Prey" [1] an. Passend dazu veröffentlicht Atlantic Records am 07.02.
den rein weiblich besetzten musikalischen Begleiter zum Streifen, mit
Beiträgen von Powerhouse-Künstlerinnen wie Halsey, Doja Cat,
Charlotte Lawrence, Saweetie & GALXARA sowie brandneuen Tracks von
Summer Walker, Lauren Jauregui und Black Canary, alias Jurnee
Smollett-Bells Figur im Film. Vor Kurzem erschien daraus bereits die
gewaltige Kollaboration zwischen Megan Thee Stallion und Normani, die
auf "Diamonds" erstmalig Marilyn Monroes legendären Titel "Diamonds
Are A Girl's Best Friend" sampeln. Im dazugehörigen Musikvideo [2]
sind außerdem exklusive Szenen aus "Birds Of Prey" enthalten. "Birds
Of Prey: The Album" wurde produziert von "Soundtrack-Guru" (Rolling
Stone) Kevin Weaver, der auch den Grammy-nominierten Soundtrack zu
"Suicide Squad" zusammenstellte.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ROBIN SCHULZ

Im November 2019 machte der deutsche Superstar-DJ und -Producer Robin
Schulz mit seiner Single "Rather Be Alone" und dem spektakulären
dazugehörigen Motion-Capture-Video von sich reden. Schulz war darin
an der Seite des Top-Models Toni Garrn als Avatar zu sehen und
lieferte sich ein intergalaktisches Dance-Battle.

Nun folgt im offiziellen Video zu seinem neuesten Song "In Your Eyes
(feat. Alida)" [3] Teil zwei der Saga. Darin werden Robin Schulz und
Toni Garrn ins nächste Level gebeamt, neben ihnen zwei futuristische
Motorräder.

"Exakt so stelle ich mir den Start in ein neues Jahr vor",
schwärmt Robin Schulz von dem neuen Track, zu dem die norwegische
Sängerin und Songwriterin Alida ihre kraftvollen Vocals beisteuert.


KALEO

Im Jahr 2016 veröffentlichte die Grammy-nominierte isländische
Rockformation Kaleo ihr Gold-prämiertes Durchbruchsalbum "A/B",
inklusive der drei Hit-Singles "No Good" (Grammy-nominiert), "All The
Pretty Girls" (Gold) und "Way Down We Go" (Doppelplatin).

Nach unzähligen ausverkauften Headline-Shows rund um den Globus und
mehr als einer Milliarde Streams weltweit, startet die Band nun mit
zwei neuen Singles ins neue Jahr.

Beide Songs wurden von Frontmann JJ Julius Son geschrieben. Auf "I
Want More" [4] lockt Julius Son mit sonnigen, unbekümmerten Pfiffen,
die sich langsam zu einem tosenden, Streicher-getriebenen Refrain
aufbauen, während das bluesigere "Break My Baby" [5] mit groovenden
Hooks und Riffs sowie einem einzigartigen Falsett überzeugt.


LIZZO

Am 26.01. finden in Los Angeles die diesjährigen Grammy Awards statt
und die unvergleichliche Lizzo geht mit acht Nominierungen ins
Rennen, was sie zugleich zur Künstlerin mit den meisten Nominierungen
in diesem Jahr macht.

Lizzo hat als heißeste Newcomerin ein bemerkenswertes Jahr hinter
sich, angefangen mit ihrem Durchbruchs-Hit "Juice", dem potenziellen
Song des Jahres "Truth Hurts", ihrem zum Album des Jahres nominierten
Longplayer "Cuz I Love You" und natürlich der zuletzt veröffentlichen
Hymne der Motivation "Good As Hell" [6].

Außerdem wird Lizzo ihr Live-Debüt bei den Grammys feiern und nochmal
vor hochkarätigem Publikum ihr Können unter Beweis stellen. Wir sind
jetzt schon unglaublich stolz!


JAMES BLUNT

Im vergangenen Jahr enthüllte James Blunt den Song "Monsters" aus
seinem UK-Top-3-Album "Once Upon A Mind". Er widmete den schlicht
gehaltenen, rührenden Song seinem schwer erkrankten Vater.

Diese Woche erschien nun das hoch emotionale Musikvideo [7] zu der
herzzerreißenden Ode, in dem auch sein Vater zu sehen ist.
"'Monsters' ist für meinen Vater, der an einer chronischen
Nierenerkrankung leidet, also fragte ich ihn, ob er Teil des Videos
sein wollte", so Blunt.

Im März/April bringt James Blunt sein sechstes Studioalbum auf
Deutschland-Tour: 09.03. Berlin | 10.03. Leipzig | 12.03. Hannover |
13.03. Lingen | 14.03. Hamburg | 16.03. Mannheim | 17.03. Köln |
18.03. Oberhausen | 19.03. Frankfurt | 21.03. München | 03.04.
Stuttgart | 04.04. Nürnberg.


GROUPLOVE

Wild hämmernde Klaviertasten, stürmische Gitarrensalven und
blitzschnelles Drumming - die US-amerikanische Indie-Formation
Grouplove meldet sich nach drei Jahren mit ihrer neuen Single
"Deleter" [8] und einem energiegeladenen Musikvideo zurück, in dem
Sänger/Gitarrist Christian Zucconi alles um sich herum anzweifelt.

"Deleter" gils als erster Vorbote ihres neuen Albums und wurde an der
Seite von Producer Dave Sitek (TV On The Radio, Yeah Yeah Yeahs,
Weezer) in der berühmten Sonic Ranch im texanischen El Paso
aufgenommen.

Grouplove erschienen erstmals 2010 auf der Bildfläche und
veröffentlichten 2011 ihr Gold-prämiertes Debütalbum "Never Trust A
Happy Song", angeführt von der Platin-ausgezeichneten #1-Single
"Tongue Tied".


BRYCE VINE

In Folge seiner Platin-prämierten 2019er Durchbruchs-Single "Drew
Barrymore" und weiteren Hit-Singles wie der Cali-Sommerhymne "La La
Land (feat. YG)" [9], startet US-Rapper Bryce Vine im Februar/März
seine allererste Headline-Tour durch Europa - mit im Gepäck sein
Debütalbum "Carnival": 26.02. Hamburg, Hakken | 03.03. Köln, YUCA.

In den USA war Bryce Vine bereits in sämtlichen TV-Shows zu Gast,
darunter "Late Night With Seth Meyers", "Jimmy Kimmel Live!", "Wendy
Williams", "The Kelly Clarkson Show" sowie die "The Late Late Show
With James Corden". TIME Magazine nannte ihn "den Inbegriff von
cool".

Seine Fans dürfen sich in diesem Jahr indes auf weitere Ankündigungen
und vor allem neue Musik freuen.


WARNER MUSIC ON STAGE - AB6IX

Im Herbst 2019 überraschten die K-Pop-Überflieger AB6IX ihre Fans mit
ihrem genreübergreifenden Debütalbum "6IXSENSE" und waren u.a. im
Remix-Feature auf Lizzos Billboard-#1-Single "Truth Hurts" zu Gast.

Ihre Lead-Singe "Blind For Love" [10] ist als Fortsetzung ihrer
vorhergehenden Single "Breathe" zu verstehen und handelt davon, im
Namen der Liebe, alles zu geben. Und auch die ausgefeilten
Choreographien der fünf Koreaner können sich sehen lassen.

Am 21. Februar kommen AB6IX im Rahmen ihrer "1st World Tour" nach
Deutschland und spielen hierzulande eine exklusive, energiegeladene
Show. Der Vorverkauf ist bereits angelaufen:

21.02. Berlin, Columbiahalle



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049f4b3811bde3f5bc4269daa7b16f6e768a54882a92bb9c33727f420ed0a7c8f866e37f6208fd70ecf

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049e5c756cb7d2cf4b34eedca72e61da472fb51e89d224f5302c9bcf427b0e4a0a31da3856abb1138d9

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049205199bfdbeff1784d0a2a44ec678f05d1cdf22b6013f5089a67ef4ed193b26c48a1036d46010fb3

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049b42400a65a1cb9901aab7a23b15d1df1f9e43a7d47c9dcde60b7f5dd5ff859e764d4cc78b1fbb16b

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049a64ced7726f33e86341deb2cbe53251b43a6d2e30a45a60c0c878f5c6410c370ff2c9820c7d140c9

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049e50d3ba0ccfc02a95260947a5223b39c700fb6197ff7deaa9db09ccb8ff312dc77698970f5343d84

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac630496a667b8db0f00578c015a58e828c075fca2d5350ddf8b5ff6df071dffea6a1f40d096871db74353a

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac630496a667b8db0f00578c015a58e828c075fca2d5350ddf8b5ff6df071dffea6a1f40d096871db74353a

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac630495dab26a855c377be63a85890bbbf4ca840b6e942ef178fc57f511a2ebf084df905e906cc96c7f9b8

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=2cc15773aac63049b8c11150158e89aad0c73e18b765044d004e1f8db58cd87f84f92777f2a18a798c43814e5a41f837

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9287: Aus aller Welt - 17.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Guatemala bricht Beziehungen zu Venezuela ab

Guatemalas neuer Präsident Alejandro Giammattei hat einen Abbruch der
diplomatischen Beziehungen zu Venezuela verkündet. Die venezolanische
Botschaft in Guatemala-Stadt werde geschlossen, erklärte Giammattei
nach Informationen der Deutschen Presse-Agentur im Anschluß an ein
Treffen mit Luis Almagro, dem Vorsitzenden der Organisation
Amerikanischer Staaten. Giammattei stellt sich damit auf die Seite
von Juan Guaidó, dem Chef der von der Opposition kontrollierten
Nationalversammlung in Venezuela, der sich im vergangenen Jahr zum
Interimspräsidenten des südamerikanischen Landes erklärte und damit
einen Machtkampf mit dem legitim gewählten Staatschef Nicolas Maduro
auslöste.

17. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9287: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Schüssen auf Linienbusse

Drei Tage nach Schüssen auf zwei Linienbusse in Bischoffen und
Hohenahr im hessischen Lahn-Dill-Kreis hat die Polizei einen
Tatverdächtigen ermittelt. Wie Staatsanwaltschaft und Polizei in
Wetzlar nach Angaben der Nachrichtenagentur AFP mitteilten, handelt
es sich bei dem Festgenommen um einen 43jährigen Mann aus dem
Landkreis Gießen, der ebenfalls im Busgewerbe tätig ist. Das Tatmotiv
liegt nach Einschätzung der Ermittler in einer geschäftlichen
Konkurrenzsituation.

17. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9284: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf türkische Soldaten im Norden Syriens

Drei türkische Soldaten sind bei der Explosion eines Sprengsatzes im
Norden Syriens getötet worden. Die Bombe sei am Donnerstag während
einer Straßenkontrolle nahe der Grenzstadt Tall Abjad detoniert,
berichtete die Nachrichtenagentur Anadolu unter Berufung auf Angaben
des türkischen Verteidigungsministeriums. Die Türkei hat im Oktober
eine umstrittene Militäroffensive gegen die Kurdenmiliz YPG in
Nordsyrien begonnen, die von Ankara als Terrororganisation eingestuft
wird. Zuvor hatten die USA ihre Truppen aus der Region abgezogen und
damit ihren verläßlichsten Verbündeten im Kampf gegen die
Dschihadistenmiliz Islamischer Staat auf syrischem Boden fallen
gelassen.

17. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9286: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Verstärkter Kampf gegen Extremismus

Thüringens Innenminister Georg Maier ist neuer Chef der
Innenministerkonferenz (IMK). Der SPD-Politiker übernahm am Freitag
den Vorsitz von Schleswig-Holsteins Innenminister Hans-Joachim Grote
(CDU). Als Schwerpunkte seiner einjährigen Amtszeit nannte der
52jährige die allgemeine Verbrechensbekämpfung, einen verstärkten
Kampf gegen Extremismus jedweder Ausformung und den Themenkomplex
Migration. Maier kündigte einem Bericht der Deutschen Presse-Agentur
zufolge auch eine vermehrte Zusammenarbeit auf europäischer Ebene an.
Die nächste Innenministerkonferenz ist für Juni anberaumt.

17. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9284: Tragisches und Kurioses - 17.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Elfjähriger Schüler von Straßenbahn erfaßt

In Braunschweig ist ein elfjähriger Junge bei einem schweren
Verkehrsunfall ums Leben gekommen. Der Schüler lief in einer Gruppe
zu einer Straßenbahnhaltestelle, kam ins Straucheln und fiel auf die
Gleise, direkt vor die langsam einfahrende Bahn. Der Junge starb noch
am Unfallort. Viele der Schülerinnen und Schüler aus der Gruppe
erlitten einen Schock.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8369: Aus Forschung und Technik - 17.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ariane 5 mit zwei Satelliten gestartet

Eine europäische Ariane-5-Trägerrakete ist am späten Donnerstagabend
vom Startkomplex Kourou im südamerikanischen Französisch-Guyana
abgehoben. Die Nutzlast des Trägers bestand nach Angaben des
Betreibers Arianespace aus den beiden Telekommunikationssatelliten
KONNEKT von Eutelsat und GSAT-30 von der indischen Raumfahrtbehörde
ISRO. Beide Raumapparate wurden erfolgreich im All ausgesetzt und
befinden sich auf dem Weg zu ihrer jeweiligen Position im
geostationären Orbit. Es handelte sich insgesamt um den 251.
Ariane-Start.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8383: Aus aller Welt - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Migranten aus Honduras erreichen Guatemala

In Honduras ist eine Gruppe von mehr als tausend Menschen
aufgebrochen, um über Guatemala und Mexiko in die USA einzuwandern.
Die Staatsgrenze zu Guatemala haben sie bereits überschritten. Sie
konnten eine Polizeisperre überwinden, ohne kontrolliert zu werden.
Sollten sie es bis in die Vereinigten Staaten schaffen, droht ihnen
die Abschiebung nach Mexiko und Guatemala. Beide Länder haben sich
gegenüber Washington bereiterklärt, zurückgewiesene Migranten
aufzunehmen. Das mexikanische Innenministerium ließ verlauten, den
Mitgliedern der jüngsten Flüchtlingsgruppe würden keine Transitvisa
ausgestellt. Der Status einer jeden Person würde überprüft. Ihnen
würde angeboten werden, legal in Mexiko zu bleiben. Die Migranten
fliehen aus Honduras wegen der dort herrschenden Gewalt und Armut.
Dazu schrieb der britische Guardian, Honduras als geopolitischer
Verbündeter der USA sei seit dem Militärputsch 2009 für Frauen,
Anwälte, Journalisten, Menschenrechts- und Umweltverteidiger eines
der gefährlichsten Länder der Welt. Im vergangenen Jahr wurden in dem
zentralamerikanischen Land mit seinen rund zehn Millionen Menschen
knapp 4000 Morde polizeilich registriert. San Pedro Sula, rund 40
Kilometer von der Staatsgrenze zu Guatemala entfernt, gilt in der
Region als Stadt mit dem höchsten Gewaltaufkommen. Von dort war die
Migrantengruppe am Dienstag zu Fuß und per Anhalter aufgebrochen.
Bereits 2019 flohen Zehntausende Honduraner und Honduranerinnen in
Richtung USA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8338: Medizin und Gesundheitswesen - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Neuartiges Coronavirus jetzt auch in Japan

Erst gab es nur in der zentralchinesischen Provinz Hubei Erkrankungen
durch das neuartige Voronavirus. Doch jetzt hat sich die Krankheit
ausgebreitet. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, ist die
Infektion jetzt auch in Japan nachgewiesen worden. Ein 30jähriger
Japaner aus der Präfektur Kanagawa, der seit dem 3. Januar unter
Fieber litt, war am 6. Januar aus Wuhan nach Japan zurückgekehrt.
Dort begab er sich sofort in medizinische Behandlung. Wegen einer
Lungenentzündung war er dann am 10. Januar in einem Krankenhaus
aufgenommen worden, wo dann der Test auf Coronaviren positiv
ausfiel. Inzwischen hat sich der Mann von der Lungenentzündung
erholt. Derweil versuchen US-Forscher, das Virus synthetisch
herzustellen, um damit Tiere zu infizieren. Ziel ist die Entwicklung
eines Antikörper-Tests.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8371: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Mitglieder der Freien Kameradschaft Dresden verurteilt

Das Landgericht Dresden hat fünf Männer und eine Frau als Mitglieder
der rechtsextremen Freien Kameradschaft Dresden (FKD) wegen
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung, gefährlicher
Körperverletzung und Sprengstoffvergehen zu Haftstrafen von bis zu
sechs Jahren verurteilt. Die Gruppierung ist seit 2015 mit
Gewalttaten gegen Ausländer, politische Gegner und Polizisten in
Erscheinung getreten. Das Verfahren vor der Staatsschutzkammer des
Landgerichts war im September 2017 angelaufen. Den Angeklagten im
Alter zwischen 25 und 31 Jahren wurde unter anderem Beteiligung an
Krawallen vor einer Flüchtlingsunterkunft in Heidenau im August 2015
und einem Überfall auf ein linksalternatives Dresdner Wohnprojekt
vorgeworfen. Weit über 100 Zeugen wurden befragt. Die FKD ist oft
gemeinsam mit der Gruppe Freital aufgetreten. Fünf Mitglieder der FKD
wurden bereits in der Vergangenheit verurteilt. Drei Männer stehen
seit November 2018 unter Anklage wegen des Verdachts auf
Zugehörigkeit oder Unterstützung der FKD sowie Beteiligung an den von
dieser zu verantwortenden Taten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8293: Sprache, Kunst und Medium - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Lange verschollenes Klimt-Gemälde war ganz in der Nähe

Auf ein Gemälde des österreichischen Jugendstilmalers Gustav Klimt, 
das vor fast 23 Jahren im oberitalienischen Piacenza während einer
Umbaupause aus der Privatgalerie Ricci Oddi verschwand, waren Gärtner
Anfang Dezember 2019 zufällig bei Arbeiten auf dem Grundstück des
schloßartigen Anwesens gestoßen.

Wie Deutschlandfunk Kultur berichtet hatte, steckte das Gemälde
"Porträt einer Frau" unbeschädigt in einen Müllsack gehüllt in einer
Kammer der Außenmauer, die völlig mit Efeu überwuchert war.

Obwohl kaum ein Zweifel bestand, daß es sich um das zwischen 1916 und
1918 von Klimt geschaffene Bild handelt, konnten Gutachter der
Carabinieri inzwischen die Echtheit bestätigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8360: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Großbritanniens Beteiligung an EU-Rüstungsprojekten steht in Frage

Wenn Großbritannien die EU verläßt, stehen die gemeinsamen
Rüstungsprojekte in Frage. Bundesverteidigungsministerin
Kramp-Karrenbauer will das verhindern und plädiert für eine
privilegierte Partnerschaft des NATO-Mitglieds Großbritannien bei
europäischen Rüstungsprojekten. In einem Vortrag an der London School
of Economics sagte die CDU-Politikerin unter anderem, als
NATO-Mitglied sollte Großbritannien anders behandelt werden als
andere Drittstaaten. Allen EU-Projekten müsse der Leitgedanke
zugrunde liegen, Europa stärker zu machen. Als aktive Militärmacht
sei Großbritannien ein guter Partner.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8374: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Mindestlöhne in der EU sollen ein dezentes Leben ermöglichen

Der Luxemburger EU-Kommissar für Beschäftigung und soziale Rechte,
Nicolas Schmidt, hat am Freitag vor seinem Treffen unter anderem mit
Vertretern des Bundesverbands der Deutschen Industrie im Gespräch mit
dem Deutschlandfunk für höhere Mindestlöhne europaweit plädiert. Zur
Zeit steht die EU-Kommission in Verhandlungen mit
Unternehmensvertretern und Gewerkschaftern zum Thema Mindestlöhne.
Die Mindestlohnspannbreite von 11,97 Euro in Luxemburg und 1,72 Euro
in Bulgarien hält der EU-Kommissar für zu groß, zumal es weder den
wirtschaftlichen Verhältnissen noch den Produktivitätsverhältnissen
in Europa entspricht. Deshalb fordert Schmidt eine gewisse Anpassung
der Mindestlöhne, ohne daß sich der Mindestlohn in einigen Ländern
nach unten entwickelt. Schmidt erwartet, daß sich mit einer Erhöhung
der Mindestlöhne eine allgemeine Dynamik bei den Löhnen entfaltet,
welche diese nach oben zieht. Wir brauchen faire Löhne, so Schmidt,
nicht nur, damit die Menschen ein dezentes Leben haben, sondern auch
aus wirtschaftlichen, makroökonomischen Gründen. Wir bräuchten ein
faires Verhältnis zwischen Löhnen und allgemeiner wirtschaftlicher
Entwicklung, betonte Schmidt. Die Löhne hinkten eigentlich dieser
Entwicklung hinterher.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8343: Tragisches und Kurioses - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Verwaiste Schrotträder machen reichlich Ärger

Ähnlich wie andere deutsche Großstädte auch, kommt Köln nur schwer
gegen die Flut herrenloser Fahrräder an, die zwar angeschlossen sind,
aber offenbar nicht mehr abgeholt werden.

Dabei machen die Zweiräder dem Ordnungsamt viel Arbeit. Sie dürfen
nämlich nicht einfach eingesammelt und entsorgt werden, weil das
selbstverständlich ungesetzlich wäre. Zunächst wird deshalb versucht,
die Eigentümer zu ermitteln, beziehungsweise ihnen eine Nachricht in
Form eines Aufklebers zu hinterlassen, der ihnen mitteilt, daß das
angeschlossene Rad nach einer gewissen Frist durch Mitarbeiter der
Abfallwirtschaftsbetriebe (AWB) entfernt wird. Übrigens dürfen sie das
nur, wenn das Fahrzeug einen schadhaften Eindruck macht.

Nicht selten gammeln die Räder aber jahrelang an den dringend
benötigten Fahrradständern oder an Laternen, Masten und Zäunen vor
sich hin. Allein im vergangenen Jahr entfernten Mitarbeiter der AWB
rund 4700 Räder. Das sind gut 900 mehr als 2018, wie WDR1 berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8372: Arbeit, Soziales und Familie - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Georg-Elser-Preis für Sea-Eye-Gründer Michael Buschheuer

Der Regensburger Unternehmer Michael Buschheuer ist am
Donnerstagabend wegen seiner Zivilcourage im Einsatz für
Bootsflüchtlinge auf dem Mittelmeer von der Stadt München mit dem
Georg-Elser-Preis 2019 ausgezeichnet worden. Buschheuer hatte 2015
die Organisation Sea-Eye gegründet. Die Mannschaften unter anderem
der Schiffe Sea-Eye und Alan Kurdi retteten Tausende von Menschen vor
dem Ertrinken. Mehr als 600 Menschen schlossen sich der Organisation
Buschheuers an. Der Georg-Elser-Preis für Zivilcourage der Stadt
München wird alle zwei Jahre zusammen mit 5000 Euro vergeben. Georg
Elser hatte im November 1939 im Alleingang versucht, Adolf Hitler mit
einer Bombe zu ermorden. Das Attentat scheiterte. Elser wurde 1945
von den Nationalsozialisten getötet. Buschheuer betonte anläßlich der
Preisverleihung im Münchner Kulturzentrum Gasteig, sein ganzer
Verdienst seien die ersten Schritte zur Gründung von Sea-Eye.
Unzähligen anderen sei zu verdanken, daß der Verein Menschen retten
konnte. Sein eigenes Engagement sei ohne den Rückhalt von Familie und
Freunden nicht möglich gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8349: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Philippinen droht Vulkanausbruch

Die Philippinen sind in großer Gefahr, von einem Vulkanausbruch
heimgesucht zu werden. Laut dpa droht die Vulkaninsel Taal
auszubrechen. Experten hatten gerade einen dampfenden Riß entdeckt
und die Warnstufe 4 ausgegeben. Auch die Risse in Städten der
Umgebung waren breiter geworden. Warnstufe 4 bedeutet: Innerhalb der
nächsten Stunden oder Tagen kann es einen gefährlichen, explosiven
Ausbruch geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8360: Märkte und Finanzen - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



LPT verliert Betriebsgenehmigung für Tierversuchslabor Mienenbüttel

Der Landkreis Harburg hat nach Angaben des Landratsamts vom Freitag
dem Versuchslabor Laboratory of Pharmacology and Toxicology (LPT) mit
sofortiger Wirkung die Betriebsgenehmigung für das Tierversuchslabor
Mienenbüttel (Neu Wulmstorf) entzogen. Dort hatte im Oktober ein
eingeschleuster Aktivist der Organisation Soko Tierschutz eklatante
Mißstände im Umgang mit Affen und Hunden aufgedeckt. Daraufhin hatten
das zuständige Veterinäramt und das Landesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit Strafanzeige gestellt. Beim Landkreis ist
man zu der Überzeugung gelangt, daß die Zuverlässigkeit des
Betreibers nicht mehr gegeben ist. LPT muß die in Mienenbüttel
verbliebenen Tiere binnen 14 Tagen abgeben und sich mit den Behörden
vorab über die Empfänger ins Einvernehmen setzen. Das betrifft 96
Hunde. 80 weitere Hunde und 49 Katzen konnten bereits Anfang des
Monats an Tierschutzorganisationen und Privatpersonen vermittelt
werden. Die in dem Labor eingesetzten Affen wurden einem
Versuchstierhändler in den Niederlanden übergeben, wie die Soko
Tierschutz am Freitag berichtete. LPT führt im Auftrag von Chemie-
und Pharma-Unternehmen Tierversuche durch. Die Versuche in den
LPT-Laboren in Hamburg-Neugraben und im schleswig-holsteinischen
Löhndorf gehen weiter. Wegen anhängiger strafrechtlicher Ermittlungen
gab das Harburger Landratsamt keine Details seiner Entscheidung
bekannt, gegen die LPT immer noch rechtliche Schritte einleiten kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8372: Aus Forschung und Technik - 17.01.2020 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp legt Werbung erst einmal auf Eis

Offenbar macht WhatsApp-Mutterkonzern Facebook einen Rückzieher. Wie
t-online.de gerade meldete, hat das Unternehmen das Anzeigenprogramm
erstmal gestoppt. Schon geschriebene und ausgelieferte Programmcodes
sollen zurückgezogen worden sein. So ganz will man bei Facebook aber
noch nicht von der Idee Abschied nehmen, bei WhatsApp Werbung zu
installieren. So soll es künftig Werbung in den Statusanzeigen geben.
Wenn Nutzer in dieser Anzeige Updates aus ihrem Tagesablauf posten,
ist das für alle Kontakte sichtbar.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/506: Klimafaktor Wolken - Feldkampagne "EUREC4A" will eines der großen Rätsel entschlüsseln (idw)

Max-Planck-Institut für Meteorologie - 16.01.2020

Klimafaktor Wolken - die Feldkampagne "EUREC4A" will eines der großen
Rätsel der Klimawissenschaften entschlüsseln



Am 20. Januar 2020 startet die knapp sechswöchige Feldstudie EUREC4A
(Elucidating the role of clouds-circulation coupling in climate). Ziel ist
die Überprüfung von Theorien über die Rolle von Wolken und Konvektion für
den Klimawandel durch umfangreiche Messungen in der Atmosphäre und im
Ozean. Darüber hinaus wird EUREC4A untersuchen, wie feinskalige Merkmale
im Ozean - Wirbel und Fronten - mit der Atmosphäre interagieren. Der
Umfang und die Reichweite der Messungen bietet die Möglichkeit, eine neue
Generation von Klimamodellen und Satellitendatenprodukten zu evaluieren.

Im Rahmen der deutsch-französischen Initiative mit mehr als 40
Partnerinstitutionen kommen östlich und südlich der Karibikinsel Barbados
fünf Forschungsflugzeuge und vier Forschungsschiffe zum Einsatz,
kombiniert mit Bodenmessstationen und Satellitenfernerkundung. EUREC4A
wird von Prof. Bjorn Stevens, Max-Planck-Institut für Meteorologie
(MPI-M), Hamburg, und Dr. Sandrine Bony, Laboratoire de Météorologie
Dynamique, Paris, geleitet. Ihre Initiative baut auf einer
jahrzehntelangen Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus Barbados am
Caribbean Institute for Meteorology and Hydrology (CIMH) unter der Leitung
von Dr. David Farrell auf und erweitert diese.

Wolken sind ein wesentlicher Klimafaktor. Wie die tiefen Wolken in den
Passatregionen auf die globale Erwärmung reagieren, bestimmt maßgeblich,
wie schnell und intensiv zukünftige Entwicklungen verlaufen werden. Die
Wissenschaft untersuchte die Rolle von Wolken und Konvektion im
Klimasystem bisher mit Theorien und Klimamodellen. Um diese zu überprüfen,
brauchen die Forschenden insbesondere Beobachtungsdaten über die Dynamik
der atmosphärischen und ozeanischen Bedingungen, in denen die Wolken
entstehen und vergehen. Mit den umfangreichen Messungen während der
Feldstudie EUREC4A werden sie sehr detailliert den Lebenszyklus der
konvektiven Wolken in der Passatregion im Detail studieren, um ein
möglichst vollständiges Bild davon zu erhalten.

Analysen der Klimamodell-Vergleichsstudien (CMIP - Climate Model
Intercomparison Project) über die letzten Jahrzehnte zeigten, dass eine
durch die Klimaerwärmung bedingte Abnahme der Wolken in der Passatregion
zu einer weiter zunehmenden globalen Erwärmung führt, eine sogenannte
positive Rückkopplung. Projektleiter Bjorn Stevens: "Wir werden
überprüfen, ob das Verhalten von Modellen korrekt ist, die eine starke
Abnahme der Bewölkung mit der Erwärmung zeigen. Falls ja, würde es
bedeuten, dass höhere Schätzungen der zu erwartenden Erwärmung durch
ansteigendes CO2 plausibler sind. Bei der Frage nach der Reaktion der
Wolken auf den Klimawandel gibt es noch viel Unsicherheit. Wir wollen dies
mit EUREC4A ändern."

In numerischen Modellen reagieren die Passatwolken unterschiedlich auf
Störungen des Klimas. So sagen komplexe Klimamodelle vorher, dass das mit
niedrigen Wolken bedeckte Gebiet sehr empfindlich auf die
Umgebungsbedingungen reagiert, während einfachere Prozessmodelle das
Gegenteil zeigen. Diese Widersprüche zu verstehen und aufzulösen, ist der
Ausgangspunkt für die Feldstudie EUREC4A. Die wichtigsten Forschungsfragen
sind: Wie widerstandsfähig oder empfindlich sind flache Kumuluswolken,
wenn sich beispielsweise die vertikale Durchmischung der Luft, die
Turbulenz der Oberfläche und die großräumige Zirkulation verändern? Wie
beeinflussen die Strahlungseffekte von Wasserdampf und Wolken die flache
Zirkulation und die Konvektion? Welche Konsequenzen ergeben sich für die
räumliche Anordnung von Wolken und die Konvektion in den Tropen und
letztendlich für die Klimasensitivität, also die Empfindlichkeit des
Klimasystems auf eine gegebene Störung, zum Beispiel durch zusätzliche
Treibhausgase?

Projektleiterin Sandrine Bony: "Die Abschätzungen der Klimasensitivität
sind nach wie vor sehr unsicher, und die meisten dieser Unsicherheiten
sind auf die Reaktion der niedrigen Wolken in den Tropen, insbesondere in
den Passatwindregionen, zurückzuführen. Die niedrigen Wolken bei Barbados
sind repräsentativ für die Wolken, die in den Passatwindregionen in den
gesamten Tropen zu finden sind. Daher wird das, was wir aus EUREC4A lernen
werden, nicht nur unserem Verständnis der Wolken vor Barbados, sondern
auch der tropischen Wolken im Allgemeinen dienen".

Neben einem besseren Verständnis der Kopplungsprozesse von Wolken und
Zirkulation wird die Kampagne mit den umfangreichen Messdaten einen
Referenzdatensatz bereitstellen, der als Maßstab zur Verbesserung der
Modellierung und der Satellitenfernerkundung von Wolken und Zirkulation
dienen soll. Felix Ament, Universität Hamburg: "Das Bild, das wir von
Wolken und ihrem Wechselspiel mit der Atmosphäre während EUREC4A erfassen
werden, wird detailreicher, facettenreicher und vollständiger denn je
sein. Wir wollen damit eine Referenz setzen, die die Wissenschaft in den
kommenden Jahrzehnten anspornen und inspirieren wird."

Ablauf der Kampagne und die Messplattformen

Kern der Kampagne ist der Einsatz von fünf Forschungsflugzeugen, vier
hochseetauglichen Forschungsschiffen, fortschrittlicher bodengestützter
Fernerkundung am Barbados-Wolkenobservatorium (BCO - Barbados Cloud
Observatory) des MPI-M, einer neuen Generation hochentwickelter
Satellitenfernerkundungsmethoden und modernster Klimamodelle, die auch
Turbulenz auflösen können (100 m Gitterweite über Tausende von
Kilometern). "Erst durch diese Kombination aus vielfältigen Messungen und
hochauflösenden Simulationen wird es möglich, die entscheidenden Prozesse
im Detail zu analysieren und dadurch unser Verständnis zu erweitern",
erklärt Susanne Crewell, Universität zu Köln, die Besonderheiten des
Kampagnenaufbaus.

Im Zentrum der EUREC4A-Kampagne steht die Stationierung von fünf
Forschungsflugzeugen auf Barbados. Das sind die französische ATR-42,
welche in der unteren Troposphäre In-situ- und Fernerkundungssensoren zum
Einsatz bringen wird, sowie das deutsche Forschungsflugzeug HALO des
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) mit einer Reichweite
über 8000 km und einer oberen Einsatzhöhe von bis zu 15 km. HALO verfügt
über ein umfangreiches Instrumentarium von modernen
Fernerkundungssensoren und eine Vorrichtung zum Abwerfen von Dropsonden.
Weiterhin wird als Beitrag des in England angesiedelten Projekts
EUREC4A-UK eine Twin-Otter des British Antarctic Survey (BAS) vornehmlich
Messungen von Aerosolen und der turbulenten und mikrophysikalischen
Wolkenstruktur durchführen. Zusätzlich werden das US-amerikanische
Forschungsflugzeug WP-3D der NOAA (National Oceanic and Atmospheric
Administration) sowie das dauerhaft auf Barbados stationierte Flugzeug des
Regional Security Service (RSS) die Messungen unterstützen. Die Flüge
der WP-3D ergänzen die Flüge von HALO unter anderem durch die Bestimmung
der großskaligen Bedingungen und deren Verbindung zu den in Küstennähe
operierenden Schiffen.

Die Flugzeugmessungen werden flankiert durch Messungen am BCO und mittels
des flexibel steuerbaren Wetterradars POLDIRAD (Polarization Diversity
Doppler Radar), das während der Kampagne auf dem südöstlichen Hochplateau
in 8 Kilometer Entfernung vom BCO stationiert wird. Martin Hagen, DLR:
"Mit POLDIRAD ist die Erfassung der Niederschlagsentwicklung mit hoher
zeitlicher und räumlicher Auflösung im Bereich bis 250 km östlich von
Barbados möglich. Die Messungen am BCO, von den Schiffen und entlang der
Flugwege können damit in den räumlichen und zeitlichen Zusammenhang der
großräumigen Niederschlagsverteilung und Entwicklung gebracht werden."

Zusätzlich zu den Flugzeugmessungen und den Messungen durch das BCO wird
es intensive schiffsbasierte Beobachtungen mit vier Schiffen geben.
Teilnehmen werden die deutschen Forschungsschiffe METEOR und MARIA S.
MERIAN, das NOAA-Schiff RONALD H. BROWN sowie das französische
Forschungsschiff L'ATALANTE. Die Forschungsschiffe dienen dabei als
Fernerkundungs- und In-situ-Plattformen für Atmosphären- und
Ozeanbeobachtungen. Diese beinhalten z.B. Radiosonden, Lidar- und
Radar-Techniken sowie Ballon-Drachen ("Max Planck CloudKites") und autonome
Flugkörper. "Die räumlichen Veränderlichkeiten an der Meeresoberfläche
sind wichtige Randbedingungen für die Entwicklung der darüber liegenden
Atmosphäre und damit auch für die Wolkenbildung", sagt Johannes
Karstensen, GEOMAR, Fahrtleiter auf der MARIA S. MERIAN. "Insbesondere in
großen Wirbeln und an Frontalzonen wollen wir die Kopplung von ozeanischen
und atmosphärischen Prozessen verstehen und so für die Modellsimulation
besser darstellbar machen". Auch biologische Faktoren, die beispielsweise
die Ozeanographie, den Ozean-Atmosphären-Austausch von Treibhausgasen und
den Kohlenstoffexport beeinflussen, werden erhoben.

Von deutscher Seite sind an der EUREC4A-Kampagne vier Max-Planck-Institute
(MPI-M, MPI für Dynamik und Selbstorganisation, MPI für Chemie und MPI für
Marine Mikrobiologie) sowie fünf Universitäten (Hamburg, Hohenheim, Köln,
Leipzig und München), drei Helmholtz-Einrichtungen (Deutsches Zentrum für
Luft und Raumfahrt (DLR), GEOMAR und Helmholtz-Zentrum Geesthacht Zentrum
für Material- und Küstenforschung), das Leibniz-Institut TROPOS und der
Deutsche Wetterdienst beteiligt.


Gefördert und unterstützt wird die EUREC4A-Kampagne durch das European
Research Council (ERC), die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), das Centre
National de Recherche Scientific (CNRS), die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG), das Carribean Institute for Meteorology and
Hydrology (CIMH), das Natural Environment Research Council (NERC) und das
Weltklimaforschungsprogramm (WCRP).

Über HALO: Das Forschungsflugzeug HALO (High Altitude and Long Range) ist
eine Gemeinschaftsinitiative deutscher Umwelt- und
Klimaforschungseinrichtungen. Gefördert wird HALO durch Zuwendungen des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG), der Helmholtz-Gemeinschaft, der
Max-Planck-Gesellschaft (MPG), der Leibniz-Gemeinschaft, des Freistaates
Bayern, des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT), des
Forschungszentrums Jülich und des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt (DLR).

Über die deutschen Forschungsschiffe: Die Einsätze der Forschungsschiffe
METEOR und MARIA S. MERIAN werden von der Leitstelle Deutsche
Forschungsschiffe an der Universität Hamburg koordiniert. Beide Schiffe
dienen der weltweiten, grundlagenbezogenen Hochsee-Forschung Deutschlands
und der Zusammenarbeit mit anderen Staaten auf diesem Gebiet. Der
Schiffsbetrieb wird zu 70% von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
und zu 30% vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
finanziert.


Weitere Informationen unter:

http://www.eurec4a.eu

- EUREC4A Projektwebseite

http://www.wcrp-climate.org/gc-clouds

- Grand Challenge WCRP

http://www.ldf.uni-hamburg.de/
- Leitstelle Deutsche Forschungsschiffe (mit Wochenberichten von METEOR
und MARIA S. MERIAN)

https://research.noaa.gov/article/ArtMID/587/ArticleID/2577/NOAA-launches-major-field-campaign-to-improve-weather-and-climate-prediction

- U.S. ATOMIC-Mission schließt sich mit EUREC4A zusammen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution740

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Meteorologie, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1657: Quantenphysik - Konzept der "selbstorganisierten Kritikalität" beobachtet (idw)

Universität zu Köln - 16.01.2020

Quantenphysik: Kontrolliertes Experiment beobachtet das Phänomen der
"selbstorganisierten Kritikalität"

• Ein Forschungsteam aus Köln, Heidelberg und Straßburg hat erstmals
wichtige Merkmale komplexer Systeme im Labor beobachtet

• Forschungen könnten zur Weiterentwicklung der
Quantentechnologie beitragen



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben erstmals das Konzept der
sogenannten "selbstorganisierten Kritikalität" experimentell in einem
Quantensystem beobachtet. Das Konzept besagt, dass komplexe Systeme im
Nichtgleichgewicht dazu neigen, sich von selbst in einen kritischen
Zustand fernab von einem stabilen Gleichgewicht zu entwickeln - sie
verstärken also ihr eigenes Nichtgleichgewicht. So können auf den ersten
Blick so unterschiedliche Systeme wie die Verbreitung von Informationen in
sozialen Netzwerken oder die Ausbreitung von Feuer oder Krankheit ähnliche
Eigenschaften haben. Ein Beispiel ist ein lawinenartiges Verhalten, das
sich selbst verstärkt anstatt zum Erliegen zu kommen. Diese komplexen
Systeme sind unter kontrollierten experimentellen Bedingungen allerdings
nur sehr schwer zu untersuchen. Erstmals ist es Forschern und
Forscherinnen des Europäischen Zentrums für Quantenwissenschaften (CESQ)
in Straßburg in Zusammenarbeit mit Forschern der Universitäten Köln und
Heidelberg sowie des California Institute of Technology gelungen, die
wichtigsten Merkmale der selbstorganisierten Kritikalität experimentell
quantitativ zu charakterisieren - insbesondere das universelle
Lawinenverhalten. Die aktuelle Studie wurde in der Fachzeitschrift Nature
veröffentlicht.

Das Team arbeitete mit einem Gas aus Kaliumatomen, das sie bei sehr
niedrigen Temperaturen, nahe dem absoluten Nullpunkt, präparierten. "In
diesem Zustand ist das Gas leichter zu kontrollieren und damit geeignet,
die fundamentalen Quanteneigenschaften von Atomen zu untersuchen", sagt
Professor Shannon Whitlock vom Institut für Supramolekulare Wissenschaft
und Technik der Universität Straßburg.

Indem Gasatome mit Hilfe von Lasern angeregt wurden, konnte das Team die
Wechselwirkungen zwischen diesen Atomen beeinflussen. "Wenn sie angeregt
werden, können die Atome entweder neue sekundäre Anregungen erzeugen oder
sich spontan entladen", erklärt Tobias Wintermantel, Doktorand im Team von
Whitlock. In diesem Fall jedoch beeinflusste es die Entwicklung des Gases
in einer Weise, die die Forscher faszinierte.

Wenn der Laser eingeschaltet wurde, entwichen viele Atome anfänglich
besonders schnell. Ihre verbleibende Anzahl im Gas stabilisierte sich
daraufhin jedoch immer auf dem gleichen Wert. Eine weitere Beobachtung:
Die Anzahl der verbleibenden Partikel hing von der Intensität des Lasers
über ein Schwellenwertverhalten ab. "Durch den Vergleich unserer
experimentellen Ergebnisse mit einem theoretischen Modell konnten wir
feststellen, dass diese beiden Effekte den gleichen Ursprung haben", sagt
der theoretische Physiker Professor Sebastian Diehl von der Universität zu
Köln. Dies war ein erster Hinweis auf das Phänomen der selbstorganisierten
Kritikalität.

"Die Experimente zeigten, dass sich einige Systeme von selbst bis zu ihrem
kritischen Punkt des Phasenübergangs entwickeln", so Diehl. Das ist
überraschend - in einem typischen Phasenübergang, wie er beispielsweise
beim Kochen von Wasser von einer flüssigen in eine gasförmige Phase
auftritt, gibt es nur einen einzigen kritischen Punkt. Selbstorganisierte
Kritikalität würde beim Wasserkochen bedeuten, dass das System selbständig
am kritischen Übergangspunkt in einem Schwebezustand zwischen flüssig und
gasförmig verharren würde, auch wenn die Temperatur geändert wird. Bislang
wurde dieses Konzept in noch keinem so hochgradig kontrollierbaren
physikalischen System verifiziert und getestet.

Nach ihrem Experiment kehrte das Team ins Labor zurück, um ein weiteres
auffälliges Merkmal der selbstorganisierten Kritikalität zu bestätigen:
ein selbsterhaltendes Verhalten von atomarem Zerfall, das dem von ständig
nachgefütterten Lawinen gleicht. Ähnliche Charakteristika wurden in der
Vergangenheit bereits in anderen Kontexten - wie Erdbeben oder
Sonnenausbrüchen - lediglich qualitativ beobachtet. "Wir konnten hier
erstmals die Schlüsselelemente der selbstorganisierten Kritikalität auch
quantitativ experimentell beobachten und so ein spezifisch
kontrollierbares atomares Experimentiersystem etablieren", sagt Shannon
Whitlock.

In weiteren Schritten möchten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
nun untersuchen, wie die Quantennatur der Atome den
Selbstorganisationsmechanismus beeinflusst. "Wir könnten sie dann
langfristig möglicherweise nutzen, um neue Quantentechnologien zu schaffen
oder um einige Rechenprobleme zu lösen, die mit herkömmlichen Computern
schwierig sind", so Diehl.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 16.01.2020
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ENERGIE/1657: Projekt SONAR - Bessere Batterien für Strom aus erneuerbaren Energiequellen (idw)

Fraunhofer-Institut für Algorithmen und Wissenschaftliches Rechnen SCAI -
16.01.2020

EU-Projekt SONAR: Bessere Batterien für Strom aus erneuerbaren
Energiequellen



Strom aus erneuerbaren Energien trägt dazu bei, dem Klimawandel zu
begegnen. Eine Herausforderung besteht darin, Technologien zu entwickeln,
mit deren Hilfe Überschüsse schnell und verlustfrei gespeichert werden
können. Organische Redox-Flow-Batterien (RFBs) gelten hierfür als ein
vielversprechender Ansatz: Sie können dezentral und dort, wo benötigt,
betrieben werden, und sie speichern elektrische Energie in Form chemischer
Verbindungen - in Analogie zum Vorbild der Natur.

Der Nutzen einer RFB-Anlage hängt von vielen Aspekten ab: Idealerweise
sind nicht nur die redox-aktiven Stoffe leicht mit Elektronen zu be- und
entladen, löslich, stabil, ungiftig und preiswert, sondern auch die
Batterie- und Tanksysteme sollten optimal an die Redox-Stoffe und die
Standortbedingungen angepasst sein.

Das von der Europäischen Kommission geförderte Projekt SONAR zielt darauf
ab, den vielschichtigen Entwicklungsprozess in seiner Gesamtheit digital
zu erfassen. Außerdem geht es darum, das Screening zur Identifizierung
geeigneter Stoffe zu beschleunigen und das Design eines Batteriesystems an
konkrete Gegebenheiten zu optimieren.

Die Projektpartner entwickeln Werkzeuge und Arbeitsabläufe für die
Untersuchung elektroaktiver Materialien. Sie kombinieren dazu
Simulationsmethoden auf verschiedenen physikalischen Skalen - von der
quantenmechanischen Ebene bis zum sichtbaren, makroskopischen Verhalten.
Dabei fließen Faktoren wie Kosten, Lebensdauer und Leistung mit ein, um
auch konkurrierende Energiespeichertechniken umfassend miteinander
vergleichen zu können.

»Um den Durchsatz des Screenings zu erhöhen, nutzt SONAR intelligente
Methoden der Datenintegration und -analyse und greift dabei auf die
wachsende Datenmenge zurück, die während des Projekts entsteht«, sagt Dr.
Jan Hamaekers, Leiter der SCAI-Abteilung Virtual Material Design und
gleichzeitig Exploitation Manager im Projekt SONAR. »Für eine maximale
Zuverlässigkeit gleichen wir die Resultate von Simulationen und Modellen
kontinuierlich mit experimentellen Daten ab und prüfen unsere Vorhersagen
im Labor.«

In SONAR arbeiten sechs Projektpartner mit fünf assoziierten
Industrieunternehmen zusammen. Das soll die wirtschaftliche Tragfähigkeit
der Ergebnisse sicherstellen. Fraunhofer SCAI nutzt die Modelle einzeln
und in einem umfassenden Screening-Service, um das technische und
wirtschaftliche Potenzial einer neuen Technologie bereits in der frühen
Entwicklungsphase einschätzen zu können. Dies senkt die Kosten, verkürzt
die Markteinführungszeit und stärkt so die Wettbewerbsfähigkeit der
Batterieindustrie in der Europäischen Union im Bereich der organischen
RFBs.

Das Projekt hat eine Laufzeit von vier Jahren und beginnt am 1. Januar
2020.


Weitere Informationen unter:

https://www.scai.fraunhofer.de/vmd

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution641
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AUSSEN/1887: Libyen-Konferenz in Berlin Chance auf Frieden - auch dank Deutschlands Initiative

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Januar 2020

Libyen-Konferenz in Berlin Chance auf Frieden - auch dank
Deutschlands Initiative

Stabiles Libyen ist Schlüssel zu Stabilität in ganz Nord- und
Westafrika



Am kommenden Sonntag, den 19. Januar 2020, findet in Berlin eine
internationale Friedenskonferenz für Libyen statt. Dazu erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Jürgen Hardt:

"Es ist ein großer Erfolg für die deutsche Außenpolitik und
insbesondere für Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass am Sonntag diese
wichtige Konferenz für Frieden und Stabilität in Libyen in Berlin
stattfindet. Angela Merkel hat ihr ganzes politisches Gewicht
international in die Waagschale geworfen, um die in Berlin
beteiligten Staatschefs auf die Libyen-Friedenspolitik einzuschwören.
Zwar gibt es ein Risiko des Scheiterns, doch was an diplomatischer
Vorsorge getroffen werden konnte, wurde getan.

Damit stellt Deutschland unter Beweis, dass es seine Verantwortung
auf internationaler Ebene ernst nimmt. Ein stabiles Libyen ist der
Schlüssel zu Stabilität in ganz Nord- und Westafrika. Dieses
Interesse wird ganz offenkundig von den maßgeblichen Akteuren der
internationalen Staatengemeinschaft geteilt. Daher werden zahlreiche
Staats- und Regierungschefs sowie andere hochrangige Vertreter aus
Ländern wie den USA, Russland, China, Großbritannien, Frankreich,
Italien, der Türkei, Ägypten und Algerien in Berlin zu Gast sein.

Die internationale Gemeinschaft ist aufgefordert, den Bürgerkrieg in
Libyen zu beenden und damit Stabilität und Frieden in Europas
südlicher Nachbarschaft zu schaffen. Nicht nur die katastrophale
Menschenrechtslage in Libyen selbst zwingt uns zum Handeln. Das Land
hat sich in den vergangenen Jahren auch zu einem Tummelplatz für
Menschen-, Drogen- und Waffenschmuggel entwickelt, an dem sich
unterschiedliche Milizengruppen bereichern. Der Bürgerkrieg in Libyen
destabilisiert damit nicht nur Nordafrika und die Sahelzone, sondern
strahlt bis in die Länder Europas hinein.

Die breite internationale Aufstellung der Berliner Libyen-Konferenz
zeigt den Willen der internationalen Gemeinschaft, endlich ein
starkes Bekenntnis zu einem Waffenstillstand und zur Belebung des
politischen Prozesses in dem Bürgerkriegsland zu formulieren. Die
Konferenz ist dabei der Anfang eines Prozesses, an dessen Ende
hoffentlich ein starkes und einiges Libyen als geachteter Partner der
Weltgemeinschaft steht. Die enge Einbindung der Vereinten Nationen
ist Kernelement des 'Berliner Prozesses'."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/681: Übung DEFENDER 2020 ist starkes Signal der Verbundenheit und Sicherheit

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Januar 2020

Übung DEFENDER 2020 ist starkes Signal der Verbundenheit und
Sicherheit

US-Großübung im NATO-Rahmen beginnt kommende Woche



Die Militärübung DEFENDER 2020, an der sich Deutschland und 16
weitere NATO-Staaten beteiligen, beginnt in der kommenden Woche. Dazu
erklärt der verteidigungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte:

"Die Übung DEFENDER 2020 ist wichtig und notwendig in Anbetracht der
aktuellen Sicherheitslage. Spätestens seit der Annexion der Krim
beobachten wir eine zunehmend aggressive Politik Russlands in der
Verfolgung geopolitischer Ziele. Dazu zählen russische Übungsflüge
über der Ostsee, offensive Manöver in der Arktis, die Unterstützung
Assads in Syrien oder die Verletzung des INF-Vertrags. Auch unsere
Nachbarländer sind beunruhigt.

Aus diesem Grund müssen wir in Europa wachsam und vor allem einig
sein. Die NATO vertritt eben nicht nur den Grundgedanken des Dialogs,
sondern hat vor allem die Aufgabe der kollektiven Verteidigung. Daher
ist eine glaubwürdige Abschreckung ein wichtiges Mittel für die
Wahrung von Frieden und Sicherheit.

Die jetzt angelaufene Großübung soll die Verbündeten in die Lage
versetzen, im Krisenfall auch tatsächlich einsatzfähig zu sein.
Deutschland nimmt dabei eine wichtige Rolle ein, die zum Gelingen der
Übung von zentraler Bedeutung ist. Die Bundeswehr ist als sogenannte
host nation für den Transport der US-Truppen durch Deutschland
zuständig.

Als verlässlicher Bündnispartner nehmen wir unsere Rolle in der NATO
wahr. Die deutsche Beteiligung ist ein Zeichen für eine starke
Bündnissouveränität."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/783: Fahrradfahren sicherer und attraktiver machen

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Januar 2020

Fahrradfahren sicherer und attraktiver machen



Der Deutsche Bundestag wird heute voraussichtlich den Beschluss
"Sicherer Radverkehr für Vision Zero im Straßenverkehr" fassen.
Hierzu können Sie den verkehrspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alois Rainer, wie folgt zitieren:

"Der Fahrrad- und E-Bikebestand in Deutschland wächst stetig. Allein
2018 wurden rund 690.000 neue E-Bikes produziert. Daher gilt es, die
Straßenverkehrsordnung an ein modernes Verkehrssystem anzupassen und
dort den Leitgedanken Vision Zero zu verankern, der null Verkehrstote
zum Ziel hat. Mit verschiedenen Maßnahmen, wie der Ausweitung der
geschützten Fahrradstreifen, der Einhaltung eines Mindestabstandes
von zwei Metern beim Überholvorgang, dem Rechtsabbiegen von
Kraftfahrzeugen über 3,5 t in Schrittgeschwindigkeit sowie dem grünen
Pfeil für Radfahrer, wollen wir das Fahrradfahren sicherer und
attraktiver machen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AGRAR/118: Unterstützung der "Wir haben es satt!"-Demonstration

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Unterstützung der "Wir haben es satt!"-Demonstration



Am Samstag, den 18.01.2020 findet in Berlin die "Wir haben es satt!"-
Demonstration statt. DIE LINKE unterstützt aktiv das Bündnis, das zu
dieser Demonstration aufruft. Denn wir wissen, dass Essen hoch
politisch ist. Agrarpolitik kann Voraussetzungen dafür schaffen, dass
unsere Lebensmittel ökologisch nachhaltig und frei von Schadstoffen
produziert werden. Sie kann dafür sorgen, dass in der Landwirtschaft
gute Arbeitsbedingungen herrschen, Landwirte gut verdienen und lokale
Produktionskreisläufe gestärkt werden.

Genau das findet aber zurzeit nicht statt. Mit Subventionen wird
stattdessen eine Agrarindustrie gefördert, die alles auf
Profitmaximierung setzt. Zum Leidwesen der Tiere, der Umwelt und im
globalen Süden auch zum Leid ganzer gesellschaftlicher Strukturen. Wir
wollen hingegen eine Landwirtschaft, die sich an regionaler
Produktion, Verarbeitung, Vermarktung und Versorgung orientiert und
nicht am Export und der Gewinnmaximierung von Konzernen.

Deshalb ruft DIE LINKE dazu auf, am Samstag mit uns und vielen anderen
Menschen auf die Straße zu gehen. Gemeinsam fordern wir die Agrarwende
- hin zu einer sozial und ökologisch nachhaltigen Landwirtschaft.

Wann: 18.01.2020

Wo: Am Brandenburger Tor, 10117 Berlin

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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AGRAR/117: Konzernfreundliche Agrarpolitik endlich beenden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2020

Konzernfreundliche Agrarpolitik endlich beenden



"Im Jahr 2020 muss sich entscheiden, ob die heimische Landwirtschaft
weiter vor allem die Profite der Verarbeitungs- und Handelskonzerne
erarbeitet, ob weiterhin ihre Interessen auf dem Altar eines sozial
und ökologisch blinden Weltmarkts und der Freihandelsabkommen wie
Mercosur geopfert werden und ihre Produktionsgrundlage Boden an
Investorennetzwerke ausverkauft wird oder ob endlich die
agrarpolitischen Weichen für ein kooperatives Wirtschaftssystem
gestellt werden, das weder auf Kosten von Menschen noch der Natur
lebt", erklärt Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zu den angekündigten Bauernprotesten dieses
Wochenende in Berlin. Tackmann weiter:

"In der Agrarpolitik läuft etwas fundamental schief. Das wird auch in
den kommenden Tagen wieder deutlich, wenn Tausende ihre Agrarbetriebe
verlassen, egal ob öko oder konventionell, groß oder klein, um Freitag
und Samstag auf die Straße zu gehen. Sie machen auf jahre- oder
jahrzehntelang verschleppte Probleme in der Landwirtschaft aufmerksam,
für die sie zu Recht nicht die Zeche zahlen, sondern Lösungen wollen.
Ein einfaches 'Weiter so' ist deshalb keine Option.

Als LINKE wollen wir mit den Landwirtinnen und Landwirten für eine
klima- und sozialgerechte Landwirtschaft kämpfen. Eine Landwirtschaft,
von der man leben kann und deren Produkte nachhaltig erzeugt und
bezahlbar sind.

Mit dem Klimaaktionsplan hat die Linksfraktion einen Maßnahmenkatalog
vorgelegt, mit dem die Klimaschutzziele in der Landwirtschaft noch zu
erreichen sind und zugleich soziale Verwerfungen abgefedert werden.
Das ist die soziale Alternative zur aktuellen Enteignung durch den
Markt. Dazu wird ein neues Agrarleitbild gebraucht, das wieder eine
regionale Versorgungsfunktion der Erzeugerbetriebe in den Mittelpunkt
stellt - im Interesse der Landwirtschaft selbst und von uns allen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1955: Erdogans Provokationen vor Libyen-Konferenz verurteilen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2020

Erdogans Provokationen vor Libyen-Konferenz verurteilen



"Die Ankündigung des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan,
türkische Truppen zur Unterstützung der Regierung von Fajes
al-Sarradsch nach Libyen zu schicken und weitere Bohrungen zur
Erdgasausbeutung im Mittelmeer vorzunehmen, ist eine gezielte
Provokation. Die Bundesregierung darf zu dem türkischen Vorgehen kurz
vor der Berliner Libyen-Konferenz nicht schweigen", erklärt Sevim
Dagdelen, Außenpolitikerin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des
Auswärtigen Ausschusses. Dagdelen weiter:

"Es rächt sich, dass Griechenland und auch Zypern nicht zur
Libyen-Konferenz in Berlin eingeladen sind. Das von Präsident Erdogan
und dem libyschen Premier Sarradsch unterzeichnete Abkommen zur
Aufteilung von Einfluss- und Interessenzonen im Mittelmeer verletzt
die Grenzen der beiden EU-Mitgliedsstaaten und muss im Rahmen der
Libyen-Konferenz zurückgewiesen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9396: Heute im Bundestag Nr. 086 - 17.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 86

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 17. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.44 Uhr

1. Juristenstreit um PKW-Maut

2. Ministerin entsetzt und befremdet

3. Grüne fordern Klimapräsidentschaft



1. Juristenstreit um PKW-Maut

2. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) Vor dem 2. Untersuchungsausschuss ("PKW-Maut") haben
Sachverständige am Donnerstag die Vorgänge rund um die
Infrastrukturabgabe für Personenkraftwagen juristisch kontrovers
beurteilt. In der vom Ausschussvorsitzenden Udo Schiefner (SPD)
geleiteten öffentlichen Zeugenvernehmung von Sachverständigen blieb
insbesondere die Frage strittig, ob das Bundesverkehrsministerium
bereits vor dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) im Juni
2019 hätte vermuten können, dass die PKW-Maut als nicht vereinbar mit
dem europäischen Recht eingeschätzt würde.

Dabei vertrat Prof. Dr. Friedemann Kainer von der Universität Mannheim
die Ansicht, es hätten "gute Gründe bestanden, die Maut nicht als
diskriminierend einzuschätzen". Der EuGH hatte das Maut-Gesetz für
rechtswidrig erklärt, da es Ausländer benachteilige. Gemäß dem Gesetz
sollten zwar sowohl in- als auch ausländischen Fahrzeughalter die Maut
bezahlen müssen; inländische Halter wäre jedoch im Gegenzug die
Kfz-Steuer mindestens in Höhe der Mautgebühr erlassen worden. Kainer
argumentierte, es sei europarechtlich zwar nicht zulässig, Ausländer
zu diskriminieren. Sehr wohl erlaubt sei es aber, eine Diskriminierung
von Inländern auszugleichen. Kainer zufolge sind inländische
Fahrzeughalter benachteiligt, da sie - anders als ausländische -
KfZ-Steuer zahlen müssen.

Dieser Einschätzung widersprach Prof. Dr. Franz C. Mayer von der
Universität Bielefeld. In der Fachwelt habe mit großer Mehrheit die
Einschätzung geherrscht, dass die PKW-Maut in der vorgesehenen Form
diskriminierend und deshalb nicht mit dem Europarecht vereinbar sei,
betonte Mayer. Erstaunt zeigte er sich, dass das Verkehrsministerium
keine Lehren aus der gescheiterten LKW-Maut gezogen habe. "Der
Vorgang", sagte Mayer, "wirft die Frage nach dem Umgang mit
juristischem Sachverstand bei politischen Entscheidungen auf."

Ebenfalls zu einem juristischen Expertenstreit kam es in der zweiten
Runde der mehrstündigen Zeugenvernehmung, die sich mit der Frage
auseinandersetzte, ob das Verkehrsministerium gegen Haushaltsrecht
verstoßen habe. Prof. Dr. Ulrich Hufeld von der 
Helmut-Schmidt-Universität/Universität der Bundeswehr Hamburg konstatierte dabei eine
"Ermächtigungslücke im Haushalt von mehr als einer Milliarde Euro".

Hufeld bezog sich auf die Verpflichtungsermächtigung in Höhe von gut
zwei Milliarden Euro, die der Bundestag für das Haushaltsjahr 2018
beschlossen hatte. Das reichte zwar, um das finanziell reduzierte
Angebot des Betreiberkonsortiums aus CTS Eventim und Kapsch TrafficCom
abzudecken. Hufeld zufolge waren durch die Verpflichtungsermächtigung
aber weder die variablen Vergütungen der Betreiber noch die
Garantiezusagen im Fall der - dann tatsächlich eingetretenen -
Kündigung des Vertrags aus ordnungspolitischen Gründen gedeckt.

Diese Interpretation stellte Prof. Dr. Christoph Gröpl von der
Universität des Saarlandes in Zweifel. Er ließ durchblicken, dass er
die Verpflichtungsermächtigung für ausreichend hält. Zudem sei
keineswegs ausgemacht, dass das Konsortium Anspruch auf den
entgangenen Gewinn für die gesamte Vertragslaufzeit habe.

Auch in Bezug auf das Vergaberecht prallten unterschiedliche
Einschätzungen aufeinander. Dr. Marco Nunez Müller von der Kanzlei
Chatham äußerte erhebliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des
Vergabeverfahrens. Insbesondere sei es unzulässig gewesen, nach Abgabe
des finalen Angebots durch das Bieterkonsortium noch einmal über
dieses Angebot zu verhandeln. Die gegenteilige Ansicht vertrat Dr. Jan
Endler von der Kanzlei Linklaters: Da nur ein einziges finales Angebot
abgegeben worden sei und die Mindestanforderungen des
Beschaffungsgegenstands nicht verändert worden seien, sei es nicht
erforderlich gewesen, auch diejenigen Bieter wieder in die
Verhandlungen einzubeziehen, die sich zuvor zurückgezogen hatten.

Eingangs der Sitzung berichtete der Ausschussvorsitzende Schiefner von
einem Treffen der Obleute mit dem Bundesverkehrsministerium. Demnach
wird dieses in einem "dynamischen Prozess" (Schiefner) prüfen, ob
unlängst vom Ministerium als vertraulich eingeschätzte Unterlagen zur
PKW-Maut wieder herabgestuft werden können. "Wir sind alle für
maximale Transparenz", erklärte Schiefner.

 * 

2. Ministerin entsetzt und befremdet

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) In der Berateraffäre stellte das
Verteidigungsministerium in einer internen Verwaltungsermittlung zwar
die rechtswidrige Vergabe von Leistungen an externe Firmen fest. Dies
blieb aber zunächst ohne personelle Konsequenzen. Erst nach weiteren
Ermittlungen wurden inzwischen zwei Disziplinarmaßnahmen eingeleitet.
Dies hat der Abteilungsleiter Recht des Ministeriums, Andreas Conradi,
als Zeuge im Untersuchungsausschuss des Verteidigungsausschusses
berichtet.

Dabei gehe es unter anderem darum, dass in einem Fall ein
IT-Unternehmen bereits mit Arbeiten beauftragt worden war, noch bevor
das Vergabe-Verfahren abgeschlossen gewesen sei. Beim für Vergaben
zuständigen Bundesamt für Ausrüstung, Information und Nutzung der
Bundeswehr (BAINBw) sei ein Disziplinarverfahren abgeschlossen worden,
ohne dass es Konsequenzen gegeben habe.

Die Sitzung unter der Leitung von Wolfgang Hellmich (SPD) endete mit
einer ungewöhnlichen Vernehmung. Der Abgeordnete Tobias Lindner
(Bündnis 90/Die Grünen) schied vorübergehend als Ausschussmitglied aus
und wechselte auf einen Zeugensessel. Dabei brachte er seinen Chat mit
der damaligen Ministerin Ursula von der Leyen vom 8. November 2018 in
die Untersuchungen ein. Wie schon am Rande der letzten Sitzung im
Dezember zur Sprache kam, wünschte sie Lindner gegen drei Uhr ein
"Gut's Nächtle" und teilte mit: "Ich gehe nun ins Bett."

Vorher waren beide bei der Sitzung des Haushaltsausschusses
zusammengetroffen. Dabei ging es auch um die Entlassung des
Geschäftsführers der bundeseigenen BWI, dem IT-Dienstleister der
Bundeswehr. In diesem Zusammenhang schickte von der Leyen eine erste
SMS an Lindner: "Können Sie kurz rauskommen, ich habe eine wichtige
Info für Sie." Der hatte nach eigenem Bekunden den Eindruck, dass das
Ministerium die Abgeordneten mit dem Hinweis auf Differenzen zwischen
Geschäftsführer und Aufsichtsrat nicht über die wahren Gründe der
Entlassung informierte. Tatsächlich wurde wohl dem geschassten Chef
die freihändige Vergabe eines millionenschweren Beratervertrags
vorgeworfen. Der Vorgang war vergangenes Jahr auch im
Untersuchungsausschuss zur Berateraffäre erörtert worden.

Lindner wollte, wie er sagte, mit der Veröffentlichung des Chats
verdeutlichen, dass zumindest diese SMS einen Bezug zum
Untersuchungsgegenstand des Ausschusses haben. Freilich wurden von der
Leyens Handy-Daten im Verteidigungsministerium gelöscht, obwohl sie
als Beweismaterial für den Ausschuss eingestuft waren. Lindner hat
deswegen Strafanzeige gestellt.

Im Mittelpunkt der Sitzung stand der Umgang der Ministeriums-Leitung
mit den Rügen des Bundesrechnungshofs zur Vergabe-Praxis. Von der
Leyen sei "befremdet und entsetzt" gewesen, als sie von den Vorgängen
erfuhr, sagte Staatssekretär Gerd Hoofe. Auf allen Verwaltungsebenen
seien Fehler gemacht worden, erklärte er. Doch bei der möglichen
Schuldzuweisung an eine Person komme es auch darauf an, ob eine
"Erheblichkeitsgrenze" überschritten worden sei, ob jemand vorsätzlich
zum Nachteil von Dritten oder dem Bund gehandelt habe. Deshalb seien
jetzt die zwei Disziplinarverfahren eingeleitet worden.

Hoofe verwies auf eine Reihe von organisatorischen Maßnahmen, um
künftigen Rechts- und Regelverstößen bei Vergaben vorzubeugen. Die
Fachaufsicht sei verstärkt worden. Es gelte nun das 
Vier-Augen-Prinzip. Abgestellt worden sei, dass in die betriebliche Organisation
des Ministeriums Personen integriert worden waren, "die dort nichts zu
suchen hatten", verwies er auf den Einsatz manch externer Berater. Er
habe die Weisung erteilt, deren "dienstpostenähnliche Konstruktion
aufzulösen".

Gemäß Untersuchungsauftrag ging es auch wieder darum, ob
"Kennverhältnisse" Einfluss auf die Vergaben von Leistungen gehabt
haben könnten. Unter anderem sind die ehemalige
Rüstungs-Staatssekretärin Katrin Suder und Timo Noetzel, ein Manager
des IT-Unternehmens Accenture, miteinander befreundet. Accenture
erhielt eine vom Rechnungshof beanstandete Vergabe. Auch das
Ministerium stufte das Vorgehen dann als rechtswidrig ein. Der
damalige Abteilungsleiter Planung im Ministerium, General Erhard
Bühler, war Taufpate bei Noetzels Kindern.

Er habe Noetzel nie kennengelernt, aber von seiner Bekanntschaft mit
Suder gewusst, versicherte Hoofe. Er beschied: Bei Auftragsvergaben
sei "ein Kennverhältnis insoweit unerheblich, wenn es nicht dazu
führt, dass sachfremde Erwägungen, die auf dem Kennverhältnis beruhen,
Einfluss genommen haben".

In Hoofes Auftrag hatte Conradi die Verwaltungsermittlung geleitet.
Dabei wurde auch Suder befragt. Sie habe "mit klaren Worten"
versichert, dass Kennverhältnisse "keine Bedeutung" bei der Vergabe
von Leistungen an Externe gehabt hätten.

 * 

3. Grüne fordern Klimapräsidentschaft

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft 2020 zur "Klimapräsidentschaft" machen und sich
für einen fairen Arbeitsmarkt und soziale Absicherung in Europa
einsetzen. Außerdem sollte sie die Voraussetzungen für eine führende
Position in den Bereichen Digitalisierung und Innovation schaffen,
fordern die Abgeordneten in einem Antrag (19/16492), über den der
Bundestag am morgigen Freitag erstmals beraten wird.

Im 2. Halbjahr 2020 würden sich alle Blicke auf die deutsche
Verantwortung für Europa richten, heißt es darin weiter. "Die
Botschaft muss sein: Jetzt packt Europa die großen Themen an, allen
voran den Klimaschutz." Aber auch geostrategisch müsse sich die EU
stärker als gestaltender Akteur behaupten. Als weitere wichtige Themen
nennen die Grünen die Sozialpolitik und die Reform des Gemeinsamen
Europäischen Asylsystems (GEAS).

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 86 - 17. Januar 2020 - 10.44 Uhr
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BUNDESTAG/9395: Heute im Bundestag Nr. 085 - 17.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 85

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 17. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.19 Uhr

1. Zeugin schildert turbulente Besprechung

2. Zeuge: LKA nahm Amri sehr ernst

3. BKA-Zeuge erschrocken über Vorwürfe

4. Grüne: Agrarökologie stärker fördern



1. Zeugin schildert turbulente Besprechung

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Eine Zeugin aus der Generalbundesanwaltschaft hat
dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") einen Konflikt mit
dem Bundeskriminalamt über die Bewertung eines Informanten im
radikalislamischen Milieu geschildert, der in einem Treffen
beteiligter Behördenvertreter am 23. Februar 2016 offen ausgetragen
wurde. "In der Besprechung ging es von Anfang an hoch her", erinnerte
sich Oberstaatsanwältin Claudia Gorf in ihrer Vernehmung am
Donnerstag. Die heute 48-jährige Zeugin bestätigte auch, noch am
selben Abend von einem Vieraugengespräch erfahren zu haben, in dem
einer der anwesenden BKA-Vertreter sich auf eine Anweisung von "ganz
oben" berufen haben soll, den Informanten des nordrhein-westfälischen
Landeskriminalamtes zu diskreditieren.

Der Vorgang war im Ausschuss erstmals am 14. November 2019 beim
Auftritt des Kriminalhauptkommissars M. aus dem Düsseldorfer LKA zur
Sprache gekommen. M. hatte seit Juli 2015 die Ermittlungskommission
(EK) "Ventum" geleitet, die sich gegen den Deutschen Islamkreis (DIK)
des Hildesheimer Hasspredigers Abu Walaa richtet. In diesem
Zusammenhang war der von seinen Auftraggebern als außerordentlich
zuverlässig eingeschätzte Informant unter der Bezeichnung VP01 tätig.
Er berichtete im Spätherbst 2015, dass der spätere
Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri Anschluss an die Gruppe um Abu
Walaa gefunden hatte, und enthüllte zwei unterschiedliche
Anschlagsszenarien, die in dem Kreis angeblich erörtert wurden. Die
Plausibilität dieser Angaben wurde im BKA indes als äußerst gering
eingeschätzt.

Im zuständigen Referat beim Generalbundesanwalt kam die Sorge auf,
dass dadurch die Ermittlungen gegen Abu Walaa gefährdet sein könnten,
die zum überwiegenden Teil auf Erkenntnissen der VP01 beruhten. Von
der Einladung zu dem Treffen am 23. Februar 2016 erhofften sich die
Bundesanwälte eine klärende Aussprache. Der Zeuge M. hatte dem
Ausschuss berichtet, nach der Besprechung habe ihm einer der beiden
BKA-Vertreter, der Erste Kriminalhauptkommissar Philipp Klein, unter
vier Augen anvertraut, die VP01 solle auf Anweisung von oben "aus dem
Spiel genommen" werden. Klein bestreitet das.

Die Zeugin Gorf bestätigte dem Ausschuss, dass Hauptkommissar M. sie
noch am selben Abend von dieser Unterredung in Kenntnis gesetzt habe.
Einige Staatsanwälte und Polizeivertreter hätten sich noch zum
Abendessen in einem Karlsruher Restaurant verabredet. Gleich nach
ihrem Eintreffen habe M. sie um ein vertrauliches Gespräch gebeten.
Sie seien vor die Tür gegangen, wo M. die Unterredung mit den Worten
eröffnet habe: "Sie werden mir nicht glauben, was mir Herr Klein nach
der Besprechung gesagt hat." Aus seinen anschließenden Ausführungen
habe sie noch genau in Erinnerung, dass darin die Rede von einer
Anweisung "von oben" gewesen sei, der zufolge die VP01
"kaputtgeschrieben" werden solle, weil sie "zu viel Arbeit" mache,
sagte die Zeugin.

Der Begriff "kaputtschreiben" habe wohl bedeuten sollen, dass die
Angaben des V-Mannes in allen BKA-Schriftsätzen systematisch in
Zweifel zu ziehen waren. Kriminalhauptkommissar M. habe so
"konsterniert" und "fassungslos" gewirkt, wie sie ihn noch nie erlebt
habe, sagte die Zeugin. Sie kenne M. seit 2015 als "äußerst
gewissenhaften" und "professionellen", auch "außerordentlich
weitblickenden", ruhigen und besonnenen Beamten, der normalerweise
durch nichts aus der Ruhe zu bringen sei. Sie habe ihn gedrängt, auch
ihren Referatsleiter Oberstaatsanwalt Horst Salzmann in Kenntnis zu
setzen.

 * 

2. Zeuge: LKA nahm Amri sehr ernst

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Ein Beamter aus dem nordrhein-westfälischen
Kriminalamt hat vor dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz")
bekräftigt, dass seine Behörde die von dem späteren
Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri ausgehende Bedrohung bis zuletzt
"sehr ernst genommen" habe. "Auch in der zweiten Jahreshälfte 2016 war
die hohe abstrakte Gefährlichkeit Amris für uns nicht widerlegt",
betonte der damalige Leiter des Staatsschutz-Dezernats 21,
Kriminaldirektor W., am Donnerstag. Der Zeuge kam auch auf den
Konflikt mit dem Bundeskriminalamt über die Einschätzung eines
V-Mannes des Düsseldorfer LKA im radikalislamischen Milieu zu
sprechen, der nach seinem Eindruck nach einer Besprechung beim
Generalbundesanwalt am 23. Februar 2016 allerdings beigelegt war und
keine nachteiligen Folgen gezeitigt habe.

Das BKA hatte in zwei "Gefährdungsbewertungen" vom 4. und 5. Februar
2016 Warnungen der sogenannten "Vertrauensperson (VP) 01" vor zwei
angeblich geplanten Anschlägen als unplausibel beurteilt und damit
nicht nur im Düsseldorfer LKA, sondern auch im zuständigen Referat
beim Generalbundesanwalt Unverständnis ausgelöst. Dort sorgte man sich
um den Erfolg eines Ermittlungsverfahrens gegen das Umfeld des
islamistischen Predigers Abu Walaa, das sich zum großen Teil auf
Erkenntnisse der VP01 stützte. Um die "divergierenden Einschätzungen"
möglichst einander anzunähern, sei die Besprechung am Karlsruher Sitz
des Generalbundesanwalts anberaumt worden.

Der Verlauf des Treffens sei "schon einen Zacken anders als man es
sonst kennt" gewesen, erinnerte sich der Zeuge. Der zuständige
Referatsleiter beim Generalbundesanwalt, Oberstaatsanwalt Horst
Salzmann, sei recht energisch aufgetreten und habe am Ende "sehr
deutlich" gemacht, dass er vom BKA eine Neubewertung der Hinweise des
V-Mannes erwarte. Dies sei am 29. Februar dann auch erfolgt, womit aus
seiner Sicht die Sache ausgestanden war, sagte der Zeuge. Die VP01 sei
noch weitere sechs Monate für das Düsseldorfer LKA im Einsatz gewesen
und habe von ihrer Reputation nichts eingebüßt.

Der Zeuge bestätigte, dass ihn sein Kollege, Kriminalkommissar M.,
nach dem Treffen gewarnt habe, das BKA wolle die VP01 planmäßig
"kaputtschreiben". Dies habe ihm im Anschluss an die Besprechung einer
der beiden anwesenden BKA-Vertreter unter vier Augen anvertraut. Er
meine, sich zu erinnern, dass M. ihm den Vorfalls am Abend mitgeteilt
habe, während sie beide vom Hotel unterwegs waren zu einer Verabredung
mit anderen Teilnehmern der Besprechung. Er habe dabei sehr
"emotional" und "aufgebracht" gewirkt. Er habe M. geraten, auch eine
der Anwesenden aus der Bundesanwaltschaft, Oberstaatsanwältin Claudia
Gorf, einzuweihen, was M. im Restaurant dann getan habe, berichtete
der Zeuge.

Er selbst habe dem Vorfall damals keine große Bedeutung beigemessen,
weil das Düsseldorfer LKA sein "Besprechungsziel" in Karlsruhe ja
erreicht habe. Wäre dies anders gewesen, hätte es womöglich Anlass
gegeben, die Sache an die große Glocke zu hängen. Er habe sie bis vor
kurzem fast vergessen gehabt.

Zur damaligen Beurteilung Amris durch das Düsseldorfer LKA sagte der
Zeuge, dieser sei kein Fall wie alle anderen gewesen. Er habe damals
viele Gefährdereinstufungen vorgenommen und könne daher vergleichen:
"Was wir bei Amri auf dem Tisch hatten, war schon relativ deutlich, so
dass es da keine Diskussion gab." Tragisch sei, dass es dennoch nicht
gelungen sei, Amri zu stoppen, sagte der Zeuge.

 * 

3. BKA-Zeuge erschrocken über Vorwürfe

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Vor dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") hat ein Beamter aus dem Bundeskriminalamt
bestritten, dass es Anfang 2016 in seiner Behörde eine Weisung "von
oben" gegeben habe, eine hochkarätige Quelle des
nordrhein-westfälischen Landeskriminalamts im radikalislamischen
Milieu zu diskreditieren. Er sei "erschrocken" darüber, dass derzeit
in der Öffentlichkeit eine solche Darstellung verbreitet werde, sagte
der Erste Kriminalhauptkommissar Jan Rehkopf am Donnerstag. Der heute
44-jährige Zeuge gehört dem BKA seit 1997 an, ist seit 2011 im
Polizeilichen Staatsschutz tätig und war Anfang 2016 mit der Bewertung
von Gefahrenlagen durch islamistische Terroristen befasst.

Er habe in dieser Funktion durchaus eigenständig gearbeitet, betonte
der Zeuge: "Ich habe einen eigenen Kopf. Wenn ich Bewertungen
schreibe, treffe ich die allein, und da hat niemand Einfluss drauf."
Am 4. und 18. Februar 2016 hatte Rehkopf zwei Gefährdungsbewertungen
über den späteren Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri verfasst. Beim
ersten Mal hatte er die Wahrscheinlichkeit, dass Amri einen Anschlag
verüben werde, als "eher auszuschließen", beim zweiten Mal als
"unwahrscheinlich" bezeichnet. Damit hatte er Amri auf der BKA-eigenen
Gefährder-Bewertungsskala immerhin um zwei Stufen aufrücken lassen.

Er habe damals ein Anschlagsszenario zu beurteilen gehabt, das ein
unter der Bezeichnung "VP01" geführter Informant des Düsseldorfer LKA
im Umfeld des islamistischen Predigers Abu Walaa in Erfahrung gebracht
haben wollte. Demnach plante Amri einen Einbruchsdiebstahl, um mit der
Beute Schnellfeuerwaffen zu finanzieren, mit denen er dann wiederum
ein Attentat verüben wollte. Habe er schon diesen Ablauf für
unplausibel gehalten, so sei er noch skeptischer geworden, als er
festgestellt habe, dass die VP01 genau denselben Plan unabhängig von
Amri noch von einem anderen Mitglied der Gruppe um Abu Walaa gehört
haben wollte. Am 18. Februar sei er zu einer leicht veränderten
Bewertung gelangt, weil mittlerweile außer den Angaben des V-Mannes
Erkenntnisse aus der Telekommunikationsüberwachung Amris vorgelegen
hätten, die zeigten, dass sich der Mann damals tatsächlich für Waffen
und Sprengstoff interessierte.

Misstrauisch haben ihn auch gestimmt, dass sich die VP01 nur mühsam
mit Amri habe verständigen können, weil sie dessen Arabisch nicht
beherrscht habe. Bei alledem habe er nie die persönliche
Glaubwürdigkeit der Quelle bestritten. Allein an der Glaubhaftigkeit
ihrer Angaben zur Sache habe er "erhebliche Zweifel" gehegt.

Bei der Bundesanwaltschaft schlug Rehkopfs Bewertung gleichwohl wie
eine Bombe ein. Ein Ermittlungsverfahren gegen die Gruppe um Abu
Walaa, das sich weitestgehend auf Angaben der VP01 stützte, schien
damit gefährdet. Eine klärende Aussprache beim Generalbundesanwalt am
23. Februar 2016 habe er keineswegs als so hitzig und kontrovers in
Erinnerung, wie derzeit von anderen Teilnehmern berichtet, betonte der
Zeuge. Die Vertreter des LKA hätten bei dieser Gelegenheit
Informationen über den V-Mann und seinen Einsatz vorgetragen, die ihn
zu einer Neubewertung veranlasst hätten. Nach der Besprechung will der
Leiter der gegen Abu Walaa eingesetzten Ermittlungskommission, der
Düsseldorfer Kriminalhauptkommissar M., von einem Kollegen Rehkopfs
vertraulich erfahren haben, dass "ganz oben" im BKA beschlossen worden
sei, die VP01 mundtot zu machen.

 * 

4. Grüne: Agrarökologie stärker fördern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung in einem Antrag (19/16496) auf, agrarökologische
Ansätze ins Zentrum der Entwicklungszusammenarbeit zu rücken und sich
für die Umsetzung der Freiwilligen Leitlinien zum Recht auf Nahrung
auf nationaler und internationaler Ebene einzusetzen. Außerdem soll
sie den Weltagrarrat institutionalisieren und Importe von
Futtermitteln und Rohstoffen zur Herstellung von Biotreibstoffen
massiv reduzieren.

Über den Antrag debattiert der Bundestag am Freitag, dem 17. Januar
2020, in verbundener Beratung mit dem Agrarpolitischen Bericht der
Bundesregierung 2019. In der Begründung ihrer Initiative schreiben die
Abgeordneten, es müssten ambitionierte entwicklungspolitische- und
strukturpolitische Maßnahmen ineinandergreifen, "um tatsächlich die
ländliche Entwicklung voranzutreiben, nachhaltige Ernährungssysteme zu
schaffen und die weltweite Ernährungssouveräntität zu verwirklichen".

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Januar 2020, Redaktionsschluss: 16.10 Uhr

1. Liberale fordern einen Waldbonus

2. Zukunft der Haltung von Nutztieren

3. Ausschüttungspraxis der GVL

4. Preisunterschiede bei Ladesäulen

5. Industriestrategie mit Blick nach Europa



1. Liberale fordern einen Waldbonus

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/16484)
die Einführung eines Waldbonus zur Reduzierung von CO2. Demnach soll
die Klimaschutzleistung der Wälder als Ergebnis einer aktiven
Waldbewirtschaftung durch die Bundesregierung anerkannt werden. Eine
aktive Waldbewirtschaftung werde durch das nachhaltige Pflegen und
Erneuern von Waldbeständen durch ihre Bewirtschafter erreicht unter
Zuhilfenahme biologischer, chemischer und technischer Hilfsmittel.
Ziel dieser Bewirtschaftung sei der Aufbau eines hohen Holzvorrats und
die Produktion des Rohstoffes Holz. Außerdem soll eine "Inwertsetzung"
der CO2-Bindungsleistung der Wälder für Kohlendioxid in Deutschland
vorangetrieben werden. Zukünftig müsse sichergestellt sein, dass über
funktionierende Waldspeicher für CO2 verfügt wird. Die aktive
Waldbewirtschaftung stelle eine wichtige Bedingung für den Aufbau
eines hohen Holzvorrates und damit für eine starke
CO2-Bindungsleistung dar.

 * 

2. Zukunft der Haltung von Nutztieren

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordern die
Bundesregierung in einem Antrag (19/16493) zur Landwirtschaft unter
anderem dazu auf, der Tierhaltung eine Zukunft zu geben. Kurzfristig
müsse sie gängige Verstöße gegen das Tierschutzgesetz abstellen. Der
gesetzliche Standard soll auf ein akzeptables Niveau angehoben werden.
Ein neu zu schaffendes Kompetenzzentrum für den Schutz und das
Wohlbefinden der Tiere sowie die Einrichtung eines Bundesbeauftragten
für Tierschutz sollen diesen Prozess begleiten. Bei Fleisch und Milch
müsse eine verbindliche Tierhaltungskennzeichnung eingeführt werden,
so wie es sie für Eier schon gibt, heißt es in dem Antrag.

Eine Pestizid-Reduktionsstrategie mit dem verbindlichen Ziel einer
Halbierung des Einsatzes bis 2025 soll muss nach Vorstellung der
Grünen dazu umfassende Beratung und Forschung zu nichtchemischen
Alternativen vorsehen, aber auch eine herstellerseitige Pestizidabgabe
sowie einen umgehenden Ausstieg aus besonders problematischen Stoffen
wie Glyphosat und den bienengiftigen Neonikotinoiden. Darüber hinaus
müssten Bäuerinnen und Bauern beim Bodenschutz und dem Erhalt der
Artenvielfalt unterstützt werden.

 * 

3. Ausschüttungspraxis der GVL

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Mit der Ausschüttungspraxis der Gesellschaft zur
Verwertung von Leistungsschutzrechten (GVL) befasst sich die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16459) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/15717), der zufolge es Beschwerden über diese
Praxis gegeben hat.

Wie die Bundesregierung schreibt, nimmt die GVL für ausübende Künstler
und Tonträgerhersteller die so genannten Zweitverwertungsrechte wahr.
Die GVL erziele ihre Einnahmen im Wesentlichen aus der Wahrnehmung der
gesetzlichen Vergütungsansprüche für die Sendung, die öffentliche
Wiedergabe und die private Vervielfältigung von Darbietungen
ausübender Künstlerinnen und Künstler und der Aufnahmen von
Tonträgerherstellern, zum Beispiel wenn deren Repertoire im Rundfunk
gesendet wird oder private Nutzer CDs kopieren. Zu Verzögerungen bei
der Ausschüttung könne es wegen verspäteter oder unvollständiger
Meldungen der Sendeunternehmen kommen oder auch deshalb, weil die GVL
die von den Sendeunternehmen gemeldeten Informationen aufbereiten
müsse. Die GVL habe im Jahr 2010 die Kriterien für die Verteilung an
ausübende Künstlerinnen und Künstler an die auch von ausländischen
Schwestergesellschaften verwendeten Kriterien angeglichen. Im Jahr
2016 habe sie anlässlich des Inkrafttretens des
Verwertungsgesellschaftengesetzes (VGG) die Verteilung an
Tonträgerherstellungsunternehmen geändert und habe ihre
Geschäftsprozesse an die geänderte Rechtslage anpassen müssen.

Aus der Antwort geht unter anderem hervor, dass der
Beschwerdeausschuss der GVL im Zeitraum 2017/2018 nach Kenntnis der
Bundesregierung nicht über Beschwerden entscheiden musste. Im Zeitraum
2010 bis 2019 seien beim Deutschen Patent- und Markenamt (DPMA), das
die GVL staatlich beaufsichtigt, insgesamt 167 die GVL betreffende
Beschwerden eingegangen. Die aufsichtsrechtliche Prüfung des DPMA habe
bei der weit überwiegenden Zahl der Beschwerden ergeben, dass ein
aufsichtsrechtliches Einschreiten nicht veranlasst war, weil die GVL
keine der ihr nach dem Urheberrechtswahrnehmungsgesetz beziehungsweise
dem VGG obliegenden Pflichten verletzt hatte. Einige Beschwerden
hätten dazu geführt, dass die GVL auf entsprechenden Hinweis des DPMA
hin die Regelungen ihres Verteilungsplans angepasst hat.

 * 

4. Preisunterschiede bei Ladesäulen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung rechnet damit, dass mit mehr
mess- und eichrechtskonformen Ladesäulen die Kostentransparenz auf dem
Markt für Elektromobilität steigt. Mit einer fortschreitenden
Marktdurchdringung der Säulen sei eine Kilowattstundengenaue
Abrechnung verbunden, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/16436) auf eine Kleine Anfrage (19/15710) der FDP-Fraktion.
Derzeitige Preisunterschiede an Ladesäulen könnten durch die
Vermischung aus nicht-preisangabenverordnungskonformen Abrechnungen
nach Ladezeit (ct/Min), als "Session fee" oder nach Ladeleistung
(ct/kWh) entstehen.

 * 

5. Industriestrategie mit Blick nach Europa

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will mit ihrer
Industriestrategie deutsche Unternehmen auch auf europäischer Ebene
stärken. Viele Fragen, die die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Industrie betreffen, könnten und müssten auf europäischer Ebene
beantwortet werden, heißt es in der Antwort (19/16453) auf eine Kleine
Anfrage (19/16158) der FDP-Fraktion. "Vor diesem Hintergrund hat sich
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie entschlossen, die
Strategie in Industriestrategie 2030 umzubenennen." Vorher war dem
Titel das Wort "national" beigefügt.

Die in der Strategie formulierten industrierelevanten Vorhaben würden
innerhalb der Bundesregierung in den nächsten Wochen und Monaten
erörtert und geeignete Umsetzungsschritte abgestimmt, heißt es weiter.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 84 - 16. Januar 2020 - 16.10 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9393: Heute im Bundestag Nr. 083 - 16.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 83
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1. Aktuelle Stunde: Auto-Standort erhalten

2. Befristungen von Stellen an Unis begrenzen

3. Grüne gegen Mercosur-Abkommen

4. Schutz von Bauern bei Freihandel

5. Grüne wollen Bauern schützen

6. Richtungsänderung bei Rohstoffstrategie



1. Aktuelle Stunde: Auto-Standort erhalten

Bundestagsnachrichten/Tagesordnung

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat für diesen Freitag eine
Aktuelle Stunde zum Thema "Deutschland als Automobilstandort erhalten"
beantragt. Die Debatte soll nach aktueller Planung um 15.05 Uhr als
letzter Tagesordnungspunkt aufgerufen werden. Die von der FDP-Fraktion
beantragte Aktuelle Stunde zur Bon-Pflicht entfällt damit.

Die vollständige Tagesordnung inklusive sämtlicher aktueller
Änderungen ist online einsehbar: https://www.bundestag.de/tagesordnung

 * 

2. Befristungen von Stellen an Unis begrenzen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Linke fordert in einem Antrag (19/16499), das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) zu novellieren. Dabei
soll das Qualifikationsziel ein formaler Abschluss, wie beispielsweise
eine Promotion oder eine Habilitation, sein. Die
Mindestvertragslaufzeit befristeter Arbeitsverträge soll generell 24
Monate beziehungsweise 36 Monate bei Befristung mit Qualifikationsziel
sein. Die Anzahl zulässiger, aufeinander folgender befristeter
Verträge, die unter das WissZeitVG fallen, soll auf zwei Jahre
begrenzt werden und bei Beschäftigungsverhältnissen, die einem
Qualifizierungsziel dienen, muss die hierfür verfügbare Arbeitszeit
zwei Drittel der vereinbarten Arbeitszeit entsprechen, und der Umfang
der Stelle darf insgesamt 20 Stunden pro Woche nicht unterschreiten.

Nach Ansicht der Linken ist der Anteil der Befristungen unter
wissenschaftlichen und künstlerischen Hochschulbeschäftigten zu hoch.
Die Novelle des WissZeitVG von 2016 habe ausweislich der Erhebungen
des Statistischen Bundesamtes nur zu einer minimalen Senkung des
Anteils der Befristungen unter den Beschäftigten geführt. Unverändert
arbeiteten rund 90 Prozent des künstlerischen und wissenschaftlichen
Personals auf befristeten Arbeitsverträgen. Und auch an den
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und den
Wissenschaftsakademien würden kaum noch unbefristete Arbeitsverträge
angeboten.

 * 

3. Grüne gegen Mercosur-Abkommen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert vor dem
Hintergrund von Klimaschutz und Menschenrechten einen Stopp des
Abkommens zwischen der EU und den Staaten des Mercosur. Die
Bundesregierung müsse sich dafür auf EU-Ebene einsetzen, heißt es in
einem Antrag (19/16495). Es gehe um ein Ende der Ratifizierung sowie
Nachverhandlungen: Im Zuge eines neuen Verhandlungsmandats sollten für
alle handelsrelevanten Kapitel Regeln für den Schutz und den Erhalt
von Umwelt, Biodiversität und Klima sowie Arbeits- und Sozialstandards
vorgesehen werden. Zusätzlich solle es Vereinbarungen für
Nachhaltigkeit, zum Erhalt des Amazonas-Regenwaldes in seiner jetzigen
Größe und einen wirksamen Beschwerdemechanismus für
Menschenrechtsverletzungen enthalten.

Das im Juni 2019 unterzeichnete Abkommen trage bislang nicht
ausreichend Sorge für den Schutz von Umwelt, Klima, Menschenrechten
sowie Verbrauchern, begründen die Abgeordneten ihren Vorstoß. "Der
Abschluss in dieser Form war deshalb ein schwerer Fehler."

 * 

4. Schutz von Bauern bei Freihandel

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fordert besseren Schutz der
heimischen Landwirtschaft beim geplanten Freihandelsabkommen zwischen
der EU und den Staaten des Mercosur. Solange Zollkontingente
beziehungsweise Freihandelsquoten für Zucker, Ethanol, Rindfleisch und
Geflügel vorgesehen seien, dürfe die Bundesregierung das Abkommen
nicht ratifizieren, erklären die Abgeordneten in einem Antrag
(19/16489). Aus ihrer Sicht bedroht das Abkommen die Landwirtschaft
aufgrund eines gesteigerten Angebots und eines damit einhergehenden
Preiswettbewerbs. Die Abgeordneten erwarten eine Verdopplung der
Importe vor allem bei Zucker, Ethanol und Fleisch. "Dadurch werden
europäische Hersteller einem zusätzlichen Preisdruck ausgesetzt."
Insgesamt befürchten die Abgeordneten einen schweren Schaden für die
europäische Landwirtschaft, der auch nicht durch eine
Quersubventionierung aus Steuermitteln verhindert werden könnte.

 * 

5. Grüne wollen Bauern schützen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will Bauern vor
der Marktmacht großer Konzerne schützen. In einem Antrag (19/16491)
fordern die Abgeordneten einen fairen Wettbewerb im Lebensmittelmarkt;
diesen möchten sie mit mehreren Maßnahmen erreichen, beispielsweise
die Überführung einer EU-Richtlinie über unlautere Handelspraktiken in
der Branche in deutsches Recht. Außerdem müsse sichergestellt werden,
dass die Nachfrageseite Erzeuger nicht in vollständige Abhängigkeit
bringen kann, etwa indem Erzeugern ein Sonderkündigungsrecht gegeben
wird. Es soll ihnen bei Preisverfall mehr Flexibilität ermöglichen.

Der Agrar- und Lebensmittelmarkt zeige beispielhaft, dass Fragen des
Wettbewerbs nicht ausschließlich unter Preisaspekten betrachtet werden
dürfen, heißt es zur Begründung. Generell sollten unterschiedliche
politische Instrumente genutzt werden, um eine regional ausgerichtete
bäuerliche Landwirtschaft zu unterstützen, die umwelt-, tier- und
klimafreundlich wirtschaftet, so die Abgeordneten weiter.

 * 

6. Richtungsänderung bei Rohstoffstrategie

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Eine Richtungsänderung bei der Rohstoffstrategie
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Im Mittelpunkt müssten
effizientes Wirtschaften sowie eine Reduzierung des
Ressourcenverbrauchs stehen, erklären die Abgeordneten in einem Antrag
(19/16522). Im Sinne einer Kreislaufwirtschaft sollten etwa Produkte
so gestaltet werden, dass die Einzelteile möglichst sinnvoll
wiederverwendet werden könnten. Die Bundesregierung solle sich auf
EU-Ebene für neue Effizienzstandards einsetzen, die den gesamten
Lebenszyklus eines Produkts berücksichtigen.

Zudem gelte es zu prüfen, inwiefern finanzielle Anreize den
Rohstoffverbrauch senken könnten. Die Grünen fordern die
Bundesregierung zu einem Preis für Kohlendioxid von anfangs 60 Euro
pro Tonne auf. Dabei sollten Ausgleichsmaßnahmen in den Blick genommen
werden, um Anreize für den Einsatz von recyceltem Material zu
schaffen. Weiter thematisieren die Abgeordneten ein Recht auf
Reparatur, Recyclingquoten und Abfallvermeidung.

 * 
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BUNDESTAG/9392: Heute im Bundestag Nr. 082 - 16.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 82

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.22 Uhr

1. Deutschland im UN-Menschenrechtsrat

2. AfD fordert jährlichen Extremismusbericht

3. FDP fürsicheres Miteinander im Verkehr

4. Grünen-Antrag zur Renten-Besteuerung

5. Ausweitung des EU-Emissionshandels



1. Deutschland im UN-Menschenrechtsrat

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Deutschland will seine zweijährige Mitgliedschaft im
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen bis 2022 vor allem dazu
nutzen, um das Recht auf Sanitärversorgung und Wasser, den Kampf gegen
Menschenhandel und den Schutz der Privatsphäre im digitalen Zeitalter
auf die Agenda zu bringen. Das berichtete Bundesaußenminister Heiko
Maas (SPD) am Mittwoch im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe. Auch sei es ein Anliegen der Bundesregierung, die Beschäftigung
des Gremiums mit menschenrechtlichen Themen anzuregen, die sich aus
großen Veränderungen wie dem Klimawandel und dem Einsatz künstlicher
Intelligenz ergeben. Eine wichtige Priorität blieben zudem
Querschnittsthemen wie Frauenrechte und die Bekämpfung
geschlechterspezifischer Gewalt, so Maas. Dabei sei es zentral,
"länderspezifische Menschenrechtsverletzungen" klar zu bennen, um
einem "Klima der Straflosigkeit" entgegenzuwirken.

Die Bundesregierung plane zudem, sich in ihrem zweiten Jahr als
Mitglied des UN-Sicherheitsrats dafür einzusetzen, den präventiven
Ansatz zur Entschärfung von Krisen stärker in den Vordergrund zu
stellen. Der Sicherheitsrat reagiere zu oft nur auf Krisen, bemängelte
Maas, anstatt zu versuchen, sie im Vorfeld zu verhindern. Als Erfolg
bezeichnete der Außenminister die Verabschiedung der von Deutschland
eingebrachten Resolution 2467. Zwar habe man bei einzelnen
Formulierungen "Kompromisse" machen müssen, sagte Maas mit Blick auf
die Androhung der USA, ein Veto einzulegen. Doch die Resolution
schaffe nun die Grundlage, um sexualisierte Gewalt in Konflikten zu
bekämpfen und Verantwortliche zur Rechenschaft zu ziehen. Erleichtert
zeigte sich Maas auch darüber, dass es im Sicherheitsrat gelungen sei,
die Crossborder-Resolution zu grenzüberschreitender humanitärer Hilfe
nach Syrien rechtzeitig vor Ablauf zu verlängern. Damit bleibe die
Versorgung von Millionen Bedürftigen in Syrien über die Grenze zur
Türkei in die Region Idlib weiterhin möglich. Das sei eine gute
Nachricht, so der Minister, denn die Lage vor Ort sei "desolat" und
der Bedarf an lebensnotwendiger Hilfe steige täglich. In diesem
Zusammenhang zeigte sich Maas dankbar, dass der Bundestag die Mittel
für humanitäre Hilfe erhöht habe. Es müsse aber davon ausgegangen
werden, dass im Laufe des Jahres außerplanmäßig weitere Gelder
benötigt würden.

Besorgt zeigte sich Maas auch über den gegenwärtig zu beobachteten
"internationalen Pushback" bei der Durchsetzung der Menschenrechte.
Probleme seien auch an Orten aufgetreten, "an denen man nicht damit
gerechnet hätte", so der Minister. Umso wichtiger sei deshalb
internationale Zusammenarbeit. Die Allianz für Multilateralismus, die
Deutschland gemeinsam mit Frankreich ins Leben gerufen habe, um Werte
der Vereinten Nationen, Kooperation und die Geltung fairer Regeln zu
stärken, umfasse bereits 60 Staaten.

"Wesentliche Fortschritte" gebe es auch hinsichtlich der Etablierung
eines einheitlichen EU-Sanktionsregimes, sagte Maas. Bei ihrem letzten
Treffen im Dezember 2019 hätten sich die EU-Außenminister darauf
geeinigt, künftig mit gemeinsamen Sanktionen auf schwerste
Menschenrechtsverletzungen wie Genozid, Folter, Sklaverei oder
systematische sexueller Gewalt zu reagieren. Bis Mitte des Jahres
solle das Sanktionsregime verabschiedet werden, kündigte der Minister
an. Ihre EU-Ratspräsidentschaft ab Juli wolle die Bundesregierung
außerdem nutzen, um den Menschenrechtsschutz voranzutreiben.

Kritik gab es im Ausschuss unter anderem aus der Unionsfraktion, deren
Vertreter mahnte, beim EU-China-Gipfel im September dürfe nicht nur
Chinas Wirtschaftskraft bewundert, sondern es müsse auch die Frage der
Menschenrechte "ernsthaft" thematisiert werden. Auch die Umsetzung der
auf dem Humanitären Weltgipfel 2016 in Istanbul gegebenen
Selbstverpflichtungen sei in Stocken geraten, monierte der
Abgeordnete. Fragen der anderen Fraktionen zielten auf die
bevorstehende Libyen-Konferenz in Berlin, Menschenrechtsverletzungen
in der Ostukraine, die humanitäre Lage in Venezuela, Maßnahmen zum
Stopp der "Erosion" des UN-Menschenrechtssystem sowie die Nutzung der
amerikanischen Air Base Ramstein bei der Tötung des iranischen
Generals Qassem Soleimani.

 * 

2. AfD fordert jährlichen Extremismusbericht

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der AfD-Fraktion soll die
Bundesregierung dem Verteidigungsausschuss jährlich einen
Sachstandsbericht zu Extremismus und organisierter Kriminalität in der
Bundeswehr vorlegen. Um die Demokratie und den Ruf der Streitkräfte
durch Gegenmaßnahmen zu schützen, müssten die Abgeordneten des
Bundestages regelmäßig und umfassend über Formen und Ausmaß von
Extremismus und organisierter Kriminalität informiert werden,
argumentiert die Fraktion in ihrem Antrag (19/16490). Extremismus und
organisierte Kriminalität stellten eine zunehmende Gefahr dar. Diese
Entwicklung erfordere von der Politik einen aufmerksamen Blick auf
alle Teile der Gesellschaft.

 * 

3. FDP fürsicheres Miteinander im Verkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Bei Änderungen der Straßenverkehrsordnung (StVO)
muss aus Sicht der FDP-Fraktion sichergestellt werden, "dass die
einzelnen Verkehrsträger nicht gegeneinander ausgespielt werden".
Diese Forderung erheben die Liberalen in einem Antrag mit dem Titel
"Straßenverkehrsordnung weiterentwickeln - Für ein faires und sicheres
Miteinander im Straßenverkehr" (19/16483), der am Freitag auf der
Tagesordnung des Bundestags steht.

Der Verkehrsträgermix auf deutschen Straßen habe sich in den
vergangenen Jahren merklich gewandelt, schreibt die FDP-Fraktion in
ihrem Antrag. So habe sich der Anteil an Radfahrern in den Städten in
den Sommermonaten deutlich erhöht und neue Formen der Mobilität, wie
Elektrokleinstfahrzeuge und zunehmende Carsharing-Angebote, hätten
ihren Weg insbesondere in die urbane Mobilität gefunden. Die StVO
müsse diesen Trends gerecht werden und dabei gleichzeitig die
Sicherheit ungeschützter Verkehrsteilnehmer im Auge behalten, die sich
in der Praxis häufig im selben Verkehrsraum bewegen, betonen die
Abgeordneten. Erforderlich sei daher eine regelmäßige Überprüfung des
einschlägigen Rechtsrahmens. "Im Rahmen dieser Überprüfung sollte die
grundsätzliche Gleichberechtigung aller Verkehrsträger und die
Gewährleistung des Verkehrsflusses nicht in Frage gestellt werden",
heißt es in der Vorlage.

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung aufgefordert,
Veränderungen im Verhältnis der Verkehrsträger und des
Nutzungsverhaltens ebenso wie digitale Innovationen, die geeignet
sind, einen Mehrwert für die Verkehrssicherheit und den Verkehrsfluss
zu leisten, "frühzeitig in die ständige Evaluierung von Vorschriften
der StVO zur Verbesserung der Verkehrssicherheit aller
Verkehrsteilnehmer einzubeziehen". Mit Blick auf die Zunahme an
Dienstleistungen bei Kurier- und Paketdiensten wird von der Regierung
verlangt, "zur Verbesserung des Lieferverkehrs und des übrigen
Verkehrsflusses ein neues Verkehrszeichen für Ladezonen einzuführen".

Praxisnah angepasst werden soll die StVO auch für den Güter- und
Schwerlastverkehr, "damit Bürokratien im Logistik- und
Speditionsgewerbe gesenkt und Belastungen für die Arbeitnehmer
verringert werden können". Hierzu schlagen die Liberalen vor, in
Abstimmung mit den Ländern eine einheitliche
Feiertagsfahrverbotsregelung einzuführen. Außerdem soll ihren
Vorstellungen nach die Genehmigungspraxis für Schwer- und
Großraumtransporte, "wie im Koalitionsvertrag vorgesehen",
beschleunigt und verbessert werden, indem an der örtlichen
Zuständigkeit bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach
Paragraf 47 StVO festgehalten werde.

 * 

4. Grünen-Antrag zur Renten-Besteuerung

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen Antrag
unter dem Titel "Besteuerung von Alterseinkünften vereinfachen und an
den Bedürfnissen der Rentnerinnen und Rentner ausrichten" (19/16494)
vorgelegt. Er soll am Donnerstag ohne Aussprache zur federführenden
Beratung an den Finanzausschuss überwiesen werden. Hintergrund des
Antrages sind die Regelungen zur nachgelagerten Besteuerung der
gesetzlichen Rente. Die gesetzgeberische Ausgestaltung sei zwar
grundsätzlich richtig gewesen, es bestehe "trotzdem politischer
Handlungs- und Nachbesserungsbedarf, weil das Verfahren für die
Betroffenen zu aufwändig und intransparent ist und teilweise zu
übermäßigen Belastungen führt", schreiben die Grünen.

Die Fraktion fordert in dem Antrag die Bundesregierung unter anderem
dazu auf, die Betroffenen möglichst früh über die Pflicht zur Abgabe
einer Steuererklärung zu informieren. Die Rentenversicherung solle
dazu den Rentenbescheid und die Rentenanpassungsmitteilung nutzen.

Auch die Problematik "der Forderung von mehrjährigen
Steuernachzahlungen" soll die Bundesregierung angehen. Dazu sollen die
Finanzämter nach Vorstellung der Grünen schneller als bisher
Steuererklärungen anfordern und mögliche Nachzahlungen feststellen.
Dafür sei zu prüfen, ob und wie die automatisiert erstellten
Datenmeldungen der zentralen Stelle für Altersvermögen (ZfA) durch die
Landesfinanzbehörden automatisiert ausgewertet und Schreiben an die
Steuerpflichtigen automatisiert und damit schneller verschickt werden
können. Auch solle die Rentenbesteuerung einfacher werden, indem
geprüft wird, ob der angestrebte Datenaustausch von Rentenversicherung
und Finanzämtern im Rahmen der Grundrente genutzt und so
weiterentwickelt werden kann, dass eine Quellenbesteuerung möglich
wird.

 * 

5. Ausweitung des EU-Emissionshandels

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Der Bundestag soll die Bundesregierung nach dem
Willen der FDP-Fraktion auffordern, die Ausweitung des
EU-Emissionshandels (EU-ETS) auf den Verkehr und die Gebäude in
Deutschland in die Wege zu leiten. Ein entsprechender Antrag
(19/16487) steht am Freitagvormittag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums. Darin fordern die Abgeordneten, parallel in
Gesprächen mit Frankreich, den Benelux-Staaten und weiteren
Mitgliedsstaaten der EU"auf ein gemeinsames Vorgehen hinzuwirken".

Weiter wollen die Liberalen, dass im Gegenzug zur nationalen
Einbeziehung aller Brennstoffemissionen in den EU-Emissionshandel
"alle überflüssigen, teuren und für Wirtschaft und Verbraucher
restriktiven Regulierungen" abgebaut werden. Auch die Einbeziehung von
Treibhausgasemissionen aus der Land- und Forstwirtschaft müsse
vorangetrieben werden. Zudem sollten "die Einnahmen aus der
ETS-Ausweitung vollständig an die Bürger und Unternehmen"
zurückgegeben werden, indem Stromsteuer und EEG-Umlage gesenkt werden.
Zum Antrag gehört auch die Forderung, den gesetzlichen Ausstieg aus
der Kohleverstromung nicht weiter zu verfolgen und "ausschließlich auf
die Anreizwirkung des aus dem EU-Emissionshandel resultierenden
CO2-Zertifikatepreise zu setzen".

 * 
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BUNDESTAG/9391: Heute im Bundestag Nr. 081 - 16.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 81

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.50 Uhr

1. Aktuelle Stunde: Schutz von Politikern

2. Arzneimittelrückstände in Trinkwasser

3. Verhandlungen zu Windanlagen-Regeln

4. Energieeffizienzstrategie 2050



1. Aktuelle Stunde: Schutz von Politikern

Bundestagsnachrichten/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/SCR) Auf Antrag der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
befasst sich der Bundestag am Donnerstag im Rahmen einer Aktuellen
Stunde mit dem Thema "Schutz von Kommunalpolitikern, Polizei und
Rettungskräften". Die Debatte soll nach aktueller Planung um 15.40 Uhr
beginnen.

Die bisher für Donnerstag vorgesehene Aktuelle Stunde zur Bon-Pflicht
soll nun am Freitag als letzter Tagesordnungspunkt stattfinden. Der
Beginn der von der FDP-Fraktion beantragten Debatten ist für 15.05 Uhr
vorgesehen.

Die vollständige Tagesordnung inklusive sämtlicher aktueller
Änderungen ist online einsehbar: https://www.bundestag.de/tagesordnung

 * 

2. Arzneimittelrückstände in Trinkwasser

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Bericht

Berlin: (hib/LBR) Im Auftrag des Ausschusses für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung hat das Büro für
Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) seinen
Bericht über Arzneimittelrückstände in Trinkwasser und Gewässern
(19/16430) vorgelegt. Hintergrund ist der seit Jahren zunehmende
Verbrauch von Arzneimitteln. Ausgeschieden gelangen diese, stark
verdünnt, wieder in Grundwasser und Gewässer. Dort bauen sich manche
der Stoffe nur langsam ab, "können in der Umwelt akkumulieren" und
über den Nahrungskreislauf oder das Trinkwasser wieder in den Körper
gelangen, heißt es in dem Bericht.

Es gebe "noch große Wissenslücken über Vorkommen und Wirkungen von
Arzneimittelrückständen in der Umwelt", heißt es im Vorwort. Ein
flächendeckendes Monitoring der Mikroverunreinigungen im Wasser und
deren Wirkungen fehle. Beim Genuss von Trinkwasser sei derzeit nichts
zu befürchten, aber aus Laborversuchen und ersten Felduntersuchungen
gebe es "interpretationsbedürftige Hinweise, dass Gewässerökosysteme
durch Arzneimittelrückstände in Kombination mit anderen
Mikroverunreinigungen beeinträchtigt werden" können.

Der Bericht sei eine Bestandsaufnahme zu Mengen, Konzentrationen und
Trends von Arzneimittelreststoffen im Wasser sowie zu vorhandenen
Hinweisen, Indizien und Evidenzen für negative Wirkungen. Auch
beinhalte er Kapitel zu den Auswirkungen auf die Gesundheit und Umwelt
sowie zum Vorsorgeprinzip und gesellschaftlichen Zielkonflikten
zwischen Gesundheit, Tierwohl und Umweltschutz. Abschließend behandelt
werden die Themen Strategien und Maßnahmen zur Verringerung der
Risiken durch Arzneimittelrückstände ohne das bestehende Niveau des
Gesundheitsschutzes abzusenken.

Zentrale Erkenntnisse seien, dass insgesamt deutlich mehr Human- als
Tierarzneimittel verbraucht werden. Jedoch sei in Bezug auf
Tierarzneimittel die Datenlage unzureichend, heißt es im Bericht. In
Böden, Oberflächengewässern und insbesondere in Kläranlagenabflüssen
seien Arzneimittelrückstände in Konzentrationen von bis zu 10 µg/l, in
Einzelfällen aber auch deutlich darüber gefunden worden. In einem
Kläranlagenzulauf sei der Spitzenwert von 492 µg/l für das
Schmerzmittel Paracetamol gemessen worden. In den
Oberflächengewässern, in die Kläranlagen einleiten, finde sich meist
eine um mindestens die Hälfte verringerte Konzentrationen. In einigen
Regionen, wie dem hessischen Ried und in Teilen Berlins bestehe
Handlungsbedarf, weil Grenzwerte überschritten wurden.

In Bezug auf die Auswirkungen gebe es "aktuell keine Hinweise für eine
akute oder chronische Gesundheitsgefährdung" von Menschen durch
Arzneistoffe im Trinkwasser. Tendenziell könnten Mikroverunreinigungen
durch Arzneimittelrückstände zunehmen, sodass eine besondere
Wachsamkeit bei Risikogruppen wie ungeborenem Leben, Kleinkindern,
Heranwachsenden sowie älteren Menschen geboten sei. In
Oberflächengewässern fänden sich deutlich höhere Konzentrationen von
Arzneimittelrückständen als im Trinkwasser. 33 Prozent der
Humanarzneistoffe und 45 Prozent der Tierarzneimittel besäßen eine
hohe Ökotoxizität. Mögliche Schäden seien beispielsweise
Beeinträchtigungen des Stoffwechsels, der Fortpflanzungsfähigkeit und
des Wachstums, aber auch Verhaltensänderungen und im Extremfall der
Tod von Organismen. Dadurch, dass die Gefährdungsabschätzung für
tierische Organismen und Lebensgemeinschaften mit computergestützten
Modellen geschehe, seien diese jedoch "mit Unsicherheiten behaftet",
heißt es in dem Bericht weiter.

 * 

3. Verhandlungen zu Windanlagen-Regeln

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung verweist in der Diskussion über
Abstandsregelungen für Windkraftanlagen auf laufende
Ressortabstimmungen. Die Ergebnisse dieser Verhandlungen seien
abzuwarten, erklärt sie in der Antwort (19/16416) auf eine Kleine
Anfrage (19/15739) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie äußere sich
daher nicht zu Folgen möglicher Entscheidungen, so die Bundesregierung
weiter. Bei der Diskussion geht es darum, wie weit Anlagen künftig von
Wohnhäusern weg sein müssen und ab welcher Siedlungsgröße die Regeln
gelten.

 * 

4. Energieeffizienzstrategie 2050

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will mit einem Maßnahmenbündel
den Primärenergieverbrauch bis 2050 gegenüber dem Jahr 2008 halbieren.
Dies erklärt sie in ihrer als Unterrichtung (19/16065) vorgelegten
Energieeffizienzstrategie. Nur durch eine kontinuierliche Steigerung
der Energieeffizienz könnten Energiewende und Klimaschutz wirksam und
kosteneffizient umgesetzt werden, heißt es darin. "Die deutsche
Volkswirtschaft ist umso wettbewerbs- und zukunftsfähiger, je
energieeffizienter sie ist."

Konkret legt die Bundesregierung fest, dass der Energieverbrauch bis
2030 um 30 Prozent gegenüber 2008 sinken soll. Dazu soll ein
Nationaler Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE 2.0) die dafür
erforderlichen Maßnahmen bündeln. Außerdem will die Bundesregierung
eine "Roadmap Energieeffizienz 2050" auflegen; sie versteht das als
Dialogprozess. Dabei möchte sie gemeinsam mit Vertretern aus
Verbänden, Wirtschaft, Gesellschaft und Wissenschaft sowie aus den
Bundesländern Wege diskutieren, wie die Reduktionsziele für 2050
erreicht werden können.

 * 
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BUNDESTAG/9390: Heute im Bundestag Nr. 080 - 15.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 80

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 17.45 Uhr

1. Masterplan für Schwimmbäder gefordert

2. Umwelt und Digitalisierung thematisiert

3. Bericht zu sicheren Herkunftsstaaten

4. Bundesrat zu Sorgfaltspflichten



1. Masterplan für Schwimmbäder gefordert

Sport/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Der Sportausschuss hat am Mittwoch in einer
Expertenanhörung über die Situation der Schwimmbäderinfrastruktur
beraten. Dabei erneuerte die DLRG (Deutsche
Lebens-Rettungs-Gesellschaft) die schon in einer Petition an den
Bundestag im vergangenen Jahr erhobene Forderung nach einem
"Masterplan für Schwimmbäder", an dem Bund und Länder sich beteiligen
sollten. Seitens des Deutschen Schwimm-Verbandes (DSV) wurde
kritisiert, dass von den Kommunen immer öfter zwei, drei kleinere
Bäder geschlossen würden, um in der Folge ein großes Erlebnisbad zu
bauen, in dem der Schwimmsport jedoch nur am Rande vorkomme. Ein
Vertreter des Deutschen Städtetages räumte ein, dass Kommunen häufig
zwei oder drei marode kleine Bäder, deren Sanierung sich nicht lohne,
schließen und durch ein großes Bad ersetzen würden. Es sei aber
keineswegs so, dass dabei nur Spaßbäder gebaut würden, sagte der
Kommunalvertreter.

DLRG-Präsident Achim Haag warnte während der Anhörung davor, dass
Deutschland zu einem Nicht-Schwimmer-Land werden könne, wenn nichts
gegen die zunehmenden Bäderschließungen getan werde. Immer mehr Kinder
seien am Ende der Grundschule "keine sicheren Schwimmer", gab er zu
bedenken. 2017 habe ein Umfrageergebnis ergeben, dass mehr als 60
Prozent der Kinder nicht schwimmen können. Für den DLRG-Präsident
gehören Schwimmbäder zur Daseinsvorsorge, auch wenn ihm die
unterschiedlichen Zuständigkeiten bekannt seien, sagte Haag. Benötigt
werde daher ein Masterplan, ähnlich dem Goldenen Plan, der Ende der
1950er Jahre verabschiedet wurde.

Aus Sicht von DSV-Vizepräsident Wolfgang Hein sollte die
Schwimmausbildung im "ortsnahen Bereich" stattfinden. Dort, wo es
Kitas und Schulen gebe, sei es sinnvoll, "die alten klassischen
Lehrschwimmbäder wieder aufleben zu lassen". Sie seien nicht
kostenintensiv, ermöglichten aber die sehr nahe Schwimmausbildung. "An
jeder mehrzügigen Grundschule wäre ein solches Lehrschwimmbecken
durchaus sinnvoll", befand Hein. Die Unterhaltungskosten lägen bei
20.000 bis 50.000 Euro pro Jahr. "Das sollte uns die Schwimmfähigkeit
der Kinder auch wert sein", sagte der DSV-Vizepräsident.

Klaus Hebborn vom Deutschen Städtetag verwies auf die schlechte
Datenlage. Niemand wisse genau, wie viele Bäder es in Deutschland
gebe, kritisierte er. Die letzte erfolgte Erhebung stamme aus dem Jahr
2001. Hebborn räumte Handlungsbedarf ein, warnte jedoch vor einer
Skandalisierung, wie sie sich im Begriff des "Bädersterbens"
ausdrücke. Drei Dinge müssten aus Sicht des Städtetages passieren. Zum
einen müsse die Datenbasis verbessert werden, um eine bedarfsgerechte
Planung durchführen zu können. Zudem müsse die Infrastruktur saniert
und modernisiert werden, wobei das vom Bund zur Verfügung gestellte
Geld "hilfreich, aber zu wenig" gewesen sei. Außerdem brauche es die
Zusammenarbeit vom Bund, den Ländern, den Vereinen und der DLRG.

Manuel Kopitz vom Netzwerk Schwimmunterricht, der zugleich
Geschäftsführer des Berliner Schwimm-Verbandes ist, sagte, etwa 75
Prozent der Berliner Schwimmvereine hätten derzeit einen Aufnahmestopp
wegen fehlender Wasserflächen. Unter anderem als Reaktion darauf
würden in Berlin Ferienschwimmkurse für diejenigen Kinder organisiert,
die noch nicht sicher seien. Außerdem werde das Konzept der
Schulschwimmzentren erprobt. Kopitz stellte sich ausdrücklich hinter
die Forderung der DLRG nach einem Masterplan für Schwimmbäder. Bund,
Länder und Gemeinden müssten gemeinsam für eine Verbesserung der
Bäderinfrastruktur sorgen, forderte er.

Bei dem benötigten Sanierungsprogramm der Schwimmbäder müsse die
Barrierefreiheit sichergestellt sein, verlangte Katrin Kunert,
Vizepräsidentin des Deutschen Behindertensportverbandes (DBS). Dabei
gehe es nicht nur um die Barrierefreiheit "im Sinne von
rollstuhlgerecht", betonte sie. Vielmehr müssten sich auch "Menschen
mit Sinnesbehinderungen" in Bädern frei bewegen können. Wenn es also
einen Goldenen Plan gebe, müsse die Behindertenbewegung mit einbezogen
werden, forderte Kunert.

Marc Riemann, Vorstandsmitglied bei der Internationale Vereinigung
Sport- und Freizeiteinrichtungen (IAKS), plädierte für den Erhalt der
derzeitigen Wasserflächen. Aus vorgenommenen Analysen sei deutlich
geworden, dass Deutschland im Jahr 2030 mindestens so viel
Wasserflächen brauche wie heute. Dabei geht es laut Reimann um
qualifizierte, bedarfsgerechte Wasserflächen. Nicht die Anzahl der
Bäder, sondern das Angebot sei entscheidend. Manchmal sei es aus Sicht
des Angebots und der Kosten sinnvoll, aus drei kleinen Bädern ein
großes Bad zu machen, sagte er.

Anto Schiller, Geschäftsführer der Stuttgarter Schwimmschule
0711gGmbH, verwies auf Erfahrungen aus Stuttgart, wonach "die
Wahrnehmung in Bezug auf die Bädersituation an vielen Stellen falsch
ist". Mangelnde Koordination und ineffiziente Ausnutzung von
Wasserflächen seien als Gründe für den "vermeintlichen Mangel an der
Ressource Wasserfläche" zu benennen. Es habe sich gezeigt, dass unter
dem Stichwort der Besitzstandswahrung Flächen in Bädern - trotz
Belegung auf dem Papier - tatsächlich ungenutzt seien. Ebenso seien
die unterproportionale Belegung sowie ein Verzicht auf die
Wochenendnutzung den vermeintlichen Mangel verschärfende Faktoren.
Alle Nutzergruppen, so Schillers Forderung, müssten "eine neue,
gemeinsame Nutzungskultur von und für Schwimmbäder vorleben und
unterstützen".

Eckhard Drewicke, Schulsportreferent im Bildungsministerium des Landes
Brandenburg, forderte als Vertreter der Kultusministerkonferenz (KMK),
Schulschwimmen müsse bei der Verteilung von Hallenkapazitäten
prioritär berücksichtigt werden. In Brandenburg sei es gelungen, das
auch umzusetzen, sagte er. Für die Erteilung des Schwimmunterrichts
sei aber auch ein qualifiziertes Personal notwendig, so Drewicke. Die
Länder seien gemeinsam mit den Universitäten dabei, entsprechende
Vorgaben in die Studienordnung wieder aufzunehmen. In den
zurückliegenden Jahren bis etwa 2015 habe man das Thema "ein bisschen
schleifen lassen", räumte der KMK-Vertreter ein.

 * 

2. Umwelt und Digitalisierung thematisiert

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Über die umweltpolitischen Digitalvorhaben hat der
Ausschuss Digitale Agenda am Mittwochnachmittag in seiner 47. Sitzung
mit Umweltministerin Svenja Schulze (SPD) diskutiert. "Worüber bei der
Digitalisierung weniger diskutiert wird, ist, welche Rolle Umwelt- und
Naturschutz spielen können", sagte Schulze. Die Chancen seien
insbesondere im Bereich Künstliche Intelligenz (KI) riesig. Dies
umfasse etwa Themen wie nachhaltigen Konsum, Kreislaufwirtschaft, aber
auch den Artenschutz oder die Wissensvermittlung, berichtete Schulze.
Auch für Projekte wie einen klimagerechten Waldumbau, "smart mobility"
oder die zunehmend autonomere Steuerung von Solaranlagen sei KI von
zentralem Nutzen.

Zugleich verwies die Ministerin darauf, dass "enorme Rechenleistungen,
die enorme Mengen Strom verbrauchen", einkalkuliert werden müssten.
Sowohl die CO2-Emissionen als auch der Energieverbrauch seien
steigend, sodass dafür gesorgt werden müsse, dass Rechenzentren,
Endgeräte, aber auch das Coding selbst treibhausgasneutraler werden.
Dazu gehöre auch, im Rahmen der Maßnahme "Green-IT" in der
Digitalstrategie, den Energieverbrauch, die Energieeffizienz und die
Beschaffung bei der Bundes-IT in den Blick zu nehmen.

"Wir stehen derzeit vor der Herausforderung, die zwei Megatrends
Klimaschutz und Digitalisierung zusammenzubringen", sagte Schulze.
Dies geschehe in ihrem Ministerium über eine digitale Agenda, ein
Förderprogramm für KI und die im zweiten Halbjahr 2020 anstehende
EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands, in der dies ein Schwerpunktthema
werden soll. Im Bereich KI seien kürzlich aus 300 Ideen für die
Förderinitiative "KI-Leuchttürme für Umwelt, Klima, Natur und
Ressourcen" Projekte ausgewählt worden. Die erste Förderlinie mit 22
Projekten werde im Februar starten.

Ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion thematisierte Möglichkeiten für
digitale Lösungen im Bereich der Landwirtschaft. Ein Vertreter der
SPD-Fraktion bat um eine Einschätzung, wo Deutschland im europäischen
Vergleich bei dem Thema Nachhaltigkeit und Digitalisierung stehe. Ein
Vertreter der AfD sprach das Thema elektromagnetische Felder an und
wollte wissen, warum die Verhandlungen mit Mobilfunkbetreibern über
eine Selbstverpflichtung gescheitert seien.

Ein Vertreter der Liberalen wollte Details zur Berechnung des
CO2-Abdrucks im E-Commerce erfahren. Eine Vertreterin der Linken
fragte nach der Nutzung von grünem Strom im Ministerium und bat um
Details zur Auswahl der 22 ausgewählten Projekte für die
Förderinitiative. Ob sich die digitalpolitischen Vorhaben auch in
Gesetzesentwürfe niederschlagen werden, wollte ein Vertreter der
Grünen wissen.

 * 

3. Bericht zu sicheren Herkunftsstaaten

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/16465) liegt deren "zweiter Bericht zu der Überprüfung der
Voraussetzungen zur Einstufung der in Anlage II zum Asylgesetz
bezeichneten sicheren Herkunftsstaaten" vor. Laut Asylgesetz hat die
Bundesregierung dem Bundestag alle zwei Jahre zu berichten, ob die
Voraussetzungen für die Einstufung dieser Staaten als asylrechtlich
sichere Herkunftsstaaten weiterhin vorliegen.

Sichere Herkunftsstaaten sind laut Vorlage "Staaten, bei denen
aufgrund der allgemeinen politischen Verhältnisse die widerlegliche
Vermutung besteht, dass dort weder Verfolgung noch unmenschliche oder
erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet und dem
betroffenen Ausländer damit kein ernsthafter Schaden droht". Danach
zählen neben den EU-Staaten auch die in Anlage II des Asylgesetzes
genannten Länder Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Kosovo,
Nordmazedonien, Montenegro, Senegal und Serbien als sichere
Herkunftsstaaten.

Der Asylantrag eines Ausländers aus einem sicheren Herkunftsstaat ist
grundsätzlich als offensichtlich unbegründet abzulehnen, wie in der
Unterrichtung weiter dargelegt wird. Bei der Ablehnung eines
Asylantrags als "offensichtlich unbegründet" werde das Asylverfahren
erheblich beschleunigt.

Alle sicheren Herkunftsstaaten erfüllen dem Bericht zufolge weiterhin
die Voraussetzungen für eine solche Einstufung. Die Gesamtschutzquote
habe sich innerhalb des Berichtszeitraumes in den meisten Staaten
rückläufig entwickelt. "Auch die von der Bundesregierung und dem
Bundesgesetzgeber mit der Einstufung verfolgten Ziele konnten im
Wesentlichen erreicht werden", heißt es in der Vorlage weiter. Die
Zahl der Asylsuchenden aus diesen Staaten habe sich "weiter deutlich
reduziert", und die besonderen Rechtsfolgen bei einer Ablehnung der
Asylanträge als "offensichtlich unbegründet" führten zu erheblichen
Entlastungen bei Bund, Ländern und Kommunen. Damit könnten die zur
Verfügung stehenden Kapazitäten auf die tatsächlich schutzbedürftigen
Asylsuchenden konzentriert werden.

 * 

4. Bundesrat zu Sorgfaltspflichten

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesrat erhebt keine Einwände gegen einen
Gesetzentwurf, der die Importe von Erzen betrifft. Dies geht aus einer
Stellungnahme des Gremiums hervor, die die Bundesregierung als
Unterrichtung (19/16338) vorgelegt hat. Konkret geht es um den
"Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2017/821
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur
Festlegung von Pflichten zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der
Lieferkette für Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen
und Gold aus Konflikt und Hochrisikogebieten sowie zur Änderung des
Bundesberggesetzes" (Drucksache 19/15602).

 * 
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1. Anerkennung als NS-Opfergruppe

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Menschen, die während des Nationalsozialismus als
sogenannte "Asoziale" und "Berufsverbrecher" verfolgt wurden, sollen
als NS-Opfergruppe anerkannt werden. Einen entsprechenden gemeinsamen
Antrag der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (19/14342) verabschiedete der
Kulturausschuss am Mittwoch ohne Gegenstimmen. Lediglich die
AfD-Fraktion enthielt sich der Stimme. Abgelehnt wurden hingegen mit
der Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen ähnliche Anträge der
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen (19/7736), der FDP-Fraktion
(19/8955) und der Linksfraktion (19/14333).

In ihrem Antrag fordern Union und Sozialdemokraten die Bundesregierung
auf, die beiden Opfergruppen stärker in das öffentliche Bewusstsein zu
rücken und ihnen einen angemessen Platz im staatlichen Erinnern zu
verschaffen. So soll eine Ausstellung in Auftrag gegeben werden, die
an verschiedenen Orten in der Bundesrepublik gezeigt werden soll,
Forschungsarbeiten finanziert und KZ-Gedenkstätten und
Dokumentationszentren unterstützt werden, um das Schicksal dieser
Menschen zu präsentieren. Zudem sollen die als "Asoziale" und
"Berufsverbrecher" Verfolgten explizit in die nicht abschließende
Aufzählung der Leistungsempfänger der Richtlinie der Bundesregierung
über Härteleistungen an Opfer von nationalsozialistischen
Unrechtmaßnahmen aufgenommen werden.

Die Union begrüßte, dass bei allen Differenzen zwischen den
vorliegenden Anträgen Einigkeit darüber bestehe, dass kein Mensch zu
Recht in einem Konzentrationslager inhaftiert worden sei - auch dann
nicht, wenn sich dieser einer Straftat schuldig gemacht haben sollte.
Die Einstufung als "Asozialer" oder "Berufsverbrecher" sei ein Stigma
gewesen, das auch nach dem Ende des Nationalsozialismus noch
jahrzehntelang nachgewirkt habe. In diesem Sinne argumentierte auch
die SPD. Neben der Zahlung von Entschädigungen und der historischen
Aufarbeitung der Verfolgung der sogenannten "Asozialen" und
"Berufsverbrecher" müsse es darum gehen, diesen Menschen und ihren
Familien ihre Würde zurückzugeben.

Die AfD wies eine pauschale Anerkennung der beiden Gruppen als
NS-Opfer zurück. Dies sei angesichts des Umstandes, dass viele
"Asoziale" und "Berufsverbrecher" in den Konzentrationslagern als
sogenannte "Kapos" und "Funktionshäftlinge" schwerste Verbrechen im
Auftrag der SS an anderen Häftlingen begangen hätten, nicht
angemessen. Sie verwies darauf, dass andere Opfergruppen die
sogenannten "Asozialen" und "Berufsverbrecher" aus diesem Grund nach
dem Zweiten Weltkrieg nicht als Leidensgenossen anerkannt hätten.

Die FDP wies darauf hin, dass es überfällig sei, dass das Schicksal
der beiden vergessenen Opfergruppen 75 Jahre nach Ende des
Nationalsozialismus gewürdigt werde. Deshalb sei es zu begrüßen, dass
alle Fraktionen mit Ausnahme der AfD-Fraktion entsprechende Anträge
vorgelegt hätten. Die Liberalen plädierten zugleich für eine möglichst
weitgehende Entschädigung der noch lebenden Opfer.

Die Grünen wiesen darauf hin, dass ihre Fraktion bereits im Februar
vergangenen Jahres als erste einen entsprechenden Antrag vorgelegt
habe, der von der Koalition aufgegriffen worden sei. Sie monierten
zugleich, dass es seitdem jedoch nicht möglich gewesen sei, zu einem
überfraktionellen Antrag zu kommen. Dies sei am Widerstand der Union
gescheitert. Angesichts der Tatsache, dass wieder Rechtsextremisten im
Bundestag vertreten seien, sei die Chance für ein starkes Zeichen
vertan worden.

Auch die Linksfraktion kritisierte, dass es trotz aller Bemühungen zu
keinem überfraktionellen Antrag gekommen sei. Die Anerkennung der
sogenannten "Asozialen" und "Berufsverbrecher" als NS-Opfer sei
überfällig. Bis heute habe keine historische Aufarbeitung der
sozial-rassistischen Verfolgung durch die Nationalsozialisten
stattgefunden, von der ganze Bevölkerungsgruppen betroffen gewesen
seien.

 * 
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1. Haushaltsüberschuss thematisiert

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Vertreter der Koalitionsfraktionen habe am Mittwoch
im Haushaltsausschuss für eine differenzierte Betrachtung des laut
vorläufigem Jahresabschluss 2019 vom Bund erzielten Überschusses in
Höhe von 13,5 Milliarden Euro geworben. Ein Vertreter der
Unions-Fraktion mahnte, genau hinzuschauen, was strukturelle und was
nur temporäre Minderausgaben sind. Der Christdemokrat wies darauf hin,
dass dem Bund hingegen einnahmeseitig strukturell sechs Milliarden
Euro weniger bei der Umsatzsteuer zur Verfügung stünden.

Für die SPD-Fraktion erklärte ein Abgeordneter, dass der Überschuss
auch auf Einmal-Effekte zurückzuführen sei und keine Begründung, "neue
Ausgaben zu genieren". Grundsätzlich sei der Haushalt "ein Ausdruck
der guten Zusammenarbeit in der Großen Koalition".

Ein Vertreter des Bundesfinanzministeriums (BMF) nannte den
vorläufigen Abschluss "ein zufriedenstellendes Ergebnis", verwies aber
ebenfalls auf Einmal-Effekte wie die erheblich geringere 
EU-Eigenmittelabführung und geringer ausfallende Zinsausgaben. Als
positive Entwicklung hob der Ministeriums-Vertreter hervor, dass rund
98 Prozent oder 38,1 Milliarden Euro der im Bundeshaushalt 2019 zur
Verfügung gestellten Investitionsmittel abgeflossen seien. Für die
Sondervermögen des Bundes, beispielsweise den Digitalfonds oder den
Energie- und Klimafonds, zog der BMF-Vertreter eine verhalten
ausfallende Bilanz des Mittelabflusses.

Laut Angaben des Bundesfinanzministeriums hat der Bund im vergangenen
Jahr Einnahmen in Höhe von 357,1 Milliarden Euro erzielt und damit 0,7
Milliarden Euro mehr als geplant. Die Ausgaben fielen mit 343,6
Milliarden Euro um 12,8 Milliarden Euro geringer aus als im Soll. Der
Überschuss wird zum Großteil (13,0 Milliarden Euro) der sogenannten
Asyl-Rücklage zugeführt. 0,5 Milliarden Euro sind für eine Rücklage im
Verteidigungsbereich vorgesehen. Eine Entnahme aus der Rücklage in
Höhe von 5,5 Milliarden Euro, wie sie im Haushalt 2019 veranschlagt
worden war, entfällt damit.

Die Mindereinnahmen entfallen laut BMF-Vorlage zum Großteil auf
geringere Zinsausgabe, die um 5,5 Milliarden Euro geringer ausfallen
als geplant, sowie auf Titel der Grundsicherung, die um insgesamt 1,5
Milliarden Euro geringer als im Soll ausfallen.

Faktisch wirkt auch die um 5,4 Milliarden Euro geringer ausfallende 
EU-Eigenmittelabführung ausgabemindernd. Der Titel wird im Haushalt
allerdings als negative Einnahme im Bereich Steuereinnahmen
veranschlagt. Diese Einnahmen fallen mit 329,0 Milliarden Euro damit
um 3,5 Milliarden Euro höher aus als im Soll. Die eigentlichen
Steuereinnahmen fielen hingegen um 1,9 Milliarden Euro geringer aus
als angenommen.

Vertreter der Oppositionsfraktionen merkten fraktionsübergreifend an,
dass geringere Zinsausgaben auch schon bei der Haushaltsaufstellung
hätten erwartet werden können. In der Debatte im Ausschuss
thematisierten die Abgeordneten zudem den Mittelabfluss in den
Sondervermögen und den Investitions-Begriff.

 * 

2. Finanzielle Lasten der Migrationspolitik

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der 
AfD-Fraktion die "finanziellen Lasten der Migrationspolitik umfassend
offenlegen". Dies geht aus einem Antrag der Fraktion (19/16488)
hervor, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Danach soll die Bundesregierung den Bundestag
jährlich nach Ende eines Haushaltsjahres zum 31. Mai in einem Bericht
über die aktuellen Aufwendungen mit Bezug auf ihre Migrationspolitik
informieren. Dies soll dem Antrag zufolge neben den Aufwendungen, die
beim Bund "im Zusammenhang mit seiner gesamten Migrationspolitik"
einschließlich der "Kosten der sogenannten Fluchtursachenbekämpfung
oder anderer indirekter Maßnahmen" anfallen, auch die Kosten umfassen,
die in den Ländern und Kommunen "für die Bewältigung der sogenannten
humanitären Migration tatsächlich insgesamt anfallen".

In diesem Bericht sollen die Kosten dem Antrag zufolge detailliert
aufgeschlüsselt werden, unter anderem nach Leistungen für die
Erstellung beziehungsweise das Betreiben von Aufnahmeeinrichtungen und
Gemeinschaftsunterkünften, nach Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz und den Sozialgesetzbüchern II und XII
"insbesondere für Unterkunft, Heizung und Verpflegung sowie zur
Deckung des soziokulturellen Existenzminimums" sowie beispielsweise
nach Leistungen für die Betreuung unbegleiteter Minderjähriger, für
Dolmetscher und Sprachkurse, für weitere Integrationsmaßnahmen oder
für Rückführungen.

Zudem soll die Bundesregierung laut Vorlage unter anderem das
Parlament jährlich "über die aktuellen Steuer- und
Sozialabgabenzahlungen der Zuwanderer mit Arbeitserlaubnis"
informieren und die Abgeordneten in dem Bericht "regelmäßig
detailliert über die aktuelle Höhe der ,Asylrücklage zur Finanzierung
der flüchtlingsbezogenen Belastungen' (sogenannte
Flüchtlingsrücklage)" in Kenntnis setzen.

 * 

3. Digitalisierung des Gesellschaftsrechts

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Der Bundestag soll die Bundesregierung nach dem
Willen der FDP-Fraktion auffordern, die Digitalisierung des
Gesellschaftsrechts voranzutreiben. Ein entsprechender Antrag
(19/16478) sieht unter anderem vor, dass die Bundesregierung für die
Gesellschaftsformen der GmbH und der UG ein vollständiges 
Online-Gründungsverfahren zur Verfügung stellt, das sich auf die Einreichung
sämtlicher für die Gründung relevanter Dokumente erstreckt. Zudem
sollen unverzüglich die gesetzlichen Voraussetzungen für eine 
Online-Beurkundung und Online-Beglaubigung mittels Videokommunikation durch
Notare geschaffen werden.

Wie die Antragsteller schreiben, muss der rechtliche Rahmen für
Unternehmen zukunftsfest und bereit für das digitale Zeitalter gemacht
werden. Der Aufbau der Digitalisierung müsse daher begleitet werden
vom Abbau unnötiger Bürokratie, wie dies bei umständlichen analogen
Gründungsprozeduren noch der Fall sei. Die Bundesregierung dürfe die
Chancen für die Entwicklung eines Gesamtkonzepts für die
Digitalisierung des Gesellschaftsrechts nicht verstreichen lassen.
Eine Minimalumsetzung der einschlägigen EU-Richtlinien wäre
unzureichend.

 * 

4. Verteidigung der Meinungsfreiheit

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Die FDP-Fraktion hat einen Antrag eingebracht, mit
dem die Meinungsfreiheit verteidigt und das Recht im Internet
durchgesetzt werden soll (19/16477). Die Zunahme von Hass und Hetze,
die insbesondere über das Internet verbreitet würden, sei eine
zentrale Herausforderung der Demokratie, heißt es in dem Antrag. Die
Gesellschaft müsse daher ein deutliches Zeichen gegen Hass und Hetze
im Netz setzen. Erforderlich seien eine effektive Verfolgung von
Straftaten im Netz, eine Aufhebung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes,
die Aufnahme eines meinungsfreiheitsschützenden Regulierungsansatzes
sowie Maßnahmen, welche die Betroffenen in die Lage versetzen, auch
selbst gegen Beleidigungen, Drohungen und
Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Netz vorgehen zu können. Der
Bundestag solle die Bundesregierung daher auffordern, die
Rahmenbedingungen für eine effektive Verfolgung von
Äußerungsstraftaten und strafbaren Persönlichkeitsrechtsverletzungen
zu schaffen und den Betroffenen die Durchsetzung ihrer
Rechtspositionen zu erleichtern.

 * 

5. Exportgarantien für Ägypten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit 2013 hat die Bundesregierung Lieferungen und
Leistungen nach Ägypten in Höhe von 9,2 Milliarden Euro mit
Exportkreditgarantien abgesichert. Seit Juli 2013 seien
Investitionsgarantien mit einer Kapitaldeckung in Höhe von 805,3
Millionen Euro übernommen worden, heißt es in einer Antwort (19/15962)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/15088), in der auch Angaben zu laufenden Krediten
von Deutschland an Ägypten enthalten sind.

 * 

6. Letztsicherung mit Obergrenze

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung teilt die Auffassung des
Bundesrechnungshofes nicht, die Entscheidungsgremien des Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) könnten sich in einem Abwicklungsfall
genötigt sehen, die Obergrenze für die Letztsicherung im
Bankenabwicklungsfonds SRF anzuheben oder ganz auszusetzen. Eine
Aussetzung der nominalen Obergrenze sei weder in dem geänderten
ESM-Vertrag noch in den anderen die Letztsicherung betreffenden
Rechtstexten vorgesehen, heißt es in der Antwort der Regierung
(19/15973) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15519).

 * 

7. Digitalisierung bei Steuererklärungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Ab dem Veranlagungszeitraum 2019 werden der
Finanzverwaltung von mitteilungspflichtigen Stellen übermittelte Daten
grundsätzlich nicht mehr in den Papiervordrucken der
Einkommenssteuererklärung deklariert werden müssen. Die teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15892) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/15430) mit, die sich nach der Umsetzung der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten"
erkundigt hatte. Den Steuerpflichtigen stehe es jedoch weiterhin frei,
in der Steuererklärung eigene Angaben zu machen, da die von dritter
Seite übermittelten Daten nicht die Bindungswirkung eines
Grundlagenbescheides hätten, erklärt die Regierung.

 * 

8. Kontrollkonto der Schuldenbremse

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Das Kontrollkonto der Schuldenbremse ist Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15922). In der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage heißt es, dass das Guthaben auf dem Kontrollkonto 2018
bei 37,2 Milliarden Euro gelegen habe. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, ob sie das Kontrollkonto auf null setzen will.
Außerdem wird gefragt, ob es ein maximal zulässiges Guthaben auf dem
Konto gibt, das nicht überschritten werden könne.

 * 
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BUNDESTAG/9387: Heute im Bundestag Nr. 077 - 15.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 77

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. Lob für Regulierungsvorschlag

2. Warnung vor Überforderung von Firmen

3. Mehr Repräsentanz von Frauen angestrebt

4. Erhöhung des Frauenanteils im Bundestag

5. Grundrecht auf Wohnen



1. Lob für Regulierungsvorschlag

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Ein neues Vorhaben der Bundesregierung zur
Regulierung der Finanzmärkte ist in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses am Mittwoch auf breite Zustimmung gestoßen. So
unterstützte die Deutsche Bundesbank das Ziel des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung zur Einführung von Sondervorschriften für die
Sanierung und Abwicklung von zentralen Gegenparteien und zur Anpassung
des Wertpapierhandelsgesetzes an die Unterrichtungs- und
Nachweispflichten nach den Artikeln 4a und 10 der Verordnung (EU)
Nummer 848/2012 (19/15665), einen gesetzlichen Rahmen für die
Sanierung und Abwicklung von zentralen Gegenparteien zu schaffen.
Zentrale Gegenparteien (Central Counterparty - CCP) seien maßgebliche
Akteure im Finanzsystem, deren Bedeutung nach der Finanzkrise durch
die Einführung einer zentralen Clearingpflicht für eine Vielzahl von
Finanzgeschäften zugenommen habe, erklärte die Bundesbank in ihrer
Stellungnahme. Sie wies darauf hin, dass durch die Einschaltung
zentraler Gegenparteien und die Besicherung ihrer Forderungen
gewährleistet werden soll, dass Finanzgeschäfte auch im Fall des
Ausfalls einer der Vertragsparteien erfüllt würden.

Der Gesetzentwurf sieht unter anderem die Einrichtung eines
Ausfallfonds vor. Daneben soll jede zentrale Gegenpartei ausreichend
vorfinanzierte Eigenmittel bereithalten. Ziel müsse es sein, Maßnahmen
festzulegen, die die Finanzstabilität bewahren und gleichzeitig die
Kosten eines Ausfalls einer CCP für die Steuerzahler minimieren
würden. Aufsichts- und Abwicklungsbehörden müssten mit Befugnissen
ausgestattet sein, die sie in die Lage versetzen würden, auf eine
mögliche Abwicklung einer CCP und auf den koordinierten Umgang mit
einer in Schieflage geratenen CCP reagieren zu können, schreibt die
Bundesregierung in dem Gesetzentwurf.

Mit dem Gesetz werde der Zeitraum bis zum Inkrafttreten einer
unionsrechtlichen Verordnung für die Sanierung und Abwicklung von
zentralen Gegenparteien überbrückt, erklärte die Bundesbank. Die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) begrüßte den
Entwurf, die Deutsche Börse beurteilte ihn als positiv und die
Deutsche Kreditwirtschaft als konsequent und sachgerecht.

Thomas Theobald vom Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung
in der Hans-Böckler-Stiftung begrüßte, dass die Bundesregierung
proaktiv handle und nicht auf die Verabschiedung eines entsprechenden
EU-Verordnungsentwurfs für die Sanierung und Abwicklung von CCPs durch
den Europäischen Rat warte. CCPs würden aufgrund der regulatorischen
Neuausrichtung des Finanzsystems als systemrelevante Knotenpunkte
fungieren, von denen systemische Risiken aufgrund ihrer Verflechtung
mit einer Vielzahl von Marktteilnehmern ausgehen könnten. Der Verband
der Energiehändler mahnte die europäische Vorschrift an, denn eine
Krise werde nicht vor Staatsgrenzen haltmachen.

 * 

2. Warnung vor Überforderung von Firmen

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheits- und Wirtschaftsexperten sind mit der
geplanten Anpassung des Medizinprodukterechts an EU-Vorgaben im
Grundsatz einverstanden, warnen jedoch vor ausufernder Bürokratie und
einer Überforderung hiesiger Firmen. Die Sachverständigen äußerten
sich am Mittwoch in einer Anhörung des Gesundheitsausschusses des
Bundestags sowie in schriftlichen Stellungnahmen.

Das sogenannte Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetz (19/15620)
dient der technischen Anpassung an EU-Verordnungen. Ziel der Reform
ist nach Angaben der Bundesregierung die Gewährleistung eines
reibungslos funktionierenden Binnenmarktes für Medizinprodukte sowie
hohe Standards für die Qualität und Sicherheit von Medizinprodukten.

Mit der Novelle sollen zugleich das Bundesinstitut für Arzneimittel
und Medizinprodukte (BfArM) und das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) auf
Grundlage eigener Risikobewertung ermächtigt werden. Die Institute
können alle erforderlichen Initiativen ergreifen, um Risiken, die
durch ein Medizinprodukt entstehen könnten, auszuschließen. Sie können
ein Produkt auf dem deutschen Markt untersagen, das Produkt
zurückrufen oder vom Markt nehmen. Bislang fällt das in die
Verantwortung der Länderbehörden.

Die Bundesärztekammer (BÄK) erklärte, die EU-Verordnungen brächten
einen Zuwachs an Dokumentations-, Melde- und Anzeigepflichten. Die
Umsetzung in nationales Recht sollte so gestaltet werden, dass die
zusätzlichen Bürokratielasten, aber auch zusätzliche ärztliche
Haftungsrisiken im Umgang mit Medizinprodukten begrenzt blieben.

Das Aktionsbündnis Patientensicherheit (APS) äußerte sich besorgt
darüber, dass die Kapazitäten der Benannten Stellen zur Zulassung von
Medizinprodukten den Erfordernissen der erweiterten Prüfungen nach dem
Inkrafttreten der EU-Medizinprodukteverordnung nicht entsprechen
könnten.

Sehr positiv ist nach Einschätzung des AOK-Bundesverbandes die neue
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern. Die Kompetenz des BfArM
werde deutlich erweitert.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) und der
Zentralverband des deutschen Handwerks (ZDH) warnten vor einer
möglichen Überforderung der Firmen in dieser Branche. Der ZDH forderte
eine mittelstandsfreundliche Umsetzung des Medizinprodukterechts
angesichts möglicher Herausforderungen wie Mehrkosten, Personalaufwand
oder Schulungsbedarf.

Der auf Medizinrecht spezialisierte Rechtsanwalt Jörg Heynemann
erwähnte in der Anhörung die vielen Haftungsfälle, die auf fehlerhafte
Medizinprodukte zurückzuführen seien. An der kritischen Lage habe sich
in den vergangenen Jahren nichts geändert. Als Grund führte er
gravierende Mängel bei der Zulassung und Überwachung von
Medizinprodukten an. Zudem gebe es Lücken bei der Meldepflicht. Es
bleibe abzuwarten, ob sich die Lage mit der Gesetzesreform bessere.

 * 

3. Mehr Repräsentanz von Frauen angestrebt

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der Bundestag soll nach dem Willen der FDP-Fraktion
eine "Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen für mehr Repräsentanz
von Frauen im Parlament" einsetzen. Dies geht aus einem Antrag der
Fraktion (19/16486) hervor, der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

Darin führen die Abgeordneten aus, das "eine gleichberechtigte
politische Teilhabe und Repräsentanz von Frauen" auch 100 Jahre nach
Einführung des Frauenwahlrechts nicht erreicht sei. Frauen machten die
Hälfte der Bevölkerung aus, doch liege ihr Anteil im derzeitigen
Bundestag nur bei knapp 31 Prozent und sei im Vergleich zur
vorhergehenden Legislaturperiode um mehr als fünf Prozentpunkte
gesunken. Ziel aller politischen Kräfte müsse es sein, "Lösungsansätze
zu entwickeln, wie es gelingen kann, zukünftig mehr Frauen im
demokratischen Prozess als Entscheidungsträgerinnen auf höchster
politischer Ebene zu gewinnen".

Die Kommission, die der Bundestag laut Antrag "im Rahmen der
verfügbaren Haushaltsmittel" einsetzen soll, soll nach dem Willen der
Fraktion Vorschläge für eine bessere politische Teilhabe und stärkere
Repräsentanz von Frauen im Bundestag erarbeiten und prüfen.
Insbesondere soll sie der Vorlage zufolge eine Studie in Auftrag geben
"zur Analyse von Barrieren im Vorfeld von Kandidaturen und im
parlamentarischen Alltag sowohl in Deutschland als auch im
europäischen Vergleich", Ferner soll sie laut Fraktion unter anderem
"Vorschläge für Maßnahmen für die vorgelagerte Phase von Kandidaturen
in Wahl kreisen, vor allem bei der Aufstellung der Wahllisten,
jenseits des von uns abgelehnten und verfassungswidrigen Ansatzes
eines Paritätsgesetzes" entwickeln und rechtlich prüfen.

Den Abgeordneten zufolge soll sich die Kommission im ersten Quartal
2020 konstituieren und innerhalb eines Jahres dem Bundestag ihre
Ergebnisse vorlegen. Angehören sollen ihr laut Vorlage neun Mitglieder
des Bundestages und neun Sachverständige aus Wissenschaft und
Zivilgesellschaft. Dabei soll die CDU/CSU-Fraktion drei Mitglieder
benennen, die SPD-Fraktion zwei Mitglieder und die Fraktionen von AfD,
FDP, Linken und Grünen je ein Mitglied. Die Sachverständigen sollen im
Einvernehmen der Fraktionen benannt werden oder gegebenenfalls nach
dem aufgeführten Schlüssel. Für jedes Mitglied des Bundestages soll
zudem ein stellvertretendes Mitglied benannt werden können.

 * 

4. Erhöhung des Frauenanteils im Bundestag

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Mitglieder der Fraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen dringen auf Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils im
Bundestag. Dies geht aus einem gemeinsamen Antrag von 44 Linken- und
Grünen-Abgeordneten (19/16485) hervor, der am Donnerstag erstmals auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach soll der
Bundestag eine Kommission einsetzen zur Erarbeitung von Vorschlägen
für gesetzliche Regelungen und weitere Maßnahmen mit dem Ziel, eine
gleiche Anzahl von Frauen und Männern im Parlament anzustreben.

100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts seien Frauen "in keinem
deutschen Parlament gleichberechtigt vertreten", heißt es in der
Begründung des Antrags. Dabei verpflichte die Ergänzung des
Grundgesetz-Artikels 3 durch Absatz 2 vor 25 Jahren den Staat "zu
Maßnahmen zur Herstellung von Gleichberechtigung". Frauen machten mehr
als die Hälfte der Bevölkerung aus, was sich "selbstverständlich auch
in den Parlamenten abbilden" sollte.

Im derzeitigen Bundestag liege der Frauenanteil jedoch nur bei 31
Prozent nach 36,5 Prozent in der vorangegangenen Legislaturperiode,
führen die Abgeordneten in der Vorlage ferner aus. Diese Entwicklung
zeige, dass der Anteil von Frauen im Bundestag ohne ein Gegensteuern
"nicht nur auf einem ohnehin geringen Prozentsatz verbleibt, sondern
darüber hinaus sogar noch weiter sinkt".

Die Kommission soll sich dem Antrag zufolge neben der "Erarbeitung und
rechtlichen Prüfung von Vorschlägen für gesetzliche Regelungen und
Maßnahmen für Listen und Wahlkreise" unter anderem auch mit
"rechtlichen Möglichkeiten im Rahmen der staatlichen
Parteienfinanzierung" befassen sowie mit der "Verbesserung der
Rahmenbedingungen im Vorfeld von Kandidaturen und im parlamentarischen
Alltag". Nach dem Willen der Antragsteller soll sich das Gremium "zu
Beginn des Jahres 2020" konstituieren und innerhalb eines Jahres dem
Bundestag seine Ergebnisse vorlegen.

Angehören sollen der Kommission laut Vorlage neun Mitglieder des
Bundestages und neun Sachverständige aus Wissenschaft und
Zivilgesellschaft. Dabei soll die CDU/CSU-Fraktion drei Mitglieder
benennen, die SPD-Fraktion zwei Mitglieder und die Fraktionen von AfD,
FDP, Linken und Grünen je ein Mitglied. Die Sachverständigen sollen im
Einvernehmen der Fraktionen benannt werden oder gegebenenfalls nach
dem aufgeführten Schlüssel. Für jedes Mitglied des Bundestages soll
zudem ein stellvertretendes Mitglied benannt werden können.

 * 

5. Grundrecht auf Wohnen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Das Grundrecht auf Wohnen soll nach dem Willen der
Partei Die Linke in das Grundgesetz aufgenommen werden. Einen
entsprechenden Gesetzentwurf hat die Fraktion vorgelegt (19/16479). Er
sieht die Schaffung eines Artikel 14a im Grundgesetz vor, der ein
subjektives und einklagbares Recht auf angemessenen bezahlbaren
Wohnraum beinhaltet. Der Staat soll verfassungsrechtlich zu
weitergehenden Maßnahmen und Instrumenten zur Lösung des sozialen
Wohnraumproblems ermächtigt werden. Zur Verwirklichung des Rechts auf
Wohnen sollen weitergehende Eingriffe - als bisher bereits möglich -
in den Wohnmarkt gerechtfertigt sein. Wie es weiter in dem Entwurf
heißt, soll

das Recht auf Wohnen insbesondere auch der Verdrängung Einhalt
gebieten. Dies solle der Absatz 2 gewährleisten, nach dem
Zwangsräumungen weitestgehend eingeschränkt werden sollen.

 * 
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FINANZEN/2258: Große Koalition darf bei Negativzinsen nicht weiter tatenlos zusehen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Januar 2020

TONCAR: Große Koalition darf bei Negativzinsen nicht weiter
tatenlos zusehen



Zu den Medienberichten über Negativzinsen erklärt der
finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Die Enteignung der Sparer über Negativzinsen nimmt immer
dramatischere Ausmaße an. Es ist daher dringend notwendig, dass die
neue EZB-Präsidentin Lagarde sich nun den Nebenwirkungen der
Geldpolitik der letzten Jahre widmet. Doch auch die Große Koalition
darf nicht weiter tatenlos zusehen. Wir brauchen dringend eine
Regelung, durch die Negativzinsen auch steuerlich als Verluste
anerkannt werden. Zudem benötigen wir eine bessere Wertpapierkultur,
damit die Bürger Alternativen zu Geldeinlagen bei Banken haben.
Wichtig wäre es zum Beispiel, Kursgewinne von Aktien nach einer
fünfjährigen Haltefrist steuerfrei zu stellen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5010: Hamburg soll Appell für Atomwaffenverbot unterzeichnen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Januar 2020

Hamburg soll Appell für Atomwaffenverbot unterzeichnen



In der Krypta des Mahnmals St. Nikolai haben gestern Abend
Vertreter_innen von ICAN (Internationale Kampagne zur Abschaffung von
Atomwaffen), DGB, Greenpeace und "Church for Peace" die Hamburgische
Bürgerschaft aufgefordert, noch in der zu Ende gehenden Wahlperiode
den Städteappell zu beschließen. Sämtliche Abgeordneten der Grünen und
Linken und die Mehrheit der SPD-Fraktion haben den Appell bereits
individuell gezeichnet, der die Bundesregierung aufruft, den
UN-Atomwaffenverbotsvertrag von 2017 zu ratifizieren - nicht jedoch
das Landesparlament als Gremium.

"74 Städte in Deutschland haben sich dem ICAN-Appell bereits
angeschlossen, darunter fast alle Landeshauptstädte", erklärt dazu
Martin Dolzer, der friedenspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE.
"Es gibt keinen nachvollziehbaren Grund, warum Hamburg ihn nicht
sofort unterzeichnen sollte. Die Krypta von St. Nikolai erinnert
beeindruckend an das Grauen des Krieges - Atomwaffen sind kein
Randthema, sondern die größte akute Bedrohung für das Leben der
Menschen weltweit."

Der Senat müsse aufhören, alle Verantwortung für Rüstungsexporte und
Friedenspolitik auf die Bundesebene abzuschieben, so der Abgeordnete:
"Hamburg ist Mitglied der Organisation 'Mayors for Peace' und sollte
in diesem Rahmen auch aktiv werden. Dem Senat fehlt aber bisher
schlicht der Wille, sich ernsthaft mit seiner Verantwortung für eine
friedliche und dialogische Politik auseinanderzusetzen. Sicherheit
entsteht durch Dialog, internationale Verträge und eine respektvolle
und auf soziale Gerechtigkeit orientierte Außen-, Handels- und
Wirtschaftspolitik, nicht durch Aufrüstung und Abschreckung. Hamburg
kann durch die Unterzeichnung der ICAN-Städteappells und Schritte im
Bundesrat dazu beitragen."

Einer repräsentativen Umfrage von Greenpeace zufolge sprechen sich 94
Prozent der Bundesbürger_innen für die Unterzeichnung des
UN-Atomwaffenverbotsvertrags durch die Bundesregierung aus. Dieser
Friedenswille muss ernst genommen werden.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 17. Januar 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5333: Bildungsministerin übernimmt Präsidentschaft der Kultusministerkonferenz (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.01.2020

Rheinland-pfälzische Bildungsministerin übernimmt KMK-Präsidentschaft

Brück: "Gutes Zeichen für deutsche Bildungspolitik"



Zur Übernahme der KMK-Präsidentschaft durch die rheinland-pfälzische
Bildungsministerin Stefanie Hubig erklärt die bildungspolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Bettina Brück:

"Dass Rheinland-Pfalz im Jahr 2020 die Präsidentschaft der
Kultusministerkonferenz übernimmt, ist ein gutes Zeichen für die
deutsche Bildungspolitik. Mit Stefanie Hubig übernimmt eine erfahrene
Bildungsministerin den Ländervorsitz. Unter ihrer Ägide wird es in den
kommenden Monaten an den Kultusministern sein, sich im Länderkanon von
manchem regionalen Sonderweg zu verabschieden und dringend notwendige
Weichenstellungen in der Bildungspolitik vorzunehmen. Eine der
drängendsten Aufgaben der KMK-Präsidentschaft von Rheinland-Pfalz wird
unter anderem die Ausweitung vergleichbarer Bildungsstandards beim
Abitur sein. Nachdem für die Fächer Mathematik, Deutsch, Englisch und
Französisch bereits ein gemeinsamer Aufgabenpool erarbeitet wurde,
stehen nun die naturwissenschaftlichen Fächer auf der Agenda der
Kultusminister.

Ob Hamburg, Rheinland-Pfalz oder Bayern: Die bildungspolitischen
Herausforderungen sind vielerorts vergleichbar. So ist die
fortschreitende Digitalisierung unserer Gesellschaft Fluch und Segen
zugleich: Sie schreitet in Rheinland-Pfalz und anderen Bundesländern
kontinuierlich voran und eröffnet neue Chancen zur individuellen
Förderung von Kindern und Jugendlichen. Gleichzeitig haben die
veränderten Lesegewohnheiten ernstzunehmende Folgen für die Lese- und
Schreibkompetenz unserer Schülerinnen und Schüler. Auf diese
gesellschaftlichen Entwicklungen muss die Bildungspolitik bundesweit
Antworten finden - und voneinander lernen.

Die rheinland-pfälzische KMK-Präsidentschaft fällt in der zweiten
Jahreshälfte mit der deutschen EU-Ratspräsidentschaft zusammen. Das
Motto der diesjährigen KMK-Präsidentschaft "Europa (er)leben und
gestalten!" ist daher klug gewählt: Der europäische Gedanke kann nicht
verordnet werden, sondern muss von Jung und Alt gelebt und gelernt
werden. Umso wichtiger ist es, den Wert Europas und die
Errungenschaften der Europäischen Union im Schulleben noch sichtbarer
zu machen und Schülerinnen und Schülern jeden Alters und jeder
Schulart interkulturelle Begegnungen zu ermöglichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5332: Fridays for Future - Weitermachen! (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.01.2020

Fridays for Future: Weitermachen!



Anlässlich der heutigen Demonstration "Ein Jahr? Nix passiert!" in
Mainz zum ersten Jahrestag der Fridays for Future-Proteste, an der er
selbst teilnehmen wird, erklärt der Vorsitzende der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Braun:

"Nach einem Jahr haben die Fridays for Future-Proteste eines definitiv
geschafft: Sie haben das Thema Klimaschutz dauerhaft ganz oben auf der
politischen und gesellschaftlichen Agenda platziert. Damit haben sie
schon viel erreicht. Dennoch kritisieren sie zu Recht, dass seither
viel zu wenig passiert ist. Ein Klimapäckchen, das in vielen Bereichen
nicht weit genug geht, ein nach wie vor zu niedriger CO2-Preis und ein
Kohleausstieg, der viel zu lange dauert - nur einige Beispiele, die
den Demonstrantinnen und Demonstranten weiterhin jede Rechtfertigung
geben, auf die Straße zu gehen.

Die Bundesregierung muss die Forderungen der Demonstrierenden endlich
ernst nehmen und darf nicht weiter versuchen, sie mit halbherzigen
Scheinlösungen abzuspeisen. Wir brauchen eine grüne und nachhaltige
Wirtschaftspolitik, die sich nicht länger nur an der reinen
Gewinnmaximierung orientiert. Dass sich den Protesten auch viele
weitere Gruppen - Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Eltern,
Vereine und Verbände sowie einige Politikerinnen und Politiker -
angeschlossen haben, unterstreicht: Fridays for Future erhebt
fundierte und begründete Forderungen. Wir müssen jetzt die nötigen
Schritte einleiten, um den folgenden Generationen einen lebenswerten
Planeten zu hinterlassen. Wir unterstützen Fridays for Future
weiterhin in ihren Forderungen und ermutigen alle, die ein Zeichen für
mehr Klimaschutz setzen wollen, sich den Protesten anzuschließen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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VERKEHR/897: Schienenverkehr in Europa wächst enger zusammen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Schienenverkehr in Europa wächst enger zusammen



Martin Burkert, zuständiger Berichterstatter:

Der Bundestag beschließt heute das Gesetz zur Umsetzung der
technischen Säule des vierten Eisenbahnpakets der Europäischen Union
(EU). Damit werden nationale Vorschriften im grenzüberschreitenden
Eisenbahnverkehr in Europa vereinheitlicht und Sicherheitsstandards
angeglichen. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt den Gesetzentwurf,
stellt aber gleichzeitig weitere Forderungen für den Schienenverkehr
auf.

"Mit dem Gesetzentwurf zur Umsetzung der technischen Säule des vierten
Eisenbahnpakets der EU sorgen wir dafür, dass die Schiene in Europa
enger zusammenwächst. Sowohl für den Personen- als auch den
Güterverkehr sind das gute Nachrichten - vor allem aber für das Klima.
Denn klimafreundliche Mobilität gelingt nur mit der Bahn. Wer die
Klimaziele erreichen möchte, muss dem Schienenverkehr also oberste
Priorität einräumen.

Wir müssen die Schiene mit diesen und weiteren Maßnahmen voranbringen,
insbesondere was Qualität, Pünktlichkeit, Kapazität und Personal
angeht. In den kommenden Jahren werden wir deshalb Milliarden in die
Eisenbahninfrastruktur investieren. Ebenso wichtig ist es aber, sich
auch um die Beschäftigten zu kümmern, die trotz aller
Herausforderungen jeden Tag ihr Bestes für die Fahrgäste geben. Der
Fachkräftemangel betrifft vielerorts auch die Bahn. Neben
Investitionen in die Infrastruktur muss es auch Investitionen in die
Belegschaft geben."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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DEMOSKOPIE/857: Ausblick 2020 - Deutsche rechnen mit steigenden Temperaturen und schwacher Konjunktur (IPSOS)

Ipsos - Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Ausblick 2020: 

Deutsche rechnen mit steigenden Temperaturen und schwacher Konjunktur

- 3 von 4 Deutschen glauben, dass die globalen Durchschnittstemperaturen
2020 steigen werden

- Jeder Zweite erwartet Proteste gegen die Regierung

- Vertrauen in die Wirtschaft sinkt rapide

- Optimismus mit Blick auf die persönliche Zukunft



Fast drei von vier Deutschen (72%) gehen davon aus, dass die globalen
Durchschnittstemperaturen 2020 ansteigen werden. Damit ist das
Fortschreiten der Erderwärmung die Top-Prognose der Deutschen für das
bevorstehende Jahr 2020. Weltweit halten es sogar 77 Prozent aller
Befragten für wahrscheinlich, dass sich der Klimawandel in diesem Jahr
weiter verschärfen wird, so das Ergebnis einer internationalen Studie des
Markt- und Meinungsforschungsinstituts Ipsos.

Prognose Nr. 2: Online wichtiger als TV

Die in Deutschland am zweithäufigsten genannte Prognose für das Jahr 2020
bezieht sich auf die fortschreitende Digitalisierung in der Welt. Beinahe
sieben von zehn Bundesbürgern (69%) sind der Überzeugung, dass die Menschen
in diesem Jahr weltweit mehr Zeit online verbringen werden als mit
Fernsehen. Global gesehen sind sogar fast acht von zehn Befragten (78%)
dieser Meinung.

Prognose Nr. 3: Jeder Zweite erwartet Proteste gegen die Regierung

Etwa jeder zweite Befragte (49%) rechnet damit, dass es 2020 in Deutschland
große öffentliche Unruhen wie etwa Demonstrationen oder Aufstände geben
wird, um gegen die Art zu protestieren, wie die Bundesrepublik regiert wird
- nur ein leichter Anstieg gegenüber dem Vorjahr (48%). In Chile (82%),
Kolumbien (82%) und Frankreich (79%) sagen sogar rund acht von zehn
Personen größere Proteste gegen die jeweilige Regierung vorher. In Japan
(20%) und Singapur (26%) prognostizieren dagegen nur sehr wenige Menschen
öffentliche Unruhen.

Vertrauen in die Wirtschaft sinkt rapide

Die Deutschen blicken im internationalen Vergleich eher pessimistisch in
die Zukunft - vor allem in Bezug auf die Wirtschaft. Nur 37 Prozent der
Befragten sind hierzulande der Überzeugung, dass die Weltwirtschaft im Jahr
2020 leistungsstärker sein wird als 2019. Ende 2018 glaubte zumindest noch
jeder zweite Deutsche (48%) an eine positive wirtschaftliche Entwicklung,
im Jahr davor waren es sogar sechs von zehn Personen (60%). Nur in wenigen
anderen Ländern schauen die Menschen noch besorgter auf die weltweite
Konjunkturentwicklung - darunter vor allem andere europäische Nationen wie
die Franzosen (26%), Italiener (33%), Briten (35%) und Spanier (35%). In
Asien ist das Vertrauen in eine positive Entwicklung der Weltwirtschaft
dagegen besonders groß, insbesondere in China (84%), Indien (83%) und auf
den Philippinen (83%).

Optimismus mit Blick auf die persönliche Zukunft

Deutlich optimistischer sehen die Deutschen auf ihre persönliche Zukunft.
Sechs von zehn Befragten (59%) sind laut eigener Aussage optimistisch, dass
2020 für sie ein besseres Jahr wird als 2019. Global gesehen sind sogar
drei von vier Personen (75%) der Überzeugung, dass das neue Jahr vor allem
Gutes für sie bereithalten wird. Spitzenreiter im weltweiten
Optimismus-Ranking sind die Filipinos (95%), dicht gefolgt von Indern (92%)
und Chinesen (91%). Am pessimistischsten bezüglich der eigenen Zukunft
äußerten sich die Befragten aus Japan (45%), Frankreich (50%) und Hongkong
(54%).

Dr. Robert Grimm, Leiter der Ipsos Sozial- und Politikforschung, sieht in
den Studienergebnissen neue Indizien für ein mögliches künftiges
Regierungsbündnis nach der GroKo: »Umweltthemen werden auch im Jahr 2020
wieder einen zentralen Raum in der öffentliche Debatte einnehmen. Die
starke Sensibilisierung der Bevölkerung in Sachen Klima und Umwelt ist ein
sicheres Omen dafür, dass sich die Grünen mit ihrer Agenda in den kommenden
12 Monaten weiter profilieren können. Andererseits erwarten die Deutschen
wenig Positives von der Weltwirtschaft. Verlangsamtes Wachstum und
Stellenabbau haben schon 2019 Schlagzeilen gemacht. Die aktuellen Ipsos
Daten deuten darauf hin, dass sich 2020 in der politischen Diskussion ein
interessantes Spannungsfeld zwischen Wirtschaftspolitik und Nachhaltigkeit
ergeben könnte. Schauen wir uns die Kompetenzfelder der Parteien an, so
können wir wohlmöglich schon heute die ideale Koalition für die kommende
Bundesregierung vorhersagen.«


Methode:

Die Ergebnisse stammen aus der Ipsos Global Advisor-Studie »Predictions
2020« und wurden vom 26. November bis zum 06. Dezember 2019 erhoben. Bei
der Online-Umfrage wurden 22.512 Personen im Alter von 16 bis 64 Jahren aus
33 verschiedenen Märkten interviewt.

Zu diesen Märkten gehören Argentinien, Australien, Belgien, Brasilien,
Chile, China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Hongkong, Indien,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kolumbien, Malaysia, Mexiko, Niederlande,
Peru, Philippinen, Polen, Rumänien, Russland, Saudi-Arabien, Schweden,
Singapur, Spanien, Südafrika, Südkorea, Türkei, Ungarn und die USA.

In Australien, Brasilien, China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Italien, Japan, Kanada, Spanien und den USA wurden jeweils etwa 1000
Personen befragt. In allen anderen Ländern umfasste die Stichprobe etwa
500+ Personen.

Es wurde eine Gewichtung der Daten vorgenommen, um die demografischen
Merkmale auszugleichen und damit sicherzustellen, dass die Stichprobe die
aktuellen offiziellen Strukturdaten der erwachsenen Bevölkerung eines jeden
Landes widerspiegelt. In 17 der 33 untersuchten Märkte ist die
Internetdichte groß genug, um die Stichproben als repräsentativ für die
nationale Bevölkerung anzusehen - darunter auch Deutschland.

In Brasilien, Chile, China, Hongkong, Indien, Malaysia, Mexiko, den
Niederlanden, Peru, den Philippinen, Rumänien, Russland, Saudi-Arabien,
Singapur, Südafrika und der Türkei sollten die Stichproben nicht als
bevölkerungsrepräsentativ angesehen werden. Sie repräsentieren stattdessen
den wohlhabenderen Teil der Bevölkerung, die aufstrebende Mittelklasse.
Diese stellt allerdings eine wesentliche soziale Gruppe dar, wenn es darum
geht, diese Länder verstehen zu lernen.

Wenn die Ergebnisse sich nicht auf 100 aufsummieren, liegt das an Rundungen
durch die computerbasierte Zählung, erlaubte Mehrfachnennungen oder dem
Ausschluss von "weiß nicht/keine Angabe" Nennungen.


Ipsos

Ipsos ist die Nummer 3 weltweit in der Marktforschungsbranche mit mehr als
18.000 Mitarbeitern und starker Präsenz in 90 Ländern.

Unsere Forschungsexperten, Analysten und Wissenschaftler verfügen über das
breite Know-How von Multi-Spezialisten, das tiefe Insights in Handlungen,
Meinungen und Motivationen von Bürgern, Konsumenten, Patienten, Käufern
oder Mitarbeitern ermöglicht. Wir haben die große Bandbreite unserer
Lösungsansätze in 18 Service Lines zusammengefasst und unterstützen damit
über 5000 Kunden weltweit.

1975 in Paris gegründet, wird Ipsos bis heute von Forschern geführt. In
Deutschland sind wir mit ca. 700 Mitarbeitern an sechs Standorten präsent:
Hamburg, Mölln, Berlin, Frankfurt, Nürnberg und München.

Ipsos ist seit dem 1. Juli 1999 an der Euronext in Paris notiert. Das
Unternehmen ist Teil des SBF 120 und des Mid-60 Index und hat Anspruch auf
den Deferred Settlement Service (SRD).

www.ipsos.de | www.ipsos.com


Auszug aus dem Fragebogen:

Q1: Nun möchten wir Ihnen einige Fragen dazu stellen, was Ihrer Meinung
nach 2020 passieren könnte. Geben Sie bitte für jeden Punkt an, mit welcher
Wahrscheinlichkeit dies Ihrer Meinung nach eintreten wird.

Q1_9: Die globalen Durchschnittstemperaturen werden ansteigen

Q1_12: Es wird große öffentliche Unruhen (etwa Demonstrationen oder
Aufstände) in {Land} geben, um gegen die Art zu protestieren, wie das Land
regiert wird

Q1_16: Menschen werden weltweit mehr Zeit online verbringen als mit
Fernsehen

Q1_27: Es wird eine große Naturkatastrophe geben, die Auswirkungen auf die
Menschen in meiner Stadt hat

Sehr wahrscheinlich

Ziemlich wahrscheinlich

Ziemlich unwahrscheinlich

Sehr unwahrscheinlich

Weiß nicht

Nicht zutreffend

Q2: Geben Sie bitte an, ob Sie folgenden Aussagen vollkommen zustimmen,
eher zustimmen, eher nicht zustimmen oder überhaupt nicht zustimmen.

Q2_1: Ich bin optimistisch, dass 2020 für mich ein besseres Jahr wird als
2019.

Q2_2: Die Weltwirtschaft wird 2020 leistungsstärker sein als 2019.

Stimme vollkommen zu

Stimme eher zu

Stimme eher nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

 * 

Quelle:

Ipsos GmbH

Sachsenstraße 6, 20097 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 800 96 0, Fax: +49 (0) 40 800 96 4100
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Internet: www.ipsos.com
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REPRESSION/1659: Geheimdienste - gespaltenes Grundgesetz ... (SB)



Der BND ist der deutsche Nachrichtendienst, das kann man nicht
oft genug betonen. Die strategische Fernmeldeaufklärung ist und bleibt
ein unverzichtbarer Bestandteil unserer Arbeit, um unseren
gesetzlichen Auftrag erfüllen zu können.

BND-Präsident Bruno Kahl vor dem Bundesverfassungsgericht [1]

Daß jeder Staat Geheimdienste vorhält, ist ebenso ein Wesensmerkmal
seiner Räson wie es in der Natur dieser Institutionen liegt, ein
unkontrollierbares Eigenleben zu führen. Wenngleich das Grundgesetz in
seiner Präambel unveräußerliches und damit gleichsam universelles
Menschenrecht postuliert und zudem behauptet, daß die Staatsgewalt vom
Volk als dem Souverän ausgehe, ist es in mehrerlei Hinsicht gespalten.
Das zeichnet sich nicht zuletzt bei der Überprüfung des deutschen
Auslandsgeheimdienstes in aller Deutlichkeit ab, mit dem sich derzeit
das Bundesverfassungsgericht befaßt. Die Existenz und Notwendigkeit
des BND steht dabei aber nicht zur Disposition und wird in diesem
Verfahren von keiner Seite in Frage gestellt. Das ist insofern auch
nicht zu erwarten, als jede Forderung nach der Abschaffung eines
bestimmten oder gar aller Geheimdienste für sich genommen zu kurz
greift, sofern sie nicht in eine fundamentale Staatskritik eingebettet
ist, die zu verhandeln die höchste Rechtsinstanz der Bundesrepublik
ohnehin der denkbar ungeeignetste Ort wäre.

Daraus folgt, daß das voraussichtlich im April gefällte Urteil des
Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts die unter diesen
Voraussetzungen unvermeidliche Widerspruchslage allenfalls streifen,
keinesfalls aber einer hinlänglichen Klärung, geschweige den Aufhebung
zuführen wird. Zu rechnen ist indessen nach ersten Einschätzungen mit
Korrekturen der aktuellen Rechtslage, welche die Kläger möglichst
umfassend erreichen, BND und Bundesregierung hingegen so geringfügig
wie möglich halten möchten. Der erwartete Zeitpunkt der
Urteilsverkündung hängt damit zusammen, daß Ende April die Amtszeit
des Richters Johannes Masing endet, der sich möglicherweise mit einem
verfassungsrechtlichen Paukenschlag verabschieden möchte. Er hat das
Verfahren als sogenannter Berichterstatter vorbereitet und wird den
ersten Entwurf eines Urteils verfassen. Masing hat es in der
Vergangenheit mehrmals in großen Prozessen mit der Abwägung von
Sicherheitsinteressen und Freiheitsrechten zu tun gehabt, etwa bei der
Vorratsdatenspeicherung, beim BKA-Gesetz oder beim Staatstrojaner. [2]

Daß dabei substantielle Auflagen für die künftige Tätigkeit des BND
herauskommen, ist jedoch ebenso bloße Spekulation wie die Annahme, daß
sich der Auslandsgeheimdienst an verschärfte Vorgaben halten würde. Er
arbeitet zwar wie jede deutsche Behörde auf Grundlage eines Gesetzes,
mit Dienstvorschriften, Haushaltsplänen und Organigrammen,
kontrolliert vom Bundeskanzleramt und vom Bundestag. Da er aber seine
Aufgabe nicht zuletzt darin sieht, die ihm eigene Effizienz nicht
durch Bremsklötze in Gestalt wechselnder Regierungen und
Mehrheitsverhältnisse im Parlament wie auch von Gerichtsurteilen
beeinträchtigen zu lassen, wird er auch in dieser Hinsicht weiterhin
tarnen, täuschen und trügen. Was geheim bleiben soll, wird im
Endeffekt auch geheim bleiben, und sei es in Form geschwärzter Akten
in einem Untersuchungsausschuß.

Mit den Enthüllungen des Whistleblowers Edward Snowden im NSA-Skandal
geriet nach 2013 auch der BND in die Kritik, der mit seinen etwa 6500
Mitarbeitern eigenständig an der globalen Massenüberwachung beteiligt
war. In Reaktion auf diese weithin wahrgenommene Offenlegung sah sich
die Politik genötigt, mit dem Anfang 2017 in Kraft getretenen
reformierten BND-Gesetz zu regeln, was der Geheimdienst bei der
strategischen Fernmeldeaufklärung im Ausland zu tun und zu lassen hat.
Kritiker halten die vorgesehenen Beschränkungen und Kontrollen für
unzureichend und sehen viele Schlupflöcher. So soll das Gesetz zwar
alle Deutschen und bis zu einem gewissen Grad auch alle EU-Bürger vor
Ausspähung durch den BND schützen, doch für die Menschen in anderen
Ländern gelten diese Vorgaben nicht. Das Gesetz sieht vor, daß
Kommunikation von Deutschen, die versehentlich mit abgefangen wird,
sofort wieder gelöscht werden muß. Vom Interesse des Geheimdienstes an
diesen Daten ganz abgesehen verfügt er jedoch nicht über die
technischen Möglichkeiten, um das sicherzustellen. [3]

Koordiniert von der Berliner NGO Gesellschaft für Freiheitsrechte
(GFF) haben Reporter ohne Grenzen sowie Investigativjournalisten aus
verschiedenen Ländern Verfassungsbeschwerde eingelegt. Die Kläger
halten die aktuelle Rechtslage rund um Artikel 10 des Grundgesetzes
für verfassungswidrig, sie sehen die Arbeit von Journalisten
gefährdet. Artikel 10 (Beschränkung des Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnisses) schützt deutsche Staatsangehörige vor der
Überwachung ihrer Telekommunikation, etwa des Mailverkehrs. Im
Ausland, sofern keine Deutschen mitkommunizieren, greift dieser Schutz
nicht. Dort kann der BND bisher fast nach Belieben anzapfen, Daten
abgreifen, überwachen. Durch die Erfassung und mögliche Speicherung
von Kommunikation werde ihre Arbeit massiv erschwert, da ihre Quellen
gefährdet seien, argumentieren die Kläger. Die Überwachung durch den
BND habe eine einschüchternde Wirkung auf potentielle Whistleblower.
Ein zentraler Raum für freie, kritische Recherchen werde beschnitten.
Es sei auch nicht sichergestellt, daß bei der globalen Überwachung
keine Deutschen mit in die digitalen Netze des BND gerieten. Alle
Menschen unter Generalverdacht zu stellen sei schlicht
unverhältnismäßig.

Im NSA-Ausschuß wurde publik, daß auch namhafte Redaktionen wie die
britische BBC im Visier des BND waren. Laut einem Spiegel-Bericht von
Anfang 2017 hat der Geheimdienst mindestens 50 Telefonanschlüsse oder
E-Mail-Adressen von Reportern und Redaktionen bespitzelt, darunter
neben der BBC auch die New York Times und die Nachrichtenagentur
Reuters in Afghanistan, Pakistan und Nigeria. Der BND dementiert
nicht, auch schon Journalisten im Ausland abgehört zu haben, behauptet
aber, eine systematische Überwachung dieses Personenkreises finde
nicht statt.

Wie BND-Präsident Bruno Kahl argumentierte, versuche seine Behörde,
der Bundesregierung durch das Sammeln von Informationen im Ausland
Handlungsspielraum zu schaffen. So erstellt der BND Lagebilder aus
aller Welt für die Regierung. Es gehe auch darum, die gesammelten
Informationen für die Gefahrenabwehr zu nutzen.

Kanzleramtschef Helge Braun, der die Armada der Bundesregierung von
mehr als 25 Beamten diverser Ministerien im Gerichtssaal anführte,
pflichtete Kahl bei. Die Bundesregierung sei auf objektive Lagebilder
des BND angewiesen, etwa aus dem Iran oder aus Libyen, und das
innerhalb weniger Stunden. In einer Zeit von zunehmendem Nationalismus
könne sich die Regierung nicht nur auf Informationen ausländischer
Dienste verlassen, da diese mitunter manipuliert oder unvollständig
seien. Die gesammelten Daten des BND seien wichtig für Kernbereiche
der Gefahrenabwehr wie etwa Entführungsfälle, Terrorlagen oder
Cyberangriffe. All das setze eine Datenverarbeitung nach aktueller
Rechtslage voraus. "Bedenken Sie die Konsequenzen" warnten Vertreter
der Regierung die Richter wiederholt vor Beschneidungen der Befugnisse
des BND.

Eine verfassungsrechtliche Grundsatzfrage wurde über Stunden
verhandelt: Dürfen sich Ausländer, egal wo auf der Welt, auf deutsche
Grundrechte berufen, wenn sie sich durch das Handeln des deutschen
Staates in ihren Rechten verletzt sehen? Früher hat die
Bundesregierung eine Grundrechtsbindung im Ausland generell
abgestritten. "Wenn zwei Ausländer im Ausland miteinander
kommunizieren, fällt das nicht in den Schutzbereich des
Grundgesetzes", hieß es. Ganz so weit wollte Rechtsprofessor Joachim
Wieland, der die Regierung in Karlsruhe vertrat, nicht gehen. Wie er
differenzierte, sei der BND zwar auch im Ausland an Grundrechte
gebunden. Das führe aber nicht dazu, daß Ausländer sich beim
Bundesverfassungsgericht auf diese berufen können. [4]

"Grundrechte unterliegen dem Territorialitätsprinzip", so Wieland. Man
könne doch nicht allen Menschen der Welt zusagen, sie dürften sich auf
deutsche Grundrechte berufen. "Wenn sich weltweit jeder auf deutsche
Grundrechte berufen kann, dann gälte das auch bei Auslandseinsätzen
der Bundeswehr." Auch könnte dann jeder im Ausland Asyl beantragen,
wenn er in eine deutsche Botschaft gelangt, und müsse gar nicht mehr
nach Deutschland kommen.

Professor Matthias Bäcker, der die Beschwerdeführer im Prozeß vertrat,
entgegnete, bisherige Verfassungsurteile ließen offen, wie es um den
Schutz von Ausländern im Ausland stehe. In seinen Augen läßt sich
Artikel 10 des Grundgesetzes aber nicht auf Inländer beschränken: "Der
BND muss dem deutschen Gesetz gehorchen." Auch Richter Johannes Masing
wollte den Ausführungen Wielands nicht folgen: "Das nimmt den
Grundrechten doch ihre Substanz, wenn man sich persönlich gar nicht
auf sie berufen kann." Auch andere Richterinnen und Richter zeigten
sich skeptisch: Die Präambel des Grundgesetzes definiere mitnichten
das Territorialprinzip und auch das Völkerrecht fordere geradezu, daß
für Ausländer im Ausland ein Rechtsschutz gelte.

Auch die Erklärungen des BND zu den Filterungsprinzipien bei der
Überwachung des Datenverkehrs zur Auslandsaufklärung stießen auf
Widerspruch. Das Bemühen, eine saubere Grenzziehung zwischen erlaubten
und unerlaubten Datenzugriffen zu suggerieren, schien das Gericht
nicht zu überzeugen. Nach dem novellierten Gesetz darf der BND
Datenverkehre im Ausland, meist über befreundete Geheimdienste,
überwachen. Auch der Datenverkehr, der über deutsche
Telekommunikationsbetreiber im Inland läuft, wird herangezogen. Zur
Datenreduktion dienen mehrere Filterstufen, so daß am Ende nur
erlaubte Zugriffe erfolgen sollen. Dem widersprachen Experten auf
Klägerseite, die auf diverse Ungereimtheiten, Auslassungen und
Widersprüche in den diesbezüglichen Angaben des BND hinwiesen. [5]

Wie ernst das Gericht die Verfassungsbeschwerde nimmt, zeigt schon die
zweitägige mündliche Verhandlung, wie sie selten und nur in besonders
brisanten Fällen angesetzt wird. Kanzleramtsminister Braun beteuerte,
in keinem anderen Staat sei der Schutz der Betroffenen so intensiv wie
in Deutschland. Die Aufklärungsziele des BND würden "sehr präzise
definiert", alle Erkenntnisse über Bundesbürger und EU-Bürger
zuverlässig aussortiert, der Schutz des Kernbereichs der Privatsphäre
sei ebenso garantiert wie der Schutz bestimmter, besonders sensibler
Berufsgruppen, nämlich der Anwälte, Journalisten und Geistlichen. "Wir
löschen täglich so viel, wie wir erheben," so Braun. Und BKA-Chef Kahl
erweckte gar den Eindruck, er stehe einer Datenschutzbehörde vor. Das
Gericht machte jedoch nicht den Eindruck, als sei es restlos von
dieser Darstellung überzeugt.

Was das Verfahren so komplex macht, ist vordergründig die Frage, wie
das Recht mit Globalisierung und Digitalisierung Schritt halten kann.
Wie der Staat sind auch Verfassungen und Gerichte überwiegend national
organisiert, während Konzerne und Finanzmärkte global operieren und
das Netz weltumspannend in Echtzeit funktioniert. Globale Regeln
fehlen weitgehend, weshalb die einen beklagen, daß die
Rechtsstaatlichkeit bedauerlicherweise an der Grenze ende, während
andere vor einem deutschen Grundrechtsimperialismus warnen. Daß sich
diese Kontroverse zu einem unauflösbaren Gordischen Knoten zu
verstricken droht, dürfte nicht zuletzt darauf zurückzuführen sein,
daß die Machtfrage systematisch ausgeblendet wird, als existierten
Recht und Gerichtsbarkeit unabhängig von der Staatsgewalt. Die USA
exerzieren auf Grundlage ihrer überlegenen Waffengewalt vor, worum es
im Kern geht, wenn sie durchsetzen, daß ihre Streitkräfte und mitunter
auch ihre Staatsbürger ebensowenig der Rechtsprechung in anderen
Ländern wie internationalen Gerichten unterliegen. Sie behaupten
nicht, über dem Gesetz zu stehen, aber daß ihr Gesetz über allem
steht. Auch sind Internationale Gerichtshöfe auf bestimmte Zwecke oder
Feindbilder jener Staaten zugeschnitten, die sie maßgeblich betreiben
und finanzieren. Was der BND in dieser Gemengelage treibt, ist also
nur bedingt eine verfassungsrechtliche Frage. Es hängt in erster Linie
damit zusammen, wieviel Handlungsmacht man dem deutschen Staat nach
innen und außen zubilligt.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/deutschland/article205048538/BND-im-Ausland-Deutschlands-Sicherheit-oder-die-Freiheit-von-Ueberwachung.html

[2] www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/bundesverfassungsgericht-bundesnachrichtendienst-ausland-informationen-urteil/seite-2

[3] www.sueddeutsche.de/politik/bundesnachrichtendienst-bnd-verfassungsgericht-1.4755918

[4] taz.de/Spionage-durch-Bundesnachrichtendienst/!5655429/

[5] www.heise.de/newsticker/meldung/Bundesverfassungsgericht-Auslandsueberwachung-des-BND-unter-der-Lupe-4637976.html
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INTERVIEW/471: Die Linke - Knick im Internationalismus ...    Ferat Kocak im Gespräch (SB)

Ferat Kocak ist Stellvertretender Sprecher der Linken im Berliner Bezirk
Neukölln und aktiv bei Aufstehen gegen Rassismus und Unteilbar. Er wurde bereits
selbst Ziel eines Anschlages mutmaßlich rechter Täter [1]. Auf seine Herkunft
anspielende Fragen beantwortet er gerne damit, daß er ein gebürtiger Kreuzberger
sei, der in Neukölln aufwuchs und daher einen Kreuzberger Migrationshintergrund
habe. Am Rande der Gründungsversammlung der BAG Bewegungslinke hatte der
Schattenblick Gelegenheit, Ferat Kocak einige Fragen zur Repräsentanz
migrantischer Interessen innerhalb der Partei Die Linke zu stellen.




[image: Bei der Gründungsversammlung der Bewegungslinken vor Transparent gegen Rassismus - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Ferat Kocak

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Ferat, in deinem Diskussionsbeitrag hast du rechte
Gewalt in Neukölln angesprochen. Was findet da statt?

Ferat Kocak (FK): Seit 2009 werden DemokratInnen sowie Linke in Neukölln von
einem Netzwerk aus Neonazis terrorisiert, die Brandanschläge verüben,
Stolpersteine stehlen und sogar mit Mord drohen. Das passierte bisher alles im
Süden Neuköllns und nur punktuell im Norden, weil die Neonazis sich im Süden
sicherer fühlen. Da ist auch die NPD aktiv, die einst sehr stark war und
mittlerweile zu großen Teilen in der AfD aufgegangen ist. Die AfD hat im Süden
an manchen Orten 24 bis 26 Prozentpunkte erlangt. Kürzlich hatten wir auch
Angriffe im Norden. Läden von MigrantInnen wurden mit Hakenkreuzen, mit
"Ausländer raus" und mit SS-Runen markiert, um zu sagen: Ihr seid hier nicht
willkommen. Dagegen kämpfen wir.

SB: In den 70er Jahren befanden sich unter MigrantInnen viele Linke, wie zum
Beispiel ihre starke Beteiligung an Arbeitskämpfen in der BRD dokumentiert. Gibt
es heute noch nennenswerte linke Bewegungen unter MigrantInnen?

FK: Ja, migrantische Bewegungen sind tendenziell links. Wenn wir jetzt sagen,
okay, im linken Spektrum der Parteien zählen wir auch die Grünen und die SPD
dazu, dann könnte man sagen, daß die Mehrheit der migrantischen Community
irgendwie in diesen Parteien verankert ist, bis dahin, daß sie diese Parteien
wählt. Auch meine Eltern fühlen sich aufgrund ihrer kurdisch-alevitischen
Herkunft eher der Linkspartei zugehörig. Das Problem ist allerdings, daß sich
der Zusammenhang mit Parteien und Parteistrukturen in den letzten zehn, zwanzig
Jahren immer mehr gelöst hat. Die Linke ist immer mehr in die Mitte gerückt, und
die MigrantInnen sind tendenziell eher in Richtung links bis hin zu revolutionärer
Veränderung verankert.

SB: Es gibt eine starke türkische Rechte, die man nicht so wahrnimmt wie etwa
die linke kurdische Bewegung. Gehören zu den Leuten, die euch angreifen, auch
türkische Faschisten oder sind das vor allem herkunftsdeutsche Rassisten und
Faschisten?

FK: In Neukölln haben wir ein sehr starkes Problem mit deutschen Faschisten,
aber man darf die deutschlandweiten türkeistämmigen rechten Strukturen nicht
vernachlässigen. So wurde der Gewerkschafter Celalettin Kesim am Kottbusser Tor
ermordet. Es kommt zu Angriffen auf kurdische AktivistInnen bei Wahlkämpfen, das
HDP-Büro in Kreuzberg wurde 2015 angegriffen und mit Symbolen beschmiert und
markiert, die man den türkeistämmigen rechten Strukturen zurechnen kann. Aber
ich sehe das schon ein bißchen anders. Der Kampf gegen türkische Rechte muß
anders geführt werden als der gegen Neonazis. Junge Menschen, die hier geboren
sind und aktiv einen türkischen Nationalstolz, ein türkisches Nationalbewußtsein
oder eine radikale nationale Identität pflegen, haben andere Hintergründe als
ein Neonazi, der im Prinzip uns alle angreift und für den es egal ist, ob ich
ein linker türkeistämmiger Mensch oder ein rechter türkeistämmiger Mensch bin.

SB: Zum Teil verstehe ich den türkischen Nationalismus in Deutschland auch als
Reaktion auf die Abwehr von MigrantInnen hierzulande.

FK: Das ist ein Teil, auch eine Begründung, es gibt natürlich mehrere Facetten.
In Berlin hatten wir eine Insellage, hier hat man sich gegenseitig gekannt. Ich
bin kurdischer Abstammung, aber ich habe auch mit demjenigen Fußball gespielt,
der gesagt hat: Ich bin türkischer Nationalist. Und deshalb verstehe ich auch
die Denkweise dieser Kids. Die sind da reingerutscht, ohne wirklich ein
ideologisches Fundament zu haben. An die muß man halt anders rangehen.

SB: Wie kommt diese Diskrepanz zustande, daß eine Linke mit multikulturellem und
internationalistischem Selbstverständnis eher wenige migrantische KandidatInnen
auf aussichtsreiche Listenplätze setzt?

FK: Wenn ich mir Die Linke in Berlin und die Bundesparteistrukturen anschaue,
dann spiegeln sie den Zuspruch der Wählerinnen und Wähler eigentlich nicht
wider. Das ist schon ein Problem. Ich mache das immer am Beispiel Berlin klar:
Beim Abgeordnetenhauswahlkampf 2016 gab es viele KandidatInnen mit
Migrationshintergrund - russischer, kurdischer, türkischer, irakischer Herkunft
beispielsweise -, aber im Endeffekt wurde auf einen der Listenplätze, bei denen
eine gewisse Aussicht darauf besteht, daß man tatsächlich Parlamentarier wird,
nur eine Person gesetzt, das war Hakan Tas. Das bezeichne ich ein Stück weit als
institutionellen Rassismus.

Man läßt diese Menschen an Orten kandidieren, wo sie keine Chance haben zu
gewinnen. Sie geben sich dort alle Mühe, Wählerstimmen zu gewinnen, indem sie in
ihre Communities hineingehen und mobilisieren, werden dann aber letztlich nicht
gewählt und verlieren danach auch den Bezug zur Partei. Die Leute in den
migrantischen Communities sind bei ihrer Wahlentscheidung stark auf die
jeweilige Person bezogen. Wenn die dann nicht ins Abgeordnetenhaus gelangt, weil
andere bevorzugt werden, ist das natürlich keine Empfehlung für die Partei. Es
ist ein Problem, wenn wir die Menschen benutzen, um Wählerstimmen zu gewinnen,
im Endeffekt jedoch diejenigen Leute in die Parlamente setzen, von denen wir
glauben, daß sie auf unserer Linie sind. Das sind meistens die Freunde, mit
denen man jahrelang zusammengearbeitet hat, während neue Menschen nicht wirklich
wahrgenommen werden.

SB: Gibt es vielleicht auch ideologische Probleme? So gelten etwa
PalästinenserInnen auch in der Linken als potentiell antisemitisch und werden
häufig ausgegrenzt. Könnten solche Motive eine Rolle dabei spielen, wenn linke
PolitikerInnen den Eindruck haben, daß migrantischen KandidatInnen
möglicherweise politisch unzuverlässig sind?

FK: Ich glaube, das spielt weniger eine Rolle, weil man die KandidatInnen aus
diesen Communities eher schon von vornherein ausgrenzt (lacht). In Neukölln
haben wir einen sehr guten Draht auch zur palästinensischen Community und gehen
ein Stück weit anders damit um, aber mit dem Nahostkonflikt wird in allen
Parteien so umgangen, daß, wenn man bei diesem Thema propalästinensisch
argumentiert, sofort als antisemitisch bezeichnet wird. Aber ich glaube, das ist
nicht ausschlaggebend für das Problem, das ich anspreche, das betrifft ja
alle MigrantInnen. Die Linkspartei redet von Diversität, aber öffnet sich nicht
wirklich. Ich sage immer, wir reden die ganze Zeit über Vielfalt, aber wieviel
Vielfalt lassen wir eigentlich zu? Das ist das Problem.

SB: Hätte eine Linke mit internationalistischem Anspruch, der ja auch ein
Klassenanspruch ist, nicht auch deshalb gute Gründe, mehr migrantische Menschen
einzubeziehen, weil sie sozial in der Bundesrepublik eher zu den
Benachteiligten gehören?

FK: Im Prinzip ja. Wenn wir von den Personen wegkommen, die sich zur Wahl
stellen und nicht wirklich eine Chance haben, gewählt zu werden, im Prinzip nur
ausgenutzt werden, um ihre Communities zu mobilisieren, um ihr Gesicht
hinzuhalten, und über Themen sprechen wie kommunales Wahlrecht oder
Neutralitätsgesetz, all diese Themen, bei denen es um Rassismus gegenüber
Migranten geht, dann stellt man fest, daß diese nicht nur in der Linkspartei,
sondern im Gesamtkomplex Parlamentarismus immer wieder übergangen werden. Man
betrachtet sie als Nischenprodukte, die fallengelassen werden können, weil sie
nur soundsoviele Wähler erreichen, im Austausch gegen andere Themen. Es geht im
Prinzip gar nicht mehr um Wertvorstellungen, um das Inhaltliche, sondern es geht
darum, daß ich - wie im Schachspiel - etwas opfern und dafür etwas anderes
zugespielt bekommen kann. Das ist ein Problem, das Die Linke immer mehr
betrifft, wogegen wir uns als internationalistische Linke und Bewegungslinke
insbesondere wehren müssen.

SB: Fast zwölf Prozent der in Deutschland lebenden Erwachsenen dürfen bei der
Bundestagswahl nicht wählen, weil sie keinen deutschen Paß haben. 

FK: Es ist wichtig, daß die Menschen dort wählen können, wo sie ihren
Lebensmittelpunkt haben und nicht nach Nationalität. Junge Migranten, die
eigentlich keinen Bezug zur Türkei haben, nehmen von hier aus an türkischen
Wahlen teil, und die Leute regen sich auf, warum Erdogan hier so viele Stimmen
bekommt. Die Leute haben häufig nur über ihren Urlaub, über die Feiertage, die
sie dort verbringen, einen Bezug zu diesem Land und beeinflussen von hier aus
die Politik dort, was ich im Prinzip nicht richtig finde. Es ist viel wichtiger,
daß sie sich für die Politik hier interessieren. Selbst wenn sie in der Türkei
etwas bewegen wollen, müssen sie sich mit deutscher Politik auseinandersetzen,
etwa bei Waffenexporten in die Türkei oder beim Thema Genozid an den Armeniern.
Auch wenn ich gut finde, was entschieden wurde, dann müssen doch diejenigen, die
diese Entscheidung kritisieren, das in die hiesige Politik einbringen.

SB: Was wünscht du dir von der Bewegungslinken?

FK: Mein Wunsch an die Bewegungslinke ist, daß man diejenigen
InternationalistInnen, die es innerhalb der Linkspartei gibt, auch zeigt und zu
Wort kommen läßt. Eine kleine Idee, die ich habe, die aber noch nicht ausgereift
ist, wäre beispielsweise neben einer geschlechterorientierten Redequotierung
auch eine Redequotierung für Menschen mit Migrationshintergrund, damit man ihre
Stimmen auch hört.

Ich hatte eben die ganze Zeit Sorge, aus Zeitgründen nicht mehr ans
Mikrofon zu kommen, dann hätte nur eine Person mit Migrationshintergrund gesprochen,
obwohl wir eine Stunde lang diskutiert haben. Mir war es gerade deshalb wichtig,
dieses Problem anzusprechen, weil die wenigsten es direkt wahrnehmen. Es ist
halt so, daß man es merkt, wenn man selbst betroffen ist, und dann ist die
Wichtigkeit noch einmal eine ganz andere. Deshalb wollte ich das Thema auch in
diese Versammlung hineintragen.

Es gibt natürlich auch Bewegungen innerhalb der Linken, in der mehr MigrantInnen
vertreten sind. So haben wir die Gruppe LINKS*KANAX [2] gegründet, um unsere
Themen erst einmal selbst in einem sicheren Raum zu diskutieren und sie dann in
die verschiedenen Bewegungen hineinzutragen.

SB: Ferat, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:


[1] https://taz.de/Linke-Politiker-ueber-Anschlagsserie/!5640812/

[2] https://diefreiheitsliebe.de/politik/linkskanaks-gruendungsmanifest/?fbclid=IwAR2u1o3x6y-E6hiW5Nt54sVo8Y-RyJNalYra4fPjmuEdtFuFb3aLXnOkzeA


Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung der
Bewegungslinken im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/354: Die Linke - beteiligt, bewegt und präsent ... (SB)

BERICHT/355: Die Linke - als Partei gesellschaftlich begründeter Probleme ... (SB)

BERICHT/356: Die Linke - Mieter auf der Überholspur ... (SB)

INTERVIEW/466: Die Linke - in die Hände des Volkes ...    Janine Wissler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/467: Die Linke - Demokratieverheißung und Parteienlogik ...    Katharina Dahme im Gespräch (SB)

INTERVIEW/468: Die Linke - menschen- und alltagsnah ...    Raul Zelik im Gespräch (SB)

INTERVIEW/469: Die Linke - Widerspruchsspektren ...    Fabian Blunck im Gespräch (SB)

INTERVIEW/470: Die Linke - gegen Parteipräferenzen ...    Thies Gleiss im Gespräch (SB)
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INTERVIEW/472: Die Linke - Struktur Bewegung Massenwirkung ...    Gabi Lenkenhoff im Gespräch (SB)



Die Dortmunderin Gabi Lenkenhoff ist im Sprecherinnenrat der LAG LISA (Linke
sozialistische Arbeitsgemeinschaft Frauen) in NRW aktiv. Am Rande der
Gründungsversammlung der BAG Bewegungslinke hatte der Schattenblick Gelegenheit,
Gabi Lenkenhoff einige Fragen zur Bedeutung feministischer Anliegen für die neue
Bundesarbeitsgemeinschaft in der Partei Die Linke zu stellen.




[image: Vor zwei Plakaten der Ausstellung 'frauen macht politik' des Archivs Demokratischer Sozialismus bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Gabi Lenkenhoff

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Der Feminismus scheint neben der Klimaschutzbewegung zu den
wichtigsten und größten sozialen Bewegungen weltweit zu gehören, wie etwa die
massenhaften feministischen Proteste in Spanien, Argentinien, den USA oder der
Schweiz gezeigt haben. Das gilt natürlich insbesondere für die politische Linke.
Würdest du dem zustimmen?

Gabi Lenkenhoff (GL): Doch, in jedem Fall! Bei den weltweiten
Frauen*streikkämpfen, bei Fridays for Future, beim Bündnis für mehr Personal im
Krankenhaus sind überall Frauen, vielfach auch junge Frauen, aktiv. Ich gehöre
auch zum Koordinierungskreis Frauen*streik in NRW. Wir werden immer mehr, das
ist ein Prozeß. Wir stehen in Deutschland am Anfang, weil wir ganz andere
Bedingungen haben als die Frauen in Spanien, Chile oder sonstwo. Auch in der
Auseinandersetzung mit dem rechten Rand haben feministische Aspekte eine wichtige
Bedeutung. Denn die Rechte ist nicht nur rassistisch und homophob, sondern auch
zutiefest von Frauenhass geprägt, wie die Anschläge in Halle und Christchurch
zeigen. Hier zeigt sich die Verbindung der Handlungsfelder und hier ist es wichtig,
den Kampf gegen Rechts auch als einen feministischen Kampf zu begreifen. Viel zu
viele Männer fühlen sich von frauenhassenden Parolen usw. angesprochen und wählen
auch deshalb die AFD.

SB: 1994 gab es schon einmal einen Auftakt zum Frauen*streik. Woran liegt es
deiner Ansicht nach, daß sich das damals nicht zu einer dauerhaften Bewegung
verstetigt hat?

GL: Ich glaube, daß '94 kein Auftakt war, sondern das Ende des Prozesses nach
dem Mauerfall! Die Frauen aus dem Osten mußten feststellen, daß sie nichts, aber
auch gar nichts in die BRD herüberretten konnten. Die Frauen in Ost und West
waren miteinander ins Gespräch gekommen und mußten feststellen, daß nichts
geht, nichts funktioniert, keine Chance auf die Streichung der Paragraphen 218
und 219 bestand. So war 1994 ein Versuch, der aber kein Auftakt
wurde, sondern ein Ende. Er ist ja wahrgenommen worden, aber eigentlich aus dem
kollektiven Gedächtnis verschwunden. Ich habe jetzt recherchiert und gesehen,
daß auch in Dortmund 1994 Verkäuferinnen ihre Stühle mittags rausgestellt und
protestiert hatten. Danach durchlebten wir ein ganz tiefes Tal, ein "Es geht
nicht weiter". Das hat sich in den letzten Jahren zum Glück geändert.

SB: Wie wirken sich Impulse aus Lateinamerika wie Ni una menos auf die
Frauenbewegung in Deutschland aus? Hat die Entwicklung dort großen Einfluß auf
die Bedingungen des Protestes hier?

GL: Ja, aber wir hier haben andere Bedingungen. Wir in Deutschland sind im
Alltag nicht so bedroht wie die Frauen in Lateinamerika, wir werden
nicht erschlagen, wenn wir Kokosnüsse aus dem Wald holen, aber wir
haben hier andere Probleme. Und wir müssen uns über das Wort Streik
an jeder Stelle streiten, weil manche Gewerkschaftsfrauen Angst
haben, daß dieser Begriff verwässert wird. Aber uns geht es eben um
den Frauen*streik, der sagt, es geht auch um unbezahlte Arbeit, um
Care-Arbeit, um das, was Frauen alles machen. Und das kann, da sind
wir guter Hoffnung, dazu führen, daß wir ein Stück dieses Rollbacks
aufhalten können. 

SB: In Deutschland ist der politische Streik verboten. Habt ihr im Sinn, den
Frauenstreik auch in diese Richtung zu entwickeln?

GL: Das würden wir gerne, möchten aber die Frauen aus den
Gewerkschaften mitnehmen. Wir haben in NRW im Januar ein Treffen, am
18. Januar gibt es in Jena ein bundesweites Treffen, an dem auch
Gewerkschafterinnen teilnehmen, die gucken, was sie tun können, um sich
so weit einzubringen, daß es okay ist, daß aber auch klar ist, daß wir nicht
aufhören dürfen. Die IG BAU-Frauen haben sich deutschland-,
österreich- und schweizweit zusammengeschlossen in ihrem Kampf der
Gebäudereinigerinnen, sie sagen, das muß weitergehen, wir müssen dann
auch über Rekommunalisierungen und all diese Dinge reden. Damit
greifen Kämpfe ineinander, werden verbindend und damit größer und
stärker. 

SB: Welches Gewicht hat die BAG Lisa in der Linken, sind viele Frauen darin
organisiert?

GL: Da sind viele Frauen organisiert. Was wir derzeit nicht haben, ist eine
wirklich eigene festgelegte Frauenstruktur innerhalb der Linken, so wie es Solid
als Jugendstruktur gibt. Jetzt hat sich eine Bewegung von Frauen in der Partei
formiert, die sagen: Diesen Anlauf nehmen wir noch einmal, wir brauchen es.

SB: Ist das Thema Frauenkämpfe hier in der Bewegungslinken angemessen
repräsentiert? Von außen betrachtet scheint es keine so große Rolle zu spielen.

GL: Das mag jetzt nicht im Gründungspapier so einen großen Bereich
haben, deswegen haben wir auch diesen Erweiterungsantrag gestellt,
aber wir müssen das ja auch mit den Genossen und Genossinnen
vor Ort als Bewegungslinke leben, da wird das natürlich alles eine Rolle
spielen. Wir haben heute auch noch die Arbeitsplanung, und da
kommt das einfach rein. 

SB: Es gibt innerhalb der feministischen Bewegung einige Diskrepanzen zwischen
den stärker antikapitalistisch orientierten Frauen der 70er Jahre und den
Queerfeministinnen, etwa auch um die Frage, inwiefern queere Menschen Zugang zu
Frauenzusammenhängen haben oder auch nicht. Spielt das für euch eine Rolle, da
Position zu beziehen?

GL: Das spielt vor allen Dingen eine Rolle, das zu leben und damit umzugehen.
Auch da braucht es innerhalb der Linken im Rahmen der Satzung eine Festlegung.
Was ist mit Transmenschen, auf welchen Listen kandidieren sie? Das muß
berücksichtigt werden, das kann ja nicht angehen, daß unsere Regierung das
dritte Geschlecht als Möglichkeit festlegt, und wir in der Partei reagieren
nicht schnell genug. Aber das hat manchmal mit Parteistrukturen zu tun, man muß
es ja in den Satzungen ändern und einbauen. Gestern zum Beispiel haben wir hier
gemeinsam als Ergänzung queere sexuelle Identitäten mit reingenommen, das ging
völlig ohne Probleme. Das ist auch ein Lernprozeß, natürlich. Die jungen
Menschen sind uns oft einen Schritt voraus, weil das für sie alles schon
viel selbstverständlicher ist.

SB: Mein Eindruck ist, daß die TeilnehmerInnen an der Gründungsversammlung aus
NRW daran interessiert waren, eine strukturell etwas weniger stark an die Partei
angelehnte Form der Bewegungslinken zu erhalten. Trifft das zu?

GL: Ja, weil wir als Bewegungslinke anders sein wollen, anders
handeln wollen, hätten wir uns gewünscht zu warten, bis wir wirklich
mehr sind, bis wir auf Länderebene Gründungen haben, um erst dann
nach den ersten Erfahrungen zu sehen, was wir benötigen und dies
nicht sofort festzuschreiben. Denn Satzungen im nachhinein zu ändern
ist ein ganz ermüdender Prozeß und paßt auch nicht zu einer
Bewegungslinken. Deswegen hätten wir uns gewünscht, das kleiner zu
machen am Anfang und auf das Allernotwendigste zu beschränken.

SB: Gibt es denn inhaltliche Vorstellungen etwa von Rätestrukturen oder anderen
sozialrevolutionären Ansätzen, die man möglicherweise in der Partei Die
Linke zu verwirklichen versuchen könnte?

GL: Na klar, das ist immer unser Ziel, und die Bewegungslinke bietet dafür eine
Chance. Das können wir in den Ländern auch so leben und so machen, wie wir
wollen, in der Hoffnung, daß diese Satzung nie eine Rolle spielen muß, weil
alles über Konsens geregelt wird und sich da alle einig sind. Und man sieht es
ja, es gibt so viele junge Menschen, die alle ein Interesse haben, nicht in
diesen verkrusteten Parteistrukturen zu versacken, sondern andere Dinge zu
machen.

SB: Gabi, vielen Dank für das Gespräch.


Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung der
Bewegungslinken im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/354: Die Linke - beteiligt, bewegt und präsent ... (SB)

BERICHT/355: Die Linke - als Partei gesellschaftlich begründeter Probleme ... (SB)

BERICHT/356: Die Linke - Mieter auf der Überholspur ... (SB)

INTERVIEW/466: Die Linke - in die Hände des Volkes ...    Janine Wissler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/467: Die Linke - Demokratieverheißung und Parteienlogik ...    Katharina Dahme im Gespräch (SB)

INTERVIEW/468: Die Linke - menschen- und alltagsnah ...    Raul Zelik im Gespräch (SB)

INTERVIEW/469: Die Linke - Widerspruchsspektren ...    Fabian Blunck im Gespräch (SB)

INTERVIEW/470: Die Linke - gegen Parteipräferenzen ...    Thies Gleiss im Gespräch (SB)

INTERVIEW/471: Die Linke - Knick im Internationalismus ...    Ferat Kocak im Gespräch (SB)


17. Januar 2020
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FRAUEN/815: Kampagne EDELGARD - Sicherheit für Frauen und Mädchen an geschützten Orten (idw)

ZB MED - Informationszentrum Lebenswissenschaften - 16.01.2020

EDELGARD schützt - jetzt auch bei ZB MED: Sicherheit für Frauen und
Mädchen an geschützten Orten



EDELGARD ist eine Kampagne der Kölner Initiative gegen sexualisierte
Gewalt. Sie setzt sich für mehr Schutz von Frauen und Mädchen im
öffentlichen Raum ein. Gemeinsam mit ihren Kooperationspartnerinnen und
-partnern schafft die Initiative immer mehr Orte in der Stadt, an denen
Frauen und Mädchen während der Öffnungszeiten unkompliziert und direkt
Unterstützung bekommen, wenn sie sich belästigt oder bedroht fühlen. Der
Kölner Standort von ZB MED - Informationszentrum Lebenswissenschaften -
auf dem Gelände der Uniklinik gelegen - zählt seit dieser Woche zu den
geschützten Orten.

Frauen und Mädchen sollen sich ohne Unsicherheit und Angst in der Stadt
bewegen können und ihre täglichen Wege gehen. Sie sollen ihr Leben so
gestalten, wie sie es wollen. Tatsache ist jedoch, dass Übergriffe
alltäglich und öffentlich stattfinden. Das Spektrum reicht von abfälligen
Kommentaren auf der Straße über scheinbar harmloses Anstarren in der Bahn
bis zu sexueller Belästigung und körperlicher Gewalt.

Mit EDELGARD schützt finden Frauen und Mädchen bei Übergriffen und akuter
Bedrohung Orte, wo sie durchatmen können und Unterstützung finden, um ihre
nächsten Schritte zu planen. Die geschützten Orte sind gut am
EDELGARD-Emblem zu erkennen, das als Aufkleber auf Tür oder Fenster sichtbar
ist. Seit dieser Woche engagiert sich auch ZB MED als Teil des Projektes für
mehr Sicherheit von Frauen und Mädchen. Die Bibliothek am Standort Köln
bietet nun Betroffenen - auch bedrohten Jungen und Männern - einen
geschützten Ort. Dort finden sie Hilfe, können telefonieren und erste
Maßnahmen treffen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Benutzungsbereich von ZB MED
haben eine Einführungsveranstaltung bei der EDELGARD-Fachfrau Frauke Mahr
besucht, der direkt vor Ort stattfand. Die Teilnehmenden haben dabei einen
Handlungsleitfaden bekommen und dadurch das nötige Handwerkszeug, um
Frauen und Mädchen in Notsituationen unterstützen zu können.


Weitere Informationen unter:

https://edelgard.koeln/

EDELGARD schützt

https://edelgard.koeln/edelgard-geschuetzte-orte/

- Liste der geschützten Orte

https://www.koelner-initiative-gegen-sexualisierte-gewalt.de/

- Kölner Initiative gegen sexualisierte Gewalt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution746

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ZB MED - Informationszentrum Lebenswissenschaften, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKUSSION/483: Mainz - Peter Frey im Gespräch mit Damian Boeselager und Lukas Rietzschel, 25.1.2020

Staatstheater Mainz

Deine Zauber binden wieder

Peter Frey im Gespräch mit Damian Boeselager und Lukas Rietzschel

25. Januar, 11 Uhr, im Kleinen Haus

Eintritt: 9,50 €



In der Gesprächsreihe Deine Zauber binden wieder diskutiert
Peter Frey mit wechselnden Gästen aus Kultur, Politik und
Wissenschaft. Am 25. Januar um 11 Uhr sind Damian Boeselager, der
Mitbegründer der ersten paneuropäischen Partei VOLT, sowie Lukas
Rietzschel, der Autor des Romans Mit der Faust in die Welt
schlagen, zu Gast im Kleinen Haus.

An diesem Samstagvormittag freuen wir uns auf zwei junge Männer, die
auf ihre ganz eigene Weise für ein demokratisches europäisches
Zusammenleben kämpfen - der eine auf der großen politischen Bühne, der
andere in der Provinz in Ostdeutschland: Damian Boeselager ist der
Mitbegründer der ersten paneuropäischen Partei VOLT, die er
"progressiv in unseren Inhalten und der Art, wie wir Politik machen,
nämlich als Graswurzelbewegung, die europaweit digital vernetzt ist,"
nennt. Nach den Europawahlen und einem beeindruckenden Wahlergebnis
aus dem Stand zog er als einziger Abgeordneter der Partei in das
Europaparlament ein. Dort in Brüssel muss er nun inhaltliche und
strategische Allianzen schmieden und sich für seine politischen Ziele
mit den Abgeordneten anderer Parteien zusammentun. Wie gestaltet sich
für ihn das konkrete Handeln in der europäischen Politbürokratie?

Lukas Rietzschel wurde 1994 in Räckelwitz geboren, studierte
Politikwissenschaften, Germanistik sowie Kulturmanagement im Westen
und kehrte dann zurück in die ostdeutsche Provinz, nach Görlitz. "Man
muss da sein, wo es wehtut", sagte er selbst in einem Interview mit
dem Deutschlandfunk. Sein 2018 erschienener Debütroman Mit der Faust
in die Welt schlagen wurde in der Zeitschrift STERN als "einer der
wichtigsten und besten Romane des Jahres" bezeichnet. Er erzählt darin
von der Verwahrlosung und Perspektivlosigkeit weit entfernt von allen
Metropolen, in Sachsen auf dem Land. Von dem Humus also, auf dem
Fremdenhass gedeiht und Neonazis den Ton angeben. Das Besondere an dem
Buch und an Lukas Rietzschel ist, dass er keine Anklage erhebt,
sondern als Chronist und Autor zu verstehen versucht.


Die nächsten Premieren

Manon Lescaut

von Giacomo Puccini

25. Januar, 19:30 Uhr

Großes Haus

Werther

nach Johann Wolfgang von Goethe

9. Februar, 18 Uhr

Großes Haus

Popcorn (UA)

von Andreas Denk

11. Februar, 10:30 Uhr

U17

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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DISKUSSION/482: Berlin - Wie öffentlich soll Wissenschaft sein?, 27.1.20

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina

Wie öffentlich soll Wissenschaft sein? 

Diskussion zu gesellschaftlichem Engagement von Forscherinnen und Forschern



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler werden zunehmend dazu
aufgefordert, sich über ihre Forschung hinaus für die Gesellschaft zu
engagieren, zum Beispiel in der Klimaschutzbewegung oder im Kampf gegen
Populismus und Fake News. "Wie öffentlich soll Wissenschaft sein?" fragen
deswegen die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina und das
Institute for Advanced Sustainability Studies und Population Europe am
Max-Planck-Institut für demografische Forschung in einer Podiumsdiskussion
am Montag, 27. Januar in Berlin.

Podiumsdiskussion

"Grenzüberschreitungen: Wie öffentlich soll Wissenschaft sein?"

Montag, 27. Januar 2020, 19:00 bis 21:00 Uhr

WissenschaftsForum, Markgrafenstraße 37, 10117 Berlin

Forschung wird immer häufiger unter dem Aspekt ihrer gesellschaftlichen
Wirkung bewertet. Zusätzlich fordern gesellschaftliche Akteure eine
stärkere Transparenz der Wissensbasis gesellschaftlicher Entscheidungen
ein. Dies wirft eine Vielzahl von Fragen auf, die im Rahmen der
Veranstaltung mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wissenschaft und
Politik diskutiert werden. Sie berichten, wie Wissenschaftseinrichtungen
mit politischen Akteuren umgehen, die ihre Agenda mitbestimmen oder ihre
Ergebnisse umdeuten wollen. Zudem diskutieren sie den Einfluss neuer
Kommunikationskanäle wie der Sozialen Medien, zeigen Wege auf, wie
Wissenschaft mit ihren Botschaften in gesellschaftlichen Fragen Gehör
finden kann und welche Erwartungen unterschiedliche Zielgruppen an die
Wissenschaft haben.

Auf dem Podium diskutieren:


	Prof. Dr. Antje Boetius, Mitglied der Leopoldina, Direktorin des Alfred-Wegener-Instituts - Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, Vorsitzende des Lenkungsausschusses von Wissenschaft im Dialog und Professorin für Geomikrobiologie an der Universität Bremen

	Dr. Michael Meister, Mitglied des Bundestages und Parlamentarischer Staatssekretär bei der Bundesministerin für Bildung und Forschung

	Prof. Dr. Patrizia Nanz, Wissenschaftliche Direktorin am Institute for Advanced Sustainability Studies (IASS) in Potsdam und Professorin für transformative Nachhaltigkeitswissenschaft an der Universität Potsdam

	Prof. Regina T. Riphahn, Ph.D., Mitglied und Vizepräsidentin der Leopoldina und Inhaberin des Lehrstuhls für Statistik und empirische Wirtschaftsforschung an der Universität Erlangen-Nürnberg

	Dr. Ernst Dieter Rossmann, Mitglied des Bundestages und Vorsitzender des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung.



Die Moderation übernimmt Dr. Andreas Edel, Executive Secretary des
europäischen Forschungsnetzwerks Population Europe am Max-Planck-Institut
für demografische Forschung, Berlin.


Weitere Informationen unter:

http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2772/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3002: Mindestlöhne kontrollieren - Reformvorschläge aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (idw)

Universität Duisburg-Essen - 16.01.2020

Mindestlöhne kontrollieren - Reformvorschläge aus dem IAQ



Damit Mindestlöhne in Betrieben eingehalten werden, bedarf es mehr und
effektiverer Kontrollen. Aufgrund intransparenter Arbeitsbedingungen,
unterschiedlicher Regelungen für bestimmte Arbeitsformen und immer
komplexerer Zuliefererketten ist die Überprüfung für die zuständigen
Behörden heute viel schwieriger als in der Vergangenheit. "Für eine
wirksame Abschreckung müssen Kontrollen an der Spitze der
Wertschöpfungskette ansetzen, nicht erst auf der Baustelle oder im
Supermarkt", fordert ein aktueller Report aus dem Institut Arbeit und
Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen (UDE).

Das IAQ-Team mit Prof. Dr. Gerhard Bosch, Frederic Hüttenhoff und Dr.
Claudia Weinkopf hat die Probleme bei der Durchsetzung (Enforcement) und
Einhaltung (Compliance) von Mindestlöhnen untersucht und liefert damit
eine erste umfassende empirische Untersuchung zur Kontrolle von
Mindestlöhnen in Deutschland.

Probleme sieht das IAQ-Team vor allem in Risikobranchen mit vielen
Kleinbetrieben, wechselnden Arbeitszeiten und Einsatzorten sowie in Firmen
ohne Tarifbindung und ohne Betriebsräte. Viele Beschäftigte wissen gar
nicht, welche Lohnbestandteile auf den Mindestlohnanspruch angerechnet
werden dürfen. Bei Verstößen müssen sie in Deutschland selbst vor Gericht
ziehen, um vorenthaltene Entgelte einzuklagen. Das machen aber nur wenige.

Wenn die Kontrollkräfte nur auf Hinweise reagieren, sind überdies schnell
alle Ressourcen verbraucht, ohne die Verhaltensweisen in der Wirtschaft
nachhaltig zu verändern. Das IAQ-Team setzt deshalb auf Prävention: Um die
Selbstkontrollen durch die Sozialpartner zu stärken, müsste die
Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen, d.h. die Übertragung
tarifvertraglicher Rechtsnormen auf bisher nicht tarifgebundene
Arbeitgeber und Beschäftigte, deutlich erleichtert werden.

Unternehmen an der Spitze von Wertschöpfungsketten wie im Baugewerbe
sollten selbst dafür sorgen, dass auch ihre Subunternehmen
Mindeststandards einhalten. Diese gehörten in die Entscheidungs- und
Produktionsprozesse eingebaut; auch müssten verbindliche
Compliance-Vereinbarungen mit Generalunternehmen abgeschlossen werden.

Das IAQ betont außerdem, dass Beschäftigte wissen müssen, was zur
bezahlten Arbeitszeit zählt und was nicht. Dafür bedarf es einer
manipulationssicheren Erfassung der Arbeitszeit, auf die die Beschäftigten
jederzeit das Recht zur Einsicht haben. Schließlich ließe sich auch die
Durchsetzung von Mindestlohnansprüchen verbessern. So könnten die
Kontrollbehörden den Geschädigten Erkenntnisse aus den Prüfungen für
gerichtliche Verfahren zur Verfügung stellen.


Originalpublikation:

https://www.iaq.uni-due.de/iaq-report/2020/report2020-01.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/575: Bundesnetzagentur sperrt 4,5 Millionen unsichere Produkte (BNA)

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 15.01.2020

Bundesnetzagentur sperrt 4,5 Millionen unsichere Produkte


Marktüberwachung leistet Beitrag zum Verbraucherschutz



Im Jahr 2019 hat die Bundesnetzagentur 4,5 Millionen unsichere
Produkte gesperrt. In der Online-Marktüberwachung hat die
Bundesnetzagentur den Verkauf von rund 3,5 Millionen Produkten
verboten. Diese Geräte können Funkstörungen bzw. elektromagnetische
Unverträglichkeiten verursachen und dürfen in der EU nicht vertrieben
werden.

Weitere rund 600.000 Produkte hat die Behörde 2019 mit
Vertriebsverboten oder Korrekturmaßnahmen bei Wirtschaftsakteuren in
Deutschland belegt. Außerdem wurde die Einfuhr von knapp 400.000 nicht
konformen Produkten nach Deutschland untersagt.

Internethandel: Minispion-Detektoren, Bluetooth-Lautsprecher
und Störsender

Auch 2019 richteten sich de Ermittlungen der Bundesnetzagentur wieder
auf einzelne Online-Händler, die hohe Stückzahlen im Internet anboten.
So konnten Anbieter von sogenannten Minispion-Detektoren - auch
Wanzenfinder genannt - ermittelt werden. Die in millionenfacher
Stückzahl angebotenen Geräte fielen vor allem durch formale Mängel,
wie fehlender CE-Kennzeichnung oder fehlender deutscher
Bedienungsanleitung auf. Geräte, die das CE-Kennzeichnen nicht tragen,
sind nicht für den europäischen Markt vorgesehen und können ein Risiko
für den Verbraucher darstellen.

Unter den insgesamt 3,5 Millionen nicht konformen Geräten befanden
sich unter anderem mehr als 600.000 Bluetooth-Lautsprecher, sowie fast
500.000 Störsender, deren Be- und Vertrieb in Europa nicht zulässig
ist, weil durch den Einsatz Kommunikationsdienste (z.B. Mobilfunk oder
GPS-Navigationsdienste) gestört und Notrufe verhindert werden können.
Solche Geräte werden häufig illegal bei der Durchführung von
Straftaten eingesetzt.

Zusammenarbeit mit dem Zoll

Verbraucher bestellen immer mehr Produkte online direkt aus
Drittstaaten. Daher arbeitet die Bundesnetzagentur intensiv mit dem
Zoll zusammen.

Der Zoll hat 2019 insgesamt 13.000 verdächtige Warensendungen an die
Bundesnetzagentur gemeldet. In mehr als 90 Prozent der Fälle erfolgte
keine Freigabe der Produkte für den deutschen Markt. Insgesamt waren
rund 400.000 Produkte betroffen.

Marktüberwachung im deutschen Einzelhandel

Die von der Bundesnetzagentur geprüfte Anzahl von Gerätetypen im
deutschen Einzelhandel belief sich im Jahr 2019 auf über 5.400. Die
Behörde hat insgesamt 59 Vertriebsverbote und 721
Festsetzungsschreiben zur Behebung formaler Mängel für nicht konforme
Produkte erlassen. Es waren rund 600.000 Produkte betroffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15.01.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/574: Zahl der Beschwerden zu unerlaubter Telefonwerbung leicht gesunken (BNA)

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 15.01.2020

Zahl der Beschwerden zu unerlaubter Telefonwerbung leicht
gesunken

Präsident Homann: "Unsere Maßnahmen schützen Verbraucher erfolgreich"



Die Bundesnetzagentur hat im vergangenen Jahr rund 57.600
Beschwerden zu unerlaubter Telefonwerbung erhalten. Zu
Rufnummernmissbrauch gingen rund 125.500 schriftliche Beschwerden und
Anfragen ein.


"Wir setzen uns unvermindert für die Rechte der Verbraucher ein
und haben erneut hohe Bußgelder wegen unerlaubter Telefonwerbung
verhängt", sagt Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur.
"Erfolge unserer Arbeit sehen wir im Jahr 2019 beim Schutz der
Verbraucher vor Ping-Anrufen. Hier sind die Beschwerdezahlen deutlich
zurückgegangen"

Unerlaubte Telefonwerbung

Die Beschwerden zu unerlaubter Telefonwerbung sind im vergangenen Jahr
von rund 62.200 auf rund 57.600 leicht gesunken. Gleichzeitig setzt
die Bundesnetzagentur ihren Kurs gegen unlauter agierende Unternehmen
weiter fort. Im Jahr 2019 hat sie Bußgelder in Höhe von über 1,3 Mio.
Euro verhängt. Im Vorjahr waren es 1,1 Mio. Euro.

Unerlaubte Werbeanrufe zu Strom- und Gaslieferverträgen bildeten 2019
wie schon in den Vorjahren einen thematischen Schwerpunkt. Daneben
fiel ein deutliches Anwachsen der Beschwerden in den Sektoren
Telekommunikation sowie Finanz- und Versicherungsprodukte auf. Auch
über Telefonwerbung zu Gewinnspielen und Printabonnements beschwerten
sich deutlich mehr Verbraucherinnen und Verbraucher als 2018.

Allein im Dezember konnte die Bundesnetzagentur drei große Verfahren
wegen unerlaubter Telefonwerbung abschließen. In allen Fällen wurde
das Verbot unerlaubter Telefonwerbung in erheblichem Umfang verletzt.
Es kam zu teilweise massiven und langanhaltenden Belästigungen der
angerufenen Verbraucherinnen und Verbraucher. Eine der Hauptursachen
hierfür war, dass die Unternehmen die Echtheit und Aktualität der für
die Anrufe verwendeten Einwilligungsdaten der Verbraucherinnen und
Verbraucher nicht hinreichend sichergestellt hatten.

Rufnummernmissbrauch

Zum Rufnummernmissbrauch ist mit rund 125.500 schriftlichen
Beschwerden und Anfragen ein leichter Anstieg gegenüber dem Vorjahr
mit (rund 116.500) zu verzeichnen. Zur Bekämpfung hat die
Bundesnetzagentur rund 530 Rufnummern abgeschaltet und zu rund 6.700
Rufnummern Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote erlassen.
Hierdurch konnten insbesondere in Fällen von Routerhacking
unberechtigte Zahlungen in erheblichem Umfang aufgehalten werden.

Mehr als 31.000 schriftliche Beschwerden betrafen sog. Ping-Anrufe
unter Anzeige ausländischer Rufnummern. Allein im Januar 2019 gingen
13.076 Beschwerden zu Ping-Anrufen bei der Behörde ein, nachdem die
zunächst auf ein Jahr befristete Preisansageverpflichtung für
auffällige Länderkennzahlen Ende 2018 ausgelaufen war. Zum Schutze der
Verbraucher hat die Bundesnetzagentur daher erneut angeordnet, dass in
Mobilfunknetzen für bestimmte internationale Vorwahlen eine kostenlose
Preisansage geschaltet werden muss. Die Ansagepflicht wurde auf
insgesamt 56 internationale Rufnummern erweitert.

Die Bundesnetzagentur hat im Oktober 2019 Vorgaben für die Abrechnung
von Drittanbieterdienstleistungen über die Mobilfunkrechnung
festgelegt. So werden die Verbraucher vor ungewollten Abrechnungen und
sog. "Abo-Fallen" geschützt. Mobilfunkunternehmen müssen die Vorgaben
spätestens bis zum 1. Februar 2020 einführen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15.01.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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MELDUNG/640: Versicherung der Versicherung - Rechtssicherheit wagen (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 16.01.2020

Versicherung der Versicherung: Rechtssicherheit wagen

Der Jurist Dr. Kevin Bork hat die rechtlichen Mechanismen bei
Rückversicherungsverträgen untersucht.



Haftpflicht, Brandschutz, Unfall - der moderne Mensch sichert sich nach
Möglichkeit gegen die Risiken des Lebens ab. Doch was, wenn das
Versicherungsunternehmen nicht zahlen kann? Absicherung schafft unter
anderem die Rückversicherung. Der Jurist Dr. Kevin Bork hat in seiner
Dissertation untersucht, inwiefern der Versicherer auf die Leistung seines
Versicherers berechtigterweise vertrauen darf.

Die moderne Zivilgesellschaft ist ohne die durch Versicherung möglich
gewordene Absicherung nicht denkbar. Das System ist jedoch nur dann
funktionsfähig, wenn der Versicherungsnehmer darauf vertrauen darf, dass
sein Versicherer im Schadensfall finanziell in der Lage ist, die
vereinbarte Leistung zu erbringen. In der Praxis wird dies durch
umfangreiche Kapitalreserven der Versicherungsunternehmen gewährleistet,
aber auch durch die "Versicherung der Versicherung", die sogenannten
Rückversicherer.

Dieser Rückversicherungsmarkt unterliegt zwar ebenso der staatlichen
Aufsicht, der Gesetzgeber verzichtet jedoch im Gegensatz zu dem Verhältnis
zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer auf eine gesetzliche Regelung
des Rückversicherungsvertrages mit dem Argument, die Vertragsparteien
bedürften aufgrund ihrer Professionalität keines besonderen Schutzes.
Bislang weitgehend unbeachtet blieb dabei der Umstand, dass die
Ausgestaltung des Rückversicherungsvertrages in seinen Rechten und
Pflichten durchaus Auswirkungen auf das Verhalten des Versicherers
gegenüber seinen Versicherungsnehmern, also den Verbrauchern, hat. Am
deutlichsten tritt dieses Phänomen am Beispiel der sogenannten
Folgepflicht auf, nach welcher die Entscheidungen des Versicherers
gegenüber dem Versicherungsnehmer auch für den Rückversicherer bindend
sind. Die Folgepflicht besagt, dass der Rückversicherer die Entscheidung
des Versicherers, ob und in welcher Höhe er einen Schaden ersetzt, (in
bestimmten Grenzen) gegen sich gelten lassen muss, d.h. nicht noch einmal
die rechtliche Frage der Leistungspflicht des Versicherers bewerten darf.
Um die Grenzen dieser Folgepflicht ranken sich die unterschiedlichsten
Legenden. Die Arbeit räumt hiermit auf und ergründet einen neuen
dogmatischen Ansatz für die Folgepflicht.

Die Grenzen der Folgepflicht sind bis heute nicht klar definiert oder
dogmatisch ergründet - und das trotz Beitragseinnahmen der
Rückversicherungsbranche in Höhe von mehr als 200 Milliarden US-Dollar
allein im Jahr 2017. Der Rechtsanwender wird bislang pauschal auf die
englische Rechtsprechung, vermeintlich bestehende Handelsbräuche und
vielsagende allgemeine vertragsrechtliche Grundsätze verwiesen. Vor diesem
Hintergrund führt die Arbeit die Folgepflicht erstmals einer umfassenden
Würdigung zu und ergründet ein weiteres Verständnis der Folgepflicht auf
Basis eines neuen dogmatischen Ansatzes. Mehr Rechtssicherheit würde, so
der Autor, zu einem kalkulierbareren Rückversicherungsschutz führen und so
letztlich nicht nur den Parteien des Rückversicherungsvertrages, sondern
mittelbar auch der modernen Zivilgesellschaft und ihren Individuen dienen,
da sie eine Bewertung durch die staatliche Aufsicht ermöglicht und so
langfristig die Leistungsfähigkeit des Versicherers sichert.


Originalpublikation:

Kevin Bork,

Tension of Reinsurance: die Folgepflicht des Rückversicherers
im Licht des Regulierungsermessens des Erstversicherers (Diss. 2019),

XXIII + 406 Seiten, RuR 67 (Reihe »Rechtsvergleichung und
Rechtsvereinheitlichung«,

hrsg. von der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.;

ISSN: 1861-5449), Mohr Siebeck, Tübingen; ISBN: 978-3-16-158934-8.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/800: Keine Erzwingungshaft ohne Vollstreckungsversuch bei hoher Geldbuße (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 17. Januar 2020

Keine Erzwingungshaft ohne Vollstreckungsversuch bei hoher Geldbuße



Dortmund/Berlin (DAV). Wer eine Geldbuße nicht zahlt, dem kann
Erzwingungshaft drohen. Voraussetzung ist allerdings, dass die
zuständige Behörde zunächst versucht hat, die Geldbuße zu
vollstrecken. Anderenfalls ist die Erzwingungshaft unverhältnismäßig.
Bei einer hohen Geldbuße von etwa 1.500 Euro muss die Behörde zunächst
Maßnahmen wie eine Durchsuchung oder Pfändung von Wertgegenständen
ergriffen haben. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des Amtsgerichts
Dortmund vom 5. März 2019 (AZ: 729 OWi 10/19).

Der Mann hatte eine Geldbuße in Höhe von 1.500 Euro erhalten. Da er
nicht zahlte, beantragte die Verwaltungsbehörde Erzwingungshaft. In
dem Antrag führte die Behörde lediglich aus, dass sie den Schuldner
bei zwei Terminen nicht angetroffen habe und dieser auf Anschreiben
nicht reagiere.

Der Antrag der Behörde wurde abgewiesen. Aus dem Antrag könne man
nicht erkennen, dass die Behörde Vollstreckungsversuche unternommen
habe, so das Gericht. Daher sei die Anordnung von Erzwingungshaft
unverhältnismäßig und abzulehnen.

Angesichts der hohen Geldbuße hätten solche Vollstreckungsversuche -
vor der Inhaftierung als schwerstem Mittel der Vollstreckung -
Vorrang. Man müsse auch beachten, dass üblicherweise je 30 bis 50 Euro
Geldbuße in einen Tag Haftdauer umgerechnet würden. Es stünde also
eine erhebliche Haftdauer im Raum. Vorrangig hätte die Behörde
zunächst Durchsuchungshandlungen oder die Pfändung von
Wertgegenständen oder des Kontos durchführen müssen. Trotz des
Hinweises wollte die Behörde den Antrag auf Haft nicht zurücknehmen,
daher musste das Gericht diesen zurückweisen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 04/20 vom 17. Januar 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VERKEHR/799: Überhöhte Geschwindigkeit - Fahrer unbekannt, Halter muss Fahrtenbuch führen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 17. Januar 2020

Überhöhte Geschwindigkeit: Fahrer unbekannt - Halter muss Fahrtenbuch führen



Mainz/Berlin (DAV). Kann nach einem Verkehrsverstoß der Fahrer nicht
ermittelt werden, wird unter Umständen der Halter verpflichtet, ein
Fahrtenbuch zu führen. Über eine entsprechende Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Mainz vom 8. November 2019 (AZ: 3 L 1039/19.MZ)
informiert die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV).

Der Autofahrer hatte die zulässige Höchstgeschwindigkeit vom 80 km/h
um 34 km/h überschritten - eine Verkehrsordnungswidrigkeit, die neben
einem Bußgeld in Höhe von 120 Euro zu einem Punkt im
Verkehrszentralregister führt. Die Polizei konnte ihn jedoch nicht
ermitteln. Sie hatte unter anderem mehrfach versucht, den Halter des
Fahrzeugs zuhause aufzusuchen und sich um behördliche Vergleichsfotos
bemüht. Der Halter verweigerte am Telefon seine Mitwirkung an der
Aufklärung des Sachverhalts. Als er die Auflage erhielt, für 15 Monate
ein Fahrtenbuch zu führen, wehrte er sich gerichtlich dagegen.

Die Fahrtenbuchauflage ist gerechtfertigt, entschied das Gericht. Der
vorgesehene eine Punkt im Verkehrszentralregister zeige die Schwere
des Verkehrsverstoßes. Der Halter habe die Mitwirkung bei der
Ermittlung verweigert. Angesichts der Höhe der
Geschwindigkeitsüberschreitung, der Wiederholungsgefahr und der
fehlenden Aufklärungsbereitschaft des Halters sei eine
Fahrtenbuchauflage für die Dauer von 15 Monaten angemessen. Mit der
Pflicht zum Führen eines Fahrtenbuchs solle nämlich die Verfolgung
eines künftigen Verstoßes ohne Schwierigkeiten ermöglicht werden. Der
Halter werde in die Verantwortung genommen - schließlich habe es ihm
freigestanden habe, den Kreis der möglichen Fahrer zu benennen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 03/20 vom 17. Januar 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VÖLKERRECHT/073: Doppelter Blick auf die Geschichte des Völkerrechts (idw)

Universität zu Köln - 16.01.2020

Doppelter Blick auf die Geschichte des Völkerrechts

• Der Historiker Fabian Klose und der Völkerrechtler Claus Kreß
begründen Kooperation über die Geschichte des Völkerrechts

• Das Projekt startet im April mit einem Seminar für Studierende
beider Fächer



Humanitäre Intervention, Kolonialismus, Freiheitskriege - ein Teil der
Geschichte des Völkerrechts ist die Geschichte der großen
Auseinandersetzungen zwischen Staaten. Was früher das ius in bello, das
Kriegsvölkerrecht war, das hat sich bis heute zum Humanitären Völkerrecht
entwickelt. Professor Dr. Fabian Klose, neuer Lehrstuhlinhaber für
Internationale Geschichte und Historische Friedens- und Konfliktforschung
und Professor Dr. Claus Kreß, Völkerrechtler und Direktor des Institute
for International Peace and Security Law gehen das Thema nun gemeinsam
an.

Beide wollen langfristig in Forschung und Lehre kooperieren. "In
Versailles saßen die Deutschen noch auf der Anklagebank", erklärt der
Völkerrechtler Kreß. "Mehr als 70 Jahre später war Deutschland auf einmal
eine Kraft, die die Entwicklung des Völkerrechts forciert hat." Jeder
Staat weltweit hat seine eigene Haltung zum Humanitären Völkerrecht und
zum internationalen Strafgerichtshof entwickelt. "Das kann ein
Rechtswissenschaftler zwar ansatzweise beantworten, letztlich aber viel
besser, wenn er mit einem Historiker zusammenarbeitet, der die jeweilige
rechtspolitische Haltung in ihren größeren Kontext einzubetten versteht."
"Den HistorikerInnen fehlt häufig die allerletzte völkerrechtliche
Expertise. Wenn man aber mit jemanden wie Claus Kreß ein derartiges
Kooperationsprojekt starten kann, dann ist das ein großer Gewinn", so
Klose.

Die Zusammenarbeit wird auf drei Säulen ruhen: Forschung, Lehre und einer
neuen Vortragsreihe mit internationalen Gastwissenschaftler und
Gastwissenschaftlerinnen. "Wir sind jetzt startklar und können den
Studierenden nun unser erstes Seminar ankündigen", sagt Kreß: Für das
Sommersemester 2020 bieten Klose und Kreß ein interdisziplinäres Seminar
zur Geschichte des Völkerrechts: "Vom Kriegsrecht zum Humanitären
Völkerrecht? Das Völkerrecht der bewaffneten Konflikte vom 19. bis 21.
Jahrhundert".

Das Seminar wird die Geschichte des Völkerrechts der bewaffneten Konflikte
von der Pariser Seerechtsdeklaration 1856 bis zum so genannten "Krieg
gegen den Terror" behandeln.

Die beiden Professoren haben ihre Zusammenarbeit seit über einem Jahr
geplant: Seminare, Vortragsreihe und Forschungsprojekte. "Wir wissen nicht
wie unsere Studenten darauf reagieren, aber wir beide haben Riesenlust,
das anzugehen", erklärt Kreß. "Man muss sich auf die Perspektive des
anderen Fachs einlassen. Das sollte bei entsprechender Neugier nicht
schwer sein", ergänzt Klose.

Zusätzlich zu dem Seminar wird es ab April die neue gemeinsame
Vortragsreihe "Cologne Lecture on International History and International
Law" geben. Den Auftakt hierzu wird Prof. Dr. Andrew Thompson, Oxford
University, am 22. April mit seinem Vortrag "Nelson Mandela on Robben
Island. To What Extent Can International Law Provide Protection for
Political Prisoners?" bilden.

Dazu kommt im September eine von Historikern ausgerichtete und von der
Volkswagenstiftung geförderte Herrenhäuser-Konferenz "Governing
Humanitarianism. Past, Present, and Future", an der Claus Kreß teilnehmen
wird. Außerdem werden die Wissenschaftler gemeinsame Forschungsthemen
angehen: "Wir denken auch an ein größeres internationales Projekt mit
interdisziplinären Tandems aus mehreren Ländern", so Kreß.

Die beiden Wissenschaftler sehen eine Fülle interessanter
Forschungsthemen, die sie in Zukunft bearbeiten wollen: Kolonialkriege,
Humanitäre Interventionen, Friedensverträge, Internationale
Gerichtsbarkeit: "Wir möchten uns natürlich auch mit den Gegenwartsfragen
beschäftigen, die sich aus alldem ergeben.", erklärt Fabian Klose. "Es ist
auch für einen Historiker spannend, über Lösungsansätze für aktuelle
Probleme im Licht historischer Erfahrungen nachzudenken", so der
Historiker. "Unser Anspruch kann nicht sein, stets zur goldenen Lösung zu
kommen. Aber soweit wir glauben, einen solchen Gedankenanstoß geben zu
können, wir möchten schon auch zu aktuellen Themen Stellung beziehen."


Internet:

https://www.iipsl.jura.uni-koeln.de/sites/strafrecht_kress/Materialien/WS_2019_2020/Semesterplan_Humanitaeres_Voelkerrecht.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07152: Mentaler Niederwurf (SB)

Nichts beschämt einen Schachspieler so sehr, wie wenn er Zeuge der
Hinrichtung seines eigenen Königs werden muß, wenn sich also jenseits
seines Zugriffs die Kräfte zum vernichtenden Niederwurf zusammenrotten
und er nichts anderes zu tun vermag, als wie eine zur Hilflosigkeit
verdammte Figur das Wirken der Geschehnisse an sich selbst zu
erfahren. All sein Denken entlarvt sich dann als der blasse
Widerschein von nicht zu erreichender Rettung. Er sieht die Dinge auf
sich zukommen, er weiß um das Unvermeidliche und auch, daß ein Fehler,
nun unwiderruflich geworden, sein Handeln in den letzten Zügen
diktiert hatte. Ins Erleben der eigenen Verletzlichkeit mischt sich
allenfalls ein Tropfen von der Bewunderung für seinen Kontrahenten.
Doch da er sich als etwas Unfertiges begreift, wandelt sich dieses
Glitzern, rasch alles Gefühl vergiftend, in Neid und so zaubert er
zuletzt nur ein flüchtiges Lächeln auf seine Lippen und legt seinen
König um. Nicht wahr, Wanderer, wie lächerlich ist doch jene
Auffassung, die im Schach nur ein Spiel der Gedanken vermutet. Im
heutigen Rätsel der Sphinx scheint das Gefüge der Kräfte intakt zu
sein, doch der nächste Augenblick zerstörte alle Hoffnungen, an die
der Nachziehende sein Streben, seinen Stolz und auch sein schamloses
Streiten geknüpft hatte.






[image: SCHACH-SPHINX/07152: Mentaler Niederwurf (SB)]



Lewitzkij - Richter

Fernpartie 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Haarig ging die Partie für den schwarzen König zu Ende: 1.Th1xh7+!
Kh8xh7 2.Te1-h1+ Sg6-h4 3.Th1xh4+ Kh7-g6 4.f4-f5+ Kg6-g5 5.Lb2-c1+ Lb8-
f4 6.Lc1xf4#
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KURSUS/1212: Bielefeld - Stärkung für Mitte, Bauch und Rücken mit Elementen von Yoga und Pilates, ab 24.01.2020

Stadt Bielefeld

VHS-Kurs: Stärkung für Mitte, Bauch und Rücken



Bielefeld (bi). Fit und beweglich mit Yogalates: Ab Freitag, 24.
Januar, hat die Volkshochschule einen Kurs im Programm, der die
wesentlichen Elemente von Yoga und Pilates vereint. Yoga dehnt und
macht beweglich, Pilates stärkt die Körpermitte und ist optimales
Training für Bauch, Rücken und Beckenboden.

Kursleiterin Marit Frank vermittelt diese Kombination 18 Wochen lang
immer freitags von 12:45 bis 13:45 Uhr in der VHS im Ravensberger
Park.

Weitere Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung gibt's unter
Telefon 51-3008 oder auch im Internet auf www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/043: Bielefeld - Taijiquan kennenlernen, Schnuppertermin 25.01.2020

Stadt Bielefeld

Taijiquan in der VHS kennenlernen



Bielefeld (bi). Zu einem Schnuppertermin in Taijiquan lädt die
Volkshochschule am Samstag, 25. Januar. Von 13 bis 15:15 Uhr gibt der
erfahrene Trainer Igor Visnjevski Interessierten eine Einführung in
diese ruhige Bewegungsform. Das Ziel der Übungen ist eine bessere
Beweglichkeit, der Abbau von Stress und ein verbessertes
Gleichgewicht.

Der Kurs findet in der VHS im Ravensberger Park statt.

Weitere Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung gibt's unter Telefon
51-3008 oder auch im Internet auf www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.01.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1578: MOSES - zur rechten Zeit am rechten Ort (Umwelt Perspektiven)

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ


Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - Dezember 2019

MOSES - zur rechten Zeit am rechten Ort

von Benjamin Haerdle und Susanne Hufe




Der Klimawandel verändert unsere Umwelt und das hat Folgen.
Permafrostböden tauen auf und setzen Treibhausgase frei, Wetterextreme
wie Hitzewellen, Dürren und Starkregen nehmen zu. Diese hoch
dynamischen Ereignisse verändern unsere Erde und Umwelt langfristig
und großräumig. Doch wo genau, in welchem Ausmaß und mit welchen
Auswirkungen? Wissenslücken wie diese wollen Helmholtz-Forscher*innen
mit dem Beobachtungssystem MOSES schließen. Es besteht aus flexiblen
und mobilen Modulen, die darauf ausgelegt sind, die Wechselwirkungen
von kurzfristigen Events und langfristigen Trends in Erd- und
Umweltsystemen zu untersuchen. Derzeit ist es im Aufbau und wird für
den Einsatz vorbereitet. Ab 2022 soll MOSES startklar sein.


Das Tief Axel bescherte Süddeutschland Mitte Mai 2019 Dauerregen
und Unwetter. In Teilen Oberbayerns fielen an diesen Tagen so viele
Niederschläge wie sonst in einem Monat. Im Landkreis Weilheim-Schongau
trat der Fluss Ammer über die Ufer, Felder wurden geflutet. Mitten im
betroffenen Gebiet, in Fendt nahe Peißenberg, kamen genau zu der Zeit
Wissenschaftler*innen aus mehreren deutschen Forschungseinrichtungen
zusammen. Sie wollten gemeinsam erproben, wie sie Stoff- und
Energie-Austauschprozesse in Boden, Vegetation und Luft analysieren
können, die durch Hitzewellen und Dürre ausgelöst werden. Dabei
testeten sie insbesondere das Zusammenspiel mobiler Mess- und
Sensorsysteme, mit denen sich entscheidende Indikatoren dieser
Prozesse, etwa die Treibhausgasbilanz, die Bodenfeuchte, die Biomasse
und die Luftqualität, ermitteln lassen. Doch statt Sonnenschein und
frühlingshaften Temperaturen hieß es plötzlich Land unter an der
Ammer. Innerhalb weniger Stunden wurde das Beobachtungskonzept an die
neue Situation angepasst. Die Messsysteme, die eigentlich aufgebaut
waren, um einen Einsatz bei Hitze und Trockenheit zu proben, erfassten
stattdessen die Auswirkungen eines anderen Wetterextrems:
Starkniederschläge. Diese Flexibilität ist ein wesentliches
Markenzeichen für das Beobachtungssystem MOSES Modular Observation
Solutions for Earth Systems.

MOSES bündelt Kompetenzen der Helmholtz-Zentren

Seit dem Jahr 2017 treiben neun Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft gemeinsam den Aufbau der
Forschungsinfrastruktur MOSES voran, koordiniert vom UFZ in Leipzig.
30 Millionen Euro investiert Deutschlands größte außeruniversitäre
Forschungsgemeinschaft bis zum Jahr 2022, um Antworten auf drängende
Fragen zur langfristigen Entwicklung von Erd- und Umweltsystemen zu
liefern: Welche Auswirkungen haben kurzfristige, dynamische Ereignisse
wie Hitzewellen, Starkregen oder Dürren? Was passiert, wenn
Wetterextreme durch den Klimawandel häufiger werden und Ökosystemen
Zeit zur Erholung fehlt? Wie beeinflussen Ozeanwirbel den
Energietransport und die Nahrungsketten der Meere? Wie sehr steigen
die Treibhausgase der Atmosphäre an, wenn in der Arktis die
Permafrostböden auftauen?

Im Mittelpunkt von MOSES stehen vier Ereignistypen, die aufgrund ihrer
Relevanz für Klima- und Umweltveränderungen und ihrer
sozioökonomischen Auswirkungen ausgewählt wurden: Hitze und Dürre,
hydrologische Extreme, Ozeanwirbel und das abrupte Auftauen von
Permafrost. Ziel ist, eine Infrastruktur aufzubauen, die die direkten
Auswirkungen dieser Ereignisse auf die Erd- und Umweltsysteme
möglichst vollständig erfasst. Das hieße dann beispielsweise konkret,
den Verlauf eines Starkregens als ein mögliches hydrologisches Extrem
detailliert zu erfassen und zu untersuchen, unter welchen Bedingungen
in der betroffenen Region Hochwasser entsteht. Das können die Forscher
dann, so die Vision, mit all seinen Auswirkungen auf den Fluss und bis
ins Meer hinein verfolgen also vom Ursprung in der Atmosphäre bis hin
zu Reaktionen der Biosysteme.

Wenn wir einschätzen wollen, was extrem ist, müssen wir
 wissen, was normal ist, sagt Projektkoordinatorin Ute Weber.
 


Damit das gelingt, benötigen die MOSES-Forscher Sensor- und
Messsysteme, die den speziellen Anforderungen gerecht werden. Diese
jedoch gibt es nicht von der Stange zu kaufen. Deshalb werden die
Wissenschaftler ihr eigenes Baukastensystem zusammenstellen, das aus
vorhandenen Messsystemen der Helmholtz-Zentren und neu entwickelten
Technologien und Einzelgeräten besteht. Sie für den mobilen, flexiblen
und schnellen Einsatz weiterzuentwickeln und aufeinander abzustimmen,
ist eine der zentralen Aufgaben der MOSES-Aufbauphase bis 2022. Dieses
System of the Systems wird uns in die Lage versetzen, hoch dynamische
Ereignisse zur rechten Zeit und am rechten Ort in bislang nicht
gekannter räumlicher und zeitlicher Auflösung zu erfassen, fasst
MOSES-Projektkoordinatorin Dr. Ute Weber den Anspruch zusammen. Das
setzt jedoch nicht nur die gemeinsame Entwicklung und Systematisierung
von Inhalten und Technologien voraus, sondern auch die Zusammenarbeit
mit Beobachtungsplattformen und -netzwerken, die sich auf lange
Zeiträume fokussieren und über viele Jahre und Jahrzehnte
kontinuierlich erhobene Datenreihen verfügen. Wenn wir einschätzen
wollen, was extrem ist, müssen wir wissen, was normal ist, sagt sie.
Wissenschaftlich formuliert bedeute das, dass man dafür das
langfristige Systemverhalten kennen müsse. Zu den
Langzeitobservatorien, die mit MOSES kooperieren, zählen etwa das
Helmholtz-Observatorien-Netzwerk TERENO, das in vier sehr
unterschiedlichen Regionen in Deutschland die langfristigen
Auswirkungen des globalen Wandels auf terrestrische Umweltsysteme
untersucht, das Küstenobservatorium COSYNA, die europäische
Forschungsinfrastruktur zur Quantifizierung der Treibhausgasbilanz
ICOS oder der weltweite LTER-Verbund, in dessen Fokus
Langzeit-Ökosystemforschung steht.

 * 

MOSES-Baukastensystem

Die Mess- und Sensortechnik wird nach einem Baukastensystem in
insgesamt elf fachspezifischen Modulen bereitgestellt. Sie erfassen
alle Kompartimente - vom Meer (blau) über die Landoberfläche (grün)
bis in die Atmosphäre (grau) und sind flexibel für unterschiedliche
Ereignisse und in unterschiedlichen Regionen einsetzbar. Ergänzt
werden sie durch ein flugzeuggestütztes Tandem-L-System des DLR.
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Nicht minder wichtig sind eine bis ins Detail ausgeklügelte Logistik
und Organisation: Informationsketten sind zu etablieren,
verschiedenste Messgeräte aus den Forschungszentren sind an den Ort
des Geschehens zu transportieren, aufzubauen und in Betrieb zu nehmen,
Datenübertragungen zu organisieren, Behörden zu informieren,
personelle Ressourcen bereitzustellen. Für all das bleibt im akuten
Fall nicht viel Zeit: Die Vorwarnzeiten für die Einsätze bei Hitze und
Dürren betragen wenige Wochen, bei Starkregen und Hochwasser sogar nur
wenige Tage. Es kommt also darauf an, dass in der Planung ein Rädchen
in das andere greift, betont Ute Weber die Herausforderungen. Das
Zusammenspiel funktioniert nicht reibungslos von einem Tag auf den
anderen und kann schon gleich gar nicht nur in der Theorie gelöst
werden. Deshalb sind für die Aufbauphase etwa zehn Testkampagnen
geplant. Diese werden im Laufe der Zeit zunehmend komplexer, bis sie
die ablaufenden Prozesse in den vier Ereignistypen vollständig
abdecken.

Starkregen im Erzgebirge und Alpenvorland

Ein Starkregen hat Folgen nicht nur für die Region, in der er
niedergeht und eventuell Hochwasser auslöst, sondern auch für den
gesamten Fluss, den Boden, das Grundwasser und den Küstenbereich, in
dem der Fluss schließlich ins Meer mündet. Dies ist eine der vier
Wirkungsketten, die das MOSES-Konsortium untersuchen will. Am Anfang
der Kette stehen die Entwicklung von Starkregen und die Abflussbildung
bis zum Hochwasser. Deswegen hatten die Helmholtz-Forscher im
Müglitztal/Erzgebirge, wo im Jahr 2002 das Flüsschen Müglitz zu einem
reißenden Strom anschwoll, im Frühjahr 2019 ihre mobilen Messgeräte
aufgebaut. Sechs Starkregen haben die Forscher während ihres
dreimonatigen Einsatzes registriert und verschiedene Messtechniken
genutzt, um diese Ereignisse zu untersuchen.

Die Meteorologen um Prof. Christoph Kottmeier vom Karlsruher Institut
für Technologie (KIT) interessierten sich beispielsweise vor allem
dafür, wie Starkregen entsteht. Im Luftvolumen über dem Messort haben
wir mit unserer Lidar- und Radartechnik die Niederschlagsverteilung in
der Troposphäre aufgenommen, bis in zehn Kilometer Höhe und bis in 100
Kilometer Entfernung, erklärt er. Um den Einfluss von Gewittern zu
untersuchen, kamen Ballonsonden zum Einsatz, die bis 35 Kilometer hoch
aufsteigen können: Mit Wasserdampf-, Ozon- und Wolkeninstrumenten
analysierten Wissenschaftler insbesondere den Spurengastransport durch
das Gewitter in die Erdatmosphäre. Gravimeter registrierten
kontinuierlich den Grundwasservorrat, Druck- und Durchflusssensoren
zeichneten die Wasserstände und Durchflussmengen in der Müglitz und
ihren Zuflüssen auf. Zudem maßen Cosmic-Ray-Sensoren die Bodenfeuchte.
Die Bodenfeuchte ist eine zentrale Steuergröße für den Abfluss des
Regenwassers: Ist der Boden sehr feucht oder sehr trocken, fließt es
direkt über die Landoberfläche ab und es kommt schneller zu
Überflutungen, erklärt Ute Weber.

Auch bei der anfänglich erwähnten durch Tief Axel initiierten
Testkampagne im oberbayerischen Fendt, bei der es dann hauptsächlich
um die Auswirkungen des Starkregens im Untersuchungsgebiet ging,
spielte die Messung der Bodenfeuchte eine wichtige Rolle. Gleich drei
verschiedene Verfahren wurden getestet, die die Entwicklung der
Bodenfeuchte während und nach den Niederschlägen erfassen können: Zum
einen installierten die MOSES-Wissenschaftler ein 100 mal 100 Meter
großes Sensornetzwerk, das in der Lage ist, die für die
Verdunstungsberechnung wichtige Globalstrahlung an der Erdoberfläche
sowie Bodenfeuchte und -temperatur gleichzeitig an mehreren Stellen in
drei unterschiedlichen Tiefen zu messen. Zum anderen setzten sie auch
hier auf Cosmic Ray-Sensoren, um die Bodenfeuchte in einem Messradius
von 150 Metern und bis in eine Tiefe von 50 Zentimetern zu erfassen
stationär über 20 kleine Masten auf einem Quadratkilometer sowie mobil
und großräumig mit Geländefahrzeugen über unzählige Kilometer.

Niedrigwasser in der Elbe

Ähnlich wie zu starke Niederschläge haben auch zu geringe
Niederschläge und Hitzewellen überregionale Folgen. Diese lassen sich
entlang einer Wirkungskette über Flüsse bis ins Meer verfolgen. Das
war auch in diesem Sommer vielerorts sichtbar, zum Beispiel an der
Elbe. Am Pegel Strombrücke bei Magdeburg wurde Ende Juli 2019 mit 46
Zentimetern der Niedrigwasser-Rekord aus dem Jahr 2018 erneut
erreicht, das sind rund 40 Zentimeter weniger als das mittlere
Niedrigwasser zwischen 2006 und 2015.

Doch wie wirkt sich ein solch extremes Niedrigwasser auf die
Wasserqualität aus? Diese Frage stand im Mittelpunkt der
MOSES-Testkampagne Niedrigwasser im August 2019. In neun Tagen fuhren
Wissenschaftler und Techniker des UFZ mit ihrem Forschungsschiff ALBIS
580 Kilometer elbabwärts von der tschechischen Grenze bei Schmilka bis
nach Geesthacht bei Hamburg. An 24 Standorten machten sie halt, um
jeweils rechts, mittig und links in der Elbe Wasserproben zu
entnehmen. Mehr als 800 Proben kamen in dieser Zeit zusammen. Sie
werden derzeit einer aufwendigen Analyse in den UFZ-Laboren unterzogen
vor allem im Hinblick auf Nähr- und Schadstoffe sowie Algen und andere
Mikroorganismen. Diese detaillierten Messungen bei einem ausgeprägten
Niedrigwasser sind bisher einmalig. Die Daten helfen uns, den
Stoffhaushalt des Fließgewässers bei einer Extremsituationen zu
verstehen und Prognosen für die Zukunft abzuleiten, erklärt
UFZ-Gewässerökologe Prof. Markus Weitere.

Andere wichtige Wasserqualitätsparameter haben die Wissenschaftler
entlang der gesamten Fahrstrecke mit Multiparametersonden gemessen
etwa die Temperatur, den Sauerstoffgehalt, den pH-Wert, die
Phytoplankton-Konzentration oder die Trübung des Wassers.

Die hohen Wassertemperaturen von über 25 Grad beispielsweise machten
insbesondere Wanderfischarten wie dem Atlantischen Lachs zu schaffen.
Andere Tierarten profitierten dagegen von der wärmeren, algenreicheren
und trägeren Elbe: Die Asiatische Körbchenmuschel etwa vermehrte sich
stark. Ob die invasive Muschelart in der Elbe langfristig eine
dominante Stellung einnehme und damit einheimischen Muscheln den
Lebensraum streitig mache, lasse sich derzeit noch nicht abschließend
beantworten, sagt Markus Weitere. Das hinge auch davon ab, wie häufig
solche Hitze- und Dürreperioden in Zukunft auftreten, wie lange diese
dauern und wie sich die Temperaturen im Winter entwickeln.

Auch über die Phytoplankton-Konzentration im Elbeverlauf kann man
schon jetzt Einiges sagen. Warum ist das wichtig? Die im Wasser
schwebenden einzelligen Algen dienen vielen Tierarten als Nahrung und
nehmen gleichzeitig Nährstoffe wie Phosphat und Nitrat auf. Moderates
Algenwachstum kann also einen positiven Einfluss auf das Gewässer
haben. Übermäßiges Algenwachstum führt hingegen zu einer Abwertung der
Wasserqualität und zur Eutrophierung. Es kommt also auf die richtige
Balance an, die durch extremes Niedrigwasser schnell gestört werden
kann. Die bisherigen Messungen der MOSES-Kampagne zeigen nun: Die
Phytoplankton-Konzentration stieg flussabwärts kontinuierlich an,
zugleich sank die Konzentration des gelösten Phosphors auf null. Das
heißt, dass der Phosphor komplett von den Algen aufgenommen wurde und
folglich ihr wachstumslimitierender Faktor war, erläutert Weitere. Für
das Management von Flusssystemen sei das eine wichtige Erkenntnis.
Dies zeige, dass eine Verringerung von Nährstoffeinträgen auch in
Niedrigwassersituationen dazu beitragen könne, Algenblüten zu
reduzieren.

Anfang Texteinschub

Testkampagne Hydrologische Extreme 2020


Deutsche Bucht - Stoffeintrag aus der Elbe, insbesondere bei
Hochwasser: Erfassen von Sedimentfracht, Wasserqualität, Zustande
mariner Ökesysteme (Biologie)


Hamburger Hafen - Ein Teil der Stofffracht der Elbe lagert sich
hier ab, insbesondere bei Hochwasser: Diese Einträge werden regelmäßig
mit dem Hafenschlamm ausgebaggert und dabei auch chemisch und
biologisch untersucht.


Wehr Geesthacht - Ab hier unterliegt die Elbe den Gezeiten:
Erfassen von Sedimentfracht, Wasserqualität, Zustand aquatischer
Ökosysteme (Biologie)


Entlang der Elbe - Freizeitkonforme Schiffsbefahrung bei
Hochwasser und bei Niedrigwasser: Erfassen von Wasserqualität, Zustand
aquatischer Ökosysteme (Biologie)


Dauermessstellen (D) der Flussgebietsgemeinschaft Elbe und der
Bundesanstalt für Gewässerkunde: Erfassen von Wasserstand,
Wasserqualität, Zustand aquatischer Ökosysteme (Biologie)


Mittlere Einzuggebiete: Beispiel Bode - Erfassen von
Grundwasser, Bodenfeuchte, Abflussbildung, Hochwasser, Niedrigwasser,
Sedimentfracht, Wasserqualität, Zustand aquatischer Ökosysteme
(Biologie)


Kleine Einzugsgebiete: Beispiel Müglitztal - Erfassen von
Atmosphärendynamik, Gewitter, Starkregen, Grundwasser, Bodenfeuchte,
Abflussbildung, Hochwasser

Ende Texteinschub

Nährstofftransport in die Nordsee

Egal ob die Elbe wenig oder viel Wasser mit sich führt, am Ende mündet
sie in die Nordsee und gerät damit in den Fokus der
MOSES-Küstenforscher. Sie untersuchen die Stofffracht, die die Elbe
ins Meer schwemmt bei Niedrigwasser und bei Hochwasser. Dazu gehören
Nährstoffe, organisches Material wie Algen und Bakterien sowie
Schadstoffe und Sedimente. Dr. Holger Brix vom Helmholtz-Zentrum
Geesthacht erinnert sich noch gut an die Auswirkungen des
Elbehochwassers im Frühsommer 2013, als infolge der großen
Nähstofffracht Algenblüten an mehreren Stellen im Küstenbereich
auftraten. Diese impulsartigen Einträge einer Flutwelle können das
Wachstum von Phytoplankton fördern, das wiederum kann das
Nahrungsangebot für die Fische ändern, beschreibt Brix eine wichtige
Wirkungskette.

Generell ist die Nordsee, genau wie die Elbe, in gewissem Maße auf
Extreme eingestellt. Aber wenn wir jetzt durch den Klima- und
Landnutzungswandel ein anderes Umfeld bekommen, zum Beispiel durch
häufigere Hoch- und Niedrigwasser, den Meeresspiegelanstieg oder auch
durch Überfischung, kann das bestehende System irreparablen Schaden
nehmen, sagt Brix. Um solche Szenarien überhaupt aufstellen und in
einem numerischen Modell berechnen zu können, müssen wir allerdings
erst einmal verstehen, wie das System funktioniert.

Drei Testkampagnen haben die Helmholtz-Küstenforscher mit ihren
Forschungsschiffen in diesem Jahr zwischen Elbemündung und Helgoland
im Rahmen von MOSES absolviert. Dabei haben auch sie so wie ihre
Kollegen vom UFZ auf der Elbe allgemeine Parameter der Wasserqualität
gemessen und Wasserproben im Hinblick auf Veränderungen der Nähr- und
Schastofffrachten analysiert. Bei den Messkampagnen ging es aber vor
allem darum, den Weg eines möglichen Elbehochwassers zu verfolgen und
das Messkonzept für diese Anforderung zu optimieren. Dafür stellten
die Wissenschaftler mithilfe ihrer Computermodelle zuerst eine
Prognose der Strömungsverhältnisse in der Deutschen Bucht auf. Dies
ist wichtig, weil an der Nordseeküste sowohl die Gezeiten als auch die
Hintergrundströmung die Ausbreitung des Elbe-Ausstroms steuern, betont
Holger Brix. Anschließend machten sie auf zwei Forschungsschiffen den
Wasserkörper der Elbe und dessen Ausdehnung anhand der mitgeführten
Stofffracht ausfindig. Während die Messgeräte auf den Schiffen
fortlaufend Daten erhoben, modellierten die an der Kampagne
beteiligten Helmholtz-Forscher an Land parallel dazu die aktuellen
Strömungsverhältnisse und lotsten so die Schiffe in das zu erwartende
Zielgebiet des Elbe-Ausstroms.

Damit die Kooperation der MOSES-Wissenschaftler im Fall eines
Hochwassers der Elbe problemlos vonstattengeht, müssen Abläufe wie
diese zur Routine werden. Deshalb dienten die drei Testkampagnen nicht
nur dazu, die Sensorik zu testen und wissenschaftliche Daten zu
sammeln. Sie sollten vor allem auch die mobilen Messungen und die
Online-Kommunikation zwischen den Schiffen und mit dem Land überprüfen
und etwaige Schwächen aufdecken, die im Ernstfall die nicht zu
wiederholenden Messungen gefährden könnten. Käme es im Realfall zu
einem extremen Hochwasser in der Elbe, hätten die Forscher an der
Küste zwar mindestens eine Woche Zeit, bis das ablaufende Wasser aus
der Elbe in die Nordsee strömt. Dann jedoch muss alles perfekt
funktionieren, sagt Holger Brix.

MOSES-Generalprobe 2020

Doch was passiert eigentlich mit den Daten, die die MOSES-Forscher
erheben? Gemeinsam mit den Langzeitdaten der Observatorien und
Satellitendaten bilden sie die Beobachtungsgrundlage, auf der die
Wissenschaftler Zukunftsszenarien entwickeln können. Die
Herausforderung liegt auch hier in der systemübergreifenden
Betrachtung der ablaufenden Prozesse. Deswegen koppeln die Forscher
die verschiedenen Modellansätze. Nur so können sie die Auswirkungen
von dynamischen Ereignissen und die dadurch ausgelösten
Wechselwirkungen zwischen atmosphärischen, hydrologischen und
terrestrischen Erd- und Umweltsystemen analysieren und besser
verstehen. Gleichzeitig sind die Ergebnisse aus den Computermodellen
notwendig, um den Einsatz und das Design des MOSES-Beobachtungssystems
an die zu erwartenden Ereignisse anzupassen.

Damit das aber klappt, müssen die Daten zuerst so aufbereitet werden,
dass sie als leicht zugängliche, nachhaltige und vielfältig nutzbare
Datenprodukte verfügbar sind (FAIR-Prinzip). Deshalb arbeiten die
Forscher derzeit an einem gemeinsamen Portal für die Metadaten, dessen
Prototyp kommendes Jahr online gehen soll. Interessierte
Wissenschaftler können darin nach bestimmten Schlagworten suchen und
als Rechercheprodukt einen Link zu den gewünschten Daten erhalten.
Doch MOSES will mehr. Künftig, so der Anspruch, sollen Daten, die in
einer laufenden Kampagne erhoben werden, nahezu in Echtzeit allen
beteiligten Partnern für die Auswertung zur Verfügung stehen. Ein
solches Tool wird auch helfen, das Messdesign ad hoc anzupassen und zu
verbessern. Derzeit tüfteln die Wissenschaftler daran, welche
Variablen infrage kommen, um eine Kampagne in 'real time' zu steuern.
Spätestens Ende 2021 wollen sie auch dafür Lösungen präsentieren.

Noch aber liegt das in der Ferne. In Sichtweite ist dagegen die große
Testkampagne Hydrologische Extreme. Bereits im kommenden Jahr werden
die sieben hier beteiligten Helmholtz-Zentren unter Federführung des
UFZ den Einsatz ihrer Mess- und Sensorsysteme testen, vom Müglitztal
über die Elbe bis in die Nordsee. Die Einzelaktivitäten dieses Jahres
werden dann zu einer übergreifenden Messkampagne zusammengeführt.
Organisatorisch und logistisch bedeutet dies ein deutliches Mehr: an
Messgeräten, weil bis dahin die meisten der neuen Messsysteme
einsatzfähig sein werden, an Daten, die aus der Atmosphäre, von der
Landoberfläche, aus den Flüssen und von der Küste zusammenlaufen, und
an beteiligten Personen. Auch die Einsatzzeit wird auf sechs Monate,
von April bis September, ausgedehnt. Denn in diesem Zeitraum besteht
eine realistische Chance, den Testeinsatz auch unter realen
Bedingungen zu proben. Diese Kampagne soll zeigen, wie
gemeinschaftliche Forschung dank abgestimmter Logistik und
funktionierenden Messsystemen ab dem Jahr 2022 gelingen kann, um bei
Extremereignissen wie Hitze und Dürre, Starkregen oder Hochwasser
rasch vor Ort zu sein und die komplexen langfristigen Auswirkungen auf
unsere Umweltsysteme zu erforschen, sagt Ute Weber. Eine einzelne
Institution könne eine solche Infrastruktur weder aufbauen noch
betreiben.

Anfang Texteinschub

MOSES - Modular Observation Solutions for Earth Systems


Mit MOSES (Modular Observation Solutions for Earth Systems) baut die
Helmholtz-Gemeinschaft bis 2022 ein flexibles und mobiles Messsystem
zur Erd- und Umweltbeobachtung auf. Knapp 30 Millionen Euro investiert
Deutschlands größte außeruniversitäre Forschungsorganisation aus
Mitteln des Bundes und der Länder in den Aufbau von MOSES und stärkt
damit ihre führende Position und Sichtbarkeit in der internationalen
Erdsystemforschung.


Neun Forschungszentren sind am Aufbau von MOSES beteiligt:


- Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ (Koordination)

- Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

- Forschungszentrum Jülich (FZJ)

- Helmholtz-Zentrum Potsdam, Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ

- GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

- Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und
Küstenforschung (HZG)

- Alfred-Wegener-Institut - Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI)

- Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt (HMGU)

- Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)


www.moses-helmholtz.de

https://blogs.helmholtz.de/moses/de/

Ende Texteinschub


Dr. Ute Weber, Projektkoordinatorin MOSES

ute.weber@ufz.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Neben Geräten zur Messung der Bodenfeuchte testeten die
Wissenschaftler im oberbayerischen Fendt unter anderem auch den
Einsatz von Hyperspektralkameras, um die Bodentemperatur und den
Zustand der Vegetation zu messen. Bei den nächsten Kampagnen werden
diese Kameras auf Flugzeugen installiert und die Daten aus der Luft
gemessen.

- Die Cosmic Ray-Technologie basiert im Kern darauf, dass ein Detektor
die Anzahl der Neutronen in der Luft zählt, welche durch den Eintritt
der kosmischen Strahlung in die Erdatmosphäre entstehen. Diese
Teilchen dringen auch in den Boden ein, werden jedoch meist zurück in
die Luft reflektiert. Treffen sie allerdings auf Wasserstoffatome,
werden sie stark abgebremst und schaffen es nicht zurück an die
Erdoberfläche. Da Wasser zwei Wasserstoffatome enthält, kann also mit
dem Neutronenzähler die Bodenfeuchte gemessen werden.

- Auf dem Magdeburger Domfelsen, einer Sandsteinformation in der Elbe,
die nur bei Niedrigwasser sichtbar ist, konnte man bis in die Mitte
des Flusses spazieren bereits das zweite Jahr in Folge.

- In den 2019 absolvierten MOSES-Testkampagnen wurde eine Vielzahl der
neuen Messgeräte erstmals im mobilen und kombinierten Einsatz
getestet. Unter anderem verfolgten Miniballons Starkregen und Gewitter
bis in die Stratosphäre (a); Drohnen wurden eingesetzt, um
Treibhausgase zu messen (b); am Boden kamen Pollen- und Aerosolmesser
zum Einsatz (c); Multiparametersonden gaben Auskunft über die
Wasserqualität (d); Gravimeter beobachteten die Grundwasservorräte
(e); Küstenforscher nutzten autonome Messsysteme wie Glider, die
eigenständig vorgegebene Routen abfahren und ein breites Spektrum an
Parametern messen können (f).

 * 
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FORSCHUNG/1577: Waldbrände in Zeiten des Klimawandels (IUFRO)

International Union of Forest Research Organizations - 10. Januar 2020

Waldbrände in Zeiten des Klimawandels

Waldbrände nehmen infolge des Klimawandels weltweit zu. Der Bericht
einer internationalen Expertengruppe trägt dazu bei, Risiken zu
erkennen, Zusammenhänge zu verstehen und entsprechend zu handeln, um
Katastrophen zu verhindern.



Die verheerenden Waldbrände in Australien beherrschen schon seit
Wochen die Schlagzeilen vor allem aufgrund ihres noch nie dagewesenen
Ausmaßes. Waldbrände sind in vielen Ökosystemen an sich ein
natürliches Phänomen, doch infolge zunehmender Hitze- und
Trockenperioden aber auch durch steigenden Besiedelungsdruck und nicht
nachhaltige Landnutzung werden sie weltweit häufiger, größer und
katastrophaler. Wir müssen uns dieser neuen Realität stellen und einen
neuen Umgang mit Waldbränden finden.

Eine internationale Expertengruppe hat dazu vor genau einem Jahr die
Publikation "Global Fire Challenges in a Warming World" vorgelegt. Die
Arbeit ist das Ergebnis intensiver Zusammenarbeit von Wissenschaftlern
der International Union of Forest Research Organizations (IUFRO) und
des Waldprogramms der Weltbank (PROFOR). Sie hat zum Ziel, die
komplexen Wechselbeziehungen zwischen Waldbrand, Klima, Landnutzung
und Gesellschaft verständlich darzustellen und zur Entwicklung von
dringend erforderlichen Strategien und Lösungen beizutragen.

Die Experten sehen ein integriertes und auf regionale Verhältnisse
zugeschnittenes Konzept zur Risikoreduktion als Schlüssel zu einem
dauerhaft erfolgreichen Waldbrandmanagement. Dabei spielen die
Aufklärung und Mitarbeit der lokalen Bevölkerung, sowie von
Landbesitzern, Unternehmen und öffentlichen Interessengruppen eine
entscheidende Rolle. Gemeinsam müssen wir lernen, auf die veränderte
Waldbrandsituation und den Klimawandel besser zu reagieren, damit
Natur- und Kulturlandschaften auch für zukünftige Generationen
erhalten und lebenswert bleiben.

Publikation: 

International Union of Forest Research Organizations, 2018. Global
Fire Challenges in a Warming World. Robinne F.-N., Burns J., Kant P.,
de Groot B., Flannigan M.D., Kleine M., Wotton D. M. (eds.).
Occasional Paper No. 32. IUFRO, Vienna, 2018.

Die International Union of Forest Research Organizations
(IUFRO) mit Sitz in Wien, Österreich, ist eine weltweite
Organisation, die sich mit Waldforschung und verwandten
Wissenschaften befasst. Ihre Mitglieder sind Forschungsinstitute,
Universitäten und einzelne Wissenschaftler sowie Entscheidungsträge
und andere Gruppen mit einem thematischen Bezug zu Wald und Bäumen:
www.iufro.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.01.2020

International Union of Forest Research Organizations - 10. Januar 2020

Abteilung Kommunikation

E-Mail: office(at)iufro.org

Internet: www.iufro.org
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WALD/191: Unsere Wälder wachsen unter dem Einfluss des Klimawandels langsamer (idw)

Universität Greifswald - 16.01.2020

Unsere Wälder wachsen unter dem Einfluss des Klimawandels langsamer




Buche, Eiche und Kiefer sind wirtschaftlich bedeutende Baumarten. Die
Sommertrockenheit beeinträchtigt immer mehr das Wachstum von Buche und
Eiche im Ostseeraum. Dagegen wird das Wachstum der Kiefer stärker von
den Winterbedingungen beeinflusst. Dabei gibt es regionale
Unterschiede. In Norddeutschland, Südschweden und Westpolen vollzieht
sich der Wandel schneller als im Osten Polens und in den baltischen
Staaten. Ein internationales Forschungskonsortium unter Greifswalder
Leitung wertete Daten von über 300 Waldstandorten aus. Die Ergebnisse
sind in der Zeitschrift Global Change Biology (doi:10.1111/gcb.14966)
veröffentlicht.




[image: Foto: © Karolina Janecka]

Kiefernwälder am Ostseestrand

Foto: © Karolina Janecka



Das Wachstum der Laubbäume Buche und Eiche wird im gesamten südlichen
Ostseegebiet von der deutschen Küste bis Estland hauptsächlich von den
Sommerbedingungen, insbesondere der Wasserversorgung, bestimmt.
Weiterhin wird der Einfluss der Sommertrockenheit mit all ihren Folgen
in den letzten 30 Jahren immer stärker. Selbst die Buche, die
hierzulande oft als trockenheitsresistent gilt, wird durch
Sommertrockenheit mehr und mehr beeinflusst.

Aber auch die veränderten Winterbedingungen wirken sich auf das
Wachstum der Laubbäume aus. Eine mögliche Erklärung ist, dass der
Effekt der Schädigung von Feinwurzeln in extrem kalten Wintern im
Süden des Untersuchungsgebiets in den letzten 30 Jahren immer weiter
abgenommen hat. Das Wachstum des Nadelbaums Kiefer wird stärker von
milderen Winterbedingungen als von der Sommertrockenheit beeinflusst.
Dies liegt wohl daran, dass die Kiefer als immergrüner Baum auch in
wärmeren Wintern Photosynthese betreiben kann.

In unseren Wäldern müssen heute die Baumarten gepflanzt werden, die
mit den Klimabedingungen der Zukunft am besten klarkommen und auch in
Zukunft noch Erträge ermöglichen. Dies ist gegenwärtig Inhalt der
forstwirtschaftlichen Diskussion. Vor diesem Hintergrund untersuchten
Dr. Jill Harvey, Alexander von Humboldt Stipendiatin am Institut für
Botanik und Landschaftsökologie, die gastgebende Arbeitsgruppe von
Professor Martin Wilmking sowie die Arbeitsgruppe von Professor Jürgen
Kreyling anhand von Baumringen, wo und in welchem Umfang das Wachstum
der Bäume in der Vergangenheit von welchen klimatischen Bedingungen
beeinflusst wurde, ob es dabei räumliche Muster gab und wo die größten
Änderungen auftraten.

An der internationalen Studie waren neben der Universität Greifswald,
der TU München
(https://www.tum.de/), der Universität Göttingen
(http://www.uni-goettingen.de/) und der TU Dresden
(https://tu-dresden.de/) auch Forschungseinrichtungen aus Polen,
Estland, Lettland, Litauen, Schweden und Kanada beteiligt.

Originalpublikation:

Harvey, J. E. et al. (2019): "Tree growth influenced by warming winter
climate and summer moisture availability in northern temperate
forests," in Global Change Biology.

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1111/gcb.14966

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news729995

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/207: Feuer in Amazonien - Eine Ursachenforschung (ARA Magazin)

ARA Magazin 25, 2019/20 - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz e.V.

Feuer in Amazonien

Eine Ursachenforschung



Seit Brasiliens rechtsgerichteter Präsident Jair Balsonaro
Amazonien zur "Entwicklung" freigegeben hat, ist die Zahl der Brände
wieder deutlich angestiegen. Als der Leiter des Nationalen Instituts
für Weltraumforschung (INNE) im August dieses Jahres die neuesten
Zahlen zur Entwaldung vorstellte, wurde er vom Präsidenten der Lüge
bezichtigt und entlassen.

Was derzeit in Brasilien geschieht, hat der langjährige Leiter des
Brasilienbüros der Heinrich Böll Stiftung, Thomas Fatheuer, in einer
aktuellen Studie beschrieben.


Die Dynamik der Entwaldung wird seit langem erforscht, und die
wichtigsten Tendenzen sind gut dokumentiert. Weltweit sind es vier
große Faktoren: Vieh, Soja, Palmöl und Holz. Im brasilianischen Teil
Amazoniens sind es vor allem die ersten beiden.

Durch Satellitenbilder ist gut nachvollziehbar, was auf den
entwaldeten Flächen geschieht: Auf mehr als 60 Prozent entstehen
Viehweiden. Die mit Entwaldung verbundene Ausdehnung der
Viehwirtschaft in Amazonien hat in einem Zeitraum von etwa 20 Jahren
stattgefunden. Zwischen 1985 und 2005 wuchs die Zahl der Rinder von 15
auf 74 Millionen. Seitdem lässt sich eine Konsolidierung auf relativ
hohem Niveau feststellen. 2016 waren es etwa 80 Millionen Rinder in
Amazonien und um die 210 Millionen in ganz Brasilien.

Soja spielt ebenfalls eine wichtige Rolle für die Dynamik der
Entwaldung. Oft ist es nicht die direkte Ursache der Entwaldung, denn
ein großer Teil der Ausweitung der Sojaflächen vollzieht sich auf
bereits abgeholzten Rinderweiden. Doch da die Zahl der Rinder nicht
sinkt, verlagert sich die Viehzucht in die neuen Rodungsgebiete.

Die Expansion des Sojaanbaus konzentriert sich stark auf den
Bundesstaat Mato Grosso. Hier wuchs die Anbaufläche von 1,2 Mio.
Hektar im Jahre 1991 auf 9,5 Mio. Hektar im Jahre 2018.

Wer steckt hinter der Entwaldung?

Eine Antwort bei der Suche nach den Ursachen ist so banal wie
folgenreich: weil sich die Umwandlung ökonomisch lohnt. Diese Aussage
ist nicht so trivial, wie sie auf den ersten Blick erscheint.
Landwirtschaft in Amazonien wurde lange als unmöglich oder zumindest
unrentabel eingestuft. Offensichtlich wurden vorhandene Potentiale
dabei unterschätzt oder missachtet. Der Sojaanbau hat sich
insbesondere in Mato Grosso mit staatlicher Unterstützung zu einer
hochtechnisierten und modernen Landwirtschaft entwickelt, die ähnliche
Hektarerträge erzielt wie die US-Landwirtschaft.

Damit hat sich auch eine neue Machtelite innerhalb des Agrobusiness
etabliert. Der ehemalige Gouverneur von Mato Grosso und größte
Sojaproduzent des Landes, Blairo Maggi, wurde zu einem wichtigen
Unterstützer der Regierung Lula, Landwirtschaftsminister unter
Präsident Temer und zu einem der exponiertesten und international
vernetzten Vertreter des brasilianischen Agrobusiness.

Auch die brasilianischen Fleischerzeuger haben in den letzten
Jahrzehnten eine atemberaubende Modernisierung vollzogen. Der
Schlachthauskonzern JBS Friboi stieg zum größten Fleischverarbeiter
der Welt auf, wurde zum wichtigsten Finanzier der Wahlkämpfe in
Brasilien und steht seit 2017 im Mittelpunkt der Korruptionsskandale,
die das Land erschüttern.

Erst Rinder, dann Soja

Allerdings war die Modernisierung im Agrarsektor nur partiell.
Viehzucht ist weiterhin eingebunden in die Logik der Ausweitung der
Agrargrenze. Um Entwaldung lohnend zu machen, muss Viehzucht
offensichtlich nicht sehr produktiv sein. Denn nach wie vor bedeutet
die Anlage von Viehweiden auf ehemals bewaldeten Flächen eine
Wertsteigerung des Landbesitzes.

Die Aneignung von Land ist zu einem großen Teil illegal - entweder,
weil der Erwerb von Land nicht auf legalen Landtiteln beruht, oder
weil Landbesitzer nicht die strengen Umweltauflagen beachten: Im Biom
Amazonas dürfen Landbesitzer nur 20 Prozent des Waldes abholzen. Die
fehlende Durchsetzung rechtsstaatlicher Normen und umweltpolitischer
Auflagen im Hinblick auf die Nutzung der Landflächen ist damit auch
eine bedeutende Ursache für das Voranschreiten der Entwaldung. Kurz
gesagt: Fehlende Kontrolle, mangelndes Funktionieren des Rechtsstaates
und (falsche) ökonomische Anreize gelten gemeinhin als entscheidende
Ursachen der Entwaldung und sind daher Ansatzpunkte für politische
Strategien zur Verminderung der Entwaldung.




[image: Nach Zahlen des brasilianischen Weltrauminstituts INPE sind von August 2018 bis Ende Juli 2019 insgesamt 9762 m² Wald zerstört worden. Ein Anstieg von 30% gegenüber Vorjahr. - Grafikquelle: © ARA Magazin 25, 2019/20]

Grafikquelle: © ARA Magazin 25, 2019/20




Brasilien reduziert Entwaldung - eine Erfolgsgeschichte

Im Jahr 2009 betrug die Entwaldung nur 7.500 km² um sich dann in den
folgenden Jahren bei einer Größe zwischen 5.000 und 8.000 km²
einzupendeln. Zwischen 2004 und 2011 betrug der Rückgang der
Entwaldung in Amazonien 77,5 Prozent. Wie konnte es zu diesen
eindrucksvollen Zahlen kommen?

Alle Studien- und Untersuchungen gehen davon aus, dass es eine
Kombination verschiedener Maßnahmen war. Entscheidende Elemente waren
die Ausweisung neuer Schutzgebiete, die verstärkte Kontrolle gegen
illegale Abholzungen, die Verhängung hoher Strafen und die
Mobilisierung der Zivilgesellschaft.

So ermittelten Umweltbehörden und Justiz im Bundesstaat Para gegen 20
Großgrundbesitzer und 11 Schlachthöfe, die von diesen Fazendas
beliefert wurden. Dies führte zu Strafen in Höhe von etwa 700
Millionen Euro für illegale Abholzung. Lebensmittelkonzerne und
Supermarktketten kappten daraufhin ihre Geschäftsbeziehungen zu den
betroffenen Betrieben.

Die Schutzgebiete wurden zwischen 2002 und 2010 um 695.363 km²
erweitert, die meisten davon liegen in Amazonien und respektieren die
wirtschaftlichen Aktivitäten der traditionellen Bevölkerung. Auch die
Konzentration auf Kommunen mit besonders hohen Entwaldungsraten erwies
sich als erfolgreich.

Keine Entwarnung: Entwaldung steigt wieder

2012 lag die Entwaldung bei unter 5.000 km². Seither schwankten die
Werte zwischen 5.000 und 8.000 km² mit aktuell deutlicher Tendenz nach
oben. Ein entscheidender Faktor ist offensichtlich die Verabschiedung
des Waldgesetzes im Jahre 2012, dem ein langes Ringen zwischen
Umweltgruppen und dem Agrobusiness vorangegangen war.

Ein wichtiger Erfolg der Umweltlobby war die Beibehaltung der
80-Prozent-Klausel für Amazonien: Landbesitzer dürfen hier nur 20
Prozent ihrer Fläche abholzen. Der Erfolg der Agarlobby lag in der
Flexibilisierung vieler Regeln und vor allem in der Amnestie für alle
Entwaldungen bis 2008. Sie schuf ein neues Schlupfloch für die
Legalisierung illegaler Rodungen, indem diese als "bis 2008"
registriert werden.

Außerdem sind durch verschiedene Gesetzesinitiativen Flächen von
Schutzgebieten vermindert und das Budget der brasilianischen
Umweltschutzbehörde IBAMA drastisch reduziert werden. So schrumpften
die Mittel für die Kontrolle der Entwaldung in Amazonien zwischen 2013
und 2016 von 121 Millionen auf 65 Millionen Reais. Die Zahl der
Kontrolleure verminderte sich im selben Zeitraum um 30 Prozent. Damit
wurden die beiden zentralen Elemente wirkungslos, die die Reduzierung
der Entwaldung möglich gemacht haben: die Einrichtung und
Konsolidierung von Schutzgebieten sowie eine effektive Kontrolle
illegaler Entwaldung.

Der Sojaboom geht weiter

2018 lag die brasilianische Sojaproduktion mit 117 Millionen Tonnen
nur knapp hinter der des Weltmarktführers USA. Mehr als 80 Millionen
Tonnen wurden exportiert, der größte Teil davon nach China; In die EU
gelangten etwa 15 Prozent der Exporte.

Ein weiterer Ausbau des Sektors ist geplant, stößt derzeit aber auf
logistische Probleme. Nach wie vor wird der größte Teil des Sojas mit
LKWs von Mato Grosso zu den über 2.000 Kilometer entfernten Häfen von
Santos und Paranaguá transportiert. Um die Häfen im Norden zu
erreichen, ist nun eine 933 km lange Eisenbahnstrecke geplant," die
die Sojaanbaugebiete in Mato Grosso mit Häfen am Rio Tapajós verbinden
soll.

Alles deutet darauf hin, dass das unter dem Namen Ferrogrão
bekannte Projekt auch für die Regierung Bolsonaro Priorität hat. Der
Minister für Infrastruktur, Tarcisio Freitas, hat den Bau der
Eisenbahnlinie als Bedingung für die Steigerung des Sojaanbaus um 71
Prozent (!) in der Region benannt und eine "Revolution für das
Agrobusiness" mittels der Eisenbahnlinie versprochen.

Das rohstoffbasierte und exportorientierte Entwicklungsmodell
Amazoniens erscheint aus der Sicht des Mainstreams der brasilianischen
Politik durchaus als Erfolgsmodell. Die Profite aus der Entwicklung
von großflächiger Landwirtschaft, von Viehzucht und Bergbau sind die
treibenden Faktoren, verbunden mit der Möglichkeit, große Flächen von
Land anzueignen und zu entwalden.

Der Widerstand wächst

Die Menschen der Region, indigene Völker, traditionelle Gemeinschaften
und Kleinproduzenten, aber auch die Bevölkerung der kleineren Städte
sind nicht Ziel und kaum Nutznießer der Entwicklung. Vielfach werden
sie als "Entwicklungshindernis" wahrgenommen.

Darin liegt aber auch eine Chance: Indigene Völker, traditionelle
Gemeinschaften sowie Kleinbauern und andere soziale Gruppen sind nicht
mehr nur das Opfer von Entwicklung - sie leisten Widerstand und sind
Teil des Kampfes um das Entwicklungsmodell in Amazonien geworden. Sie
brauchen unsere Unterstützung.


Die lesenswerte Studie "Amazonien heute - Eine Region
zwischen Entwicklung, Zerstörung und Klimaschutz" (64 Seiten) ist hier
erhältlich: 

https://www.boell.de/de/2019/09/02/amazonien-heute

 * 

Quelle:

ARA Magazin 25, 2019/20, Seite 8 - 11

Arbeitsgemeinschaft Regenwald und Artenschutz e.V.

August Bebel Str. 16-18, 33602 Bielefeld
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Das ARA Magazin erscheint jährlich.

Mitglieder und Förderer von ARA erhalten es kostenlos.
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Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - Dezember 2019

ESSAY

Umweltbeobachtung - aufwendig, aber unverzichtbar

von Peter Dietrich



Wer den Zustand der Umwelt beurteilen will, wer verstehen will, wie
sie sich in der Vergangenheit verändert hat und warum, wer mithilfe
von Computermodellen prognostizieren will, wie sie sich unter den
Bedingungen des Klima- und Landnutzungswandels künftig entwickeln
wird, muss die Umwelt beobachten, braucht Daten. Die gibt es bereits
reichlich, und dank neuer Satellitenmissionen, einer global vernetzten
Infrastruktur (Internet of Things) oder der Einbindung von Citizen
Science werden es mit rasanter Geschwindigkeit mehr. Doch wenn
Fragestellungen konkreter werden und wir komplexe Umweltsysteme
detaillierter analysieren wollen, stellen wir oft fest, dass die Daten
noch immer nicht ausreichen, um plausible Antworten zu geben. Etwa
weil Daten fehlen, zum Beispiel aus weit entlegenen und schwer
zugänglichen Regionen, oder nicht das gemessen wurde, was im konkreten
Fall benötigt wird. So können mit Fernerkundungsmethoden Ökosysteme
zwar flächendeckend beobachtet werden. Doch wenn es darum geht,
Prozesse in Ökosystemen zu analysieren und zu beurteilen, können ihre
Aussagekraft begrenzt und die Unsicherheiten bei der Interpretation
groß sein. Dann sind zusätzliche Messungen direkt in den Systemen
erforderlich - im Boden, an Bäumen, in Flüssen oder in Städten.

Um die Herausforderungen und Komplexität von Umweltbeobachtungen
deutlich zu machen, kann ein Vergleich mit der Diagnostik in der
Medizin helfen. Da steht der Mensch im Mittelpunkt. in der
Umweltbeobachtung sind es die Umweltkompartimente Boden, Luft oder
Wasser und ihre Wechselwirkungen. Und wie in der Medizin tragen auch
in der Umwelt die Untersuchungen am gesunden Objekt ganz wesentlich
zum grundlegenden Verständnis darüber bei, wie verschiedene Funktionen
und Prozesse miteinander zusammenhängen - und helfen am Ende,
Krankheiten vorzubeugen oder sie zu heilen.

Es gibt zwar deutliche Unterschiede zwischen medizinischer Diagnostik
und Umweltbeobachtung bezüglich der Größe und Zugänglichkeit des
Objektes. Was aber die Untersuchungskonzepte und -methoden betrifft,
sind sie sehr ähnlich. Die visuelle Inspektion eines Patienten ist
vergleichbar mit der Fernerkundung in der Umwelt. Reicht diese äußere
Betrachtung nicht aus, geht es mit verschiedenen physikalischen
Verfahren weiter in die Tiefe. Lässt sich auch mit diesen
nichtinvasiven Methoden nicht alles abklären, müssen mithilfe
invasiver Methoden Proben entnommen und analysiert werden.

Im direkten Vergleich hat die medizinische Diagnostik den Vorteil,
dass der generelle Aufbau des Untersuchungsobjektes (der Mensch),
seine Organe und deren Funktionen zumindest grundsätzlich gleich und
sehr gut bekannt sind. Außerdem können Befunde aufgrund tausender
bereits durchgeführter Studien oft sehr gut interpretiert werden.
Methodische Vorgehensweisen und Interpretationsansätze von einem
Ökosystem auf ein anderes zu übertragen, ist da durchaus schwieriger.

Umweltbeobachtungen zu konzipieren, ist vergleichsweise einfach, wenn
deren Ziel klar definiert ist und geeignete Modelle existieren, welche
die Zustände und Funktionen der zu untersuchenden Systeme beschreiben.
Sensitivitätsanalysen etwa können ermitteln, auf welche Veränderungen
das System besonders sensibel reagiert - eine wichtige Information, um
festzulegen, worauf die Beobachtungen zu fokussieren sind und welche
räumliche und zeitliche Auflösung benötigt Wird. Ob sich das
Untersuchungskonzept technisch realisieren lässt, muss dann anhand des
Standes der Technik und einer Kosten-Nutzen-Analyse beurteilt werden.
Besteht eine Diskrepanz zwischen Konzept und praktischer
Realisierbarkeit, kann dies auch Antrieb für neue technologische
Entwicklungen sein.

Kontinuierliche, langfristig betriebene Messprogramme sind
 unerlässlich, um zwischen außergewöhnlichen Einzeleffekten und
 bedeutsamen Trends zu unterscheiden.


Schwieriger ist es, wenn Zusammenhänge und Prozesse identifiziert oder
quantifiziert werden sollen, die bisher nur unzureichend verstanden
sind. So gibt es, getrieben durch die Limitierung materieller und
personeller Ressourcen, seit Jahren einen intensiven
wissenschaftlichen Diskurs darüber, welche Beobachtungsparameter denn
nun die richtigen seien und über welche Zeiträume sich die
Beobachtungen erstrecken sollten. Denn Umweltsysteme reagieren oft mit
starker zeitlicher Verzögerung auf sich ändernde Umweltbedingungen,
was in vielen Fällen für eine langfristige Beobachtung spricht.

Eines der bekanntesten Beispiele für die Bedeutung langfristiger
Umweltbeobachtung ist die Messung des CO2-Gehalts der Atmosphäre am
Vulkan Mauna Loa auf Hawaii, die 1958 von Charles David Keeling
initiiert wurde. Welche Bedeutung diese Messung einmal haben würde,
war damals nicht zu erahnen. Doch Mitte der 1970er Jahre lieferten die
jahrelang gesammelten Daten das erste messtechnische Indiz dafür, dass
der Mensch das weltweite Klimageschehen beeinflusst. Keeling und seine
Nachfolger konnten die Messungen bis heute fortsetzen. Die daraus
resultierende Datenreihe des CO2-Gehalts in der Atmosphäre und ihre
grafische Darstellung - die Keeling-Kurve - zählt ohne Zweifel auch
über die Grenzen der Naturwissenschaft hinaus zu den bekanntesten
Grafiken der neueren Wissenschaftsgeschichte.

Kontinuierliche und langfristig betriebene Messprogramme sind also
unerlässlich, um zwischen außergewöhnlichen Einzeleffekten und
bedeutsamen Trends zu unterscheiden, Entwicklungen von Ökosystemen
sicherer vorherzusagen und Anpassungs- oder Vermeidungsoptionen zu
prüfen. Das UFZ betreibt deshalb seit vielen Jahren eigene
Forschungsinfrastrukturen (TERENO, GCEF) zur langfristigen
Umweltforschung und ist mit diesen auch in verschiedenen
internationalen Forschungsnetzwerken (ICOS, LTER) involviert.

Vor Herausforderungen ganz anderer Art steht die Umweltforschung
jedoch, wenn es darum geht, die langfristigen Auswirkungen
kurzfristiger Extremereignisse wie Hitzewellen, Dürren oder Hochwasser
vorherzusagen, bei denen sowohl der Zeitpunkt als auch der Ort des
Eintretens selten langfristig vorhersehbar sind. Die messtechnische
Untersuchung solcher Ereignisse erfordert eine deutlich größere
Flexibilität, als sie fest installierte, kontinuierlich betriebene
Messsysteme wie bei der langfristigen Umweltbeobachtung bieten können.
Eine solche flexible, modulare und mobile Infrastruktur soll bis zum
Jahr 2022 unter dem Dach der Helmholtz-Gemeinschaft entstehen. Mehr
über dieses ambitionierte Vorhaben, das den Namen MOSES trägt -
Modular Observation Solutions for Earth Systems - können Sie im
nachfolgenden Titelthema (*) lesen.


Prof. Dr. Peter Dietrich

Leiter des Departments Monitoring und Erkundungstechnologien

(*) MOSES - zur rechten Zeit am rechten Ort

im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/fakten/ufaf1578.html

 * 
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GENTECHNIK/318: Glyphosat - und so weiter und so fort ... (SB)



Trotz der vielen Proteste in der Bevölkerung gegen den Wirkstoff
Glyphosat nimmt dessen Gebrauch sowohl als Herbizid als auch als
Sikkationsmittel weltweit deutlich zu. Dadurch gelangt mehr und mehr
Glyphosat in Futter- und Lebensmittel. Die gesundheitlichen
Auswirkungen dessen sind noch unerforscht, und die viel zu laschen
Risikobewertungen der Behörden beruhen auf veralteten Daten. Diese
stammen aus einer Zeit, als die Landwirte nur halb oder ein Viertel
so viel Glyphosat eingesetzt haben wie heute, heißt es in einer
Untersuchung im Journal "Food" vom Dezember 2019. [1]

Über gentechnisch veränderte Sojabohnen, die als Futtermittel
beispielsweise aus den USA, Argentinien und Brasilien importiert
werden, nicht zuletzt weil in der Europäischen Union ein Anbauverbot
für Gentechsoja besteht, gelangt das Herbizid, das unter Markennamen
wie Roundup vertrieben wird, auch in hiesige Futtertröge und von dort 
in die Nahrungskette des Menschen. Forschungsleiter Thomas Böhn vom 
norwegischen Institut für Marineforschung in Tromsö sagte gegenüber 
der Internetseite FoodNavigator, daß man das toxische Pestizid 
Glyphosat eigentlich überhaupt nicht in der Nahrungskette antreffen 
sollte. [2]

In den drei genannten Ländern verbleiben pro Saison schätzungsweise
2.500 bis 10.000 Tonnen Glyphosat als Rückstände in den Pflanzen und
werden somit von Tier und Mensch konsumiert. Um die potentielle
Giftigkeit des einst vom Agrokonzern Monsanto und heute unter anderem
von Bayer vertriebenen Totalherbizids wird seit Jahren eine
kontroverse Debatte geführt. Im Jahr 2015 hat das Internationale
Krebsforschungsinstitut (IARC), das der Weltgesundheitsorganisation
unterstellt ist, Glyphosat als "wahrscheinlich krebserregend"
eingestuft. Wohingegen die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) und die Europäische Chemikalienagentur
(ECHA) wenige Jahre darauf Entwarnung gaben, indem sie feststellten,
daß keine hinreichenden Belege für einen Zusammenhang zwischen
Glyphosat und Krebs existieren.

Laut Böhn und seinem Co-Autoren Erik Millstone von der Universität
von Sussex in Brighton hat sich von 1996 bis 2014 die Glyphosatmenge,
die pro Behandlung auf dem Feld ausgebracht wird, mehr als
verdoppelt. Zugleich hat sich ungefähr im gleichen Zeitraum auch die
Häufigkeit, mit der Glyphosat pro Saison versprüht wird, von zwei- auf
mehr als viermal verdoppelt. Außerdem gehen die Forscher davon aus, daß
ein oder zwei Ausbringungen erst gegen Ende der Saison durchgeführt
werden, was die Rückstandsmenge von Glyphosat in den weitgehend
ausgereiften Sojabohnen um das bis zu Zehnfache erhöht.

Inzwischen wird das Mittel auch vermehrt zur Sikkation
(Reifesteuerung) von nicht gentechnisch veränderten Sojabohnen
benutzt. Das heißt, daß die grünen Anteile des besprühten Krauts, das
im Unterschied zu gentechnisch veränderten Bohnen nicht immun ist
gegenüber Glyphosat, regelrecht austrocknen und verdorren. Die Bohnen
jedoch reifen aus und können geerntet werden. Sikkation wird unter
anderem betrieben, um die Bohnen rechtzeitig vor einem angekündigten
Regenwetter reifen zu lassen und zu ernten oder auch, um zu
vermeiden, daß sie aufwendig getrocknet werden müssen.

Sojabohnen sollten unter "repräsentativen" und "realistischen"
Bedingungen geprüft werden, fordern die beiden Forscher und begründen
ihren Standpunkt mit einer Vielzahl von Argumenten. Dazu zählen:

- In Fütterungsstudien ist festgestellt worden, daß selbst geringe,
noch unterhalb der Grenzwerte liegende Glyphosatmengen die
Sterblichkeit erhöhen sowie die Fruchtbarkeit und Reproduktionsrate
beeinträchtigen.

- Bei einer Neubewertung der Toxizität von Glyphosat sollte nicht nur
der Wirkstoff für sich genommen analysiert werden, sondern auch in
Kombination mit Begleitstoffen, wie sie beispielsweise in dem
Markenprodukt Roundup verwendet werden. Jene Begleitstoffe können die
Toxizität um ganze Größenordnungen erhöhen. Das stellt den bisherigen
Grenzwert der Tagesdosis in Frage.

- Glyphosat-basierte Herbizide sind in rund 750 Formulierungen
enthalten, was die Angelegenheit weiter verkompliziert. Zudem treten
synergistische Effekte aufgrund des Zusammenspiels mit anderen
Agrochemikalien und Schwermetallen auf.

- Die gentechnisch veränderte Sojabohne "Balance Bean" ist gegen drei
Wirkstoffe - Glyphosat, Glufosinatammonium und Isoxaflutol - immun.
Bei der Risikobewertung wurde jedoch überhaupt keine Fütterungsstudie
durchgeführt. Dennoch hat die EFSA den Import dieser Bohne in die EU
genehmigt.

- Saatgut und Proben von GM-Pflanzen sind nicht offen verfügbar,
womit ein unabhängiges Überprüfen der Angaben verunmöglicht wird. Ein
Schutz der öffentlichen Gesundheit kann daher nicht gewährleistet
werden.

Da sich der Umgang der Landwirtschaft mit Glyphosat gewandelt hat,
wäre es eigentlich erforderlich, die administrativen Bestimmungen der
Realität anzupassen. Doch die Risikoanalysen der Aufsichtsbehörden
stammten noch aus einer Zeit, als die Bohnen mit viel geringeren als
den heute üblichen Dosen besprüht wurden, warnen die Forscher. Sie
sprechen von einer "Wissenslücke" und einem "potentiell gefährlichen
Unterschätzen des Gesundheitsrisikos für Konsumierende". Von daher
sollten alle machbaren Maßnahmen ergriffen werden, um die Einnahme
von Glyphosat zu vermeiden und auch keine Sikkation mehr zu
betreiben.

Die Beobachtungen ähneln denen, die der Schattenblick bei seinen
Recherchen vor zehn Jahren vor Beginn der breiten Glyphosatdebatte
gemacht hatte: Die EU genehmigt Sikkationsmittel, deren
potentielle Schadenswirkungen entweder von vornherein gar nicht oder
aber viel zu oberflächlich untersucht worden sind. [3] Offenbar hat
sich daran seitdem kaum etwas geändert. "Schutz der öffentlichen
Gesundheit" und "Vorsorge" bleiben Täuschungsbegriffe, die allein den
Zweck haben, die Menschen zu beruhigen, sprich: zu befrieden, damit
sie willfährig schlucken, was ihnen vorgesetzt wird.


Fußnoten:

[1] https://www.mdpi.com/2304-8158/8/12/669

[2] https://www.foodnavigator.com/Article/2020/01/16/Much-higher-herbicide-residues-found-in-glyphosate-resistant-soybeans-Glyphosate-should-not-be-in-the-food-chain

[3] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umko0005.html
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ERSTAUFLAGE/1041: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3047 (SB)

Leo Lukas

Der Sextadim-Span

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3047



Galaxis Ancaisin, Spoornsystem, Basslat, 27./28. Oktober 2046 NGZ

Beim Absturz der Windstadt Lahossd wird die aus Galaktikern, Cairanern
und dem Ramie-Steward Remalhiu ke-Keelac bestehende Gruppe, die
versucht hatte, weitere Index-Bewahrer VECUs zu finden,
auseinandergerissen. Die Parapsychologin Oxana Schmitt wird
verschüttet und muß von der oxtornischen Kosmopsychologin Siad Tan
gerettet werden. Beide werden von dem Hermaphroditen
Iwán/Iwa Mulholland per Schmerzensteleportation ins vereiste Umland in
Sicherheit gebracht. Ihren Okrill Phylax mußte Siad Tan dabei
zurücklassen. Das schwer verletzte Tier befindet sich allerdings in
Donn Yaraduas Obhut, der zusammen mit den cairanischen Index-Bewahrern
Wavalo Galparudse und Ewlungini Haissigh von Remalhiu ke-Keelac zu
einer Rettungskapsel geführt wird. Diese schafft es gerade noch zur
Verlorenen Stadt Gmilat, wo Remalhius Tochter Motaj lebt. Remalhiu
hatte gehofft, seine Gäste loszuwerden, bevor er seine Tochter
besucht. Er befürchtet, die Cairaner könnten die Aufmerksamkeit der
Phersunen wecken und will seine blinde Tochter nicht in Gefahr
bringen. Er fühlt sich ohnehin für den Untergang Lahossds
verantwortlich, weil er die Fremden dorthin geführt hat. Deshalb
bringt er Wavalo Galparudse und Ewlungini Haissigh außerhalb Gmilats
in der Trutzburg Eisnest unter. Donn Yaradua darf ihn hingegen zu
seiner Tochter begleiten. Phylax erholt sich langsam wieder und findet
in Motaj eine fürsorgliche Betreuerin, denn die Ramie hat sich schon
immer für exotische Tiere eingesetzt.

Wo die beiden anderen Index-Bewahrer abgeblieben sind, weiß niemand.
Remalhiu schickt einige Ramie los, die dafür bekannt sind, sich gerne
als Geheimagenten aufzuspielen. Sie sollen zur Absturzstelle
zurückkehren und nach Spuren der Cairaner suchen. Tatsächlich spüren
sie sie auf und benachrichtigen Remalhiu, der daraufhin Donn Yaradua
losschickt, um die Index-Bewahrer unauffällig ins Eisnest zu geleiten.
Sie berichten, sie hätten einen beschädigten phersunischen Roboter
gefunden und seinen Speicher ausgewertet. Darin war nichts von
Index-Bewahrern zu finden. Stattdessen die Begriffe Gry O'Shannon,
Tibo Wanderer und eine Personenbeschreibung von Iwán/Iwa Mulholland.
Die Index-Bewahrer versuchen im Verbund einen fünften der Ihren namens
Bru Shaupaard zu rufen.

In der Zwischenzeit haben sich Siad Tan, Iwán/Iwa Mulholland und Oxana
Schmitt auf den Weg gemacht. Ihnen begegnet wie aus heiterem Himmel
der Trotone Monboddo, der von dem Advokaten der Kandidatin Phaatom
beauftragt worden ist, nach Gry O'Shannon, Tibo Wanderer und
Mulholland zu fahnden. Er behauptet, sich auf einer Pilgerreise zu
befinden und bietet dem kleinen Grüppchen an, es zu einem Raumhafen zu
führen. Siad Tan spürt gleich, daß ihr neuer Begleiter nicht die
Wahrheit sagt, obwohl er sie zu gangbaren Pfaden führt. Sie fühlt ihm
auf den Zahn, deckt Widersprüche in seinen Erzählungen auf und
verlangt dann, daß er ihnen die Koordinaten des angeblichen Raumhafens
übergibt und dann alleine weiterzieht. Als er bereits außer Sichtweite
ist, bereut sie plötzlich, ihn nicht gleich getötet zu haben.

Das kleine Grüppchen stößt nach etlichen Stunden Fußmarsch auf die von
Remalhiu ausgesandten "Ramie-Agenten", von denen die Galaktiker
erfahren, daß es in der Nähe gar keinen Raumhafen gibt. Man landet
schließlich beim Eisnest, wo der mentale Ruf der Index-Bewahrer zum
Erfolg geführt hat. Der fünfte Index-Bewahrer Bru Shaupaard taucht mit
einer kleinen Windstadt auf, dem Windcasino GOLDREGEN. Er ist der
Träger des Sextadim-Spans, den er vor einem Jahr an sich genommen
hatte, um ihn in Sicherheit zu bringen.

Der Splitter der VECU, eine transparente, nur knapp einen Zentimeter
durchmessende Scheibe, die in seinem Nacken sitzt, ist vollständig in
seinem Bewußtsein untergetaucht und hat ihm eine andere Identität
aufgezwungen. Über viele Monate wurde der eigentlich egozentrische
Cairaner in eine untergeordnete, dienende Rolle gezwungen und mußte
der Präsidentin des Casinos jeden Wunsch erfüllen. Nun hat die
Anwesenheit der Phersunen auf Basslat und der Ruf der anderen
Index-Bewahrer sein wahres Bewußtsein wieder befreit, woraufhin er das
Casino sofort übernommen hat. Er teilt seinen Artgenossen mit, daß sie
die letzten Index-Bewahrer in Ancaisin sind. Und so verlieren sie
keine Zeit und versetzen sich sofort in Trance, um auf den Index der
VECU zuzugreifen. Ohne Umstände können sie den Galaktikern daraufhin
die Koordinaten des Zugangs zur Zerozone liefern, der sich auf
Khaiguna im Siuvarsystem befindet.

Plötzlich taucht das Spezialschiff des phersunischen Advokaten über
dem Eisnest auf und eröffnet das Feuer. Monboddo ist mit an Bord. Er
bestreicht die Anwesenden mit Paralysestrahlen. Doch Iwán/Iwa kann mit
Wavalo Galparudse und Bru Shaupaard gerade noch wegteleportieren. Siad
Tan gibt nur vor, gelähmt zu sein. Als Monboddo ihr Fesseln anlegen
will, greift Phylax an und zerfleischt den Trotonen. Als Synn Phertosh
daraufhin auf das Tier anlegt, springt die Oxtornerin dazwischen und
wird von dem Advokaten erschossen.

Da begehen die drei verbliebenen Index-Bewahrer Selbstmord. Ihre Köpfe
fangen an zu leuchten. In diesem Moment der Ablenkung taucht Iwán/Iwa
Mulholland wieder auf und kann Donn Yaradua, Oxana Schmitt und Phylax
in Sicherheit bringen. Der Onryone Jalland Betazou, der in einer
ZALTERTEPE-Jet Basslat umkreist, sammelt sie und die beiden
überlebenden Index-Bewahrer auf und bringt sie zur TESS QUMISHA, die
wieder in die RAS TSCHUBAI einschleust. Das Omniträgerschiff macht
sich sofort auf den Weg ins Siuvarsystem, um zur Zerozone zu gelangen.

Auch die Phersunen verlassen das Spoornsystem. Der auf Basslat
zurückgebliebene Remalhiu findet in den Überresten des Eisnestes einen
Speicherkristall von Shaupaard. Darauf sind Dokumente gespeichert,
deren Besitz Remalhiu nun zum alleinigen Aktionär GOLDREGENS macht.
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